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(Wiederaufnahme um 9 Uhr.)
Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Einen schönen gu-

ten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Darf ich Sie ein bisschen um Ruhe ersuchen!

Wir nehmen die Sitzung des Gemeinderates wieder
auf.

Ganztägig entschuldigt sind GR Eppinger, GR Gstött-
ner, GR Ing. Holawatsch, GRin Dr. Kickert, GR Mahdalik,
GRin Dr. Ngosso, GRin Nowak, GRin Ing. Rompolt, GRin
Rychly und GR Stark. Zeitweise entschuldigt sind die Ge-
meinderätInnen Mag. Arnoldner, Mag. Aslan, GR Ornig
und GR Taborsky.

Die Beratung der Voranschlagsentwürfe der Bundes-
hauptstadt Wien für die Jahre 24 und 25 sowie des Ge-
bührenprüfantrages wird fortgesetzt.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe
für Innovation, Stadtplanung und Mobilität, und ich darf die
Frau Amtsf. StRin Mag. Sima ersuchen, hier Platz zu neh-
men.

Als erste Rednerin ist heute Frau GRin Dipl.-Ing.
Arapović zu Wort gemeldet. Selbstgewählte Redezeit sind
elf Minuten. Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Dipl.-Ing. Selma Arapović (NEOS): Frau Vorsit-
zende! Werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau
Stadträtin, guten Morgen! Werte Zuschauerinnen und Zu-
schauer im Livestream!

Heute um 9 Uhr machen wir weiter mit unserer
Budgetdebatte, und ich darf beginnen, über die Stadtpla-
nung zu reden, Stadtplanung, Innovation und Mobilität.
Ich habe schon oft die Gelegenheit gehabt, hier meine
Faszination für die Stadtplanung kundzumachen und ich
nutze auch diesmal die Gelegenheit, zu sagen, wie faszi-
nierend diese Aufgabe ist, eine Stadt zu planen. Aber es
ist auch eine sehr herausfordernde Aufgabe. Es geht um
Stadtentwicklungsgebiete, Stadtquartiere. Es geht einer-
seits um die neu zu erschließenden Gebiete, die den An-
forderungen an den Klimaschutz, die Ressourcenscho-
nung, bezahlbaren Wohnraum, Freizeitmöglichkeiten,
ausreichend Grünflächen und attraktiven öffentlichen
Räumen gerecht werden müssen. Andererseits ist es
auch die kontinuierliche und bedachte Modernisierung
des Bestandes, um hier auch mit den Entwicklungen
Schritt zu halten und unsere Stadt auch für die Zukunft
noch lebenswerter zu erhalten. Und für diese Doppelfunk-
tionen braucht es wirklich eine gute Klarheit, Innovations-
geist und Engagement von vielen, vielen Beteiligten in die-
ser Stadt. (Beifall bei den NEOS.)

In der Geschäftsgruppe haben wir wirklich viele ein-
zelne kleine Projekte, aber andererseits auch ganz, ganz
große. Und ich möchte hier betonen, dass auch die kleins-
ten Projekte, sei es Asphaltierungen der Straßen oder
Ähnliches, nicht so unbedeutend sein können, weil sie
auch ihren Beitrag für unsere lebenswerte Stadt und die
Zukunft Wiens leisten. (Beifall bei den NEOS.)

Aber wenn wir von den großen Bildern sprechen, was
ganz wichtig ist und was ich hier hervorheben möchte, ist
ein zentrales Steuerungsinstrument der Stadtentwick-
lungsplan 2035, der gerade jetzt in Ausarbeitung ist. Wo-
rum geht es da? Einerseits geht es um die Fortschreibung
vom Stadtentwicklungsplan 2025, aber andererseits wird

dieser unter neuen Schwerpunkten auch aktualisiert und
erweitert. Der STEP 2035 soll wesentlich zum Klima-
schutz in unserer Stadt und zu Anpassungen an den Kli-
mawandel beitragen und auch die Themen der Leistbar-
keit, der sozialen Infrastruktur, Digitalisierung, Mobilität,
neuen Arbeitsformen und die regionalen Perspektiven ad-
ressieren. Er formuliert auch unsere öffentlichen Stadtent-
wicklungsziele und ist auf Grund der Langfristigkeit, auf
die er aufgesetzt ist, eine Grundlage für sowohl die öffent-
lichen als auch die privaten Investitionen in unserer Stadt.

In der Stadtplanung werden generell keine Inseln ge-
staltet. Für das Funktionieren der Stadt ist es essenziell,
dass die einzelnen Stadtquartiere, die einzelnen Grätzl
nicht nur in sich gut erschlossen, sondern dass sie auch
in ein funktionierendes, dichtes Netzwerk eingebunden
sind. Und dieses Netz besteht aus vielfältigen Verkehrs-
und Kommunikationsverbindungen, die die Lebensader
unserer Stadt darstellen. Es umfasst ja auch Straßen,
Wege, Plätze, Verkehrsmittel, Radwege, die die Stadt so-
wohl zusammenziehen, sie aber auch so verbinden, damit
sie auch in sich gut funktionieren kann.

Hier möchte ich nur ein wichtiges Projekt hervorheben,
das im Jahr 2024 sehr stark als Schwerpunkt ausgearbei-
tet wird, und das ist die Verlängerung von der U1-Alauda-
gasse zum Stadtentwicklungsgebiet Rothneusiedl. Diese
Anbindung leitet eigentlich die gesamte Entwicklung in
Rothneusiedl ein. Dort werden wir vor die Herausforde-
rungen gestellt, nachhaltige Energiekonzepte umzuset-
zen, energieeffiziente Gebäude zu errichten und die städ-
tische Landwirtschaft einzubinden. Auch historische Vor-
gaben wie der Haschahof sollen eingebunden werden,
dort soll der Zukunftshof weiter geleitet werden, der für
Nachbarschaft, Kunst, Kultur erhalten bleiben und so als
produktive Stadtlandwirtschaft sowie Reallabor funktionie-
ren soll.

Auf der anderen Seite, im 20. Bezirk, gibt es das letzte
innerstädtische Stadtentwicklungsgebiet Nordwestbahn-
hof, wo wir auch viele verschiedene Aufgaben zu lösen
haben, und wo wir uns auch die Ziele gesetzt haben wie,
wie gehen wir mit der klimafitten Stadtgestaltung um, wie
funktioniert eine soziale Durchmischung, wie können die
Grünräume gestaltet werden. Und darüber hinaus geht es
auch um die gute Anbindung von diesem innerstädtischen
Stadtentwicklungsgebiet durch die Straßenbahnlinie 12,
die neu errichtet wird. Auch hier haben wir Teile, die zum
Bestand gehören, das sind die Backsteinhallen, die zum
Teil restauriert, zum Teil erweitert und einer neuen öffent-
lichen Nutzung zugeführt werden.

Neben all diesen physischen Verbindungen ist das
Netz auch ein soziales Gefüge, das Menschen, Ideen,
Räume verknüpft, es besteht aus Parks und Grünflächen,
die zur Erholung und als Treffpunkte dienen. Daher ist
auch in dieser Geschäftsgruppe ein massiver Ausbau die-
ser Infrastrukturstruktur wichtig, und es wird viel investiert.
Gerade jetzt geht es zum Beispiel um die Planung und
Vorbereitungsarbeiten vom Freizeitpark Mühlschüttel an
der Oberen Alten Donau, wo in den nächsten zwei Jahren
Erholungsflächen samt Badezugang entstehen sollen.
Genauso haben wir auch die Renovierung der Sunken
City gegenüber der Copa Beach vor, auch hier mit vielen
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verschiedenen Inhalten, die in den kommenden drei Jah-
ren auch umgesetzt werden und wo die Aufenthaltsquali-
tät an der Neuen Donau auch angehoben werden soll.

Das Netz in der Stadt besteht aber auch aus Geschäf-
ten und Dienstleistungen, die den Alltag erleichtern und
auch bereichern. In der Geschäftsgruppe werden zahlrei-
che Projekte zu diesem Thema unterstützt, ich erwähne
nur die Wiener Märkte, die wirklich einen besonderen Bei-
trag für die Grätzlbelebung leisten, wie zum Beispiel der
Kutschkermarkt in der letzten Zeit. Aber andererseits geht
es um die Aufwertung der Flächen, wie zum Beispiel auch
um die Parkanlagen neben dem Naschmarkt, wo auch der
Naschmarkt als Markt in weiterer Folge Erweiterung er-
fahren soll. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)

Es sind also viele verschiedene Netze, und in diesem
Gefüge spielt jede einzelne Komponente eine entschei-
dende Rolle. Die lebens- und klimafitten Grätzln bieten ei-
nerseits eine gute Aufenthalts- und Lebensqualität auf der
lokalen Ebene, aber andererseits gibt es auch größere
Zentren, wo sich Kultur und Wirtschaft abspielen, das sind
auch ganz wichtige Knotenpunkte in der Stadt. Und dieses
gesamte Netz ist das Gerüst, das das Leben in unserer
Stadt treibt und gleichzeitig auch trägt. Mit zunehmender
Dichte dieses Netzes entfaltet sich auch eine wachsende
Komplexität. Und da muss man wirklich bei jedem Eingriff
ganz sorgfältig überlegen und ein tiefes Verständnis für
dieses Netz, für diese Strukturen haben, um sie zu erwei-
tern, zu modernisieren, aber sie auch nicht zu zerstören.
Das kann wirklich sehr komplex sein, und wir sind immer
vor die Herausforderung gestellt, nicht vor dieser Komple-
xität zurückzuschrecken, sondern da können wir uns tat-
sächlich den Daniel Kehlmann zu Gemüte fügen, der in
seinem Buch „Die Vermessung der Welt“ sagt, wann im-
mer einen die Dinge erschreckten, sei es eine gute Idee,
sie zu messen.

Das führt mich jetzt zum letzten Punkt meiner Rede,
und das ist jetzt nicht die Vermessung der Welt, sondern
die MA 41, die Stadtvermessung. Sie leistet für unser Ver-
ständnis, für unser Weitermachen einen wahnsinnig wert-
vollen Beitrag und geht oft in den Diskussionen unter, da
das jetzt nicht Projekte sind, die für die Öffentlichkeit sehr
gut präsentierbar sind. Aber dennoch sind sie wichtig und
es sind wirklich zahlreiche Projekte, die von der MA 41
umgesetzt werden und uns helfen, ein digitales Abbild un-
serer Stadt darzustellen. Einerseits geht es zum Beispiel
um das Mobile Mapping oder die Befahrung, die alle drei
Jahre erfolgt.

Wie funktioniert das? Die öffentlichen Räume werden
mittels Mobile Mapping Technologie digitalisiert, die Fahr-
zeuge werden durch die gesamte Stadt geschickt und
nehmen Bilder von der Stadt ab. Diese Bilder sind nicht
nur die Abbilder, sondern diese Bilder helfen uns auch,
bestimmte Gebiete, Entfernungen zu messen. Das sind
also Bilder, mit denen man wirklich weiterarbeiten kann,
die in die Planung auch einfließen können. Dann geht es
auch um die flächendeckende Befliegung des Wiener
Stadtgebietes. Jedes Jahr werden senkrecht aufgenom-
mene Bilder gemacht und alle drei Jahre werden auch
Schrägluftbilder gemacht, die uns helfen, uns auch ein

dreidimensionales Verständnis von unserer Stadt zu ma-
chen. Das ist wirklich keine Selbstverständlichkeit.

Diese Bilder werden archiviert, und somit haben wir
immer einen Ist-Zustand der Stadt beziehungsweise kön-
nen auch nachverfolgen, wie sich unsere Stadt entwickelt.
Das ist wirklich sehr wertvoll und toll, bildet aber auch eine
Grundlage für die Erstellung des geoZwilling. Und was ist
das? Der digitale Zwilling ist ein virtuelles und semanti-
sches 3D-Abbild der Stadt, der auf all diesen Messdaten
aufgebaut ist. Dieses Abbild hilft uns wirklich, die Verknüp-
fungen von Fachdaten, Planungen und Simulationen zu
erstellen und somit ganz genau die Interventionen, die wir
in der Stadt umsetzen, einzuplanen, und so werden die
Abläufe in der Stadt viel besser und viel effizienter durch-
geführt.

Und dennoch, werte KollegInnen und Kollegen, es
geht nicht um Punkte, Vektoren und Linien in der Stadt.
Wir machen das alles für die Menschen, wir machen das
alles, damit unser Gemeinschaftsgefüge auch stattfinden
kann, gelebt werden kann, damit der Zusammenhalt auch
besser funktioniert und damit wir, alle Wienerinnen und
Wiener, ein gutes Gefühl der Zusammengehörigkeit zu
unserem Wien haben. - Vielen Dank. (Beifall bei NEOS
und SPÖ.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste ist Frau
GRin Mag. Sequenz zu Wort gemeldet, und ich erteile es
ihr. Selbstgewählte Redezeit sind sechs Minuten. Bitte,
Frau Gemeinderätin.

GRin Mag. Heidemarie Sequenz (GRÜNE): Sehr ge-
ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ei-
nen wunderschönen guten Morgen, liebe Kollegen und
Kolleginnen! Und auch die ZuseherInnen am Livestream
begrüße ich recht herzlich!

StR Hanke eröffnete seine Rede gestern mit den Wor-
ten, es geht um die Zukunft Wiens, und das finde ich wirk-
lich einen sympathischen Zugang. Wenn ich so zurückbli-
cke, und eine Budgetdebatte ist immer so der Moment, wo
man auf die letzten zwei Jahre zurückblickt, muss ich sa-
gen, das Credo unserer Anträge war genau das, die Zu-
kunft Wiens. Und wenn ich so an die Anträge aus unserem
Ressort denke, die hatten eigentlich alle den Klimafahr-
plan vor Augen, teilweise waren sie sogar eins zu eins zi-
tiert, und sie wurden alle abgelehnt. Also das möchte ich
schon an dieser Stelle erwähnen, wenn es um die Zukunft
Wiens geht. Ich finde das schade, ich bin aber nicht belei-
digt, und deswegen beginne ich jetzt gleich mit einem Lob.

Wien kann viel - Selma hat gerade einiges erwähnt -,
nicht umsonst ist es eine der lebenswertesten Städte der
Welt. (Zwischenruf.) - Okay, die SPÖ regiert diese Stadt
seit 45/46, die Stadt hat sehr viel zu bieten. (Zwischenruf
von GR Ernst Woller.) Das (lachend) ist jetzt so bezeich-
nend, was du sagst. - Was haben wir, was zeichnet Wien
aus? Ja, der soziale Wohnbau, du hast gerade gesagt,
Donauinsel, diese ganzen Gebiete, ein stabiles Öffi-Netz,
das ist etwas, worum uns andere Städte beneiden.

Aber es gibt auch Bereiche, wo uns andere Städte
schon seit einigen Jahren abgehängt haben, Paris,
Barcelona, Ljubljana zum Beispiel. Und das sind Berei-
che, wo es um die Verteilung der öffentlichen Verkehrsflä-
chen geht, da ist Wien anders. (GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan
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Gara: Das glaub ich nicht!) Und es ist schade, denn vor
allem die SPÖ hätte die Möglichkeiten, in dieser Stadt mit
ihrem Wahlergebnis sehr viel zu machen, so quasi ist das
ja fast eine Alleinregierung. Und wenn man nach Paris
schaut, Anne Hildago, ich möchte das nur an einem einzi-
gen Beispiel demonstrieren, was die dort erreicht hat. Am
Boulevard Sebastopol fahren in einer Woche 117.000
Radler. In einer Woche, also das sind Zahlen, das können
wir uns gar nicht vorstellen, und dass wir uns hier diese
Stadt nicht als Beispiel nehmen, das finde ich schade.
(Beifall bei den GRÜNEN. - GR Thomas Weber: Die ha-
ben breitere Straßen in Paris, das ist kein Beispiel!) - Sie
können sich dann gerne zu Wort melden, Kollege. - Wien
ist anders in diesem Bereich, hier ist nichts heiliger als ein
Parkplatz oder sogar eine Fahrbahn, und das hat der SPÖ
ja auch diesen Spitznamen „SPÖ Diesel“ eingetragen.
(GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: In welchen Krei-
sen?!) Wer sich auf Social Media herumtreibt, kann das
gut nachvollziehen.

Ich habe schon gesagt, die Budgetdebatte ist immer
eine Gelegenheit, Rückschau zu halten, und das möchte
ich jetzt tun. Was waren so die Themen, die uns beschäf-
tigt haben im letzten Jahr? Und wirklich, nichts verdeut-
licht mehr die Betonpolitik als das Festhalten an diesen
ganzen 70er Autobahnprojekten, dass man heutzutage,
wo die Welt brennt, noch an Monsterprojekten wie einem
Lobau-Tunnel, einer Lobau-Autobahn, einer S-Spange
und einer Stadtstraße festhält, das ist einfach Retro, das
gehört sich nicht mehr. (GR Mag. Manfred Juraczka: Wa-
rum, Sind Sie so modern, gnädige Frau?!) In Paris bauen
sie Radwege, weil jede weitere Straße Verkehr erzeugt.
Und wenn Sie den Wiener Klimafahrplan kennen, dann
werden Sie sehen, dass eigentlich das Gegenteil ge-
wünscht ist, nämlich eine Reduktion, Ich weiß nicht, in
welcher Stadt Sie gerne wohnen würden, Herr Juraczka,
Sie fahren wahrscheinlich ins Schwarze Kamel rüber mit
Ihrem SUV, das ist nicht die Stadt, in der ich wohnen
möchte. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Im
Suff?! - Heiterkeit.) Nein, Entschuldigung, das meinte ich
jetzt anders: SUV, entschuldige, aber ich sage das oft so.
- Schauen wir zurück (noch immer das Lachen unterdrü-
ckend), das Argument für die Stadtstraße war - ich weiß
nicht, ob sich noch wer erinnern kann -, die Entlastung der
Wohngebiete und der alten Ortskerne. Das war das Argu-
ment dafür, mittlerweile kostet es wahrscheinlich eh viel
mehr als eine halbe Milliarde. Und was passiert? Genau
entlang dieser vierspurigen, autobahnähnlichen Straße
entsteht ein Stadtentwicklungsgebiet nach dem anderen.

Und jetzt frage ich, das muss doch irgendjemand hier
auffallen. Wir haben über Widmungen im Oberen Haus-
feld geredet, über Stadtentwicklungspläne im Heidjöchl,
es muss doch irgendjemand auffallen, dass dort eine
Straße entsteht, gerade gebaut wird, die dann Bewohner
mit Verkehrslärm terrorisieren wird. Und ich weiß nicht,
warum sich da bei derartigen Widersprüchen innerpartei-
lich kein Widerstand entwickelt. Außerdem, nicht nur Wi-
dersprüche, sondern ich frage mich auch, welche Prioritä-
ten hier gesetzt werden. Und es sind oft wirklich vor allem
Bezirksvorsteher - immerhin haben Sie, glaube ich, 17
von 23, wenn ich das jetzt richtig im Kopf habe -, wo sehr

viele Widerstände herkommen. Wenn ich zum Beispiel
wieder in die Donaustadt schaue und über Prioritäten
rede, dann fällt mir wirklich immer wieder dieser Sager ein:
Zuerst fahren die Autos im Tunnel und dann kann man mit
mir über Öffis reden? - Herr Juraczka, vielleicht fällt Ihnen
da irgendwas auf, dass das nicht passt. Ich weiß nicht, ich
denke mir, solche Aussagen passen nicht mehr zusam-
men mit dem Jahr 2023, und das in Bezirken, wo wirklich
der öffentliche Verkehr darniederliegt. Wenn man sich an-
schaut, wie die Donaustadt wächst und mit welcher Ge-
schwindigkeit der Öffi-Ausbau wächst, dann weiß man
schon, das wird sich nicht ausgehen können.

Aber es ist nicht nur der fehlende Öffi-Ausbau in den
Flächenbezirken, sondern es sind auch ganz banale
Gründe. Oft ist es ein fehlender Radweg, ein fehlender
Fußweg, der Menschen ins Auto zwingt. Ich möchte Ihnen
das nur an einem Beispiel darlegen: Es wurden vis-à-vis
vom Gewerbepark Stadlau Wohnungen für tausende von
Menschen gebaut, ohne einen einzigen Nahversorger.
Gibt es dort nicht. Die schauen aber genau runter auf den
Spar, der ist wirklich so weit weg wie Sie, nur sie können
nicht hin, weil da die Gleise dazwischen sind. Man hat ein-
fach vergessen, einen Nahversorger dort hinzubekom-
men, und auch auf einen Fuß- oder Radweg, um dort hin-
zugelangen. Und was müssen jetzt die Leute machen?
Entweder sie steigen ins Auto und fahren einen ganz,
ganz großen Kreis, um zum nächsten Spar oder Billa zu
kommen, oder - und das muss man sich einmal vorstel-
len - sie gehen 600 m in die Gegenrichtung, steigen dort
in die Straßenbahn ein, fahren eine Station über die Bahn-
gleise drüber zum Gewerbepark, um dort auszusteigen
und einzukaufen. So schaut es dort aus. Und Sie werden
es nicht glauben, das ist übrigens ein Missstand, wo sogar
der Bezirksvorsteher der Donaustadt mit mir überein-
stimmt und sagt, das gehört geändert, und den Ball an die
Stadt zurückspielt. Und das ist auch der Grund, warum ich
heute hier einen Antrag dazu einbringe. (Beifall bei den
GRÜNEN.) Und was mich ja wirklich besonders ärgert, es
ist gerade dieses Projekt LiDo, links der Donau - das ei-
gentlich nicht schlecht ist, muss ich sagen - mit großem
Tatütata wieder einmal präsentiert worden, und wenn es
dann aber wirklich um Konkretes geht, um fehlende Fuß-
wege - genau darum geht’s in dem Projekt, -, das Zufuß-
gehen in Transdanubien zu promoten, und dann schaut
man sich die Realität an, schaut die halt ganz anders aus.

Zurück zum Blockieren: Schauen wir zurück, oft sind
es Dinge, die eigentlich gar nicht viel kosten, denn bei die-
sem Übergang scheitert es ja angeblich am Geld. Aber es
sind oft Dinge, die gar nicht viel kosten, eine 30er-Be-
schränkung, Radfahren gegen die Einbahn, das kostet ei-
gentlich nichts, aber auch hier wird blockiert, wenn es um
nachhaltige Mobilität geht. Und ich habe jetzt kürzlich in
einer Zeitschrift folgenden Satz gelesen, den möchte ich
Ihnen nicht vorenthalten: Beim derzeitigen Tempo wird die
Gleichstellung von Fahrrad und Autoverkehr voraussicht-
lich in 750 Jahren erreicht. - Also, das sagt schon sehr viel
aus, welche Prioritäten in Wien gesetzt werden. Und auf
diese Weise geht sehr viel öffentlicher Raum verloren,
weil eben vom motorisierten Verkehr nachhaltige Mobilität
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quasi gestohlen wird, es geht viel Platz für Parkplätze ver-
loren, wo Autos 23 Stunden am Tag herumstehen, die
man entsiegeln könnte, der anders genutzt werden
könnte. Und weil hier immer von E-Autos geredet wird, die
nützen uns beim Platzverbrauch genau nichts, außerdem
werden sie immer größer. Beim Feinstaub und beim Lärm
nutzt uns das gar nichts, denn sobald man schneller als
30 fährt, übertönt das Geräusch der Reifen den Motoren-
lärm.

Am Schluss meiner Rede möchte ich auch noch auf
etwas zurückkommen, was gestern immer wieder hervor-
gerufen wurde: Wien wächst. Ich weiß nicht, ob Sie sich
die letzte Prognose angeschaut haben, wo es eher um
eine kleinräumige Stadtentwicklung geht, wo jeder Bezirk
ganz genau angeführt wird, und ich kann Ihnen sagen:
Das ist Shocking! Für die Donaustadt werden 46 Prozent
plus in den nächsten 20 Jahren vorausgesagt. Das erfinde
ich jetzt nicht, das steht auf der Web-Seite der Stadt Wien,
und bei den anderen Flächenbezirken ist es um die 20
Prozent. Und Sie können sich ausrechnen, dass in 20
Jahren die Hälfte der Wiener Stadtbevölkerung in diesen -
sagen wir einmal - 5 Bezirken wohnen wird. Angesichts
dieser Zahlen ist es, glaube ich, notwendig, dass wir hier
andere Prioritäten setzen, gewisse Blockaden aufgeben
und in die Zukunft schauen, so wie es der Herr Stadtrat
gestern gesagt hat. - Vielen Dank fürs Zuhören. (Beifall
bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit waren
12 Minuten, fraktionelle Restredezeit 15 Minuten. Als
Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. O-
lischar, ich erteile es ihr, selbstgewählte Redezeit 15 Mi-
nuten. Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Frau
Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen!

Kollege Juraczka hat es gestern so schön gesagt, es
ist sehr schwierig, sich im Zuge von Budgetdebatten, ob
Voranschlag oder Rechnungsabschluss, nicht zu wieder-
holen und nicht diese Dinge zu sagen, die man hier schon
sehr oft gesagt hat, aber man ist auch nicht gefeit davor,
die Dinge zu hören, die man seit Jahr und Tag immer wie-
der auch von Personen hört, und da möchte ich kurz auch
noch auf meine Vorrednerin von den GRÜNEN eingehen.
Ich bin einigermaßen verwundert, denn gerade die GRÜ-
NEN sind ja immer diejenigen, deren beste Freunde die
Zahlen sind, quasi wissenschaftsbasierte Zahlen, und ich
finde es spannend, dass Sie jetzt Paris als Vorbild neh-
men. In vielen anderen Bereichen, auch Thema Integra-
tion, ist es vielleicht jetzt nicht unbedingt ein Vorbild, aber
(GRin Mag. Heidemarie Sequenz: Das habe ich gesagt!) -
ich komme darauf zurück, Sie haben jetzt das Thema Mo-
bilität hergenommen - ich finde es spannend, Sie werfen
hier mit einer absoluten Zahl um sich, setzen aber nicht in
Relation, dass Paris um ein kleines bisschen größer ist als
Wien, der Kern über 2 Millionen, die Metropole über 12
Millionen Menschen. Und dann sich hinzustellen und zu
sagen, über 100.000 Radfahrer, das ist im Vergleich zu
Wien ein Wahnsinn, finde ich einigermaßen verwunder-
lich. Wenn Sie sich wirklich die korrekten Zahlen an-
schauen wollen würden - und das habe ich jetzt ganz

schnell in der Vorbereitung noch gegoogelt -, schauen Sie
sich doch den Modal-Split von Paris an, da sind nämlich
die Radfahrer nur mit 3 Prozent vermerkt. (Beifall bei der
ÖVP. - GR Mag. Manfred Juraczka: Um Gottes Willen, so
eine radfahrerfeindliche Politik in Paris!) Da wollen wir
nicht hin.

Ich habe noch eine zweite Zahl jetzt ganz schnell her-
vorgekramt, also vielleicht zur Vervollständigung, in Wien
sind wir beim Radverkehr bei 9 Prozent? (Zwischenruf von
GR Felix Stadler, BSc, MA.) Ja, auch aus Paris von 2010.
(Zwischenruf von Amtsf. StRin Mag. Ulli Sima.) - Das
macht nichts, schauen Sie es gerne nach.

Auch bei den Öffis sind wir um einiges besser, auf das
möchte ich jetzt nicht fokussiert eingehen, Kollege Ju-
raczka wird auch noch das Mobilitätsthema ein bisschen
hervorstreichen, aber eine Zahl möchte ich schon noch
mitbringen. Seit 2001 haben wir ein Wachstum an Autos
in Wien um 13 Prozent. Und dieses ansteigende Wachs-
tum ist auch unter anderem in die Regierungsbeteiligung
der GRÜNEN hineingefallen. Auch da wäre es möglich
gewesen, entsprechende Maßnahmen zu treffen. Und
wenn wir bei Maßnahmen sind, dann muss ich Ihnen
schon eines sagen, Kollegen von den GRÜNEN, es sind
nicht immer nur die unmittelbaren Maßnahmen, die eine
Veränderung in der Mobilität bewirken, sondern das sind
ganz viele zusätzliche Anreize, Maßnahmen, die - und da
leite ich dann auch über - mit der Stadtplanung, mit der
Stadtentwicklung zu tun haben. Stichwort kurze Wege:
Habe ich Infrastruktur in meiner Umgebung und kann ich
Dinge überhaupt zu Fuß erreichen? Das hat nix damit zu
tun, ob jetzt ein Parkplatz mehr oder weniger auf Straße
ist, ja, vielleicht auch im entfernten, aber um Gottes Wil-
len, wenn ich zwei Häuser weitergehe, um den Kindergar-
ten zu erreichen, um den Supermarkt zu erreichen, dann
ist es doch viel mehr Anreiz zu Fuß zu gehen oder diese
Wege mit dem Rad zurückzulegen als mit dem Auto. Also
bitte, hören wir auf, nur ideologiebasiert seitens der GRÜ-
NEN auf die Verkehrsteilnehmer hinzuhauen, sondern se-
hen wir diese Mobilitätswende-Veränderung ganz eng
verknüpft mit vielen anderen Maßnahmen, um hier sach-
lich zu diskutieren, um die lebenswerte Stadt auch zu er-
halten. (Beifall bei der ÖVP sowie von GR Mag. Josef
Taucher und GR Erich Valentin.)

Jetzt komme ich zu meinem ursprünglichen Redebei-
trag. Interessanterweise ist es ein bisschen ein unge-
wohntes Szenario, wir haben ja in den vergangenen Ta-
gen und Wochen schon ganz viel über Stadtplanung ge-
sprochen, in den unterschiedlichsten Dimensionen und
Themenbereichen, was mich ja persönlich sehr freut,
dass jetzt dieses Thema auch eine entsprechende Auf-
merksamkeit bekommt. Leider haben wir nicht immer mit
einer positiven Verknüpfung über die Stadtplanung ge-
sprochen, Stichwort Kleingartenverein, Stichwort Rech-
nungshofbericht, aber auch die Bauordnung, wo wir sehr
viele Punkte kritisch gesehen haben, waren Themenbe-
reiche, die wir in den vergangenen Tagen und Wochen
hier ausführlich diskutiert haben. Und das zeigt auch ei-
nes, Stadtplanung steckt überall drinnen. Ich habe es
auch gerade im Zuge der Mobilitätsdebatte angespro-
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chen, auch da natürlich steckt Stadtplanung ganz veran-
kert drinnen. Es steckt auch drinnen bei der Auswahl von
Kindergartenplätzen, also Standorten, wie auch Schul-
standorten oder auch Gesundheitseinrichtungen, Nahver-
sorgung, et cetera. Überall da steckt Stadtplanung drin-
nen.

Gleichzeitig ist es ein Themenbereich, der politisch re-
lativ undankbar ist, gebe ich zu. Warum? Er ist sehr tech-
nisch. Es ist sehr technisch, sich Flächenwidmungspläne
vielleicht auch genauer anzuschauen, die roten Linien und
die roten Buchstaben, die da gezeichnet sind, zu entzif-
fern, sind oft nicht wahnsinnig greifbar. Und es ist sehr,
sehr langfristig. Wenn wir heute etwas beschließen, dann
greift das meistens erst in Jahren. Und die letzte Kompo-
nente, die auch nicht immer dankbar ist, es ist ein einer-
seits unemotionales, aber gleichzeitig hochemotionales
Thema. Was meine ich damit? Ich habe noch niemanden
getroffen, der gesagt hat, super Flächenwidmungsplan.
Entweder, es ist komplett wurscht, oder helle Aufregung.
Und das ist gerade für die Politik natürlich sehr schwierig,
vor allem, wenn man jetzt auch in einer Rolle ist, Verant-
wortung zu übernehmen. Und da verstehe ich auch, dass
man sich dann eher auf diese Dinge politisch fokussiert,
die sichtbar sind. „Quick wins“: Visualisierungen, Stra-
ßenumbau, Mobilität, da passiert schnell was, das ist
greifbar, das ist sichtbar, und nicht wie ein Stadtentwick-
lungsgebiet, ein Flächenwidmungsplan, der erst Jahr-
zehnte später sichtbar, greifbar wird.

Und das sehen wir auch jetzt im Budget abgebildet,
dass sich hier bei den Verbesserungen des Straßen-
raums, Oberflächengestaltung auch finanziell etwas tut.
Und ja, das ist auch wichtig, es ist wichtig, den Straßen-
raum entsprechend zu gestalten. Es gibt auch sehr viele
Projekte, die wir gut finden, aber dennoch bleibe ich bei
meinem Credo, das ein bisschen undankbar ist, man
muss gerade bei der Stadtplanung auch hinter die Fas-
sade blicken und sich genau die Instrumente anschauen,
die überhaupt Stadtplanung erst ermöglichen, die sie be-
einflussen, Rahmenbedingungen, die wir hier politisch
auch vorgeben, die dann Auswirkungen auf die Praxis ha-
ben und wie dann die Stadt auch konkret ausschaut.

Und dieser Werkzeugkoffer ist relativ prall gefüllt in der
Stadt. Eines möchte ich kurz herausnehmen - Kollegin
Arapović hat es auch schon angeschnitten -, den STEP,
den Stadtentwicklungsplan, der gerade auch in neuer
Ausarbeitung ist, und ich bin schon sehr gespannt, was
dann schlussendlich das Ergebnis sein wird. Aber eines
habe ich bislang bei den Stadtentwicklungsplänen oder
auch generell im Zugang der Stadtplanungspolitik in Wien
vermisst, und zwar eine konkrete Vision: Wo Wien hin-
möchte, wie wir unsere Stadt weiterentwickeln wollen.
Und da komme ich auch auf das Bild zurück, das Kollegin
Arapović vorhin gezeichnet hat, die Insel, wo Sie gemeint
haben, wir sind ja keine Insel in dem Sinn. Leider habe ich
genau den Eindruck, dass die Stadt sich Insel für Insel -
ich habe immer gerne das Bild des Keksausstechers pas-
send auch jetzt in die Weihnachtszeit hergenommen -, im-
mer nur Projekte für Projekte für Projekte hernimmt.

Die Stadt fokussiert sich immer nur auf ihre Projekte.
Legitim, aber es gibt ganz viele andere Stakeholder drau-
ßen, die auch mit den Instrumenten, mit der Vision der
Stadt arbeiten müssen, die sich in diesem Biotop bewe-
gen, und da merkt man einfach, die werden oft links liegen
gelassen. Die vermissen Transparenz, die vermissen
Nachvollziehbarkeit, egal, ob es um Prozesse geht, egal,
ob es um Instrumente geht. Und mein politisch-unterneh-
merisches Verständnis ist, dass ich mir schon regelmäßig
anschaue, ob das, was ich in dem Fall tue, welche Maß-
nahme ich setze, welche Instrumente ich in der Stadt
habe, auch den gewünschten Effekt bringt, ob das über-
haupt das bringt, was ich mir vorgenommen habe. Und ich
stelle die Behauptung auf, dass ganz viele Instrumente,
Werkzeuge in diesem stadtplanerischen Werkzeugkasten
schon lange nicht mehr wirksam sind. Ob das jetzt der
Fachbeirat ist, ob das die städtebaulichen Verträge sind,
die reformiert gehören und auch transparent gemacht
werden, ob das Masterpläne sind, die herumkugeln und
als Basis hergenommen werden sollten, ob das Fachkon-
zepte sind. Es wird was verfasst, dann wird das präsen-
tiert. Und dann: Tja. Wenn ich mir diese Fachkonzepte an-
sehe, die Formulierungen, die da drinnen sind, sind derart
schwammig, dass so viel interpretierbar ist. Und ich habe
es schon oft an dieser Stelle gesagt, ich behaupte, du
kannst in der Stadt alles umsetzen, du brauchst nur das
richtige Fachkonzept, da lässt sich alles hineininterpretie-
ren, da lässt sich alles entsprechend umsetzen.

Und das kann in Wahrheit nicht sein, sehr geehrte Da-
men und Herren, denn wenn ich diese Politik der
Schwammigkeit, der Intransparenz, der Interpretierbarkeit
weiterziehe, dann schaffe ich genau das, was oft in dieser
Branche so kritisiert wird. Ich schaffe einen Nährboden
für - im schlimmsten Fall - Korruption, Undurchsichtigkei-
ten, Freunderlwirtschaft, Dinge, die auch der Rechnungs-
hof zuletzt in seinem Bericht kritisiert hat. Warum schauen
wir dort nicht hin, vor allem die in der Regierung verant-
wortlichen Parteien, um Verbesserungen in dieser Rich-
tung nachzuschärfen? Warum gibt es diesen Anspruch
nicht, zu sagen, okay, da haben wir vielleicht ein Problem,
da haben wir eine Herausforderung, da müssen wir ge-
nauer hinschauen? - Nein, Teflon, es prallt ab, jegliche
Kritik, jede Problemanalyse, jeder Vorschlag perlt ab: Wir
sind gut. Wir sind super. Es läuft alles perfekt. Es gibt
überhaupt keinen Grund, irgendwo nachzuschärfen. -
Und das ist nicht mein Verständnis von Politik, sehr ge-
ehrte Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich möchte abschließend noch ein Thema anreißen.
Ich habe es bei der Bauordnung schon getan, ich habe es
bei vergangenen Reden auch schon getan und ich möchte
das auch in Zukunft noch einmal verstärkt in den Fokus
rücken, da ich glaube, ein Thema kommt generell in der
Stadtplanungspolitik der Stadt zu kurz, und das ist die
Stadtteilerneuerung. Klingt auch technisch. Aber was
heißt das konkret? Schauen wir uns doch bestehende
Stadtteile an, schauen wir uns an, wie wir Stadtteile, die
bestehen, nutzen können, um Herausforderungen der Zu-
kunft besser bewältigen zu können. Und da geht es ganz
klar um das Thema Klima, da geht es ganz klar um das
Thema leistbarer Wohnraum, da geht es auch um das
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Thema Integration, was wir auf anderer Ebene schon an-
gesprochen haben, und diesen Bestand - und das wäre
mir ein großes Anliegen - wirklich auch einmal genau un-
ter die Lupe zu nehmen. Es gibt so viel Potenzial im Be-
stand, in der Verdichtung, in der Begrünung, aber das ist
natürlich anstrengend. Es ist anspruchsvoller, im Bestand
Lösungen zu entwickeln und auch umzusetzen, als auf
der grünen Wiese frisch etwas ganz was Tolles, Neues,
Modernes zu bauen. Und es ist erschreckend, wenn man
dann Zahlen sieht, wie die Realität in Wien aussieht. Ich
nehme da eine Studie der AK her: 98 Prozent der
Wohneinheiten in Wien werden auf der grünen Wiese ge-
baut, nur 2 Prozent werden im Bestand verdichtet.

Sehr geehrte Damen und Herren, in Zeiten, wo wir
über das Thema Bodenverbrauch, über das Thema Ver-
siegelung, über das Thema Aufheizen der Stadt spre-
chen, kann das doch bitte nicht die Strategie von Wien
sein. Wir müssen uns mit dem Bestand auseinanderset-
zen. Wir müssen Lösungen finden und in die Diskussion
auch mit denen gehen, die in der Praxis damit ganz, ganz
viel zu tun haben, um hier wirksam zu sein, um zukunfts-
orientiert zu sein und so auch eine lebenswerte Stadt zu
gestalten. - Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu
Wort gemeldet ist Herr GR Valentin. Ich erteile es ihm,
selbstgewählte Redezeit sind zehn Minuten. Bitte, Herr
Gemeinderat.

GR Erich Valentin (SPÖ): Sehr geehrte Frau Vorsit-
zende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren!

Ich werde wahrscheinlich ein bisschen länger brau-
chen, weil ich mich kurz mit der Kollegin Sequenz ausei-
nandersetzen muss. Das Problem ist, werte Kollegin, und
Sie treten da glorreich in die Fußstapfen des Kollegin
Stark, der auch Meister der Vergleiche ist, dass Sie gerne
- und das haben wir in vielen Bereichen mit der Kollegin
Olischar immer wieder gemacht - über Tools der Stadtpla-
nung sprechen, weil wir uns auf dem gleichen Boden der
Information bewegen. Und ich danke der Kollegin O-
lischar, dass sie Stände im Modal-Split nachgeschaut hat.
Ich war auch flott fingermäßig unterwegs und habe mir
diese Grünanteilgeschichte angeschaut. Ich weiß, im Jahr
21 hat schon der Kollege Omar Al-Rawi, nachdem Sie da
schon zum ersten Mal diese lustigen Paris-Vergleiche ge-
macht haben, die 9 Prozent herausgekramt und hat die
Frage gestellt, welchen Park sollten wir ihrer Meinung
nach jetzt schließen, aber das will ich Sie heute nicht fra-
gen. Ich habe mir jetzt grüne Städte angeschaut. Also jetzt
will ich Ihnen nicht erzählen, dass wir 53 Prozent Grünan-
teil haben, das wissen Sie, Sie verdrängen es bloß, ich
habe mir jetzt angeschaut - da gibt es eine nette Studie -,
wer hat am meisten Grünbereich im Stadtinneren. - Hurra,
an erster Stelle ist London, die kriegen den Wert 3.000.
Dann kommt Berlin, die kriegen den Wert 2.500, und dann
kommt schon Wien mit dem Wert 2.000. Und jetzt habe
ich mir die Mühe gemacht zu schauen, wo liegt Paris, dem
wir nacheifern sollen: Paris schafft in diesem Ranking
Punktezahl 480. Das heißt, ein Fünftel von Wien, inner-
städtischer Grünanteil, ist Paris. Und dann habe ich mir
die Mühe gemacht, habe dann noch weitergescrollt:

Barcelona habe ich auf dem 8. Platz gefunden, mit 114.
Also noch einmal: 2.000, 480 und 114. Ich würde Ihnen
raten, finden Sie Statistiken, die man nicht so schnell goo-
geln kann, denn das wäre vielleicht etwas Gescheiteres,
aber sei es drum.

Ein Unterschied zwischen uns beiden, und damit will
ich es schon bewenden lassen, Sie haben gesagt, Sie
nehmen den heutigen Tag der Budgetdebatte zum An-
lass, dass Sie nach hinten, in die Vergangenheit blicken.
Ich sage wieder - Budget -, ich blicke nach vorne. Ich bli-
cke nach vorne, was wir in den zwei Jahren dieser Funk-
tionsperiode noch alles machen werden, und das ist in
diesem Zweijahresbudget in Wirklichkeit drinnen, und das
wäre wirklich sinnvoll zu diskutieren, aber damit will ich es
schon belassen.

Zur Kollegin Olischar, eine spannende Debatte, ohne
Frage, und du weißt, ich setze mich sehr, sehr gerne mit
deinen Argumenten auseinander. Ich glaube nur, ja, Ver-
dichtung machen wir auch, gar keine Frage, ich weiß, das
diskutieren wir immer wieder, aber ich sage dir auch, dass
der Fachbeirat beispielsweise bei vielen Diskussionen der
Frage der Verdichtung sagt, da geht keine Verdichtung
mehr, weil die Infrastruktur innerstädtisch das nicht her-
gibt. Also ich habe oftmals eine Diskussion auch mit Ent-
wicklern, die sagen, wir täten da ganz gerne 300, 400
Wohnungen machen, aber der Fachbeirat sagt dann
durchaus zu Recht, das gibt die Schulsituation nicht her,
beispielsweise, das gibt die soziale Infrastruktur nicht her.
Ich habe teilweise in meinem eigenen Bezirk, der eine der
höchsten Dichten in Wien und gleichzeitig auch die kleins-
ten Wohnungen hat, sehr wenige Autos. Das ist aber nicht
dem ökologischen Weitblick meiner Kolleginnen und Kol-
legen im Bezirk geschuldet, Mitbürgerinnen und -bürgern,
sondern der Tatsache, dass sie sich schlicht einfach das
Auto nicht leisten können, weil es der zweitärmste Bezirk
von der Einkommensstruktur her ist. Ich könnte auch im
Sommer in den Parks, nachdem die Wohnungen klein
sind, in Wirklichkeit schon Sitz-Tickets vergeben, wer auf
den Parkbankerln sitzen kann, weil die Leute natürlich im
Sommer die Kühle dann in den Gott sei Dank vorhande-
nen Parks - im Gegensatz zu Ihren Ausführungen - nut-
zen. Also das wollte ich vorweg nur einmal sagen, denn
ich denke mir, wenn wir wirklich ernsthaft über Stadtpla-
nung reden möchten und nicht das machen, was Sie mir
immer vorwerfen, wenn Sie dann gesprochen haben,
dass ich bösartig bin und dass ich sage, Sie kennen sich
nicht aus, aber ein bisschen beweisen, dass man sich da-
mit beschäftigt hat, sollte man doch ab und an.

Der heutige Tag verführt einen ein bisschen dazu, zu
sagen, wo wir stehen. Wir haben jetzt noch - und da
braucht man keine Kristallkugel - knappe zwei Jahre
Funktionsperiode. Wo stehen wir mit dem, was wir uns in
der Fortschrittskoalition gemeinsam mit den NEOS vorge-
nommen haben, das möchte ich ein bisschen beleuchten.
Zum Zweiten darf ich Ihnen sozusagen als Amuse-Gueule
anbieten, ich habe ein geographisches Wunder in der
Stadt gefunden, das ich Ihnen nicht vorenthalten möchte.
Aber vorerst einmal zu den ernsthaften Dingen: Sie kön-
nen auf der Seite 73 des Regierungspapiers lesen, dass
wir vier herausragende prominente Plätze und Straßen
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finden wollen, die wir unter dem Motto „Raus aus dem As-
phalt“ begrünen, neu aufteilen wollen, auch die Funktio-
nalitäten angepasst, einen Modal-Split, der sich erfreuli-
cherweise Richtung Umweltverbund verändert. Und Um-
weltverbund ist nicht nur das Radfahren, sondern an aller-
ersten Stelle Zufußgehen, dann kommen die Öffis und
dann kommt auch das Radfahren, auch von der Wertigkeit
her. Also wie gesagt, das verschiebt sich und dem ist
Rechnung zu tragen. Und im Regierungspapier der Fort-
schrittskoalition gemeinsam mit den NEOS haben wir fest-
geschrieben, mindestens vier Straßen und vier Plätze. Ich
habe am heutigen Tag kurz durchgerechnet, wir kommen
auf 18! 18, nicht 8, 18 bereits fertiggestellt, in Umsetzung
oder kurz davor stehende Projekte, und 11 sind in Pla-
nung. Und das, meine Damen und Herren, ist ein Zeichen
dessen, dass wir ein anderes Politikverständnis haben.
Rot-Pink hat offensichtlich ein anderes Politikverständnis
als Sie. Wir wollen was weiterbringen für die Leute, und
wenn man durch die Stadt geht, dann merkt man es. Und
dafür ein herzliches Danke an all die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die da mithelfen, dass das so ist. (Beifall bei
SPÖ und NEOS.)

Und wenn man danke schön sagt, dann möchte ich
nicht verhehlen, dass es für mich als Vorsitzenden ziem-
lich leichter ist, wenn man eine Stadträtin hat, die, wie
heißt das so schön, einen Zug zum Tor hat, die Projekte
weitertreiben will. Und wenn man durch die Stadt geht,
schafft man es nirgendwo, ums Eck zu gehen und nicht
über einen Radweg zu stolpern, der in den letzten drei
Jahren passiert ist. Und dass er passiert ist, ist nicht zu-
fällig, sondern das ist Planung, stringente Planung. Und
nur zur Erinnerung, ich habe es hier schon gesagt, 18 und
11, die Straßen und die Plätze. Wenn Sie sich jetzt noch
hernehmen, was wir an Radwegen geschaffen haben, je-
des Jahr um 20 Millionen EUR mehr Investition, das heißt
beispielsweise 20 km dieses Jahr, und nicht eingerechnet
die vielen kleinen Bezirksprojekte, die noch dazukommen.
Das heißt, unser Eindruck, dass da viel geschieht, ist ein
richtiger, weil tatsächlich keine Woche vergeht, wo nicht
in „Wien heute“ ein neues Projekt der Fortschrittskoalition
präsentiert wird. Dafür danke schön, Frau Stadträtin, und
auch danke schön an den pinken Koalitionspartner, ich
glaube, wir haben eine sehr sachliche, eine nicht von
Emotion, sondern von Begeisterung geprägte Diskussi-
onsebene für die Stadt. Da bringen wir auch sehr, sehr
viel weiter, und ich bin mir sicher, das Budget, das jetzt
vorliegt, zeigt ganz deutlich, dass wir da in die richtige
Richtung gehen. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Es wurde der Herr Finanz- und Wirtschaftsstadtrat in
seiner Budgetrede erwähnt, und er hat da auch etwas
sehr, sehr Wichtiges gesagt, und das ist schon ein Grad-
messer, was diese Stadt kann und was diese Stadtregie-
rung, was diese Koalition kann: Seit dem Fall der Mauer
können wir eine halbe Million neue Bürgerinnen und Bür-
ger in dieser Stadt begrüßen. Das sind Linz und Graz ge-
meinsam. Wenn ich das etwas fokussiere und sage, die
letzten 20 Jahre, dann sind es 400.000, das ist - für dieje-
nigen, die sich etwas vorstellen wollen - Linz und Salz-
burg. Also wir haben Linz und Salzburg in den letzten 20
Jahren eingebürgert, ohne dass wir eine Preisentwicklung

am Mietensektor gehabt haben, der mit München, mit Pa-
ris beispielsweise vergleichbar ist. Und wenn man schon
einen Vergleich der GRÜNEN heranzieht, ich möchte
nicht haben, dass wir die Mietenpreise wie in Paris zahlen
müssen, ich möchte nicht haben, dass wir die Mieten-
preise wie in London zahlen, wo die Leute zum Arbeiten
über eine Stunde, zwei Stunden mit dem Auto - nachdem
man dort ja die Bahn wegrationalisiert hat - in die Stadt
hineinfahren müssen. Und dafür stehen wir. Wir stehen
dafür, dass wir eine klimafitte Stadt anstreben, die aber
auch leistbar ist. Klimafit nur für einige wenige und die an-
deren sind draußen, das wollen wir nicht, meine Damen
und Herren.

Und jetzt zum Schluss das angekündigte geographi-
sche Schmankerl: Ich habe das Bermudadreieck gefun-
den. Ich meine nicht jenes Ausgehviertel im 1. Bezirk, son-
dern ich habe das Bermudadreieck gefunden, wo offen-
sichtlich Gesetzesnovellen verschwinden. Denn vor zirka
zweieinhalb Wochen hat die Frau Stadträtin gemeinsam
mit dem Herrn Wirtschaftskammerpräsidenten und mit
dem Bezirksvorsteher des 1. Bezirkes ein Mal mehr ein-
gemahnt, dass wir die StVO-Novelle brauchen, um wirk-
lich das, was zwei Stadträtinnen der GRÜNEN angekün-
digt haben, eine verkehrsberuhigte Innere Stadt zu finden,
mit Unterstützung der regionalen GRÜNEN im 1. Bezirk.
Und, oh Wunder, die letzten Worte der Frau Stadträtin bei
der Pressekonferenz waren verhallt und wir haben schon
über die APA erfahren: Was sie macht, ist völlig sinnlos,
ich habe die Gesetzesnovelle auf den Weg gebracht! -
Das muss offensichtlich vom Verkehrsministerium ausge-
gangen sein. Und wenn wir jetzt schauen, wo der ÖVP-
Klub im Parlament ist, irgendwo dazwischen muss das
Bermudadreieck liegen, denn dort ist die Novelle ver-
schollen, und sie ward nicht mehr gesehen.

Jetzt denke ich mir, es gibt es zwei Möglichkeiten, ent-
weder ist das Bermudadreieck wirklich dort zu Hause, das
legistische Bermudadreieck, oder die Frau Bundesminis-
ter will uns auf gut Wienerisch häkerln. Ich kann mir nicht
vorstellen, dass ein Regierungsmitglied häkerln will, be-
sonders dann nicht, wenn es um Verkehrsberuhigung
geht. Also ein Mal mehr, wir haben den Antrag einge-
bracht, wir helfen der Frau Bundesministerin suchen,
wenn sie die Novelle verlegt hat, wenn sie beim Portier
hängen geblieben ist, oder was auch immer. Aber um auf
Augenhöhe miteinander zu diskutieren, gehört halt dazu,
dass man den anderen nicht häkerlt. Und diesen Eindruck
haben wir halt leider ganz massiv bei einigen Dingen im
Ministerium. Ja, sie schaut, dass gerade etwas, was die
GRÜNEN immer wollten, jetzt erfolgreich über eineinhalb
Jahre an den GRÜNEN scheitert. Ein Mal mehr, wir wer-
den es heute hoffentlich beschließen, gemeinsam mit der
ÖVP, ich hoffe, ihr werdet uns bei der verkehrsberuhigten
Inneren Stadt unterstützen. Auch die ÖVP würde suchen
helfen, wo die Gesetzesnovelle ist, wir helfen suchen, die
NEOS helfen suchen, also gemeinsam werden wir es ja
finden. In diesem Sinne, geben Sie sich einen Ruck, sa-
gen Sie Ihrer Frau Bundesministerin, dass wir ihre Initia-
tive brauchen, weil wir brauchen das Bundesgesetz und
die Novelle dazu.
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Wir diskutieren gestern und heute den Voranschlag
24/25, von Seiten der Geschäftsgruppe, die wir zu vertre-
ten haben, kann ich Ihnen nur dringend raten, diesem Vor-
schlag zuzustimmen. - Ich danke recht herzlich. (Beifall
bei SPÖ und NEOS.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war 13
Minuten, die Fraktionsrestredezeit ist 32 Minuten. Als
Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Kieslich. Ich er-
teile es ihm, selbstgewählte Redezeit 8 Minuten. Bitte,
Herr Gemeinderat.

GR Wolfgang Kieslich (Klubungebundener Manda-
tar): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau
Vorsitzende! Liebe Frau Stadträtin!

Ich darf zuerst wie meine Vorredner auch auf die Kol-
legin Sequenz kurz eingehen. Ich hätte wie viele andere
hier im Saal darauf getippt, dass sie als Vorbild für die
Radfahrinfrastruktur oder die Radfahrer generell wieder
einmal das Beispiel Kopenhagen bringt oder Amsterdam,
obwohl auch in diesen Beispielen immer wieder Äpfel mit
Birnen vertauscht werden, auch was die Kilometer von der
Arbeitsstätte zur Wohnung betreffen, aber nein, sie
kommt heute mit Paris daher, warum auch immer. Ich
halte es noch einmal klipp und klar fest, Paris sollte in kei-
nerlei Form Vorbild für unser Wien sein, und schon gar
nicht, wenn es um brennende Straßen, Krankenhäuser o-
der Bildungseinrichtungen geht. (Beifall bei der FPÖ.)

Auch die Donauinsel wurde von meiner Vorrednerin,
Kollegin Olischar, Valentin, et cetera erwähnt, auch wir
stehen voll hinter der Revitalisierung und Umgestaltung
der Sunken City, so wie bei der Copa Cagrana, es ist zu
hoffen, dass dieser Bereich entsprechend schöner wird,
derzeit ist es ja nicht so das Gelbe vom Ei. Meine Hoff-
nung ist, dass nicht darauf vergessen wird, dass auch die
restliche Donauinsel einer entsprechenden Instandhal-
tung bedarf und hier genügend Mittel weiterhin vorhanden
sein werden, Frau Stadträtin, auch wenn es um die Mahd
geht. Kollege Valentin ist eh noch da, er hat ein Bermuda-
dreieck im Verkehrsministerium geortet. Das Problem ist
nur, wir haben derzeit kein Verkehrsministerium, wir ha-
ben ja nur mehr ein Klimaschutzministerium, wo der Ver-
kehr sehr untergeordnet vorkommt. Aber keine Sorge, in
einem Jahr wird es wieder ein gescheites Verkehrsminis-
terium geben.

Ich würde jetzt dann wirklich zu meinen Inhalten kom-
men. Ich spreche heute nicht großartig viel über den Lo-
bau-Tunnel oder die Autofahrer generell, sondern widme
mich schwerpunktmäßig den öffentlichen Verkehrsmitteln,
die uns wohl alle im Plenum sehr stark am Herzen liegen.
Ich möchte speziell auf einige Straßenbahnlinien, die uns
medial teilweise seit Jahren oder Monaten begleiten, ein-
gehen. Zum Beispiel auf die Verlängerung der Straßen-
bahnlinie 18, den neugeplanten 12er oder die seit drei
Jahren geplanten Regionalstraßenbahnen nach
Schwechat/Rannersdorf, Kaltenleutgeben oder Groß-En-
zersdorf. Während viele dieser Projekte als Fortschritt für
die öffentliche Verkehrsanbindung gefeiert werden, soll-
ten wir uns eigentlich auch ein bisschen mit den Sorgen
und Bedenken der Anrainer und Nutzer befassen. Ich
möchte einmal auf den 18er eingehen, sehr stark in den
Medien in letzter Zeit vorgekommen. Wir reden hier von

einer Investition von mindestens 87 Millionen EUR - be-
achtliche Summe in Zeiten knapper Kassen. Wir kennen
jetzt alle die Budgets, es ist die Frage, ist es gerechtfertigt,
so viel Geld für eine Straßenbahn auszugeben, wo ja
diese Strecke ideal durch Busse bedient wird - man
könnte auch von Geld Hinauswerfen sprechen.

Ein weiterer kritischer Punkt ist der Verlust von Park-
plätzen. Es gibt dort viele Anrainer im Bereich der Was-
serwiese, einer der größten Kleingartenvereine Wiens.
Durch die geplante Sperre der Rustenschacherallee
könnten diese Menschen, alle Anrainer dort, das sind ein
paar Tausend, nicht mehr den kurzen Weg Richtung Sta-
dioncenter zum Einkaufen nehmen, sondern müssten
großräumig ausweichen. Also entweder, sie fahren auf die
Tangente auf und fahren über den Handelskai zum Stadi-
oncenter, oder sie machen den ähnlichen Umweg über
den Praterstern, oder von mir aus Simmeringer Haupt-
straße, sie fahren gleich ins Huma Eleven, weil da kom-
men sie staufrei hin. Was natürlich auch CO2-Emissionen
verursacht, wenn man weite Umwege macht - so viel zum
Klimaschutzgedanken dieses Projektes.

Dadurch bedingt gibt es den Wegfall der Buslinie 77A.
Dieser Bus ist für viele Bewohner eine wichtige Verbin-
dung, insbesondere weil er zur Rudolfstiftung fährt, heute
Klinik Landstraße, und auch eine wichtige Verbindung zur
S-Bahn-Station Rennweg darstellt. Der Ersatz durch die
Straßenbahnlinie schaut vielleicht am Papier gut aus, in
der Praxis wird das nicht den Bedürfnissen der Anwohner
und Anrainer entsprechen.

Wir haben auch noch die Linie 12 mitgeteilt bekom-
men - auch da gibt es großen Widerstand. Im Endeffekt
muss man sagen, das sind jetzt die 18er-Verlängerung
und der 12er, zwei Straßenbahnen, bei denen der Ein-
druck entsteht, dass die kein Mensch braucht. Selbst die
SPÖ-Leopoldstadt hat noch vor der letzten Gemeinde-
ratswahl im Jahr 2020 einen Antrag gegen die 12er-Bim
gestellt. Heute, drei Jahre später, sagt die Stadt Wien -
geführt von derselben SPÖ -: Diese Straßenbahnlinie set-
zen wir um! - Wo der Mehrnutzen wäre, ist vielen und
auch uns nicht ersichtlich.

Dann kommen wir zu den drei Regionalstraßenbah-
nen: Zwei sind eh schon beerdigt, denn nach Kaltenleut-
geben wird nie etwas fahren, da sonst Perchtoldsdorf und
Niederösterreich wahrscheinlich viel Aufsehen machen
werden, weil da durchaus betuchte Villenviertel vorhan-
den sind. Die können wir uns also einmal einrexen. Jene
nach Groß-Enzersdorf können wir auch schon vergessen,
weil es da eigentlich keinen Platz gibt, wo die Straßen-
bahn fahren könnte.

Und dann gibt es noch eine, die noch zu realisieren
wäre - der Ernst schaut mich an und grinst ein bisschen,
er weiß schon, was kommt -, es ist die Straßenbahnlinie
nach Schwechat. Diese macht Sinn. Es geht, wie es aus-
schaut, nur mehr um die Finanzierung, für die Bund, Wien
und Niederösterreich noch eine Einigung finden müssen.
Ich habe in einer Aktuellen Stunde Herrn StR Hanke ge-
fragt, warum da nichts weitergeht. Er hat gesagt, er würde
auf mehr Unterstützung des Landes Niederösterreich hof-
fen. Wir haben das aber in anderen Gremien auch schon
erörtert. Als Infrastruktursprecher der FPÖ-Wien habe ich



Gemeinderat, 21. WP 28. November 2023 45. Sitzung / 11

natürlich viel Kontakt zu Udo Landbauer, dem Verkehrs-
landesrat und Landeshauptmann-Stellvertreter von Nie-
derösterreich, und eines muss man auch einmal sagen:
Niederösterreich steht nicht gegen die Verlängerung oder
gegen die neue Linie 72, sie will diese Linie unbedingt um-
setzen. Das einzige Problem ist, dass das rot-regierte
Schwechat das nicht will und dass Herr Finanzstadtrat
Hanke in den letzten Monaten drei Termine mit Landes-
hauptmann-Stellvertreter Landbauer genau zum Thema
72er kurzfristig abgesagt hat. Volles Engagement in der
Sache schaut also anders aus, sehr geehrte Damen und
Herren. (Beifall bei der FPÖ.)

Egal, ob bei der Verlängerung der 18er- und der 12er-
Straßenbahn oder der neuen 72er-Regionalstraßenbahn,
die Stadt Wien macht da eine eher unglückliche Figur.
Früher sind neue Verkehrsmittel bei der Bevölkerung sehr
gut angekommen, heutzutage gibt es massiven Wider-
stand gegen diese Planungen, und es entsteht der Ein-
druck, dass sich ein paar Verkehrsplaner am Reißbrett
austoben, egal, ob die Linien noch irgendwie einen Sinn
machen oder Verbesserungen für die Bevölkerung mit
sich bringen.

Ich appelliere jetzt an Sie, Frau StRin Sima: Wir ken-
nen uns schon viele, viele Jahre, auch über unser gemein-
sames Steckenpferd, die Donau und den Hochwasser-
schutz, und ich habe Sie, glaube ich, noch nie mit Tee an-
geschüttet, darum hätte ich jetzt ein Ersuchen oder einen
Wunsch: Schauen Sie sich die Projekte mit Ihren Ver-
kehrsplanern noch einmal durch, binden Sie die Bevölke-
rung oder auch uns Oppositionsparteien ein, und Sie wer-
den am Ende des Tages draufkommen, der 18er und der
12er sind für die Wetti-Tante. Suchen Sie bitte eine
Schublade, die Sie nie brauchen, stecken Sie die Planun-
gen für die zwei Straßenbahnlinien ganz tief hinten hinein,
sperren Sie sie zu und werfen wir den Schlüssel gemein-
sam in die Donau.

Was all diese Projekte eint, ist die Unklarheit über die
Projektfortschritte. Trotz langjähriger Planungen sind we-
sentliche Details wie die endgültige Routenführung oder
die Finanzierungsstruktur oft noch immer ungewiss. An-
gesichts der bereits vorhandenen Infrastruktur, Stichwort
18er oder 12er, muss man fragen, ob die neuen Projekte
wirklich den besten Einsatz der Ressourcen darstellen,
insbesondere wenn man sich anschaut, dass halt in man-
chen Bereichen eine U3- oder U4-Verlängerung längst
anstehen würde, detto auch eine bessere Taktverbindung
der Schnellbahnen.

In diesem Sinne werde ich langsam zum Ende kom-
men, aber ich habe es gerade erwähnt: U3-Verlängerung,
U4-Verlängerung - ein Dauerthema von mir, von meiner
Fraktion, aber auch von anderen Fraktionen wie der ÖVP.
Es ist schon klar - es wird gerade eine U2/U5 fertig ge-
baut, ein paar Jahre dauert es noch -, dass man nicht
gleich sagt, parallel dazu wird die U3 oder die U4 ausge-
baut. Aber es wäre endlich einmal wichtig, dass man ei-
nen Zeitplan darüber auf den Tisch legt, wann es mit der
Verlängerung dieser U-Bahnen weitergeht und sagt, wie
der entsprechende Masterplan dazu ausschaut. Ich ersu-
che um diesen seit drei Jahren hier im Rathaus und schon
viel länger im Bezirk - gekommen ist noch nichts.

Enden möchte ich jetzt aber doch noch ganz kurz bei
den finanziell gepeinigten Autofahrern dieser Stadt, die
laufend ausgesackelt werden. Wir haben einen Antrag auf
Zweckbindung der Einnahmen aus der Parkraumbewirt-
schaftung endlich wieder zu Gunsten des motorisierten In-
dividualverkehrs eingebracht. Von Rot-Grün-Pink erwarte
ich keine Unterstützung oder Zustimmung, aber ich hoffe
doch auf meine ehemalige Partei, die ÖVP, dass sie noch
auf ihre Autofahrer schaut. - Danke schön. (Beifall bei der
FPÖ.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war elf
Minuten, fraktionelle Restredezeit ebenso elf Minuten. Als
Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Pipal-
Leixner. Ich erteile es ihr. Selbstgewählte Redezeit und
fraktionelle Restredezeit jeweils elf Minuten. Bitte.

GRin Mag. Angelika Pipal-Leixner, MBA (NEOS):
Schönen guten Morgen, Frau Vorsitzende! Frau Stadträ-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Zuhörende im
Saal und via Livestream!

Was wünschen sich die Wienerinnen und Wiener für
ihre Stadt von ihrer Stadt? Die Befragung zur äußeren Ma-
riahilfer Straße hat ganz deutlich gezeigt, was den Men-
schen bei der Neugestaltung dieser Straße wichtig ist. 96
Prozent wünschen sich mehr Begrünung und Schatten,
90 Prozent legen besonderen Wert auf attraktivere Öffis,
90 Prozent sagen, dass Radfahren durch die Neugestal-
tung sicherer werden soll und ebenfalls 90 Prozent fordern
mehr Sicherheit für Kinder. 91 Prozent sprechen sich für
bessere Luft durch wenige Abgase aus. 87 Prozent halten
weniger Autoverkehr für sehr oder ziemlich wichtig.
Gleichzeitig erachten 87 Prozent mehr Stellplätze für Au-
tos im öffentlichen Raum für gar nicht oder wenig wichtig.

Bürgerbeteiligungsformate wie dieses ergeben stets
ein ganz ähnliches Bild. Die Menschen wünschen sich
mehr Bäume und Begrünung, mehr Bankerl, mehr Aufent-
haltsqualität, mehr Platz für Menschen, die zu Fuß oder
mit dem Fahrrad unterwegs sind. Der Autoparkplatz vor
der Türe hat für immer weniger Menschen Bedeutung. Für
ihre Mobilität wollen die Wienerinnen und Wiener neben
sicheren Radwegen und breiteren Gehsteigen einen noch
attraktiveren öffentlichen Verkehr, denn für Dreiviertel ih-
rer Wege nutzen die Wienerinnen und Wiener Öffis, Rad
oder gehen zu Fuß, sind also im sogenannten Umweltver-
bund klimafreundlich unterwegs. Nur noch 16 Prozent
sind täglich mit dem Auto unterwegs.

Die Mobilität ist neben dem Ausstieg aus Gas im Ge-
bäudebereich der wichtigste Faktor, um Wien bis 2040
CO2-neutral zu machen - das Klimaziel, das wir uns als
Fortschrittskoalition gesetzt haben. Es gilt also, die Mobi-
litätswende voranzutreiben und ein klimaschonendes Mo-
bilitätsverhalten attraktiv und erstrebenswert zu machen.
Im Sinne eines echten Zukunftsbudgets nimmt die Stadt
daher 2024 und 2025 rund 3 Milliarden EUR in die Hand,
um den öffentlichen Verkehr zu betreiben und kräftig wei-
ter auszubauen.

Das führt mich zum ersten großen Teil meiner Rede,
nämlich der Weiterentwicklung des öffentlichen Verkehrs-
netzes. Über den U-Bahn-Ausbau wurde gestern in der
Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaft schon viel ge-
sprochen. Nur so viel: Für diese hochfrequenten Strecken
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ist die U-Bahn das optimale Verkehrsmittel. Für Strecken,
die weniger hochfrequentiert sind, in die Außenbezirke
hinaus oder Querverbindungen in den Außenbezirken,
sind U-Bahnen allerdings sehr teuer, dort sind Straßen-
bahnen und Busse und vielleicht auch Seilbahnen eher
das Mittel der Wahl.

Neue Straßenbahnlinien, die Linie 12 und die Linie 27,
werden angegangen sowie die Verlängerung der Linie 18
und neue, verlängerte oder dichter getaktete Buslinien in
den Außenbezirken. Innerhalb der hier nun diskutierten
Geschäftsgruppe beschäftigt der öffentliche Verkehr
hauptsächlich puncto Planungsleistungen, also die Ge-
schäftsgruppe übergibt Generalplanungen an die Wiener
Linien für die Detailplanung und die Umsetzung. So wer-
den zum Beispiel im Jahr 2024 die Schwerpunkte sein: die
generelle Planung für den U1-Verlängerungsast von der
U1-Station Alaudagasse bis nach Rothneusiedl. Rothneu-
siedl ist ein wichtiges Stadtentwicklungsgebiet, das auch,
bevor dort die Menschen hinziehen werden, mit einem U-
Bahn-Anschluss versorgt werden wird, so wie es schon
bei der Seestadt gemacht wurde und was sich absolut be-
währt hat. Die Verlängerung der Straßenbahnlinie 25 über
den alten Ortskern Aspern in die Seestadt Aspern wird
2024 geplant werden, und dann werden diese Planungen
für die weiteren Umsetzungsschritte wie gesagt an die
Wiener Linien übergeben.

Damit die Öffis auch gut und rasch vorankommen,
wird an innovativen Lösungen der Bevorrangung des öf-
fentlichen Verkehrs gearbeitet. Es sind sehr spannende
Projekte der MA 33 in Kooperation mit den Wiener Linien,
zum Beispiel wird gemeinsam mit den Wiener Linien eine
C-ITS-Anwendung ausgearbeitet. Da geht es um die ziel-
gerichtete Beeinflussung von Ampeln durch die Fahr-
zeuge des öffentlichen Verkehrs. Das heißt, es werden
sowohl die Ampeln als auch zum Beispiel Straßenbahnen
mit Geräten versehen, die dann mit einer WLAN-Techno-
logie miteinander kommunizieren können. Das heißt, eine
Straßenbahn kann nicht nur anmelden, dass sie jetzt da
ist und bevorrangt werden möchte, sondern es kann auch
der Fahrplan in Echtzeit berücksichtigt werden. Das heißt,
wenn jetzt zum Beispiel zwei Straßenbahnen, eine vor
und eine hinter dem Fahrplan, an einer Ampel zusammen-
kommen, dann kann dieses System die Straßenbahn, die
Verspätung hat, zuerst bevorrangen, sodass sie den
Fahrplan wieder aufholen kann.

Dieses Projekt wird derzeit getestet, im 16. Bezirk an
der Kreuzung Sandleitengasse und Lobmeyrgasse gab es
schon einen erfolgreichen Versuch im Echtbetrieb. Im
Frühjahr 2024 sollen in einem ersten Schritt weitere zwei
bis drei Ampeln so ausgerüstet werden. Mit dieser Ver-
suchsreihe kann man dann die entsprechenden „learni-
ngs“ auch breiter ausrollen und sie schließlich in den Re-
gelbetrieb überführen.

Vom öffentlichen nun zum Radverkehr, zur Radver-
kehrsplanung: Als Fortschrittskoalition haben wir da die
Budgetmittel auf 100 Millionen EUR in der Legislaturperi-
ode ordentlich aufgestockt. Es werden laufend hochran-
gige Radwegverbindungen und Fahrradstraßen geplant.
Was mich besonders freut, ist, dass der Fokus auf siche-

ren, baulich getrennten Radwegen und auf Fahrradstra-
ßen liegt, damit man von diesen gefährlichen schmalen
Mehrzweckstreifen in der Dooring-Zone wegkommt. Viele
Projekte sind derzeit im Bau beziehungsweise werden
2024 und 2025 errichtet. Ein Hauptaugenmerk liegt da auf
attraktiven durchgängigen Radlangstrecken. Stellvertre-
tend für die zig Projekte pro Jahr möchte ich jetzt ein paar
herausgreifen, zum Beispiel entlang des Fahrrad-
Highways Nord die Praterstraße und die Aspernbrücken-
gasse - eine sehr hochfrequentierte Radschnellverbin-
dung. Da wird die stadtauswärtige Fahrspur zu Gunsten
eines Zweirichtungsradwegs umgebaut und der Einrich-
tungsradweg stadteinwärts bleibt ebenfalls erhalten.

Wie üblich bei solchen Projekten der Frau Stadträtin,
kommt natürlich die Begrünung nicht zu kurz, auch nicht
die Attraktivität für die Menschen, die zu Fuß unterwegs
sind, die sich dort aufhalten wollen, viele neue Aufent-
haltsflächen, Mikrofreiräume, Bäume, Entsiegelungen
kommen hinzu. Der Fahrrad-Highway Nord verläuft dann
weiter über die Lassallestraße, wo der neue, verbreiterte
Rad-Highway bereits in Betrieb genommen werden
konnte, und dann über die Wagramer Straße. Auch da
kann man schon perfekt bis zum Donauzentrum auf brei-
ten baulich getrennten Radwegen durchradeln. Da geht
es weiter mit dem nächsten Teil der Wagramer Straße,
nämlich vom Donauzentrum bis zum Kagraner Platz. Da
liegen derzeit noch die Straßenbahnschienen, die nicht
mehr gebraucht werden, weil dort nun die U-Bahn schon
seit über zehn Jahren, glaube ich, oder 20 Jahren - wie
lange - fährt, lange schon jedenfalls, und es ist Zeit, die
Wagramer Straße aufzuwerten. Auch da ist dann Platz für
einen breiten Zweirichtungsradweg und für Straßenparks,
viel Begrünung und Platz für Aufenthaltsqualität.

Im 22. Bezirk gibt es eine ganz große Radwegeoffen-
sive, viele, viele Projekte: Donaustadtstraße, Erzherzog-
Karl-Straße, Rennbahnweg und Ludwig-Reindl-Gasse -
also da kommt in den nächsten zwei Jahren einiges
Neues auf uns zu.

Zum Fahrrad-Highway Süd: Die Argentinierstraße im
4. Bezirk ist auch eine eher sehr stark frequentierte Fahr-
radstraße - bisher gab es dort einen sehr schmalen Ein-
richtungsradweg -, und da wird nun auf eine Fahr-
radstraße nach holländischem Vorbild umgebaut, die
wirklich State of the Art ist. Autos sind dort zu Gast, sie
werden zufahren, aber nicht mehr durchfahren können.
Der Radverkehr wird Vorrang haben, und dazu wird es
auch wieder mehr Platz für Fußgängerinnen und Fußgän-
ger geben, für alle Menschen, die dort schnell flanieren,
langsam spazieren oder sich aufhalten wollen. Der Fahr-
rad-Highway Süd verläuft dann weiter durch den 10. Be-
zirk. Da gibt es Radwegprojekte in der Davidgasse,
Herndlgasse und Sonnwendgasse und dann weiter bis
nach Niederösterreich hinaus. Das wird ein insgesamt
9 km langer Fahrrad-Highway.

Weil ich vorher die Umfrage erwähnt habe: Die äußere
Mariahilfer Straße wird umgestaltet werden - ein sehr mu-
tiges Projekt, wo zu Gunsten von Radfahrenden und Zu-
fußgehenden auf eine Autospur verzichtet wird. Die äu-
ßere Mariahilfer Straße wird in Zukunft stadtauswärts als
Einbahn für den Kfz-Verkehr geführt, sodass man auf der
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jetzt stadteinwärtigen Fahrspur Platz für einen breiten
Zweirichtungsradweg hat. Das gibt uns die Möglichkeit,
Gehsteige zu verbreitern, viele Mikrofreiräume zu schaf-
fen und so Kühlung in diese dichtbesiedelte Gegend zu
bringen. Aufgabe wird sein, dies in den nächsten Jahren
zu planen und dann auch umzusetzen.

All das treiben wir mit Hochdruck voran, damit immer
mehr Wienerinnen und Wiener merken und für sich ent-
scheiden können, dass sie kein eigenes Auto brauchen,
um in Wien gut mobil zu sein. - Danke schön. (Beifall bei
NEOS und SPÖ.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort
gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. Otero Garcia. Ich erteile
es ihr und stelle ihr die fraktionelle Restredezeit von 15
Minuten ein - muss aber nicht ausgeschöpft werden.

GRin Dipl.-Ing. Huem Otero Garcia (GRÜNE): Danke,
Frau Vorsitzende!

Ich wollte mich eigentlich nicht zu Wort melden, aber
Kollege Valentin zwingt mich quasi dazu, und zwar
möchte ich ein paar Dinge klarstellen. Na ja, es ist ja auch
schön, wir debattieren, und das ist ja nichts Schlechtes.
Sie haben gesagt, es ist schön, dass man beweisen kann,
dass man sich mit Dingen beschäftigt hat, dass man sich
mit den Zahlen auseinandergesetzt hat. Ich finde, Sie ha-
ben recht und es ist gut, und ich zeige Ihnen, wie wir uns
mit den Zahlen des Grünraumanteils von Wien beschäfti-
gen, damit Sie uns hier nicht irgendwelche Halbwahrhei-
ten auftischen, mit denen Sie die ganze Zeit hausieren ge-
hen.

Ja, Wien hat einen Grünraumanteil von 53 Prozent -
schön und gut. Das ist die halbe Wahrheit und das, was
Sie noch dazusagen müssen, ist, wo sich dieser Grün-
raum befindet. 86 Prozent, also der Großteil dieses Grün-
raums, sind Wälder, Wiesen und landwirtschaftliche Flä-
chen, und der Rest ist im urbanen Gebiet eingebettet, und
das sind 7 Prozent. Es gibt Bezirke, da gibt es nicht einmal
4 Prozent Grünraumanteil, wie zum Beispiel Margareten.
Wenn wir hier von Grünräumen und von Zugang zu grüner
Infrastruktur sprechen, dann geht es um eine Frage der
Gerechtigkeit und dessen, wer Zugang zu Grünräumen
hat, und zwar nicht die Leute, die im Kleingarten wohnen,
sondern die Leute, die im dichtverbauten Gebiet in den
Hitzeinseln leben. Genau darum geht es, diesen Men-
schen einen Zugang zu grüner Infrastruktur zu gewähr-
leisten. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Und ja, weil Sie sich aufregen, dass wir hier Paris her-
anziehen … (Zwischenruf von GR Mag. Manfred Ju-
raczka.) Ich höre Sie nicht, Sie können sich irgendwann
anders zu Wort melden oder sagen Sie einem Kollegen,
dass er das sagen soll. (GR Mag. Manfred Juraczka: Ich
sage es trotzdem!) Ja, okay, bitte. (GR Mag. Manfred Ju-
raczka: Entspannen Sie sich!) Nein, ich entspanne mich
nicht, weil wir hier ein Problem haben. (GR Mag. Manfred
Juraczka: Bleiben Sie angespannt, ist mir auch recht!) Wir
haben hier ein Problem. Es ist ja so, als würde ich herge-
hen und mit dem Durchschnittseinkommen argumentieren
und sagen, wir haben überhaupt kein Problem mit der un-
gerechten Verteilung des Vermögens in dieser Stadt. Da
würden Sie sich auch aufregen, weil es sozial ungerecht
ist, dass man irgendwelche Zahlen nimmt und sagt, es ist

eh alles in Ordnung - das geht einfach nicht! (Beifall bei
den GRÜNEN. - GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara: Der Ver-
gleich hinkt!)

Weil Sie auch die Radwege angesprochen haben: Ja,
wir freuen uns natürlich, dass es da eine Steigerung gibt
und dass es da Investitionen gibt. Sie haben von 20 Milli-
onen EUR Investitionen in die Radinfrastruktur gespro-
chen, und da muss man auch dazusagen, dass es sehr
viel Geld vom Bund gibt, das sich Wien abholen kann. Und
die GRÜNEN haben im Bund erwirkt, dass wir so viel Geld
haben. 2016 hat es 8,25 Millionen EUR für Radinfrastruk-
tur vom Bund gegeben, 2020, seit die GRÜNEN regieren,
40 Millionen EUR, 2021: 40 Millionen EUR, und jetzt sind
wir für 2024 bei 108 Millionen EUR für ganz Österreich.
(GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara: Das ist nicht Geld vom
Bund, das ist Geld vom Steuerzahler!) Das ist schon okay,
ja, trotzdem, wir haben das Budget fast verdreißigfacht,
also mal 27 haben wir das Budget vermehrfacht. Das sind
also andere Dimensionen. (Beifall bei den GRÜNEN:)

Was heißt das für Wien? Wie viel Geld kriegt Wien für
die Radinfrastruktur? Ich habe mir gerade den Mobilitäts-
bericht von Klimaaktiv angeschaut: 3 EUR pro Einwohne-
rIn pro Jahr hat sich Wien in den letzten Jahren abgeholt,
das sind 17 Millionen EUR für Radinfrastruktur. Das sind
dann andere Dimensionen, wenn man sich das dann an-
schaut. Es ist gut, dass Sie Geld investieren und es ist gut,
dass geplant wird, aber sich dann herzustellen und zu sa-
gen: „Wir machen alles super ohne Hilfe vom Bund!“, ist
schon ein bisschen schwierig, denn das Einzige, wofür der
Bund für Sie gut ist, ist, um den Bund zu bashen und nicht,
um sich anzuschauen, wo man gemeinsam arbeitet und
das dann auch deutlich zu machen. Genauso ist es bei
der U-Bahn, die im Übrigen auch nicht ohne Gelder vom
Bund gebaut werden würde.

Was macht Paris? Sie haben vorhin kritisiert, dass wir
uns auf Paris beziehen. Ja, natürlich war Paris nicht im-
mer vorbildhaft, aber was Paris macht, ist, dass sie eine
Aufholjagd machen. Sie haben erkannt, was das Problem
ist und reißen sich zusammen und machen eine Aufhol-
jagd. Ich habe den Eindruck, die Sozialdemokratie in Wien
ruht sich auf dem politischen Erbe der Vergangenheit aus.
Das 20. Jahrhundert ist vorbei, wir sind jetzt im 21. Jahr-
hundert und die Klimakrise ist die größte Herausforde-
rung. Ich finde, Sie müssen aufhören, sich auf diesem po-
litischen Erbe, wie beim Wohnbau beispielsweise, auszu-
ruhen und sich Zahlen schönzureden und in die Gänge
kommen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit war
fünf Minuten, die fraktionelle Restredezeit für die GRÜ-
NEN wäre noch zehn Minuten. - Zu einer tatsächlichen
Berichtigung hat sich GR Valentin zu Wort gemeldet. Ich
erteile es ihm. Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Erich Valentin (SPÖ): Frau Vorsitzende! Frau
Stadträtin!

Nachdem behauptet worden ist, ich würde mit irgend-
welchen Zahlen hausieren gehen: Ich gehe grundsätzlich
nicht hausieren, weder mit Zahlen noch mit sonst irgen-
detwas. Die landwirtschaftlichen Flächen zählen nur dann
zum Grünbereich, wenn sie tatsächlich - klingt blöd, ist
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aber so - als grün ausgewiesen sind. Ein Weizenfeld bei-
spielsweise ist keine Grünfläche. Deshalb berichtige ich
Sie: Nein, bei den 53 Prozent sind die landwirtschaftlichen
Flächen - ich habe jetzt extra noch nachgeschaut - so
nicht drinnen.

Das Zweite, was ich sage möchte: Ich habe nicht mit
den 53 Prozent hausiert, gesamt, sondern ich habe extra
die andere Studie genommen, um Ihnen entgegenzukom-
men, und da geht es ausschließlich darum, wie es in den
innerstädtischen, zentralen Bereichen ist. Da ist es so -
noch einmal -, dass London bei 3.000 Punkten liegt, wir
liegen bei 2.000, und das von Ihnen apostrophierte Paris
bei 490. - Ist so, Zahlen lügen nicht. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu
Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Juraczka. Selbstge-
wählte Redezeit 10 Minuten, fraktionelle wären 17 Minu-
ten. Was darf ich einstellen? (GR Mag. Manfred Juraczka:
Ich werde es hoffentlich mit 10 Minuten schaffen.) Gut,
mache ich. (GR Mag. Manfred Juraczka: Wenn nicht,
überziehe ich ein wenig, aber ich denke, 10 Minuten wer-
den ausreichen.) Dann bitte, Herr Gemeinderat.

GR Mag. Manfred Juraczka (ÖVP): Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren!

Ich freue mich, dass wir die heutige Diskussion zur Ge-
schäftsgruppe Stadtplanung und Mobilität durchaus ein
bisschen grundsätzlicher anlegen können - war durchaus
wieder einmal an der Zeit. Ich freue mich auch, dass Kol-
legin Olischar in gewohnt professioneller Art und Weise
die Stadtplanung schon sehr umfassend analysiert hat,
sodass ich mich auch ein bisschen in diese Mobilitätsde-
batte einbringen kann, die mich ja nach wie vor immer wie-
der fasziniert.

Manche, die Älterdienenden im Haus werden sich er-
innern können: Als ich 2011 in dieses Haus gekommen
bin, haben wir dann relativ bald eine sehr intensive De-
batte über die Parkraumbewirtschaftung in dieser Stadt
gehabt, und ich muss gestehen, wenn etwas ein Fort-
schritt zu dieser Zeit damals ist, dann zumindest die Ehr-
lichkeit auf linker Seite, denn heute sagt man, man muss
Autofahren verunmöglichen oder zumindest unbequemer
machen.

Gestern bei meiner Wortmeldung zum Finanzressort
hat Kollege Margulies zwischengerufen, es reicht einfach
nicht, Öffis attraktiv zu machen, man muss Autos auch un-
attraktiv machen, damit der Modal-Split in die richtige
Richtung, die er möchte, geht. (Zwischenruf von GRin Vik-
toria Spielmann, BA.) Na, ich glaube, genau so war der
Zwischenruf zu verstehen. Ich hoffe, ich unterstelle ihm da
nichts, aber ich denke, es war so.

2011/2012 hat die damals zuständige Verkehrsstadt-
rätin Maria Vassilakou noch erzählt: Parkraumbewirt-
schaftung gibt es ja eigentlich nur, damit jeder einen Park-
platz findet und wegen der asthmakranken Kinder. Heute
könnte man darüber schmunzeln, dass damals der Mut
fehlte, die Ideologie offen darzulegen. Man könnte aber
auch sagen, es war eigentlich unglaublich zynisch, wie da-
mals Politik gemacht wurde, weil man nicht einmal den
Mumm hatte, zu sagen, was man für politische Ziele ver-
folgt, meine Damen und Herren.

Aber sei es drum, wir müssen uns zumindest einmal
überlegen, wohin die Reise geht. Meine Damen und Her-
ren, ich bin es auch ein bisschen leid, immer zu hören: Ja,
wir sind im Jahre 2023 und da ist es nicht mehr modern! -
Es gibt keine einzige Studie, die ich kenne - und ich bin
gerne bereit, mich da von Ihnen eines Besseren belehren
zu lassen -, die das Ende der individuellen Mobilität in den
nächsten 20, 30 Jahren sieht. Man kann jetzt durchaus
über die Antriebstechnologien, über vieles andere reden,
und es wird wahrscheinlich auch die selbstfahrenden Au-
tos oder die selbstfahrende Mobilität irgendwann geben,
aber sie komplett zu vernichten oder einen Vernichtungs-
feldzug zu führen, das halte ich eigentlich nur für eigenar-
tig und so gar nicht modern, sondern für relativ indoktrinär,
meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich bleibe und ich glaube, auch meine Fraktion bleibt
dabei, wir sollten einfach in der Großstadt die anderen
Mobilitätsarten attraktiver machen. Da sind wir bei dem
Thema, das zuerst schon angesprochen wurde, beim
Ausbau der U-Bahn. Ein Thema „by the way“, bei dem die
GRÜNEN - aber auch bei der Wortmeldung der NEOS
war das jetzt zu hören - ja sehr skeptisch sind, weil das
Geld kostet. Ein Thema, das den GRÜNEN sonst bei ganz
vielen Dingen völlig wurscht ist, ist, wie groß der Schul-
denberg ist, aber da wird man plötzlich sehr buchhalte-
risch. Ich kann nur sagen, jede U-Bahn-Verlängerung in
Wien hat sich massiv positiv auf den Modal-Split ausge-
wirkt. Auch die U5, ein wirkliches Herzensanliegen für
mich als Hernalser, wird sich positiv und weiter erfreulich
auf den Modal-Split auswirken. Dieser ist „by the way“,
und ich habe diese Diskussion um Paris jetzt wirklich zum
Anlass genommen, mir einmal den Wiener Modal-Split im
Vergleich zu anderen europäischen und internationalen
Ländern anzuschauen, gar nicht so schlecht, wenn man
die Anzahl der Nutzer der öffentlichen Verkehrsmittel als
Benchmark nimmt. Er ist auch relativ beeindruckend in der
Niedrigkeit des Werts des Individualverkehrs. So haben
wir, glaube ich, da keinen Sinn für Alarmismus, keine Not-
wendigkeit für Hysterie, aber wir sollten beständig den
Weg weitergehen, Wahlmöglichkeiten zu bieten. Das ist
meine Überzeugung, meine Damen und Herren. (Beifall
bei der ÖVP.)

Daher auch die Bitte an Sie, Frau Stadträtin: Es ist
schon angesprochen worden, wir bauen jetzt die U5, und
ich bin sehr froh darüber (Amtsf. StRin Mag. Ulli Sima: Bis
Hernals!), wir bauen sie auch bis zur S45. Es gab diese
Finanzierung durch den Bund - wenig überraschend, wie
wir beide wissen, aber ja, man muss trotzdem mit dem
Bund reden. Und da bin ich schon beim Thema. Es gibt
so viele weitere Möglichkeiten für die Erweiterung des
Wiener U-Bahn-Netzes - die U6 von Floridsdorf Richtung
Norden, die U3 eigentlich an beiden Enden, vor allem aber
in Simmering, die U4 von Heiligenstadt weiter, es gibt Pro-
jekte und Überlegungen, sie vielleicht weiter nach Kloster-
neuburg zu bauen. Wir glauben vor allem aber, dass die
U4 nicht in Hütteldorf zu Ende sein muss, sondern dass
es relativ kostengünstig Möglichkeiten gibt, nach Auhof o-
der in weiterer Folge noch weiter ins Wiener Umland zu
erweitern. Das würde uns vor allem ein bisschen die
Pendlerflut dämpfen. Ich glaube, das ist ein wichtiger
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Punkt, den man jetzt zumindest schon einmal planen
sollte, worüber man jetzt schon einmal Gespräche ob der
Co-Finanzierung führen sollte. Dass wir jetzt mit der U5
im Bau sozusagen ausgelastet sind, ist ja unbestritten.
(Beifall bei der ÖVP.)

Weil wir aber wissen, dass der Individualverkehr nie
völlig verschwinden wird, sollten wir uns auch überlegen,
wie wir trotzdem in der Stadt Lebensqualität haben kön-
nen. Ich bin überzeugt, jedes Auto, das nicht auf der
Straße parkt, sondern in einer Garage unter der Erde,
wenn Sie so wollen, versteckt wird, macht mehr Lebens-
qualität, weil man den öffentlichen Raum besser, schöner,
qualitativer nutzen kann. Darum bin ich - das wird viel-
leicht manche verwundern - durchaus ein Unterstützer
und Freund dieser Lösung des 1. Bezirks. Ich glaube aber,
dass wir uns noch ansehen sollten, nicht nur im 1. Bezirk,
sondern generell innerstädtisch, ich sage jetzt einmal, in-
nerhalb des Gürtels, wo es noch Bedarf an günstigem
Parkraum, an günstigen Garagen gibt. Ich glaube, dass
wir beispielsweise im Osten des 1. Bezirks beziehungs-
weise östlich des 1. Bezirks noch eher Stellplätze benöti-
gen als rund um Schottentor und Oper und dergleichen.
Da würde ich wirklich ersuchen, Frau Stadträtin, schauen
wir uns das an! Wir haben ja auch Bezirke, um jetzt wieder
auf die Parkbewirtschaftung zurückzukommen, in denen
wir mehr Parkpickerl ausgeben, als wir Parkplätze im öf-
fentlichen Raum haben - 7. Bezirk und einige andere.
Auch dort sollte man vielleicht schauen, ob es noch einen
Bedarf an Parkraum gibt. Ich denke, es würde der Lebens-
qualität der Menschen zu Gute kommen.

Ein drittes Thema, von dem ich weiß, dass Sie nur be-
dingt zuständig sind, aber das für Sie als Verkehrsstadt-
rätin natürlich ein ganz wichtiges Thema sein muss, Frau
Stadträtin, ist der Busterminal. Wir wissen, dass wir in der
Wien Holding gerade einen Projektstau haben, ich nenne
es einmal so. Er geht nicht nur zu Lasten der Bevölkerung,
er geht in dem Fall auch zu Lasten des Tourismus in die-
ser Stadt. Ich sage ganz ehrlich, es kann nicht sein, dass
die derzeitige Situation jetzt noch über Gebühr hinaus per-
petuiert wird, nur, weil wir nicht in der Lage sind, einen
Bauherrn zu finden, der uns das Projekt, nachdem wir
nach langer und intensiver Diskussion einen Standort ge-
funden haben - jetzt haben wir das erledigt, aber jetzt fin-
den wir niemanden -, der uns das rasch realisiert. Das ist
eigentlich bedauerlich, und ich kann nur an Sie als Stadt-
rätin (Amtsf. StRin Mag. Ulli Sima: Ich bin nicht zustän-
dig!) - nein, aber als Stadträtin für die Mobilität - nur ap-
pellieren, Kollegen Hanke freundschaftlich zu unterstüt-
zen, dass man da wirklich bald in die Gänge kommt, weil
das Schauspiel ist für Wien eigentlich ziemlich unwürdig.
(Beifall bei der ÖVP.)

Zu guter Letzt erlaube ich mir ein Déjà-vu. Ich sage es
jedes Mal im Zuge der Budgetdebatten oder der Rech-
nungsabschlüsse, und Sie sagen mir jedes Mal: Ja, ja!
Und dann vergeht ein halbes Jahr, und ich erzähle es
Ihnen wieder. Darum will ich von dieser guten Tradition
nicht abrücken. Wir sollten aber auch im Sinne der Le-
bensqualität der Wienerinnen und Wiener wieder Geld in
die grüne Welle investieren. Es hilft niemandem, wenn
Menschen im Stau stehen, der mutwillig produziert wird.

Wir kennen das ja. Mittlerweile gibt es ja andere Gründe
auch, die mutwillig Stau produzieren können, aber es gibt
auch jenen, dass die Schaltungen der Ampelanlagen ein-
fach nicht sinnvoll sind. Ich würde dringend appellieren,
dass man die Flüssigkeit des Verkehrs wieder sozusagen
in seine Überlegungen mit einbezieht.

Zu guter Letzt - die zehn Minuten waren gar nicht
schlecht geschätzt -: Liebe Kolleginnen und Kollegen von
den GRÜNEN! Sie stellen sich heraus und nehmen Ihre
ideologische Verkehrspolitik als State of the Art und als
unglaublich modern wahr. Ja, soll so sein, man darf sich
selbst fühlen, wie man will. Sie können sich gerne als mo-
dern fühlen, aber es gibt diesen wunderbaren Spruch auf
Social Media, der schon so einiges sagt: China hat in 15
Jahren 216 neue Flughäfen gebaut und einen Zug prä-
sentiert, der mit 600 km/h unterwegs ist. In Deutschland
wollen die GRÜNEN in ihrer Regierungsbeteiligung 1 Mil-
liarde EUR zur Förderung von Lastenfahrrädern ausge-
ben. - Missverstehen Sie mich nicht, ich habe nichts ge-
gen Lastenfahrräder, aber so werden wir die Anforderun-
gen der Mobilität der Zukunft alleine nicht heben können.
Ein bisschen breiter zu denken, würde auch Ihnen mehr
als gut tun. - Vielen herzlichen Dank. (Beifall bei ÖVP und
FPÖ sowie von GR Wolfgang Kieslich.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort
gemeldet ist Frau GRin Däger-Gregori. Selbstgewählte
Redezeit zehn Minuten. Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Luise Däger-Gregori, MSc (SPÖ): Sehr geehrte
Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Her-
ren via Livestream!

Die SPÖ regiert schon länger diese Stadt, ja, Frau Kol-
legin Sequenz. Jetzt haben wir 2023, und Wien ist derzeit
auch die lebenswerteste Stadt der Welt. Und wieso ist das
so? - Unsere Bundeshauptstadt ist eine Stadt, die kürzlich
zum vierten Mal in fünf Jahren - zum vierten Mal in fünf
Jahren - zur lebenswertesten Stadt der Welt gekürt
wurde. Wien hat sich diese Auszeichnung durch seine
herausragende Lebensqualität verdient. Unsere Bundes-
hauptstadt punktet mit einem reichen Kulturangebot, einer
ausgezeichneten Infrastruktur und einem hohen Maß an
Sicherheit. Diese Faktoren haben Wien erneuert an die
Spitze der weltweiten Bewertungen gebracht. (Beifall bei
SPÖ und NEOS.)

Wien ist nicht nur als die lebenswerteste Stadt zu be-
wahren, sondern wir müssen sie auch als zukunftsorien-
tierte, klimafitte und inklusive Metropole weiterentwickeln.
Wir bauen daher auf dem soliden Fundament unserer Er-
folge auf und streben danach, unsere Stadt noch lebens-
werter, noch nachhaltiger für unsere Bewohnerinnen und
Bewohner zu gestalten.

Ich möchte nun auf den Bereich der Stadtentwicklung
Bezug nehmen. Unsere Leitlinien sind im Regierungspro-
gramm, im Regierungsübereinkommen formulierte Ziele
mit dem Stadtentwicklungsplan, und dieser dient uns auch
als Kompass. Ein wichtiger Bestandteil unserer Arbeit ist
es, aktuelle Trends zu erkennen und zu interpretieren. Wir
verstehen Stadtplanung als einen integrativen Prozess,
der die verschiedenen Lebenslagen und Phasen aller
Menschen berücksichtigt. Unsere Hauptaufgabe in der
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Stadtentwicklung ist es, Wien als klimafitte, lebenswerte,
nachhaltige und inklusive Stadt zu gestalten. Dazu gehö-
ren viele Bereiche, wie die Verkehrspolitik, über die Schaf-
fung von Wohnraum bis hin zur Förderung von Grünflä-
chen und Freizeitmöglichkeiten. All das, was wir tun, ba-
siert auf einer sorgfältigen Analyse von Trends und Ent-
wicklungen, um sicherzustellen, dass unsere Stadt den
Bedürfnissen ihrer Bewohnerinnen und Bewohner gerecht
wird, es sind also keineswegs Zufälligkeiten, sondern
Analysen.

Ich möchte jetzt einige Schlüsselprojekte für
2024/2025 vorstellen oder erwähnen, sie sind zum Teil
auch schon erwähnt worden. Die Weiterentwicklung des
öffentlichen Verkehrsnetzes: Ein wichtiger Schwerpunkt
unserer Arbeit ist die Erweiterung des öffentlichen Ver-
kehrsnetzes, die Verlängerung der U1-Linie Alaudagasse
in das Stadtentwicklungsgebiet Rothneusiedl, oder auch
die Verlängerung der Straßenbahnlinie 25 über den alten
Ortskern Aspern in die Seestadt Aspern - das sind einmal
so beispielhafte Projekte. Diese Maßnahmen verbessern
die Mobilität in unserer Stadt und tragen zu einer Redu-
zierung des Verkehrsaufkommens und auch zur Minimie-
rung der Luftverschmutzung bei. Ich denke, die Mobilitäts-
wende ist ja schon eingeleitet.

Ich komme noch zum Radverkehr - die Radverkehrs-
planung wurde auch schon von Kollegin Pipal-Leixner er-
wähnt -: Die Budgetmittel dafür wurden deutlich erhöht.
Weiterhin geht es um den Ausbau unserer Radinfrastruk-
tur. Neue Radwege und Radabstellflächen werden das
Radfahren in Wien sicherer und komfortabler gestalten.
Die Investitionen sind daher ein wesentlicher Bestandteil
unserer Bemühungen, eine klimafitte, umweltfreundliche -
man kann es nicht oft genug erwähnen - und gesunde
Form der Mobilität zu fördern.

Kommen wir jetzt auch zum Herzstück unserer lang-
fristigen Vision für Wien, nämlich zum Stadtentwicklungs-
plan 2035: Der STEP 2035 umfasst Strategien für Klima-
schutz, soziale Infrastruktur, Digitalisierung, und vieles
mehr und stellt sicher, dass die Stadtentwicklung sowohl
die aktuellen Bedürfnisse berücksichtigen als auch proak-
tiv - proaktiv - zukünftige Herausforderungen einbeziehen
muss.

Zu den Grätzltransformationen: Die Smart City Kli-
mastrategie Wien gibt als Dachstrategie unserer Stadt
den Weg in eine klimafitte Zukunft vor und legt langfristige
Ziele für Klimaschutz, Klimaanpassung und Ressourcen-
schonung auf dem Weg zur Klimamusterstadt fest. Unser
Ziel ist es, Wiener Grätzln in lebendige, nachhaltige Ge-
meinschaften zu verwandeln. Dabei setzen wir auf einen
ganzheitlichen Ansatz aller Aspekte des urbanen Lebens,
von der Energieversorgung bis hin zur Gestaltung öffent-
licher Räume. Damit Hand in Hand geht die Evaluierung
von gesetzten Maßnahmen in Wiener Grätzln, um die Er-
reichung der Smart City Strategie Wien Ziele sicherzustel-
len. Unverzichtbar sind auch Bereitstellungen von Pla-
nungsgrundlagen. Unsere Entscheidungen basieren auf
soliden Daten und Forschungsergebnissen. Die Wiener
Lebensqualitätsstudie und die Mobilitätserhebung sind
dabei wichtige, notwendige Instrumente, die uns helfen,

die Bedürfnisse und Wünsche der Wiener Bevölkerung zu
verstehen und entsprechend auch zu handeln.

Ich komme zur Bedeutung von Grünflächen und
Klimaanpassung, weil das heute auch schon ein Thema
war: Ein weiterer wichtiger Aspekt unserer Stadtentwick-
lungsstrategie ist die Schaffung und die Erhaltung von
Grünflächen. Parks, Gärten, begrünte Dächer und Wände
spielen eine entscheidende Rolle bei der Verbesserung
der Luftqualität, der Förderung der Biodiversität und der
Schaffung von Räumen für Erholung und Freizeit. Diese
Grünflächen sind nicht nur Orte der Schönheit und Ruhe,
sondern auch essenziell für die Anpassung unserer Stadt
an den Klimawandel.

Ein ehrgeiziges Ziel für eine CO2-neutrale Zukunft un-
serer Stadt ist es, bis 2040 CO2-neutral zu sein. Dies er-
fordert innovative Ansätze in vielen Bereichen, insbeson-
dere aber in der Mobilität. Wir fördern daher aktiv den Um-
stieg auf umweltfreundliche Verkehrsmittel und arbeiten
an der Schaffung einer Infrastruktur, die es den Menschen
in Wien ermöglicht, nachhaltige Mobilitätsoptionen zu
wählen. Durch neue Sharing-Angebote fördern wir zudem
auch gemeinschaftliche Nutzungen von Ressourcen, was
nicht nur ökonomisch, sondern auch ökologisch von Vor-
teil ist.

Ein wesentlicher Aspekt unserer Stadtentwicklung ist
auch die Förderung des sozialen Zusammenlebens in der
Daseinsvorsorge. Dafür werden wir von vielen europäi-
schen Städten beneidet. Wir wissen, dass die Schaffung
von leistbaren Wohnräumen, der Zugang zu hochwertigen
öffentlichen Räumen, die Bereitstellung essenzieller
Dienste wie Energie und Wasserversorgung unerlässlich
sind, um allen Bewohnerinnen und Bewohnern ein gutes
Leben zu ermöglichen. Die Stadt setzt daher auf innova-
tive Konzepte, um die Herausforderungen einer moder-
nen Metropole zu meistern. Wir experimentieren mit
neuen Ideen in der Stadterneuerung, wie etwa der Schaf-
fung multifunktionaler Räume, die Wohnen, Arbeiten und
Freizeitaktivitäten kombinieren. Diese Ansätze tragen
dazu bei, den städtischen Raum effizienter zu nutzen und
das tägliche Leben unserer Bürgerinnen und Bürger zu
bereichern. Dies alles ist möglich, wenn es um Partizipa-
tion und die Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger
geht. Durch Befragungen, Workshops, öffentliche Foren
sorgen wir dafür, dass die Stimmen aller Wienerinnen und
Wiener gehört werden. Beteiligung ist uns ein wichtiges
Anliegen.

Wenn wir in die Zukunft blicken, sehen wir eine Stadt,
die nicht nur wächst, sondern auch gedeiht, eine Stadt,
die ihre Geschichte ehrt, während sie mutig neue Wege
beschreitet, eine Stadt, die ihre Umwelt schützt und
gleichzeitig innovative Lösungen für urbane Herausforde-
rungen findet, und eine Stadt, die für alle da ist, unabhän-
gig vom Alter, von der Herkunft oder vom Einkommen.

Abschließend möchte ich betonen, dass all diese Be-
mühungen Teil eines größeren Ziels sind, nämlich Wien
zu einer lebenswerten Stadt der Welt weiterzuentwickeln,
und das bedeutet auch: Kein Stillstand, zu einer Stadt, die
nicht nur in Bezug auf die Infrastruktur und Umwelt her-
ausragt, sondern in ihrer Fähigkeit, eine inklusive, ge-
rechte und lebendige Gemeinschaft zu fördern.



Gemeinderat, 21. WP 28. November 2023 45. Sitzung / 17

Herzlichen Dank für die ausgezeichnete Zusammen-
arbeit an unseren Koalitionspartner, den NEOS, an die
Abteilungsleiter und Abteilungsleiterinnen, die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Magistratsabteilungen. In un-
serer Geschäftsgruppe sind 13 Magistratsabteilungen an-
gesiedelt, und nur durch das engagierte Zusammenwir-
ken wird erst eine erfolgreiche, zukunftsorientierte Stadt-
entwicklung möglich. Dieses Miteinander ist der Schlüssel
dazu, eine Vision einer lebenswerten und dynamischen
Stadt im Wandel der Zeit in die Realität umzusetzen. Stim-
men Sie daher dem Budget zu! - Danke. (Beifall bei SPÖ
und NEOS.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu
Wort gemeldet ist Herr GR Irschik. Ich erteile es ihm. Ihre
selbstgewählte Redezeit ist fünf Minuten, die fraktionelle
elf Minuten. Was darf ich einstellen?

GR Wolfgang Irschik (FPÖ): Danke, sehr geehrte
Frau Vorsitzende!

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk (unterbrechend):
Herr Gemeinderat, welche Zeit darf ich einstellen?

GR Wolfgang Irschik (fortsetzend): Wir haben eh nur
mehr einen Redner.

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk (unterbrechend):
Dann stelle ich die elf Minuten ein, aber Sie müssen sie
nicht ausschöpfen, also fühlen Sie sich nicht gezwungen.
Bitte schön.

GR Wolfgang Irschik (fortsetzend): Sehr geehrte Frau
Vorsitzende! Danke schön für die Erteilung des Wortes.
Sehr geehrte Frau Stadträtin! Damen und Herren des
Wiener Gemeinderates und alle anderen, die vielleicht zu-
sehen oder auch nicht mehr!

Nach der Wien-Wahl 2020 hat es einen Wechsel ge-
geben, die GRÜNEN mussten das Ressort abgeben,
StRin Ulli Sima hat es übernommen. Na ja, ein bisschen
haben wir schon die Hoffnung gehabt, dass vielleicht der
Autofahrer nicht nur bekämpft wird, sondern vielleicht
auch eine kleine Gegenleistung erhält. Was ist passiert?
Die Parkraumbewirtschaftung ist in ganz Wien eingeführt
worden. Eigentlich könnten wir heuer Jubiläum feiern,
denn vor 30 Jahren ist es im 1. Bezirk gegen die Stimmen
der Freiheitlichen Partei eingeführt worden. Es gab keine
Jubiläumsfeier, ich kann mich nicht erinnern, dass das ir-
gendwie großartig zelebriert worden wäre, das ist nicht
passiert. In weiterer Folge haben die angrenzenden Be-
zirke des 1. Bezirks mit dem Argument, die wollen auch
ein Parkpickerl, das auch bekommen. Nein, die haben
kein Parkpickerl gewollt. Die Kraftfahrer wollten einen
Parkplatz, für diesen bezahlen sie auch. Und so ist es wei-
tergegangen. Jetzt haben alle Bezirke diese großartige
Parkraumbewirtschaftung, auch die Flächenbezirke. Pas-
siert ist eigentlich das Gleiche, das innerhalb des Gürtels
passiert ist, es wird zurückgebaut, denn, oh Wunder, es
sind Parkplätze frei. Es sind Plätze frei. Na, sollen keine
frei sein, wenn der Autofahrer dafür zahlt, meine Damen
und Herren?

Das heißt, die Kommune hat jetzt die Einnahmen
durch diese Parkraumbewirtschaftung von 100 auf rund
170 Millionen EUR erhöht bekommen, und dafür wird jetzt
fleißig zurückgebaut. Dazu habe ich ein paar Beispiele,
meine Damen und Herren. Zuerst einmal zur Werbung:

Was haben wir da gelesen? Zum Beispiel in der Bezirks-
zeitung vom 26./27. Juli 2023: Die Schleifgasse wird kli-
mafit. - Ich weiß jetzt noch immer nicht, was klimafit ist,
meine Damen und Herren. Wir sprechen da schon von der
Stadt! Klimafit, ich weiß nicht. Wenn man dort ein paar
Bäume hinsetzt, einen halben Meter Erde aufschüttet und
Bäume einsetzt, dann nennt sich das klimafit.

Ich lese dann: Schleifgasse wird klimafit. Und so heißt
es auch bald in der Schleifgasse, Hitzeinsel ade, und so
weiter, und so fort. Es wird begrünt, gekühlt und entsie-
gelt. Meine Damen und Herren, was wollen wir denn in der
Stadt entsiegeln? Da gibt es Einbauten, da gibt es ein
Fundament, Wasser, Abwasser, elektrischen Strom, Gas,
und so weiter, und so fort. Da müsste man ja 50 m hinun-
tergraben, dann kann man entsiegeln. Das ist ja alles ein
Lavendel, meine Damen und Herren! In der Stadt gibt es
interessanterweise nichts zum Entsiegeln, das sollte man
schon auch erwähnen.

Es wird in der Schleifgasse die Aufenthaltsqualität er-
höht. In der Schleifgasse! Wer wird sich dort aufhalten?
Stefan, ich weiß nicht, gehst du durch die Schleifgasse,
weil so schön dort ist? Ich weiß nicht. Und es kommen ja
auch Sitzgelegenheiten hin. Ja, hoffentlich werden die
dann auch ordentlich genützt und zwar nicht so, dass viel-
leicht manche Bevölkerungsgruppen dann bis spät in die
Nacht lärmen. Dann rufen wir die Polizei, die das dann
ausbaden darf, die dann ein kleines zusätzliches Poten-
zial hat.

Der Rückbau dieser Schleifgasse durch eine breit an-
gelegte BürgerInnen - gendern darf natürlich nicht fehlen -
, durch die breit angelegte BürgerInnenbeteiligung. - So
steht es in den Medien. Gut, es steht wenigstens „Wer-
bung“ dabei. Was haben wir dann in der Realität gehabt?
In der Verkehrskommission vom 11. Januar 2023, Ver-
kehrskommission Floridsdorf: Unentschuldigt fehlten -
das muss ich leider sagen - die ÖVP, auch NEOS waren
unentschuldigt, ist leider so. Es wurden ungefähr 3.000
Fragebögen an die Anrainer der Schleifgasse versandt -
so weit so gut. Wisst ihr, wie viele zurückgekommen sind
von den 3.000? - 5 Prozent! Ich war in Rechnen immer
schon schlecht, aber ich glaube, da sind von 3.000 unge-
fähr 150 zurückgekommen - zu diesem brennenden
Thema Umbau der Schleifgasse. Von 3.000 kamen 150
zurück - 5 Prozent. Und da war auch eine Frage, ob sich
die Anrainer eine Verbesserung der Wohnqualität mit we-
niger Parkplätzen vorstellen können. Wisst ihr, was die
Antwort war? - 57 Prozent, also eigentlich eine absolute
Mehrheit, würde man in der Politik sagen: Nein. Das hat
dort keinen Menschen interessiert - so viel zum Thema kli-
magerecht und Klimaschutz.

Luise - da sitzt sie eh -, du hast es richtig gesagt, das
eint uns vielleicht ein bisschen, mit den Freiheitlichen: Wir
sind für den Umweltschutz, weil Umweltschutz ist Heimat-
schutz. Diese Klimahysterie, Leute, das glaubt euch ja kei-
ner mehr! Ich glaube, nicht nur wir gehen durch die Stra-
ßen und sprechen mit der Bevölkerung, das macht ihr ja
auch: Den Lavendel könnt ihr vielleicht hier erzählen, aber
draußen glaubt euch das keiner mehr. Und was habe ich
jetzt gehört? Sogar die „Kronen Zeitung“ hat geschrieben,
im 8. Bezirk fehlen Parkplätze. Eine Frau hat der „Kronen
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Zeitung“ ein Interview gegeben: „So kann es nicht weiter-
gehen, wir haben keine Parkplätze!“ Und so weiter, und
so fort. Meine Damen und Herren, so schaut dann die Re-
alität aus.

Schleifgasse: Was grenzt an? Der Schlingermarkt. Da
gibt es eine Arbeitsgruppe: Wie kann man das attraktivie-
ren? Ich bin jetzt halt auch schon seit 64 Jahren Florids-
dorfer und meine Kindheitserinnerungen sind Schlinger-
markt, der Floridsdorfer Markt, der einer der attraktivsten
Märkte in ganz Wien war. Wie sind die Leute dort hinge-
kommen? Na, mit dem Auto, auch aus dem angrenzenden
Niederösterreich. Die sind nicht mit dem 331er, dem heu-
tigen 31er, gekommen, die sind auch nicht zu Fuß gekom-
men. Es ist übrigens immer herrlich, wenn mir jemand et-
was übers Zufußgehen erzählt, na, würden nur alle so viel
zu Fuß gehen wie ich und vielleicht immer noch regelmä-
ßig Sport betreiben so wie ich! Wir machen uns also schon
Sorgen um den Floridsdorfer Markt, es gibt da eine Ar-
beitsgruppe zu dieser Belebung. Aber was haben wir
gleichzeitig verloren? Ungefähr 75 Prozent an Parkplät-
zen. Ja, wer soll das dann beleben? Schauen wir aber ein-
mal, ob sich das dann alles mit den Radfahrern ausgeht.

Parkgarage: Die Floridsdorfer Zeitung hat das letzte
Mal über unsere Idee, im angrenzenden Bereich eine
Parkgarage zu errichten, berichtet. Da hat es nämlich, als
wir gesagt haben: „Na, warum machen wir nicht unter dem
Markt eine Art Parkgarage?“, geheißen, nein, das geht
nicht wegen der Einbauten! - Dann weiß ich aber nicht,
wie sie es im 2. Bezirk unter dem Karmelitermarkt ge-
macht haben. Dort gibt es offenbar keine Einbauten, denn
dort hat man direkt unter dem Markt eine Parkgarage ge-
macht, und das belebt den Markt, keine Frage. Es war
eine richtige Entscheidung.

Kollegin Hungerländer, die nicht da ist, hat in einer
sehr guten Rede einmal gesagt, 4. Bezirk, Argentinier-
straße, eine Katastrophe! Nicht nur Kollege Eppinger, ich
glaube, er ist heute nicht da, hat einmal bei Ö3 gearbeitet,
sondern auch ich, aber ich war noch in der Argentinier-
straße, Kollege Eppinger war ja schon auf der Heiligen-
städter Lände, da hat man noch fahren können. Jetzt wird
alles zunichte gemacht, jetzt wird das kaputt gemacht.

Jetzt noch eine leise Kritik auch an die ÖVP, denn ich
bin ja indirekt im 8. Bezirk betroffen: Jede Maßnahme ge-
gen den Autofahrer wurde von der Frau Bezirksvorstehe-
rin Mickel-Göttfert von der ÖVP in den Jahren 2015 bis
2020 heftigst beklatscht. Entweder alles, was von der Ge-
meinde gekommen ist, was von der Kommune gegen den
Autofahrer gerichtet war, oder es kam von ihr selbst.
Meine Damen und Herren, diesen Vorwurf kann ich der
ÖVP nicht ersparen, das war absolut nicht notwendig. Ich
kann euch ungefähr auswendig sagen, was wir gekriegt
haben: Radfahren gegen die Einbahn in der Floria-
nigasse, das war minus 15, dann haben wir die Begeg-
nungszone in der Lange Gasse gekriegt, das waren 25,
sind 40, 2 sinnlose Gehsteigvorziehungen Kreuzung Flo-
rianigasse/Skodagasse/Laudongasse - braucht über-
haupt keiner, dort war niemand gefährdet oder behindert.
Dann kriegen wir selbstverständlich die E-Ladestellen,
weil die ja überhaupt nicht fehlen dürfen, meine Damen
und Herren. Jede E-Ladestelle minus 2 Parkplätze, und

das muss man den E-Autofahrern natürlich auch sagen:
Wenn wir den motorisierten Individualverkehr bekämpfen,
dann bekämpfen wir den Fließverkehr, dann bekämpfen
wir den ruhenden Verkehr, und dann fährt er mit seinem
E-Auto auch nirgends mehr, das ist auch klar. Ich nehme
an, sie werden dann alle irgendwann eine Parkgarage
kriegen, die er sich dann aber auch nicht mitnehmen kann.
Es entsteht also ein wirtschaftlicher Schaden, meine Da-
men und Herren.

Gastgärten: Das Thema haben wir vor Kurzem bei ei-
ner gemeinsamen Pressekonferenz der Bezirksvorsteher
des 1., des 7., des 8. Bezirks gehabt - 1. ist der Kollege
Markus Figl von der ÖVP, 7 und 8, verzeiht mir, wenn ich
jetzt die Namen nicht weiß, von den GRÜNEN. Keinen
Wildwuchs der Gastgärten! Da sind wir uns wahrschein-
lich einig, weil es da um die Novellierung der Gewerbe-
ordnung gegangen ist - keine Frage, wollen wir nicht. Und
der Branchenmix muss gewahrt werden! Da sind wir uns
wahrscheinlich auch einig. Und zum Schluss haben sie
gesagt: Na ja, der Kaufkraftabfluss! - Meine Damen und
Herren - jetzt sind wir wieder im 8. Bezirk -, in der Floria-
nigasse ist meines Wissens eines der besten und teuers-
ten Steaklokale der Stadt. Ich war noch nicht dort, viel-
leicht schaue ich es mir einmal an. Wie gesagt, eines der
teuersten! - Ordnungsnummer weiß ich nicht, das darf ich
nicht sagen. Darf ich das sagen? Nein, da mache ich Wer-
bung, oder? Na, was glaubt ihr? Das ist ein besonderes
Publikum, das sind Leute mit Geld. Na, glaubt jemand im
Ernst, dass einer, der dort mit dem Fahrrad fährt, dort in
das Steaklokal geht (GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc:
Taxi!), oder dass jemand mit der U6 bis zur Josefstädter
Straße fährt und dann zu Fuß hinunter in das Lokal geht?
Das ist doch wirtschaftsbehindernd, das ist doch ein
Schmarrn!

Wirtschaftskammer, die ÖVP spielt da die dominie-
rende Rolle, die geschätzte Kollegin Kriz-Zwittkovits: Ihr
schaut da alle zu, das wird alles kaputt gemacht!

Ganz kurz noch zu den Zahlen: Der Bundesfinanzmi-
nister nimmt pro Jahr mehr als 14 Milliarden EUR aus dem
Straßenverehr ein. Na, seinen wir doch froh! Seien wir
froh! Ich bin gespannt, wie dann, wenn das nicht mehr der
Fall ist, das Budget erstellt wird.

Dann gibt es die Finanzausgleichszahlung für den
Bund, das Land, die Gemeinde, und so weiter, Zentral-
budget und dann gibt es die Bezirksbudgets. Na, dann gibt
es halt kein Geld mehr! Schauen wir einmal, wie sich das
Ganze weiterentwickelt. Wie gesagt, das sind so diese
Beispiele.

Was habe ich dann von grüner Seite gehört, wie war
das mit der Grünraumgerechtigkeit im 5. Bezirk? Das
habe ich auch den Medien entnommen. Was wollen wir
im 5. Bezirk? Ihr wollt einen autofreien Sonntag? - Aha,
einen autofreien Sonntag! Da muss man den Damen und
Herren sagen, dass dann im 5. aber überhaupt niemand
mehr fährt. Das heißt, die Autofahrer und -innen fahren
dann auch nicht mehr raus aus ihrem Bezirk. Das heißt,
wenn ihr einen autofreien Sonntag wollt - keine Frage,
machen wir es -, dann fahren am Sonntag im 5. Bezirk nur
mehr die Blaulichtorganisationen. Da fährt kein Taxi mehr,
da fährt keine Pannenhilfe mehr, da fährt überhaupt nichts
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mehr, wie gesagt, nur mehr die Blaulichtorganisationen.
Vielleicht war es ein Scherz, ich meine, wir haben ja doch
schon irgendwie Fasching. Vielleicht war das nach dem
fünften Viertel, ich weiß es nicht, dass jemand auf diese
Idee gekommen ist.

Wie gesagt, sehr geehrte Frau Stadträtin, bei aller
Wertschätzung, bei allem Respekt, ein bisschen mehr
hätten wir uns schon erwartet. Zumindest hat es im Som-
mer kein Swimmingpool am Gürtel gegeben, das war ja
schon eine Erleichterung, das war ja schon viel wert (GR
Mag. Manfred Juraczka: Wir sind aber schon sehr be-
scheiden geworden!), aber wie gesagt, alles läuft wieder
gegen den motorisierten Individualverkehr - Autofahrer
dürfen alles zahlen, Gegenleistung haben sie keine. Wir
lehnen das Budget ab. (Beifall bei FPÖ und ÖVP sowie
von GR Wolfgang Kieslich.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu
Wort gemeldet ist Herr GR Holzmann, ich erteile es ihm.
Selbstgewählte Redezeit sieben Minuten.

GR Ernst Holzmann (SPÖ): Sehr geehrte Frau Vorsit-
zende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Kollegin-
nen und Kollegen des Wiener Gemeinderates!

Der Budgetvoranschlag 2024/2025 gibt die Möglich-
keit, die Leistungsvielfalt der Stadt Wien und die Schwer-
punkte für die Zukunft aufzuzeigen. Wir von der Fort-
schrittskoalition machen klimafitte Verkehrspolitik für und
gemeinsam mit den Menschen. Die MA 18 mit einem
Budget von jeweils über 11 Millionen EUR für die Jahre
2024 und 2025 ist unter anderem für die beiden wesentli-
chen Strategiedokumente der Stadt, den Stadtentwick-
lungsplan und die Smart City Wien Rahmenstrategie, ver-
antwortlich.

Zu den wichtigsten budgetrelevanten Vorhaben der
Abteilung für die nächsten zwei Jahre gehören die Weiter-
entwicklung des öffentlichen Verkehrsnetzes, die generel-
len Planungen, die bereits stattfinden - es ist heute schon
mehrmals gesagt worden, ich sage es noch einmal -, für
den U1-Verlängerungsast von der Endstation in der Alau-
dagasse in das Stadtentwicklungsgebiet Rothneusiedl, für
die Verlängerung der Straßenbahnlinie 25. Die MA 18
schafft hier die Grundlagen für die weiteren Umsetzungs-
schritte der Wiener Linien.

Vielleicht darf ich auch gleich, nachdem Kollege Kies-
lich unter anderem auch die U3 erwähnt hat, an dieser
Stelle den Wunsch deponieren, dass man auch einmal ge-
nerell Planungen für die Verlängerungen an die Stadt-
grenze, einmal für Simmering, aber natürlich auch für die
U6 im Norden - da gibt es, glaube ich, ein ähnliches Be-
dürfnis -, aufnimmt. (Beifall von GR Mag. Manfred Ju-
raczka und GR Wolfgang Kieslich.)

Aber - es gibt dann meistens ein Aber … Nein, ich
schwenke zur Linie 72, denn ich glaube, die ist zeitlich in-
teressanter als eine mögliche U3-Verlängerung. Kollege
Kieslich, du hast ganz kurz gesagt, der Landesrat in Nie-
derösterreich will auch diese Straßenbahn. Jetzt entzieht
es sich meiner Kenntnis, wie weit es da Termine gibt, Ab-
sagen gibt, sonst etwas gibt, Gespräche gibt, aber ich
glaube, vielleicht ist der Wille alleine zu wenig, er sollte
vielleicht auch darauf schauen, dass die notwendigen
budgetären Mittel dafür zur Verfügung gestellt werden.

Vielleicht setzen sich doch noch einmal alle an einen
Tisch. Mein Appell ist auch heute und hier, da nach einer
Lösung zu suchen, denn ich glaube, das fast Schlimmste
ist diese Ungewissheit für Simmering: Kommt der 72er o-
der kommt er nicht? Denn sollte es endgültig so sein, dass
Niederösterreich da nicht mitspielt, dann müssen wir dort
natürlich von Seiten Wiens und des Bezirks alternative
Verbesserungen für den öffentlichen Verkehr ins Auge
fassen.

Der bereits angesprochene Stadtentwicklungsplan
2035 ist das zentrale Instrument der Stadt Wien zur Steu-
erung der räumlichen Entwicklung. Dieser wird einen we-
sentlichen Beitrag zum Klimaschutz und zur Klimawan-
delanpassung leisten, wie die Sicherstellung von ausrei-
chend Grünraum, Klimaneutralität bis 2040, hochwertige
öffentliche Räume, umweltfreundliche Mobilität als
Schlüssel zur Erreichung des CO2-Ziels.

Die Smart Klima City Strategie wurde auch schon an-
gesprochen. Diese gibt den Weg in eine klimafitte Zukunft
vor. Aufbauend auf dem Know-how von verschiedenen
Projekten werden die Ziele auf Quartiersebene übersetzt
und innovative Konzepte zur Transformation von Wiener
Grätzln und zur Unterstützung von „Raus aus Asphalt“
entwickelt. Kollegin Olischar - ich sehe sie momentan
nicht - hat erwähnt, es sei alles so aus Wolken, was hier
definiert wird. - Verzeihung, den Vorsitzwechsel habe ich
jetzt nicht mitbekommen! - Dazu wollte ich nur sagen: Ich
glaube, hier geht man sehr wohl von einem groben Kon-
zept herunter zu konkreten Schritten, die dann auch posi-
tiv auf den Klimaschutz, auf die Klimaanpassung wirken,
zum Beispiel auch die Unterstützung von „Raus aus As-
phalt“, wo ja immer wieder sehr kleinräumige Projekte
auch umgesetzt werden.

Aus den wichtigsten Vorhaben der MA 21 mit veran-
schlagten Ausgaben von rund 18 Millionen EUR für die
Jahre 2024 und 2025 möchte ich noch beispielhaft drei
Punkte herausnehmen und erwähnen. Das eine ist das
Projekt Rothneusiedl. Vor dem Hintergrund der Urbanisie-
rung, des Bevölkerungswachstums muss sich die Stadt
Wien auch mit der Schaffung von Wohn- und Lebensraum
auseinandersetzen und dabei Klima- und Ressourcen-
schutz besonders beachten. Rothneusiedl soll als Wohn-
gebiet für rund 20.000 Menschen erschlossen werden und
zum Vorzeigestadtteil für klimagerechte Stadtplanung und
Klimawandelanpassung werden.

Nächster Punkt, nächstes Beispiel: 22. Bezirk, Haus-
feld. Langfristig soll in diesem rund 70 ha großen Bereich
im Sinne der produktiven Stadt ein gemischt genutzter
Stadtteil entstehen, der in dieser sehr gut erschlossenen
Lage Wohnbau - überwiegend gefördert - sowie Logistik
und Gewerbe Platz bietet.

Dritter Punkt oder drittes Beispiel: Kaiserebersdorf.
Dieses Projektgebiet umfasst etwa 600 ha und hat derzeit
zirka 37.000 Einwohner und Eiinwohnerinnen. Ziel ist es,
die Entwicklungspotenziale im Projektgebiet für die
nächsten 15 Jahre festzustellen und in einem begleiten-
den Prozess insbesondere mit den direkt von den Ände-
rungen betroffenen Personengruppen die Möglichkeit zu
geben, eigene Wünsche und Vorschläge einzubringen.
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So können lokales Wissen, Erwartungen sowie Ideen ins
Stadtentwicklungskonzept einfließen.

Wie schon in meiner Einleitung gesagt: Wir von der
Fortschrittskoalition machen klimafitte Politik für und ge-
meinsam mit den Menschen. Als weiteren Beweis für un-
sere umsichtige Politik darf ich heute auch nochmals zum
Agrarstrukturellen Entwicklungsplan sprechen. Wir von
der Fortschrittskoalition haben diesen ja gemeinsam mit
der ÖVP in der vergangenen Woche beschlossen. Dieser
AgSTEP ist seit 2004 auch ein wichtiger Teil des Stadt-
entwicklungsplans. Hier werden knapp 5.000 ha Vorrang-
gebiet Landwirtschaft in 3 Kategorien ausgewiesen, ge-
samt um 18 ha mehr, als das vor 10 Jahren der Fall war.
Auch in der Kategorie 1 - großflächig zusammenhän-
gende überwiegend agrarisch genutzte Flächen, die vor-
rangig der landwirtschaftlichen Produktion dienen - wur-
den sogar um 52 ha mehr ausgewiesen als im Jahr 2014.

Dies ist ein deutliches Bekenntnis zur Wiener Land-
wirtschaft und zu den landwirtschaftlichen Betrieben in der
Stadt - davon haben wir derzeit rund 450. Gerade die Kri-
sen der letzten Jahre haben die Wichtigkeit der Versor-
gungssicherheit und die Vorteile der Regionalität deutlich
gemacht. Deshalb ist es uns wichtig, dass wir einerseits
entsprechende Flächen sichern, aber auch alles dafür tun,
um den landwirtschaftlichen Betrieben die Bewirtschaf-
tung zu ermöglichen - verantwortliche Politik für und mit
den Menschen für eine nachhaltige und klimafitte Zukunft!

Mit der Bitte um Zustimmung zum Voranschlag 2024
und 2025 möchte ich schließen und danke für die Auf-
merksamkeit. (Beifall bei der SPÖ und von GRin Dipl.-Ing.
Selma Arapović.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war 8 Minuten. Als nächster
Redner zum Wort gemeldet ist GR Neumayer. Die frakti-
onelle Restredezeit beträgt 14 Minuten. - Ja? - Dann stelle
ich diese ein. Sie sind am Wort.

GR Jörg Neumayer, MA (SPÖ): Sehr geehrte Frau
Vorsitzende! Frau Stadträtin! Werte Kolleginnen und Kol-
legen und alle ZuseherInnen, egal, ob hier oder via Li-
vestream!

Ich freue mich wahnsinnig über den gestrigen Tag, da
ist gefühlt 100 Mal das Wort Digitalisierung gefallen - eine
Herangehensweise und eine Veränderung in der politi-
schen Diskussion, die mich als Digitalisierungssprecher
unserer Fraktion natürlich wahnsinnig freut. Was ist der
Hintergrund? Wir sind mitten in der digitalen Transforma-
tion, und egal, ob man es will oder nicht, wir müssen damit
umgehen - und dieser Herausforderung stellen wir uns.
Wir haben das in den letzten Jahren schon sehr leise und
zurückhaltend, aber mit ganz viel Nachdruck gemacht. Ich
darf heute skizzieren, warum Wien die Digitalisierungs-
hauptstadt im Herzen Europas ist. Da sind ein paar Fak-
toren zu nennen. Einer davon ist: Wir haben die richtigen
Leute in unserer Stadt, und unsere Frau Stadträtin hat die
richtigen Leute in ihrem Digitalisierungsteam. Wir haben
die richtige Einstellung. Frau Sima sagt immer sehr sim-
pel: Digitalisierung muss den Wienerinnen und Wienern
etwas bringen, muss etwas nützen. Und damit haben wir

auch die richtigen Angebote, wenn wir über E-Govern-
ment und andere Bereiche reden, in denen die Wienerin-
nen und Wiener von unseren Services profitieren.

Wenn ich über die richtigen Leute rede: Es zeigt sich
einfach, dass wir durch unsere Angebote jedes Jahr mehr
Nutzerinnen und Nutzer haben. Unsere Services werden
regelmäßig gewartet und werden in Anspruch genommen.
Wir haben zahlreiche Betriebsansiedlungen, nicht zuletzt
im IKT- und im Tech-Bereich, auch in meinem Heimatbe-
zirk, in Meidling, beispielsweise im Euro Plaza.

Wir selbst empfangen regelmäßig Delegationen über
alle politischen Couleurs hinweg, die sich anschauen wol-
len, wie wir als Digitalisierungshauptstadt diesen Ausbau
einfach stetig vorantreiben. Und es gibt etwas ganz Es-
senzielles, was ich immer wieder sage, und das kommt
vom Gemeindebau bis zur Digitalisierungshauptstadt: Wir
gehen in diesen Fragen zentral und strukturiert vor. Wir
überlassen es nicht nur dem freien Markt, wie es bei-
spielsweise die Deutschen gemacht und ziemlich versem-
melt haben, und wir gehen es nicht so wie die Chinesen
an, dass wir alles nur in unseren Krallen halten, sondern
wir schauen darauf, dass wir strukturiert mit Partnerinnen
und Partnern aus der Wirtschaft und den NGOs und NPOs
zusammenarbeiten.

Wir haben uns festgeschrieben, alle Wienerinnen und
Wiener mitzunehmen. Auch das ist ein großer Unter-
schied. Wir haben das in unserer Smart City Strategie.
Darin haben wir ja zwei Besonderheiten, zum einen den
Bereich Klima als weltweit größte Herausforderung, zum
anderen den Bereich Digitalisierung mit dem Stecken-
pferd der Inklusion. Wir wollen da wirklich alle Wienerin-
nen und Wiener mitnehmen und sehen das als besondere
Verantwortung.

Wenn wir schon bei der Verantwortung sind, müssen
wir uns auch anschauen, welche globalen Herausforde-
rungen wir haben. Die USA - sie haben es relativ oft be-
wiesen - machen einfach das Spiel: Was wirtschaftlich
geht, das wird gemacht - aber nicht unbedingt zum Wohl
der Bevölkerung, sondern eher zum Wohl der Investoren.
Das ist nicht unser Weg. Und auf der anderen Seite, im
asiatischen Raum, vor allem im vorhin schon erwähnten
China ist es so, dass man alles unter die soziale Kontrolle
des Staates, der Partei, der Organisation stellt. Das ist
nicht unser Weg in einer sozial-liberalen Demokratie im
Herzen Europas. Darum hat es mich vorhin auch ein biss-
chen irritiert, dass Kollege Juraczka von der ÖVP jetzt so
ein bisschen eine China-Liebe in sich trägt (GR Mag. Man-
fred Juraczka: Ich bin nicht zum Maoisten geworden!),
denn wir wollen hier schon einen Ausgleich zwischen dem
Staat oder der Stadt, den Anliegen der Bevölkerung und
denen der Wirtschaft.

Da möchte ich mich auch ganz herzlich bedanken bei
den Pionierinnen und Pionieren in Europa, aber auch hier
in Wien, beispielsweise den Kolleginnen und Kollegen von
der Technischen Universität, die 2019 am Vienna Mani-
festo mitgeschrieben haben, in dem wir den digitalen Hu-
manismus aus einer zentraleuropäischen Perspektive be-
leuchtet haben. Mittlerweile, vier Jahre später, ist der digi-
tale Humanismus in Europa in aller Munde und auch über
die Parteigrenzen hinweg in der Diskussion, und ich freue
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mich, dass wir da einen Schulterschluss mit fast allen Par-
teien gefunden haben. Es geht nämlich darum, dass wir
die Chancen der Digitalisierung für alle auch nutzbar ma-
chen, und da komme ich wieder zum Beginn: Die Frau
Stadträtin sagt immer wieder, die Dinge, die wir hier tun,
müssen nützlich für die Wienerinnen und Wiener sein.

Wenn ich jetzt aber auf die Angebote zu sprechen
komme, darauf, was wir alles machen, dann muss ich sa-
gen, wir machen wirklich coole Sachen, und das hat auch
etwas mit einer Haltung zu tun: In dieser Stadt ist der Ma-
gistrat in der Frage der Nutzung von Künstlicher Intelli-
genz neugieriger, offener und schneller als die meisten
Player in der Wirtschaft, und das finde ich ziemlich span-
nend. Ich möchte mich da vor allem bei Mag. Müller und
Sindre Wimberger, bei Klemens Himpele und diesem tol-
len Team von der Frau Stadträtin bedanken, denn die ha-
ben im letzten Jahr nicht nur zugelassen, sondern auch
begleitet, dass sich hunderte, ja, tausende Magistratsbe-
amte mit den neuen Tools der Künstlichen Intelligenz aus-
einandersetzen und gemeinsam überlegen: Was davon
können wir für Produktivitätssteigerung in unserer Stadt
nutzen, und welche Rahmenbedingungen brauchen wir,
damit wir hier so etwas wie Transparenz einhalten, damit
wir hier so etwas wie eine Rechtssicherheit für alle Betei-
ligten haben?

Wir sind extrem stolz darauf, dass wir im Rahmen
mehrerer Beteiligungsprozesse zahlreiche Bürgerinnen
und Bürger, Privatpersonen, aber auch Wirtschaftstrei-
bende, Expertinnen und Experten einbinden und die digi-
tale Stadt wirklich als Cluster aller Wienerinnen und Wie-
ner sehen und auch die Daten zur Verfügung stellen, die
Daten unserer Stadt nutzbar machen als Grundlage für
unsere Smart City im Herzen Europas.

Wir bauen die Services aus, ich rede jetzt wieder und
wieder über die „Sag's Wien“-App und den WienBot. Wa-
rum? Wir in diesem Haus haben es schon 100 Mal gehört,
aber der digitale Bürgerservice der Stadt Wien - die „Sag's
Wien“-App - ist bei Delegationen immer noch beliebt, und
dass der WienBot nicht nur Hochdeutsch, sondern auch
Umgangssprache - also Dialekt, Wienerisch - kann, er-
zähle ich weiter gerne.

Wir bauen gerade einen digitalen Zwilling der Stadt,
um Simulationen zu machen: Wie verändern sich die Hit-
zeinseln dieser Stadt, wenn wir mit gewissen Maßnahmen
entgegenwirken oder es einfach lassen würden? Wie ver-
ändert sich Winddurchlauf durch diese Stadt? Wie können
wir beispielsweise die Stadt kühlen? - Genau durch solche
Simulationen sind wir fortschrittlicher und besser und kön-
nen uns auch auf eine Veränderung in der Klimakrise viel
besser vorbereiten.

Ein ganz simples Beispiel, aber aus meiner Sicht eines
der allerwichtigsten, ist die Abwicklung des Wohnbonus.
Wir haben es geschafft, durch digitalen Service innerhalb
von kürzester Zeit zwei Millionen Wohnboni an alle Wie-
nerinnen und Wiener abzuwickeln und umzusetzen. Ich
würde einmal meinen, die Post, auf die wir aus gutem
Grund stolz sind, würde trotzdem ein bisschen länger
brauchen. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte mich aber auch persönlich bei der Frau
Stadträtin bedanken. Sie hat im letzten Jahr ein Projekt

umgesetzt, das mir persönlich ein Herzensanliegen ist,
nämlich die Cybercrime-Helpline, und das zeigt unsere
Einstellung: Wir lassen die Wienerinnen und Wiener auch
bei den Schattenseiten der Digitalisierung nicht allein,
sondern stehen ihnen zur Seite. Die Cybercrime-Helpline
ist Montag bis Freitag jeden Tag von 7.30 Uhr bis 17 Uhr
unter 01-4000-4006 erreichbar, und wenn Sie das Gefühl
haben, Opfer von Internetkriminalität geworden zu sein,
oder sich einfach nur in diesen unsicheren Zeiten über In-
ternetkriminalität informieren wollen, können Sie diese
Stelle nutzen - auch ein meines Wissens einzigartiges
Service in Europa, vielleicht sogar weltweit. Wir beteiligen
uns aber auch aktiv an der internationalen Digital Rights
Coalition zur Wahrung der digitalen Grundrechte, auch
das ist Teil dieser Digitalisierungshauptstadt im Herzen
Europas.

Und wozu machen wir das Ganze? - Relativ simpel:
Wir wollen, dass die Bürgerinnen und Bürger einfach ei-
nen einfacheren Alltag haben, stolz sein können, dass sie
in Wien die Services rasch und ordentlich bekommen. Wir
machen es klarerweise aber auch für die Verwaltung, wir
reden über Effizienzsteigerung, die dringend notwendig
ist, weil wir über Fachkräftemangel Wien-weit, Österreich-
weit, ja, Europa-weit reden und weil wir über drohende
Pensionsabgänge drüber müssen und das Angebot für
die Wienerinnen und Wiener weiter aufrechterhalten wol-
len. Wir reden aber auch darüber, dass wir für die Wirt-
schaft Erleichterungen haben wollen und ihr beispiels-
weise im Zusammenhang mit Verhandlungen für die Ge-
nehmigungen von Betriebsanlagen, Schanigärten oder
Ähnlichem durch digitale Services ganz viel Zeit ersparen
können.

Meinen Beitrag zur Budgetdebatte abschließend,
möchte ich nur noch dazu kommen: All das hat eine poli-
tische Grundlage. Wir haben in der Fortschrittskoalition
gemeinsam mit unserem Koalitionspartner, den NEOS,
festgeschrieben, dass Wien Digitalisierungshauptstadt
Europas sein möchte. Genau aus diesem Grund ziehen
alle an einem Strang. Wir investieren mittlerweile knapp
eine halbe Milliarde Euro pro Jahr - es sind 450 Millionen
EUR im Jahr 2024 und 475 Millionen EUR im Jahr 2025 -
in die Digitalisierung.

Ich möchte mich persönlich nicht nur bei der Frau
Stadträtin und ihrem Büro bedanken, sondern auch bei
Mag. Müller, bei Klemens Himpele, bei Frau Heissenber-
ger, bei Robin Heilig und allen Kolleginnen und Kollegen
im Haus, die diese umfassende Arbeit für die Stadt und
für die BürgerInnen tagtäglich begleiten. Ich möchte mich
bei der DigitalCity.Wien, bei der Urban Innovation, bei der
Wirtschaftsagentur Wien, beim WWTF bedanken für all
das, was sie im Bereich Netzwerk, Wirtschaft & Co ma-
chen. Ich möchte mich bei den Partnerinnen und Partnern
aus der Wirtschaft, den NGOs und den NPOs bedanken,
und ich möchte sagen: Digitalisierung ist kein Selbst-
zweck. Genau das haben wir politisch beschlossen, und
wir wollen weiterhin Digitalisierungshauptstadt Europas
sein und damit hier einen wegweisenden Platz einneh-
men.

Vielen herzlichen Dank, und ich bitte klarerweise um
Zustimmung. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)
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Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war 10 Minuten. Als Nächste
zum Wort gemeldet ist Frau Amtsf. StRin Mag. Sima. Ma-
ximale Redezeit 15 Minuten.

Amtsf. StRin Mag. Ulli Sima: Meine sehr geehrten Da-
men und Herren!

Wir transformieren Wien, wir transformieren diese
Stadt, und das wirklich in einem ganz rasanten Tempo.
Wir begrünen, wir kühlen, wir schaffen Radinfrastruktur,
wir schaffen lebenswerte Wohnumgebung, und wir haben
da wirklich den Turbo eingeschaltet. Ich möchte gleich am
Anfang meinen wirklich genialen Abteilungen, den genia-
len Abteilungsleitern und -leiterinnen meinen herzlichen
Dank aussprechen. Ohne euch würde ich das nicht schaf-
fen können, und ich weiß, dass viele Abteilungen dafür,
dass wir das in diesem Tempo zusammenbringen, wirk-
lich über ihre Grenzen gehen müssen. Vielen Dank dafür!
(Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Den Praterstern haben wir schon abgeschlossen - ein
schönes Beispiel, wie ein transformierter Platz aussieht:
Von einem Unort zu einem begrünten Ort, wo man jetzt im
Gras sitzen kann. Die Praterstraße, die Reinprechtsdorfer
Straße, die äußere Mariahilfer Straße, die Wagramer
Straße, wir haben die Seestadt nachbegrünt, wir transfor-
mieren die Sunken City, wir bauen den Mühlschüttelpark
an der Alten Donau, der Naschmarktparkplatz wird trans-
formiert, der Landparteienplatz wird transformiert, die
Thaliastraße ist gerade sozusagen am Fertigwerden - der
dritte Abschnitt kommt noch -, wir bauen den Tangenten-
park, die Argentinierstraße - und das ist nur ein kleiner
Ausschnitt, und jedes einzelne Projekt ist ein Riesenpro-
jekt. Also ich bin wirklich stolz. Wir schaffen neue Märkte
in Bereichen, wo es bisher keine gab. Wir schaffen neue
Stadterweiterungsgebiete, um weiterhin auch kosten-
günstigen Wohnraum anbieten zu können. Ich glaube, wir
haben wirklich eine Bilanz, auf die wir sehr stolz sein kön-
nen, und werden auch die nächsten zwei Jahre noch wirk-
lich gut nutzen.

Ich möchte aber noch auf ein paar Bemerkungen, die
in der Debatte gefallen sind, eingehen. Kollegin Sequenz,
ich habe mich über Ihre Aussagen wirklich ein bisschen
gewundert, ich habe fast das Gefühl gehabt, Sie sind ir-
gendwo in einer Zeitkapsel gefangen gewesen (Heiterkeit
bei GR Mag. Josef Taucher.) und haben nicht mitbekom-
men, was in den letzten drei Jahren alles in der Stadt pas-
siert ist. Wir haben bei den Radwegen wirklich ordentlich
in die Pedale getreten, wir haben Budget und Projekte ver-
fünffacht im Vergleich zu dem, was es in der grünen Re-
gierungszeit war. Und weil Sie immer von Widerständen
aus den Bezirken geredet haben: Ehrlich gesagt, ich rede
mit dem Bezirksvorsteher, ich nehme mir viel Zeit, ich
sitze bei jedem Radweg persönlich dabei, und deswegen
(GRin Mag. Heidemarie Sequenz: … die Brünner
Straße …) funktioniert das wirklich, wirklich gut und wir
schaffen es. Wir haben 2022 50 Projekte umgesetzt,
17 km gebaut - eine Investition von 26 Millionen EUR. Ihre
Durchschnittsinvestition waren so 5 bis 7 Millionen EUR.
(Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Und ich glaube, das ist der große Unterschied zwi-
schen der Art und Weise, wie ich Politik mache und wie

Sie es gemacht haben: Ich suche den Konflikt nicht, Sie
haben den Konflikt gesucht, haben das vor sich hergetra-
gen, haben damit sozusagen in der Öffentlichkeit den Ein-
druck erweckt, Sie machen da irrsinnig viel. Ich mache
das eher leise, ich suche die Kompromisse, das gelingt
mir auch wirklich gut, und wir setzen wahnsinnig viel um.
Ich glaube, wir haben einen Konfliktbereich gehabt, das
war bedauerlicherweise im 19. Bezirk, da ging es nicht
ohne Konflikt, aber in allen anderen Bereichen haben wir
das wirklich gut über die Bühne bekommen. Und ich muss
Ihnen eines sagen: Wir haben wirklich viel Nachholbedarf
gehabt. Zehn Jahre grüne Verkehrsstadträtinnen haben
bedeutet: Viel Nachholbedarf im Ausbau der Radinfra-
struktur, denn die war so löchrig wie ein Schweizer Käse.
(Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Dann möchte ich noch auf einen Punkt eingehen, den
ich mir eigentlich fast gar nicht erklären kann. Ich habe
hier eine Liste, die muss ich Ihnen jetzt leider dann vorle-
sen, aber ich werde sie auch gerne hier herzeigen. Das ist
das Abstimmungsverhalten zu wesentlichen Radprojek-
ten in der Stadt. Und was man hier sieht (eine Graphik in
die Höhe haltend), das ist die grün-blaue Antiradwegkoa-
lition, wobei ich die FPÖ noch in Schutz nehmen muss,
denn bei zwei Projekten hat sie nämlich zugestimmt, auch
da haben die GRÜNEN aber dagegen gestimmt. Nur, da-
mit man sich vorstellen kann: Was ist das zum Beispiel?
Also: Der Radweg in der Wagramer Straße von der Arbei-
terstrandbadstraße bis zur Siebeckstraße, Teil unseres
Highways - die Blauen haben immerhin zugestimmt, die
GRÜNEN nicht. Wo haben die Blauen noch zugestimmt
und die GRÜNEN nicht? - 21. Bezirk Sinawastingasse -
Jedleseer Straße. So, und bei allen anderen hat die grün-
blaue Antiradwegkoalition zugeschlagen: Donaustadt-
straße, Praterstraße, Aspernbrückengasse, Wagramer
Straße, noch einmal Donaustadtstraße, Lassallestraße,
bitte - Lassallestraße, wofür wir so viel Lob bekommen ha-
ben, doch die GRÜNEN waren dagegen -, Linke Wien-
zeile, Hertha-Firnberg-Straße, Breitenfurter Straße,
Schelleingasse, Kohlgasse, Davidgasse, Linke Wienzeile,
Heigerleinstraße, Weinheimergasse, Favoritenstraße -
überall wart ihr dagegen! Diese Radwege würde es nicht
geben, wenn die GRÜNEN in dieser Stadt etwas zu sagen
hätten. (GRin Mag. Heidemarie Sequenz: Sie wären bes-
ser!) Das kann doch nicht euer Ernst sein. Das kann nicht
euer Ernst sein, wirklich! (Beifall bei SPÖ und NEOS. -
GRin Mag. Heidemarie Sequenz: Sie wären besser!) Ent-
schuldigen Sie, Frau Gemeinderätin, aber Ihr Abstim-
mungsverhalten finde ich wirklich peinlich. Die ÖVP hat
ungefähr, na ja, sagen wir einmal, bei zwei Dritteln der
Radwege zugestimmt. (GR Mag. Manfred Juraczka: Na
bitte!) Also ehrlich, ich weiß nicht, wie Sie das jemandem
erklären wollen. (GR Mag. Manfred Juraczka - in Richtung
GRÜNE: Da könnt ihr euch ein Beispiel nehmen!) Ja, ge-
nau, daran können Sie sich wirklich ein Beispiel nehmen.
Ich weiß nicht, wie ihr das jemandem erklären wollt, dass
ihr gegen die Lassallestraße gestimmt habt, ein 4 m brei-
ter Radweg - wird toll angenommen. Ich kriege so viele
gute Rückmeldungen, übrigens auch von einem National-
rat der GRÜNEN, dessen Namen ich jetzt nicht nenne -
ich will ihn nicht in Schwierigkeiten bringen -, der gesagt
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hat: Echt ein super Radlweg! - Da habe ich gesagt: Ja,
aber deine Kollegen im Rathaus haben damals dagegen
gestimmt, die finden das anscheinend nicht so klass. (GR
Mag. Josef Taucher: Traurig, traurig!)

Gut, wir werden unbeirrbar weitermachen, auch wenn
Sie weiterhin unsere ganzen Radwegprojekte ablehnen.
Offensichtlich passt Ihnen das nicht, dass wir da so
schnell in die Gänge kommen. (GR Mag. Josef Taucher:
Dass wir erfolgreich sind!) Ja, offensichtlich kann man da-
mit schwer umgehen.

Ein Wort noch zum Gewerbepark Stadlau, wo Sie -
aus meiner Sicht zu Recht - beklagt haben, dass es da
keinen Übergang gibt. Aber wissen Sie, ich finde das im-
mer so spannend: Sie beklagen hier Dinge. Schauen Sie
sich nie an, wo diese Projekte herkommen? (GRin Mag.
Heidemarie Sequenz: Die Straßenbahnbrücke?) Ich
meine, das ist jetzt fertiggebaut. Glauben Sie wirklich, ich
habe das gewidmet? - Gewidmet haben Sie das 2018. Ja,
natürlich hätte man da einen Übergang mitdenken sollen.
Und auch, als man damals die Straßenbahn errichtet hat,
hätte man mitplanen sollen, dass man parallel zur Stra-
ßenbahn einen Übergang macht. Das haben Sie nicht ge-
macht, und jetzt kommen Sie zu mir und sagen: Ein Witz!
Dort sind so viele Leute, die wohnen dort, die kommen
nicht auf die andere Seite! Ein Skandal! - Wer war denn
für die Planung von diesem Ding zuständig? - Das war
Ihre Fraktion, und Sie haben das damals nicht gemacht.
Und ich kann jetzt permanent Fehler ausbessern, die Sie
mir hinterlassen haben, und dann regen Sie sich noch bei
mir auf. Wissen Sie, das sind einfach Dinge, das pack ich
nicht. (Beifall bei der SPÖ.)

Frau GRin Olischar hat ein bisschen über dieses
ganze Fachkonzepte-Stadtplanungs-Thema gesprochen.
Sie wissen, Frau Gemeinderätin, wir arbeiten sehr aktiv
am Stadtentwicklungsplan. Ich hoffe, dass wir bald so weit
sind, dass wir dann auch in die Diskussion mit den Frakti-
onen treten können. Ich glaube, es wird Sie freuen, zu hö-
ren, dass auch ich die vielen Fachkonzepte, die teilweise
überlappend zu unterschiedlichen Themen sind, nicht ge-
rade als glasklare Anleitung, was zu tun ist, empfinde und
da auch einen Bedarf sehe, wie man das klarer und trans-
parenter und nachvollziehbarer und einfacher rüberbrin-
gen kann, sodass die Leute, die in der Stadt sozusagen
Projekte betreiben, dann auch wissen, woran sie sind und
was wir gerne von ihnen hätten. Ich glaube, jetzt muss
man ziemlich viel lesen und hat dann am Schluss das
Problem, dass man den Wald vor lauter Bäumen manch-
mal nicht sieht. Das ist etwas, was im nächsten Stadtent-
wicklungsplan auf jeden Fall anders und klarer sein muss.
(Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Kollege Juraczka, über die U-Bahn-Verlängerung
nach Hernals haben wir uns ja schon des Öfteren gemein-
sam gefreut. Ich verstehe natürlich, dass Sie jetzt noch
viele gute Ideen haben, wohin man noch mit der U-Bahn
fahren könnte. Ich sage nur ein bisschen einschränkend:
Wir sind jetzt einmal bis in die 2030er Jahre mit der U-
Bahn beschäftigt, und da müssen wir noch für Rothneu-
siedl auch eine Finanzierungszusage vom Bund bekom-
men. Und die U-Bahn wird nicht das Allheilmittel sein, ich
glaube, dass auch die Schnellbahn eine sehr wichtige

Rolle spielt, dass das große Schnellbahnpaket, das jetzt
vom Bund kommt, natürlich ein wichtiges Thema ist. Und
ja, der Busbahnhof schmerzt mich, wir bräuchten drin-
gend einen modernen Busbahnhof. Ich hoffe daher, dass
die Wien Holding da bald eine Lösung präsentiert. Sie wis-
sen, es ist jetzt nicht in meiner Zuständigkeit, aber der Zu-
stand, den wir jetzt haben, ist schon seit vielen Jahren
deplorabel, kann man eigentlich nur sagen.

Das Thema grüne Welle ist von Ihnen noch angespro-
chen worden - es stimmt, Sie kommen immer wieder mit
diesem Thema. Wir haben jetzt in der MA 33 auch einen
neuen Abteilungsleiter, und ich bin sehr zuversichtlich,
dass diesbezüglich auch neue Impulse kommen werden.
Ich weiß, dass in der Abteilung sehr viel Know-how zu die-
sem Thema vorhanden ist, und hoffe, dass wir da mehr in
die Umsetzung kommen.

Was Herr Abg. Kieslich bezüglich der Linie 72 gesagt
hat, ist wirklich interessant, denn bei mir ist es genau um-
gekehrt: Ich habe mit Herrn Kollegen Landbauer zwei Ter-
mine ausgemacht, er hat sie beide abgesagt, verschiebt
sie immer - ich glaube, er will mit mir nicht über dieses
Thema reden, warum auch immer. Und das Argument, die
Bürgermeisterin von Schwechat wäre dagegen, stimmt so
meiner Meinung nach nicht, aber es gibt ein viel gravie-
renderes Argument: Es gibt ein klares Commitment der
Landeshauptfrau von Niederösterreich und des Bürger-
meisters von Wien, es gab eine gemeinsame Pressekon-
ferenz, es gibt einen unterzeichneten „Letter of Intent“.
Das heißt, dieses Projekt sollte aus meiner Sicht auf
Schiene sein. Es gibt vom Bund ein sehr, sehr gutes Fi-
nanzierungsangebot, das werden wir in dieser Höhe,
glaube ich, nicht mehr kriegen - sie sagen, sie fördern 50
Prozent vom Invest und sie fördern 50 Prozent der An-
schaffung der Fahrzeuge, mehr werden wir, glaube ich,
nicht bekommen -, und meine Wahrnehmung ist, dass
Niederösterreich sich aus diesem Projekt zurückgezogen
hat und es nicht umsetzen will. Wenn das aber nicht
stimmt - weil Sie den Kopf schütteln -, dann bitte ich Sie
in dieser Frage wirklich um Vermittlung. Sagen Sie dem
Landbauer, er braucht sich vor mir nicht zu fürchten, er
soll einmal kommen und dann reden wir darüber und
schauen, dass wir das auf Schiene bringen, bevor im
Bund neu gewählt wird und wir uns die Finanzierungszu-
sage in die Haare schmieren können, weil die nächste Re-
gierung vielleicht von dem dann nichts mehr wissen will
und sagt, das machen sie auf keinen Fall. Denn: Wir brau-
chen diese Straßenbahn, wir brauchen grenzüberschrei-
tende öffentliche Verkehrsmittel, und wenn Sie mich da
unterstützen können, bin ich Ihnen wirklich sehr dankbar.
(Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Ich habe noch viele Dinge notiert, aber ich will da jetzt
gar nicht so lang werden. Vielleicht noch ein Punkt, weil
Frau GRin Otero Garcia gesagt hat, wir bekommen so viel
Förderungen vom Bund für unsere Radwege: Ja, das
stimmt, es gibt diesen Klimaaktivfonds, den wir wirklich
gut ausnutzen. Aber wissen Sie, Frau Kollegin, wir haben
halt 50 Millionen EUR an Projekten eingereicht - weil das
immer mehrjährig ist - und bekommen dadurch fast 50
Prozent an Förderung. Das ist natürlich super! Aber den
Fonds hat es schon länger gegeben, und raten Sie einmal,
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wie viel in der Vergangenheit daraus abgeschöpft worden
ist! - 4 Millionen EUR sind eingereicht worden, und 1,5
Millionen EUR Förderung hat man bekommen. (Heiterkeit
bei GRin Dipl.-Ing. Selma Arapović und GRin Mag. Bettina
Emmerling, MSc.) Da sieht man, in welcher Dimension die
Investition in die Radinfrastruktur in dieser Stadt sich ver-
ändert hat (GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc: Ein
Wahnsinn!) - und wer das bestreitet, der kann nicht oft mit
dem Radl unterwegs sein.

In diesem Sinn: Danke schön. (Beifall bei SPÖ und
NEOS.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Zur Geschäftsgruppe Innovation, Stadtplanung, Mobilität
liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wir kommen daher zur Beratung der Geschäftsgruppe
für Kultur und Wissenschaft. Ich darf Frau Amtsf. StRin
Mag. Kaup-Hasler begrüßen und einladen, bei uns vorne
Platz zu nehmen.

Zum Wort gemeldet hat sich als Erster GR Berger mit
einer selbstgewählten Redezeit von zehn Minuten. - Jetzt
warten wir noch kurz. (Amtsf. StRin Mag. Veronica Kaup-
Hasler begibt sich zu ihrem Platz.) - Herr Gemeinderat,
Sie sind am Wort.

GR Stefan Berger (FPÖ): Sehr geehrte Frau Vorsit-
zende! Frau Stadträtin, herzlich willkommen hier im Sit-
zungssaal! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ja, wir kommen anlässlich der Diskussion des Budget-
voranschlags 2024/2025 zu einer neuen Geschäfts-
gruppe, zum Bereich Kultur. Bevor ich zu meinen Ausfüh-
rungen komme, vielleicht ein grober Überblick über das
Kulturbudget auch im Vergleich zum Gesamtbudget: Im
Vergleich zum Gesamtbudget hat das Kulturbudget ja in
den vergangenen Jahren immer wieder einen geringeren
Prozentsatz ausgemacht. Ich habe mir die Mühe ge-
macht, da einmal durchaus 10, 15, 20 Jahre in die Ver-
gangenheit zu blicken. Damals hat das Kulturbudget je-
weils immerhin in etwa 2 Prozent des gesamten Budgets
in Wien ausgemacht. Das ist leider Gottes in den vergan-
genen Jahren kontinuierlich immer weiter gesunken, bis
zu - unter Anführungszeichen - einem Tiefpunkt im ver-
gangenen Voranschlag, also jenem für das heurige Jahr,
in dem das Kulturbudget in etwa 1,62 Prozent des Ge-
samtbudgets ausgemacht hat.

Wie es in der Regel aber so ist, sind diese Zahlen al-
lerdings auch immer wieder mit Vorsicht zu genießen, weil
sich diese Zahlen auch immer wieder ändern, und insbe-
sondere auch im heurigen Jahr hatten wir auch jede
Menge zusätzliche Mittel, die wir einzelnen Förderantrag-
stellern genehmigen konnten - grundsätzlich immer wie-
der auch mit guten Absichten und mit Goodwill der Frei-
heitlichen Fraktion im Haus, sage ich an dieser Stelle auch
ganz offen, nur ist es in der Regel halt einfach an der ent-
sprechenden Informationsaufbereitung und schlichtweg
an der Nachvollziehbarkeit gescheitert, sodass hier nicht
mehr Beschlüsse einstimmig gefasst werden konnten.

Was durchaus zu begrüßen ist, ist, dass es auch in
absoluten Zahlen in den kommenden zwei Jahren im Be-
reich der Kultur zu einem Anstieg kommt, nämlich im Jahr
2024 auf in etwa 337 Millionen EUR und dann für 2025

auf in etwa 348 Millionen. Auch gemessen am Gesamt-
budget steigt das Kulturbudget, nämlich von 1,62 Prozent
im heurigen Jahr auf 1,71 Prozent für 2024 und dann 1,72
Prozent für das Jahr 2025. Es gibt da ein paar Faktoren,
die diese Erhöhung auch mitbegründen beziehungsweise
den Ausschlag dafür geben. Einer ist unter anderem das
Wien Museum, das ja bekanntlich am 6. Dezember neu
eröffnet wird. Es hat viel mehr Fläche, auch eine entspre-
chende Neuorganisation. Eine Novellierung des Muse-
umsgesetzes mit Berücksichtigung entsprechender finan-
zieller Ausstattung wurde auch bereits in der vergangenen
Landtagssitzung beschlossen, und damit erhält das Wien
Museum einmal ab dem kommenden Jahr in etwa rund 9
Millionen EUR mehr.

Ebenfalls zu einer Erhöhung kommt es im Bereich o-
der in der Sparte bildende Kunst, neue Medien, auch da
in einem Ausmaß von rund 10 Millionen EUR, es wird für
das Jahr 2024 von in etwa 10 Millionen auf 20 Millionen
EUR erhöht. Dann erfolgt allerdings wieder eine Reduzie-
rung. Bei diesem Thema möchte ich allerdings an dieser
Stelle schon auch etwas einhaken, weil wir einzelnen An-
trägen auch in diesem Bereich relativ kritisch gegenüber-
gestanden sind, und da möchte ich insbesondere die
Kunst im öffentlichen Raum herausgreifen, und Sie wer-
den sich wahrscheinlich auch schon denken können, wel-
che konkreten Projekte ich da ansprechen möchte.

Zum einen sei einmal gesagt: Die Kunst im öffentli-
chen Raum hat eine enorm hohe Budgetposition oder ei-
nen enorm hohen Ansatz im Rahmen der Kalkulation bei
den Personalkosten, was wir in der Vergangenheit schon
immer wieder kritisiert haben, und auch vergangene Pro-
jekte lassen schon sehr starke Zweifel daran aufkommen,
ob hier tatsächlich immer im Sinne von Sparsamkeit und
Zweckmäßigkeit gehandelt wird. Ich darf dazu vielleicht
exemplarisch das Projekt „Lueger Temporär“ hervorkeh-
ren, das ja nicht ohne Grund auch medial für Empörung
gesorgt hat, wo im Endeffekt eine Baumarktbauholz-Kon-
struktion für ein paar Monate für rund 100.000 EUR errich-
tet worden ist und dann wieder abgetragen wurde bezie-
hungsweise abgetragen wird.

Und ja, sehr breit in der Diskussion ist auch, zumindest
seit dem Zeitpunkt, seitdem dieses Kunstwerk auch öf-
fentlich ist, der sogenannte Jubiläumsbrunnen. Grund-
sätzlich haben wir uns nicht dagegen verwehrt, 150 Jahre
I. Wiener Hochquellenwasserleitung entsprechend zu be-
gehen, das auch zu feiern. Das ist eine Errungenschaft,
derer man auf jeden Fall gedenken sollte. Was allerdings
daraus gemacht wurde, hat nicht nur in unserer Fraktion
und auch in weiteren Teilen dieses Gremiums hier für Irri-
tation gesorgt, sondern, wie ich meine, auch in der breiten
Bevölkerung, denn es hat bei dieser Ausschreibung ein
Projekt gewonnen, das, würde ich einmal behaupten - und
das ist mit Sicherheit eher der persönliche Geschmack -,
nicht zwingend das beste unter allen Einreichungen ge-
wesen ist. Es hat eine Jury entschieden, aber, meine sehr
geehrten Damen und Herren - und insbesondere an Sie,
liebe Frau Stadträtin, möchte ich das schon adressieren -
, hier sollte vielleicht in Zukunft bei der Auswahl der einen
oder anderen Jury doch auch etwas genauer betrachtet
und vielleicht auch beachtet werden, welche Projekte da



Gemeinderat, 21. WP 28. November 2023 45. Sitzung / 25

umgesetzt werden. Es ist, glaube ich, und das hört man
insbesondere auch von Seiten vieler Anrainer, nicht zwin-
gend eine optische Aufwertung dieses Platzes, und insbe-
sondere zeugt es, wie man immer wieder auch aus Rück-
meldungen hört, in Zeiten massiver Teuerung und massi-
ver Krisen an allen Ecken und Enden einfach schon auch
von einer gewissen Dekadenz, hier ein so enorm teures
Projekt umzusetzen. Und das, was unterm Strich dabei
herauskommt, meine sehr geehrten Damen und Herren
und insbesondere auch Frau Stadträtin, hat schon in brei-
ten Teilen der Bevölkerung für Verärgerung gesorgt.

Diese Künstlergruppe, die da gewonnen hat, ist ja - ich
habe das bereits vor einem Jahr hier erwähnt - durchaus
berühmt-berüchtigt. Sie, Frau Stadträtin, haben das im
vergangenen Jahr hier noch gelobt: Ja, die sind internati-
onal bekannt, und so weiter. - Ja, sie sind tatsächlich in-
ternational bekannt, und ich habe Ihnen hier ein paar bild-
liche Exemplare mitgebracht. Ich glaube, über den Li-
vestream sind ohnehin nicht allzu viele Kinder und Ju-
gendliche mit dabei, noch dazu sind sie um diese Zeit hof-
fentlich im Kindergarten oder in der Schule. Ich darf Ihnen
da ein paar Auszüge präsentieren.

Ich beginne vielleicht damit: Vor einigen Jahren hat
dieses Künstlerkollektiv in Salzburg gewerkt und im Vor-
feld der Festspiele diese Skulptur hier errichtet (eine Ab-
bildung in die Höhe haltend): ein nackter Mann mit einem
steifen Glied. Dieses Glied ist sozusagen der Springbrun-
nen, und die Fontäne landet dann direkt in seinem Mund.
- Das ist das, was dieses Künstlerkollektiv in Salzburg er-
richtet hat, und ich darf Ihnen vielleicht vorlesen, was der
SPÖ-Bürgermeister von Salzburg, Heinz Schaden, da-
mals gesagt hat: „Man tut der Kunst nichts Gutes, wenn
man für jede Unsinnigkeit die Freiheit der Kunst bean-
sprucht.“ - Ein sozialdemokratischer Politiker, der es,
glaube ich, nicht viel richtiger hätte formulieren können.
Das Kunstwerk wurde dann dort abgetragen, steht jetzt ir-
gendwo in Mailand herum, Gott sei Dank verborgen vor
der Salzburger Bevölkerung und den Festspielgästen - ich
würde meinen, eine richtige Maßnahme.

Ebenfalls darf ich Ihnen hier (eine weitere Abbildung
in die Höhe haltend) ein Kunstwerk dieses Künstlerkollek-
tivs aus Rotterdam präsentieren. Sie werden sich auf den
ersten Blick vielleicht an Exkremente erinnert fühlen - ob
vom Menschen oder vom Tier, weiß ich nicht so genau.
Zugegebenermaßen habe ich mich nicht damit befasst.
Die Künstler stehen dann auch noch in einem sehr inte-
ressanten Auftritt und Aufzug vor diesem (eine weitere Ab-
bildung in die Höhe haltend) - unter Anführungszeichen -
Kunstwerk mit aufgeklebtem Penis und Schambehaa-
rung, und so weiter. Ja, meine Damen und Herren, jeder
mag sich selbst ein Bild davon machen, wofür sich die
Jury hier und auch bei diesem Jubiläumsbrunnen ent-
schieden hat.

Diese Künstler veranstalten auch Workshops. Wer
das vielleicht aus der Entfernung nicht erkennen kann
(eine weitere Abbildung in die Höhe haltend): Bei diesen
Workshops werden Pinsel in den Allerwertesten gesteckt
und dann werden Bilder gemalt - auch das findet man
sozusagen international renommiert und unterstützens-
wert. Und dann gibt es noch andere Veranstaltungen - ja,

auch die Körperteile sind wieder in etwa dieselben -, da
werden Kerzen in Körperöffnungen gestellt.

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, jeder
mag seine Vorlieben haben hinsichtlich dessen, was er im
Schlafzimmer oder wo auch immer macht, das muss jeder
für sich selbst wissen, aber, meine sehr geehrten Damen
und Herren und insbesondere Frau Stadträtin, es ist
schon ein Unterschied, ob jemand sich etwas vielleicht pri-
vat, persönlich anschafft, mit seinem eigenen Geld finan-
ziert oder ob etwas mit Steuergeld finanziert wird. Das
macht einen massiven Unterschied, und ich hoffe doch,
dass Sie das auch als Lehre aus diesen Kunstprojekten,
die Sie immer wieder auch hier in Wien finanzieren, be-
rücksichtigen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vielleicht noch ein Abschlusssatz - denn es gibt ja
noch eine weitere Rednerin aus meiner Fraktion, und ich
sehe auch, dass meine Redezeit schon zu Ende ist -: Sie
haben eine Kulturstrategie veröffentlicht, bei der mir leider
Gottes eines fehlt. Es ist in Ordnung, und wir haben dem
in der Vergangenheit auch zugestimmt, dass der Eintritt in
die Dauerausstellung des Wien Museums kostenlos ist,
ebenso wie auch beim Kultursommer. Dem haben wir zu-
gestimmt, das unterstützen wir, allerdings möchte ich
schon festhalten: Nicht alles muss kostenlos sein, und es
muss auch durchaus der Anspruch von Künstlern, von
Kulturinstitutionen, von Häusern in dieser Stadt sein, auch
eine gewisse Selbsterhaltungsfähigkeit an den Tag zu le-
gen. Das fehlt mir in der Kulturstrategie komplett. Das ist
darin mit keinem einzigen Wort zu finden, dass die ent-
sprechenden Kunst- und Kulturschaffenden auch darin
unterstützt werden sollen, mehr Publikum anzusprechen,
eben auch eine gewisse Selbsterhaltungsfähigkeit an den
Tag zu legen und vor allem auch einen Bereich anzuspre-
chen, nämlich Sponsoren. Das sehen wir zwar immer wie-
der, je nach Antrag, in marginalen Bereichen bei den un-
terschiedlichen Anträgen, aber diesbezüglich sind andere
Städte in Europa, andere Länder in Europa Wien und Ös-
terreich weit voraus. Auch da bin ich der Meinung, dass
dieser Bereich leider Gottes ausgespart wurde und es auf
jeden Fall verdient, dass man sich intensiver damit be-
fasst. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war 13 Minuten. Als nächster
Redner zum Wort gemeldet ist GR Weber. Selbstge-
wählte Redezeit 12 Minuten. Sie sind am Wort.

GR Thomas Weber (NEOS): Sehr geehrte Frau Vor-
sitzende! Liebe Frau Stadträtin! Werter Gemeinderat!
Liebe Zuseherinnen und Zuseher auf der Galerie und via
Livestream!

Ich möchte heute damit anfangen, dass ich wie immer,
wenn ich über das Kulturbudget rede, den Kolleginnen
und Kollegen, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus
der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft, der MA 7,
der MA 8, der MA 9, der Museen der Stadt Wien, dem
Stadtratbüro für ihre Arbeit sehr herzlich meinen Dank
ausspreche. Ich meine, dass sie mit ihrer Arbeit einen we-
sentlichen Anteil am guten Zusammenleben in unserer
Stadt haben, einen wesentlichen Beitrag für das Zusam-
menleben in unserer Stadt leisten. Für ihr Tun gebühren
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ihnen der Dank und die Anerkennung aus der Politik. Vie-
len Dank! (Beifall bei NEOS und SPÖ.)

Das ist aber nicht nur ein dahergesprochenes Danke-
schön, sondern ich will damit auch sichtbar machen, was
ihr leistet: 70.000 Geschäftsstücke bis November in die-
sem Jahr, 6.800 Förderansuchen, 46 Förderschienen, 55
Einreichtermine, 8 laufende Einreichmöglichkeiten, 32
Verkehrsflächenbenennungen - das ist, wie ich meine,
eine ganze Breite, und zusätzlich haben wir das Thema
auch im Kulturbereich mit der Expertise von externen Ju-
rys und Beiräten aufgestellt. Da gibt es 28 externe Exper-
tinnen- und Expertengremien, 38 Jury- und Beiratssitzun-
gen, und auch hier möchte ich den Damen und Herren,
die in den Jurys und Beiräten uns in der Kulturpolitik mit
ihrer Expertise zur Verfügung stehen, meinen herzlichen
Dank für ihr Tun aussprechen. (Beifall bei NEOS und
SPÖ.)

Kommen wir, weil wir ja heute über das Zukunfts-
budget reden, zu den Zahlen im Kulturbudget, und wenn
ich das in einem Satz zusammenfassen kann: Das Zu-
kunftsbudget im Bereich Kultur und Wissenschaft ist wirk-
lich eine großartige Nachricht, nicht nur für die Menschen
in der Stadt, sondern vor allem auch für die Kunst- und
Kulturschaffenden in dieser Stadt. Wir steigern das
Budget von 2023 auf 2024 um 67 Millionen EUR, das ist
ein Plus von 25 Prozent, und von 2024 auf 2025 noch ein-
mal um 11 Millionen EUR, das ist ein Plus von 3,3 Pro-
zent. In absoluten Zahlen heißt das, dass das Kultur-
budget von 270 Millionen EUR im Jahr 2023 auf 349 Mil-
lionen EUR im Jahr 2025 ansteigt. Das ist, wie ich meine,
eine gute Nachricht für die Kunst- und Kulturschaffenden
in dieser Stadt und ein ganz beachtlicher Schritt.

Dieser wird noch größer, wenn man den Zeitraum ein
bisschen länger ansetzt. Ich habe mir die Zahlen angese-
hen: 2018 - das war das Jahr, in dem ich hier im Gemein-
derat angelobt worden bin, aber, und das hat wahrschein-
lich mehr damit zu tun, es ist auch das Jahr, in dem unsere
Kulturstadträtin Veronica Kaup-Hasler in diesem Haus
Verantwortung für Kultur und Wissenschaft übernommen
hat - betrug das Kulturbudget 224 Millionen EUR, und
2023 sind es 338 Millionen EUR. Das ist also in dieser
Zeitspanne, 2018 bis 2023/2024, eine Steigerung von 51
Prozent im Bereich Kultur und Wissenschaft, ganz abge-
sehen davon, dass wir heuer zur Abfederung von diver-
sesten Krisensituationen zusätzlich zum Budget 41 Millio-
nen EUR ausgegeben haben. Ich glaube, dass das mit
Blick auf die multiplen Krisen, in denen wir als Gesell-
schaft uns gerade befinden, eine beachtliche Leistung ist
- eine beachtliche Leistung und ein klares Bekenntnis zu
den kunst- und kulturschaffenden Menschen in unserer
Stadt und zu dem Wert, den Kunst und Kultur und Wis-
senschaft in unserer Stadt haben. Dafür möchte ich dir,
liebe Frau Stadträtin, von ganzem Herzen meinen Dank
aussprechen. Vielen Dank! (Beifall bei NEOS und SPÖ.)

Wenn ich über Kulturpolitik spreche, sehe ich persön-
lich eigentlich immer drei Themenfelder, die es zu bear-
beiten gibt, und ich werde in weiterer Folge ausführen,
dass sich diese drei Themenfelder natürlich auch mit zahl-
reichen Maßnahmen im Kulturbudget wiederfinden. Das

sind erstens gute Arbeitsbedingungen für Kunst- und Kul-
turschaffende, für Menschen, die in der Kunst- und Kultur-
szene arbeiten. Ein zentraler Grundsatz dabei lautet: Kul-
turarbeit ist Arbeit. Menschen in der Kunst- und Kultur-
szene haben es sich genauso verdient oder haben ein An-
recht darauf, gute Arbeitsbedingungen zu haben, so wie
alle anderen Menschen auch. Zweitens braucht es, neben
den guten Arbeitsbedingungen, eine gute räumliche Infra-
struktur. Das Schaffen von soliden räumlichen Infrastruk-
turen bildet das Fundament für eine wachsende Kultur-
szene in einer wachsenden Stadt wie Wien. Und drittens:
die Teilhabe. Ein zentrales Anliegen ist die Förderung von
Teilhabe an Kultur. Es geht immer darum, niederschwellig
und inklusiv Zugänge zu Kultur zu schaffen, um möglichst
vielen Menschen die Teilnahme an Kultur zu ermöglichen.

Schauen wir uns an, was das im Zusammenhang mit
dem Budget heißt. Gute Arbeitsbedingungen: Gute Ar-
beitsbedingungen heißt in Wien seit 2018 vor allem auch,
Fair Pay in den Fokus der Wiener Kulturpolitik zu nehmen.
Mehr noch, seit 2018 sieht man, dass Fair Pay auch aus
Wien heraus ausstrahlt, dass es - durch das Wiener En-
gagement - nun auch auf Bundesebene zahlreiche Initia-
tiven gibt und Fair Pay dort an Bedeutung gewonnen hat.
Es zeigt sich quer durch die Kulturszene, vor allem auch
wenn man sich die Educult-Studie ansieht, dass Fair-Pay-
Maßnahmen vor allem bei Einzelkünstlerinnen und -
künstlern wirken und dass Fair Pay vor allem in die freie
Szene hineinwirkt.

Eine gute Grundvoraussetzung für gute Arbeitsbedin-
gungen von Kunst- und Kulturschaffenden ist das vorlie-
gende Budget, über das wir jetzt aktuell auch sprechen.
Ein besonders erfreulicher Aspekt aber, wenn wir in das
Budget hineinschauen, ist, dass da nicht mit der Gieß-
kanne quer über alle Förderungen drübergegangen wird
und quer nach dem Gießkannenprinzip verteilt wird, son-
dern dass es Erhöhungen auf Grund von ganz gezielten
individuellen Entscheidungen gibt. Da ist auch die Einfüh-
rung der jährlichen Arbeitsstipendien anzuführen, wo es
einen wesentlichen Paradigmenwechsel in der Kulturför-
derung gegeben hat, nämlich dass der Arbeitsprozess ge-
fördert wird, unabhängig vom Ergebnis.

Zweitens: gute räumliche Infrastruktur. Eine gute
räumliche Infrastruktur - ich habe es gesagt - ist das Fun-
dament für künstlerisches Schaffen, und das spiegelt sich
im Zukunftsbudget, das wir heute diskutieren und heute
am Abend auch beschließen werden, auch in einer Fülle
von Maßnahmen wider. Ein wichtiges Beispiel ist der
Budgetansatz bildende Kunst und neue Medien. Dieser
Budgetansatz erfährt eine beachtliche Steigerung von 103
Prozent, und hinter dieser Erhöhung stehen auch viele
ganz konkrete Projekte, die auf das Thema räumliche Inf-
rastruktur, Verbesserung der räumlichen Infrastruktur ab-
zielen, wie etwa das Atelierhaus Wien. Das ist ein riesiger
Meilenstein im denkmalgeschützten Pavillon 18. Am Otto-
Wagner-Areal entsteht das Atelierhaus Wien. 3.500 m²
werden hier zu Atelier- und Arbeitsräumen umfunktioniert,
es wird ein Residency-Programm mit 8 Wohneinheiten
geben, 100 Kunst- und Kulturschaffende werden ab 2027
dort Raum für Arbeit, Raum für Präsentation haben.
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Oder, anderes Beispiel: Das Foto Arsenal Wien - wir
haben es ja hier beschlossen -, eine neue Institution, die
2024 ihre Tore eröffnet, ein Zentrum für zeitgenössische
Fotografie. Derzeit ist es noch im MuseumsQuartier unter-
gebracht, schon bald im Arsenal Objekt 19 auf 750 m²,
und ich sage Ihnen etwas: Ich freue mich ja richtig auch
auf das Tun von Felix Hoffmann, den wir als künstleri-
schen Leiter gewinnen konnten, der dieses neue Zentrum
für Fotografie ganz sicher mit einer internationalen Strahl-
kraft versieht, sodass es weit über Wien hinausstrahlen
wird.

Oder das Kunsthaus Wien: Das wird die Zentrale der
ersten Klima-Biennale werden. Das ist ein neues interdis-
ziplinäres Festival zwischen April und Juli 2024, ein 100-
tägiges Programm quer über die Stadt, bei dem es darum
geht, Kunst und Ökologie zu verbinden und die Frage zu
beantworten, wie unsere Zukunft mit der Hilfe von Kunst
und Kultur lebenswerter gestaltet werden kann.

Ein Klassiker, wenn wir in Wien über das Thema
künstlerische Räume sprechen, sind die Ankerzentren.
Die Ankerzentren sind im Budgetansatz Stadtteilkultur
und Interkulturalität, und dieser Budgetansatz wird auch
ganz massiv erhöht, nämlich um 56 Prozent. Ankerzen-
tren sind nicht nur kulturelle Räume, es sind vor allem so-
ziale Räume, es sind Keimzellen für Kunst und Kultur, und
ich freue mich, dass wir auch dieses Erfolgsmodell der An-
kerzentren 2024 weiter ausbauen werden.

Auch zum Thema Teilhabe an Kultur sind viele Maß-
nahmen in unserem Zukunftsbudget enthalten, die nieder-
schwelligen und inklusiven Zugang zu Kultur schaffen,
etwa - wir haben es heute schon gehört - das Wien Mu-
seum. Wir haben im Koalitionsabkommen festgehalten,
die Dauerausstellung im Wien Museum wird gratis, aber
auch die offene Architektur, die freie Terrasse wird das
Wien Museum nicht nur zu einem Ort des Erlebens von
Kultur, von Wissenschaft, nicht nur zu einem Ort der Ver-
mittlung machen, sondern auch zu einem sozialen Raum.
Zusätzlich wird es kostenlose Workshops geben, vor al-
lem für Kinder und Jugendliche, und ich freue mich so
richtig auf die Eröffnung, die wir am 6. Dezember feiern
werden.

Apropos Kinder und Jugendliche: Auch da wird es
wichtige Initiativen geben, etwa ein Haus für Kinderkultur
in einem Außenbezirk, ein Leuchtturmprojekt für Kinder-
kultur in Wien, eine zweite Spielstätte für das ZOOM, ein
Kinderliteraturhaus, also vieles, vieles, vieles ist da am
Start. Der Kultursommer, die Sommerkinos, der Kultur-
pass für einkommensschwache Wienerinnen und Wiener
und auch, wir haben es gehört, die Arbeit der Chöre. Es
tut sich unglaublich viel in Wiens Kulturlandschaft - Sie se-
hen meinen Enthusiasmus. Das Schöne daran ist, dass
sich alle Menschen dieser Stadt auf Grund des Regie-
rungsmonitors ein eigenes Bild über den Umsetzungsgrad
der Projekte in unserer Fortschrittskoalition machen kön-
nen - eine digitale Check-Liste, das ist wirklich etwas Ein-
zigartiges.

Ich freue mich auf das gemeinsame Tun. Ich bin ganz
fest davon überzeugt, dass wir mit diesem Zukunfts-
budget einen guten Meilenstein gesetzt haben und einen
guten Blick nach vorne gerichtet haben und dass wir mit

diesem Zukunftsbudget auf der einen Seite, aber auch mit
der Wiener Kulturstrategie 2030 als Landkarte - die ja
nicht nur mit 100 Kunst- und Kulturschaffenden, sondern
mit der gesamten kulturinteressierten Öffentlichkeit ge-
meinsam gemacht worden ist - 2 gute Werkzeuge haben,
das Budget und die Strategie, und ich erinnere an das
Plus von 25 Prozent, das wir im Kulturbereich festschrei-
ben.

Und wenn ich auf die Kulturdebatten - das Budget ist
ja nach vorne gerichtet -, die wir in den letzten Monaten
oder eigentlich im letzten Jahr, in den letzten zwei Jahren
hier in diesem Haus geführt haben, zurückschaue, dann
habe ich einen Wunsch mitgenommen, und dieser
Wunsch lautet: mehr Evidenz und mehr faktenbasierte
Diskussion in der Politik. Als Beispiel möchte ich unsere
letzte im Landtag geführte Diskussion zum Thema Wiener
Museumsgesetz anführen, bei der Kollegin Sachslehner
in einem Redebeitrag, der aus meiner Sicht völlig evidenz-
und faktenbefreit war, behauptet hätte, das vorliegende
Museumsgesetz sei de facto eine Enteignung der Bezirks-
museen. Also ich plädiere für mehr Evidenz und mehr
Fakten - wir können gerne hart diskutieren, aber bitte nicht
mit absurden, trumpesquen, evidenzlosen, faktenbefrei-
ten Vorstellungen. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)

Ich hätte auch noch zum Thema Volkstheater etwas
mitgenommen, das hebe ich mir auf, darauf gehe ich dann
ein, wenn Kollege Eppinger - liebe Grüße und gute Bes-
serung an dieser Stelle - auch wieder hier bei uns ist.

Abschließend möchte ich mich noch bei den Kunst-
und Kulturschaffenden und beim Publikum bedanken. Die
Kunst- und Kulturschaffenden in dieser Stadt machen
das, was Kunst und Kultur immer macht, nämlich die
Seele und die Herzen von uns als Gesellschaft beflügeln.
- Vielen Dank für Ihr Tun und alles Gute! (Beifall bei NEOS
und SPÖ.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Tatsächliche Redezeit waren 13 Minuten. Als nächste
Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Berner.
Die selbstgewählte Redezeit beträgt 10 Minuten. Sie sind
am Wort.

GRin Mag. Ursula Berner, MA (GRÜNE): Guten Mor-
gen! Schön, dass wir die Kulturdebatte diesmal am Vor-
mittag haben.

Ich möchte natürlich meine Rede auch mit einem Dank
an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 7 und auch
an die anderen Dienststellen beginnen. Herzlichen Dank
für Ihre Bemühungen, dass Sie uns unterstützen! - Da
kann man klatschen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Noch
schöner wäre es natürlich, wenn Sie uns auch im Vorfeld
mehr an Informationen weitergeben könnten, aber dafür
sind ja nicht Sie zuständig.

Dann möchte ich mich bei den Künstlerinnen und
Künstlern dieser Stadt bedanken, denn sie sind eigentlich
die Basis dafür, dass wir überhaupt hier reden können,
dass wir diskutieren können und dass wir die Stadt auch
als so lebendig erleben. Ohne die Künstlerinnen, ohne die
Künstler dieser Stadt wäre sie nicht das, was Wien aus-
macht, und ich möchte mich sehr dafür bedanken, dass
Sie weiter hier arbeiten, dass Sie Ihre Kreativität zur Ver-
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fügung stellen, damit diese Stadt eine spannende Kultur-
hauptstadt, wie wir sie gerne nennen, bleibt. Herzlichen
Dank! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wenn ich mir allerdings das Budget anschaue, dann
muss ich - nach der Leistungsschau meines Vorredners
Thomas Weber - sagen, ich bin nicht ganz so begeistert
von diesem Budget, ich sehe da mehr „more of the same“,
aber wenig Geld für Innovationen. Letzte Woche haben
Sie ja die Kulturstrategie für Wien präsentiert, und darin
gibt es auch einige Ideen, aber viele von den Innovatio-
nen, sehe ich, sind da nicht so ganz möglich. Wir haben
67 Millionen EUR mehr, damit können aber im Wesentli-
chen die Löcher gestopft werden, die es schon gibt. Das
heißt, Investitionskosten oder vertraglich festgelegte Per-
sonalkosten werden abgedeckt, aber ganz neues Geld für
neue Innovationen, für eine neue Art, die Stadt und die
Kulturlandschaft zu denken, ist eigentlich nicht da. Wir för-
dern weiterhin im großen Stil Mainstreamangebote wie die
Vereinigten Bühnen, die in anderen Städten ohne Sub-
ventionen auskommen. Es gibt in dieser Kulturstrategie
weiter keine Vision, wie die Theaterlandschaft 2030 in
Wien aussehen soll, und es gibt weiter zwar ein Bekennt-
nis zu Fair Pay, aber es ist nicht genau klar, wie das in
Zukunft finanziert werden soll. Es reicht nämlich nicht, Fair
Pay nur zu verlangen, wenn nicht gleichzeitig die Res-
sourcen für die dafür notwendigen Subventionserhöhun-
gen geplant werden.

Die Mittelbühnen - das wissen Sie - werden gerade
zwischen den Forderungen der MitarbeiterInnen nach Fair
Pay und den gedeckelten Subventionen aufgerieben.
Auch andere Institutionen - wir sehen es in den Akten, die
zum nächsten Ausschuss kommen - versuchen, entlang
Fair Pay einzureichen und erhalten diese Summen dann
nicht, weil sie nicht im Budget sind. Wie wir da weiterma-
chen, weiß ich noch nicht. Eigentlich bräuchte es einfach
mehr Kulturbudget für diese Stadt. Ich bin ansonsten ja
nicht so sehr der Meinung der FPÖ, aber da muss ich ihr
zustimmen: Ein Kulturbudget von 2 Prozent für diese
Stadt wäre schon etwas, wo wir uns hinbewegen könnten.

Die Kulturstrategie will die Kulturszene angemessen in
die Stadtplanung einbringen, aber wenn wir uns die Rea-
lität anschauen, dann müssen wir feststellen, dass es
noch nicht so gut funktioniert. Ich spreche jetzt über das
Nordwestbahngelände. Das Nordwestbahngelände wird
von den BewohnerInnen her so groß wie Krems sein.
Zirka 16.000 bis 20.000 Personen werden dort wohnen,
und es ist keine kulturelle Infrastruktur geplant, weder eine
städtische Bücherei noch Veranstaltungshallen als sozio-
kulturelle Nachbarschaftszentren oder gar Kulturzentren
oder Proberäume. Nichts davon findet sich in der Flächen-
widmung. Wie soll dieser neue Stadtteil also kulturell le-
bendig oder überhaupt ein Ort sein, wo Menschen zusam-
menkommen, und nicht nur eine Schlafstadt? Ich weiß es
nicht. Es gibt auch kein Erinnerungskonzept für das Nord-
westbahngelände. Vielleicht wissen es nicht alle von
Ihnen, aber es ist ein historischer Schmerzort. 1938 hat
hier im Nordwestbahngelände die Ausstellung „Der ewige
Jude“ stattgefunden. Es wurden hier im Nordwestbahnge-
lände arisierte, also enteignete Güter gestapelt, und es
hat auch genau in dieser Gegend Zwangsarbeit gegeben.

Es gibt also Grund genug, sich an diesem Ort auch an die
unangenehme Geschichte zu erinnern, und im Moment
findet das in der Planung nicht statt.

Eine zeitgemäße Erinnerungspolitik ist Thema der Kul-
turstrategie. Im Umgang mit der Lueger-Statue zeigt sich
aber, dass die aktuelle wissenschaftliche und gesell-
schaftliche Debatte über den Umgang mit toxischen Sta-
tuen übersehen oder halb ignoriert wird, denn sonst
müsste klar sein, es ist nicht mehr zeitgemäß, die Verherr-
lichung eines Antisemiten mitten in der Stadt bestehen zu
lassen. Auch wenn er um 3 Grad gekippt ist, ist er leider
noch immer ein Held von 20 m Höhe. Mein Kollege Niko-
laus Kunrath wird danach noch mehr dazu sagen.

Die Kulturstrategie verspricht außerdem ein leicht zu-
gängliches Kulturangebot für Kinder. Gleichzeitig erwähnt
sie mit keinem Wort die dringend notwendige Restruktu-
rierung des Theaters der Jugend, das im aktuellen Ange-
bot nur noch Kinder von finanzkräftigen Eltern und bei
Weitem nicht alle Bevölkerungsgruppen dieser Stadt er-
reicht. Das ist sehr schade. Gerade wenn Kinder und Ju-
gendliche nicht frühzeitig einen Zugang zur Kultur bekom-
men, werden sie später diese Orte auch als fremd emp-
finden. Das heißt, wir müssen ein Angebot schaffen, wo
wirklich alle Kinder dieser Stadt ins Theater kommen, in
die Kinos oder auch an andere Orte kommen. Das halte
ich für total wichtig.

Während die SPÖ auf Bundesebene ein Instrument für
jedes Kind fordert, schaffen Sie es nicht, hier in Wien in
den Pflichtschulen einen ordentlichen musikpädagogi-
schen Unterricht zu schaffen, sodass alle Kinder auch
wirklich von MusikpädagogInnen unterrichtet werden. Wir
haben diese Personen, die werden auf unseren Unis aus-
gebildet, aber leider landen sie nicht in den Schulen, son-
dern müssen sich am privaten Mark verdingen. Da wäre
in dieser Stadt gerade für die Zukunft deutlich mehr drin-
nen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Zur Publikumsentwicklung: Da steht drinnen, Sie wol-
len das Publikum entwickeln und marginalisierte gesell-
schaftliche Gruppen sollen integriert werden, aber wie
diese Inklusion stattfinden soll, wie wir mehr Diversität auf
die großen Bühnen der Stadt bringen, steht nicht in dieser
Kulturstrategie. Es soll einen Beirat geben, aber was der
machen soll, was der entscheiden soll, wo sein Hand-
lungsspielraum ist, das wissen wir nicht, und das wird
auch nicht zu Ende gedacht. Zumindest wirkt es so, viel-
leicht kommunizieren Sie es nur nicht. Es fehlen meiner
Meinung dieser Strategie die Unterfütterung der Inhalte
und auch die Erfolgsmarker. Wann waren wir erfolgreich?
Wie funktioniert Audience Development? Wie funktioniert
das Outrage? Wen will diese Kulturstrategie künftig im
Publikum sehen? Wie soll die Theaterlandschaft 2030
ausschauen? Welche Umverteilungen im Budget sind ge-
plant? Und vor allen Dingen: Welche Kultursparten sollen
in Zukunft gefördert werden? Solche Fragen hätte ich in
der Kulturstrategie gerne beantwortet.

Postskriptum: Transparenz in der Fördervergabe und
Kontrollmöglichkeiten für Großsubventionen über 1 Millio-
nen EUR kommen in der vorliegenden Kulturstrategie lei-
der auch mit keinem Wort vor. Wenn so viel Steuergeld in
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die Institutionen fließt, muss offengelegt werden, wie die
verteilt werden, und das ist derzeit nicht der Fall.

Wir brauchen in Wien lebendige Visionen für die Kunst
und Kultur, wir brauchen eine offene, eine demokratische
und eine nachhaltige Kulturpolitik. Die bildet sich im aktu-
ellen Budget leider nicht oder zu wenig ab. Deshalb wer-
den wir es ablehnen. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war acht Minuten. Als nächste
Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Sachsleh-
ner. Selbstgewählte Redezeit zwölf Minuten. Bitte.

GRin Mag. Laura Sachslehner, BA (ÖVP): Frau Vor-
sitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen!

Ich darf gleich zu Beginn meinem Kollegen, unserem
Kultursprecher Peter L. Eppinger gute Besserung wün-
schen. Lieber Eppi, wir hoffen, du bist bald auf den Bei-
nen, und wir versuchen, dich hier natürlich würdevoll zu
vertreten.

Ich fange mit etwas Positivem an. Das vorliegende
Kulturbudget enthält natürlich auch Positives und Erfreuli-
ches, denn es gibt mehr für die Kultur, und das ist grund-
sätzlich immer etwas Positives, zumindest wenn man sich
das im Vergleich zum Vorjahr anschaut. Aber, Herr Kol-
lege Weber, wenn wir uns das Budget anschauen, müs-
sen wir uns natürlich auch das ganze Bild anschauen und
hinter die Zahlen blicken. Es geht ja nicht nur darum, dass
es Geld gibt, sondern es ist die Frage, wie man mit dem
Geld dann tatsächlich in der täglichen Praxis auch um-
geht. Da muss man leider feststellen, dass in der Ge-
schäftsgruppe einiges im Argen liegt. Schauen wir uns
vielleicht anhand von ein paar Beispielen an, was denn da
konkret im Argen liegt.

Wir sehen zum einen, dass es ab nächstem Jahr dann
12,2 Millionen EUR für das Volkstheater geben soll. Das
sind 12 Millionen EUR für ein Theater, das regelmäßig
den 2. Rang sperrt, weil es sonst nicht voll wird, und das
in den letzten Jahren immer wieder eine wirklich minimale
Eigendeckungsquote hatte. Da fragt man sich natürlich
schon, nachdem dieses Theater ja in den letzten Jahren
schon eine Millionenförderung bekommen hat, ob das
wirklich das richtige Verständnis von nachhaltigem Wirt-
schaften ist. Ich glaube nicht. (Beifall bei der ÖVP.)

Der Vorredner von den NEOS, Herr Kollege Weber,
hat schon die Beiräte und Jurys angesprochen, die da im-
mer wieder ins Feld gebracht werden. Also, Frau Stadträ-
tin, in Ihrer Zeit wurden mehr als 30 Beiräte und Jurys ins
Leben gerufen, die, wie schon richtig ausgeführt wurde,
de facto fast alle Förderentscheidungen in dieser Stadt
treffen und damit über sehr, sehr viel Geld entscheiden.
Es ist also nicht wirklich unwesentlich, was dort passiert.
Absurderweise wissen wir aber nicht, warum ausgerech-
net diese Personen Mitglieder in diesen Beiräten sind. Wir
wissen nicht, was die Gründe dafür waren, warum diese
Personen ausgewählt wurden, andere wiederum nicht.
Wir wissen auch nicht, auf Grund welcher Kriterien die Ju-
rys ihre Entscheidungen treffen. Wir wissen nicht, welche
Projekte keine Förderzusagen bekommen und warum sie
die möglicherweise nicht bekommen. Dann passiert das

alles auch nicht gratis, sondern da wird ja eine Menge
Geld dafür aufgewendet, im letzten Jahr mehr als 130.000
EUR für diese Beiräte und Jurys. Und das ist in meinen
Augen schon wirklich sehr viel Geld für eine Blackbox.
(Beifall bei der ÖVP.)

Es sind aber natürlich nicht nur die Beiräte und die Ju-
rys und die dazugehörigen Sitzungen eine Blackbox, son-
dern de facto die Kulturförderungen als solche. Ich habe
es hier vorne auch schon immer wieder ausgeführt. Ich
könnte die Liste jetzt natürlich unzählig lang ausführen,
aber ich konzentriere mich nur auf ein paar Beispiele. Da
gibt es zum einen die Tatsache, dass Millionen Euro an
drei theoretisch unterschiedliche Tanzvereine ausge-
schüttet werden. Sie sind nur theoretisch unterschiedlich,
denn de facto werden sie von den drei gleichen Personen
geführt, die alle an der gleichen Adresse gemeldet sind.
Da gibt es dann trotzdem mehrere Millionen Euro.

Es werden dutzende Millionen Euro an Institutionen
ausgeschüttet, die alle den exakt gleichen Antrag mit dem
exakt gleichen Satz stellen. Ist das alles nur Zufall? - Ja,
ein Schelm, wer da Böses denkt.

Dann schauen wir uns einmal die Gewichtung der För-
derungen an, das haben wir zum Beispiel auch letzte Wo-
che diskutiert. Da werden auf der einen Seite über 50 Mil-
lionen EUR für die Vereinigten Bühnen ausgegeben oder
zum Beispiel heuer 2 Millionen EUR für das WUK, und für
die Bezirksmuseen gibt es auf der anderen Seite 5.000
EUR pro Museum pro Jahr. Das ist wirklich eine mehr als
skurrile Gewichtung, wenn man sich das im Gesamten an-
schaut. (Beifall bei der ÖVP.)

Dann möchte ich natürlich noch auf die Kulturstrategie
eingehen, die schon angesprochen wurde. Die Kulturstra-
tegie hat uns in den letzten Jahren immer wieder schon
begleitet. Es hieß ursprünglich, dass da natürlich alle ein-
gebunden werden, dass es dann einen konkreten Fahr-
plan geben soll, was man sich in der Kultur vorstellt, und
so weiter. Jetzt sind diesen Ankündigungen nicht wirklich
viele Taten gefolgt. Es hat einen Termin gegeben, wo man
versucht hat, alle einzubinden. Was dann tatsächlich mit
der Kulturstrategie passiert ist, wurde uns im Vorfeld nicht
übermittelt. Wir haben es dann schlussendlich aus den
Medien erfahren. Auch da wurde für die Ausarbeitung die-
ser Kulturstrategie natürlich sehr viel Steuergeld in die
Hand genommen, denn - wie könnte es anders sein - man
kann ja so eine Kulturstrategie natürlich nicht ohne eine
externe Agentur ausarbeiten. Das ist ja völlig undenkbar
in dieser Stadt. Natürlich muss man dann 115.000 EUR
an irgendeine externe Agentur rausblasen. (GR Thomas
Weber: Ausschreibung! Ausschreibung heißt das!) Zu-
sammenfassend kann ich nur sagen, all das hat wirklich
nichts mit einer verantwortungsvollen Verwaltung von
Steuergeld zu tun. (Beifall bei der ÖVP.)

Abschließend möchte ich noch auf ein Thema einge-
hen, das natürlich nicht nur in dieser Geschäftsgruppe ein
Thema ist, aber zu großen Teilen, das aktuell vor dem
Hintergrund der Entwicklungen der letzten Wochen natür-
lich umso brisanter und wichtiger ist, dass wir es hier be-
sprechen. Wir sind uns sicherlich mittlerweile alle einig,
dass wir in unserer Stadt ein Problem mit antisemitischem
Gedankengut haben. Wir haben hier in der Vergangenheit
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auch schon Ansätze gehabt, wie wir versuchen, dem ge-
recht zu werden und das zu bekämpfen. Wir haben hier
vor zweieinhalb Jahren die Umsetzung einer Antisemitis-
musstrategie für Wien beschlossen, an sich eine gute Ini-
tiative, aber zweieinhalb Jahre später ist noch immer
nichts passiert. Wir diskutieren also nach wie vor das In-
haltsverzeichnis dieser Antisemitismusstrategie, und das
ist natürlich schändlich, das muss man ganz ehrlich so sa-
gen. Wir haben eine Reihe von Anträgen, die wir dieses
Mal auch dazu einbringen, und natürlich muss auch der
Kultur im Zuge so einer Antisemitismusstrategie, wenn wir
sie denn endlich mal tatsächlich ausarbeiten, eine beson-
dere Bedeutung zukommen, denn gerade in dem Bereich
der Kultur, wo wir wissen, dass die Förderungen so wahn-
sinnig intransparent vergeben werden, wo Institutionen
teilweise den exakt gleichen Antrag stellen, wo immer der
gleiche Satz drinnensteht, wissen wir de facto nicht, was
wir da wirklich finanzieren, was da mit öffentlichen Mitteln
unterstützt wird. Da müssen wir uns natürlich damit aus-
einandersetzten, dass wir auf keinen Fall irgendetwas un-
terstützen, was vielleicht auch nur im Anschein antisemi-
tisches Gedankengut unterstützt oder fördert.

Deshalb abschließend mein Appell, denn ich sehe
schon wieder das entsetzte Kopfschütteln (GR Markus
Ornig, MBA: Entsetzt?) bei den NEOS: Sie brauchen sich
über diese Dinge gar nicht zu echauffieren. Wenn Sie ein-
fach Ihren vielen Lippenbekenntnissen tatsächlich mal Ta-
ten folgen lassen würden, dann wären wir eh schon zu-
frieden. Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war sieben Minuten. Als Nächs-
ter zu Wort gemeldet ist GR Dr. Schmid. Sieben Minuten
selbstgewählte Redezeit. Bitte.

GR Dr. Gerhard Schmid (SPÖ): Sehr geehrte Frau
Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte
Kolleginnen und Kollegen!

Zunächst einmal einen herzlichen Genesungswunsch
an unseren Kollegen Peter Eppinger, der, wie er mir ge-
rade mittels SMS mitgeteilt hat, sehr aufmerksam unserer
Debatte folgt. (Zwischenruf von GR Dr. Markus Wölbitsch-
Milan, MIM. - Heiterkeit bei GR Thomas Weber). Ich habe
jetzt die Zitate eingepackt, aber er wird es irgendwie in
anderer Weise auch noch bekommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Kunst und
Kultur, ein großes Thema, wichtiges Thema, wichtiges
Thema im Gemeinderat. Die Budgetziffern wurden bereits
genannt, wir haben eine Steigerung von 25,04 Prozent.
Da sind natürlich bestimmte Inflationsabgeltungen mitge-
rechnet, aber was mich natürlich noch mehr als die Zahlen
interessiert, ist der Anteil am Gesamtbudget, und da sind
wir im Jahr 2023 von 1,62 Prozent Anteil am Gesamt-
budget ausgegangen, und das ist auf 1,71 gesteigert. Na,
wenn man bei manchen Budgetposten auf Bundeebene
ein Zehntel hinaufgeht, schaut die Welt da und dort schon
anders aus. Das ist eine beachtliche Steigerung und es ist
für 2025 noch einmal eine Steigerung drinnen.

Schaut man sich dann noch die Details an, so fällt zum
Beispiel auf, dass in der bildenden Kunst eine Steigerung
von 103 Prozent ist, ich sage nur: Stichwort Foto Arsenal,
Klima Biennale, Aufstockung des Rahmens für Ankäufe,

was auch eine wichtige Investition vor allem für junge
Künstlerinnen und Künstler ist. Veranstaltungen plus 73,
MA 8 und MA 9 ebenso 36 und 58 Prozent, Bibliothek und
Archiv - das ist ganz, ganz großartig - und, um nahe bei
den Menschen zu sein, eine Steigerung um 56 Prozent
bei der Stadtteilkultur.

In umgekehrter Weise, man freut sich über Steigerun-
gen, man freut sich in einzelnen Positionen auch über die
Mäßigung, und die Mäßigung - das muss man wirklich
sehr, sehr positiv hervorheben - ist bei den administrati-
ven Ausgaben bei der Verwaltung. Da wird wirklich sehr,
sehr sparsam und sehr verantwortungsvoll gehandelt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir werden
heute hier noch verschiedene Reden zu speziellen Gebie-
ten und Fachgebieten hören. Wir haben mit dem Kultur-
sommer ein unglaubliches Format geschaffen, wo es
möglich ist, zig Tausende Menschen auf einer nieder-
schwelligen Art und Weise für Kultur, für Kunst zu interes-
sieren und zu gewinnen und das Publikum vielleicht auch
für das eine oder andere Theater oder für das eine oder
andere Konzert zu requirieren, Neugier zu schaffen, Inte-
resse herzustellen. Ich glaube, das kann man nicht hoch
genug würdigen. Es ist aus der Not der Corona-Krise ent-
standen und hat sich zu einem wirklich sehr, sehr wertvol-
len Kulturangebot in unserer Stadt entwickelt.

Im Sommer ist auch noch der ImpulsTanz, den ich
sehr positiv sehe. Da muss man immer schauen, was
technisch bei Förderansuchen notwendig ist. Man kann
über alle diese Dinge reden und schauen, es muss immer
alles korrekt und revisionstauglich sein - das ist überhaupt
keine Frage -, aber ImpulsTanz Wien schafft es immerhin,
fast 150.000 Menschen im Sommer anzusprechen und ist
sicher eines der bedeutendsten Tanzfestivals der Welt.

Erfolgsgeschichte Wiener Symphoniker: Die Wiener
Symphoniker sind weltweit gefragt, bekommen auch ei-
nen neuen Chefdirigenten, der unter einer sehr breiten
Einbindung des Orchesters, des Betriebsrates und des
Orchestervorstandes ausgewählt wurde. Sie sind seit 77
Jahren das Hausorchester der Bregenzer Festspiele.
Ohne die Wiener Symphoniker ist dieses so wichtige ös-
terreichische Kulturfestival gar nicht möglich. Sie haben
für 2024 auch ein besonders ambitioniertes Programm,
auch mit vielen internationalen Verschränkungen. Was
mich bei den Symphonikern ganz besonders beeindruckt,
ist, dass sie auch in ihren unterschiedlich Formationen -
ich glaube, sie haben 47 oder 48 Formationen, vom Strei-
cherquartett bis zum Quintett, von der Bläsergruppe bis
zur Heurigenmusik - mit ihren Angeboten auch zu den
Menschen rausgehen, Gratiskonzerte im MuseumsQuar-
tier, Open Air machen auf der Kaiserwiese, die Eröffnung
des Kultursommers, wo sie dann sozusagen im Zivilg-
wandl gespielt haben, weil das Publikum da nachgelegt
hat.

Im Volkstheater werden wir eine neue Direktion be-
kommen. Ich glaube, da werden sich viele bewerben. Es
wird eine schwere Entscheidung sein, denn ich gehe da-
von aus, dass die Auswahl sehr groß ist. Es gibt auch viele
großartige österreichische Künstlerinnen und Künstler,
die schon ihr Interesse gezeigt haben.
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Den Festwochen mit Milo Rau werden wir mit großer
Spannung entgegensehen. Er ist ein international sehr,
sehr renommierter Mann, der das Geschäft gut kann und
auch Menschen gewinnen kann. Ich schaue dem mit gro-
ßem Interesse entgegen.

Zum Wien Museum wird auch noch viel gesagt, aber
eines ist bemerkenswert: Vor ungefähr einem Jahr hat
man den Termin mit dem 6. Dezember 2023, 18 Uhr, fest-
gelegt, und dieser Termin wird in einer Zeit eingehalten,
in der man ununterbrochen liest, dass Bauvorhaben, und
so weiter auch mit allen Baukrisen, die es gibt, verzögert
sind. Dieser Termin wird eingehalten, und es wird ein
ganz, ganz wichtiger Termin für unsere Stadt sein. Dazu
muss man der Frau Stadträtin, aber auch dem Herrn Bür-
germeister wirklich gratulieren.

Das Pratermuseum Neu wird spannend sein.
Wissenschaft: Der Bereich der Wissenschaft konnte

dank einer wirklich sehr umsichtigen und sehr gewissen-
haften Arbeit, die auch vor allem in der MA 7 geleistet
wird, zu einem ganz stabilen Faktor der Wiener Politik, vor
allem für die Sicherung des Wissenschaftsstandortes
Wien geschaffen werden. Auch wenn viele Wissen-
schaftsmittel im Finanzressort, dem Wirtschaftsressort lie-
gen, so gelingt es, hier auch einen sehr wesentlichen und
wichtigen Beitrag für den Wissenschaftsstandort Wien zu
leisten.

In der Erinnerungsarbeit ist es wichtig, auf breiter
Ebene mit Konsens und mit vielen breiten Diskussionen
die Lösungen zu finden. Daher ist es gerade bei sehr sen-
siblen Fragestellungen entscheidend, die Player und die
Öffentlichkeit in der möglichst umfassenden Breite hier
einzubinden, und das gelingt.

Zum Atelierhaus brauche ich nicht viel sagen, man
braucht nur auf Social Media schauen, die Rückmeldun-
gen der letzten Tage waren enorm.

Die Vereinigten Bühnen Wien sind in einem Prozess -
auch das Theater an der Wien zum Beispiel - des Um-
baus. Da warten wir auch sehr, sehr gespannt auf die
Neugestaltung. Es ist aber auch mit den Musicals eine Er-
folgsgeschichte.

Das Strauß-Jahr 2025 wirft schon seine Schatten vo-
raus. Roland Geyer hat ein super Team zusammenge-
stellt. Was interessant ist, ist, dass wir hier im Gemeinde-
rat zwar eine Unterstützung beschlossen haben, aber
dennoch viele private Initiativen, die mit uns sozusagen
budgettechnisch gar nichts zu tun haben, jetzt versuchen,
sich da anzuhängen und im Strauß-Jahr mitzuschwingen.
Ich halte das für sehr gut, denn es ist ja nicht nur unsere
Aufgabe, es finanziell sicherzustellen, sondern es ist un-
sere Aufgabe, auch Impulse zu setzen. Wenn die Impulse
nach außen gehen und dann kommen Unternehmen und
sagen, wir haben da eine Idee und wollen da ein Museum
oder was immer in diesem Zusammenhang machen, ist
das sicher gescheit und auch für den Tourismusstandort
Wien und den Wirtschaftsstandort nicht zu unterschätzen.

Die Finanzierung der Basis.Kultur, der Ausbau der Ba-
sis.Kultur ist auch sehr positiv, und über die Bezirksmu-
seen und das Museumsgesetz wurde bereits ausführlich
gesprochen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie
mich namens meiner Fraktion den Mitarbeitern im Büro
der Frau Stadträtin sehr, sehr herzlich für die ausgezeich-
nete Zusammenarbeit danken. Ich danke der Magistrats-
abteilung 7, der Frau Abteilungsleiterin, dem Herrn Stell-
vertreter, dem gesamten Team der MA 7. Ich danke aber
auch ganz besonders herzlich, weil sie immer ein biss-
chen im Schatten der MA 7 stehen, der MA 8 und der 9
ganz herzlich, Stadt- und Landesarchiv Wien und Wien-
bibliothek, die eine bisschen stillere, aber umso tollere und
großartige Arbeit für Wien leisten. In diesem Sinne vielen
herzlichen Dank. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war neun Minuten. Als nächste
Rednerin zu Wort gemeldet ist GRin Mag. Nittmann. Sie
haben eine fraktionelle Restredezeit von neun Minuten.
Bitte.

GRin Mag. Ulrike Nittmann (FPÖ): Frau Vorsitzende!
Sehr geehrte Frau Stadträtin! Werte Kollegen!

Ich kann leider Gottes diese Euphorie meiner Vorred-
ner, was die Steigerung des Kulturbudgets anbelangt,
nicht ganz teilen. Es wäre schön, wenn es so wäre, aber
wenn man sich die mittelfristige 5-Jahres-Planung im Vor-
anschlag 2024/25 anschaut, dann sinkt das Kulturbudget
von 2024 337 Millionen auf 318 Millionen. Das heißt, das
ist de facto eine Kürzung. (Zwischenruf von GRin Mag.
Bettina Emmerling, MSc.) - Leider Gottes. Na ja, von 337
auf 318: Wenn Sie mir sagen, das ist mehr, dann weiß ich,
wie Sie mit Zahlen umgehen. (GRin Mag. Bettina Emmer-
ling, MSc: Nein! Das ist Schwachsinn! Die Zahl ist irrele-
vant!) Ich kann nur lesen, was in Ihrem Voranschlag ist,
den wir heute beschließen sollten. Wir tun es eh nicht,
aber nicht nur deshalb, weil es schade ist, dass das Kul-
turbudget sinkt, insbesondere wenn wir wissen, das be-
deutet massive Einsparungen. (GR Thomas Weber: Wir
beschließen zwei Jahre! - GRin Mag. Bettina Emmerling,
MSc: 24 und 25!) Wir sehen auf der anderen Seite die
Personalkosten steigen. Wir haben ja auch in letzter Zeit
immer Anträge, sei es durch die Erhöhung der Personal-
kosten oder aber auch Teuerung in Folge der Inflation. Es
ist also schade, dass das Kulturbudget sinkt. (GRin Mag.
Bettina Emmerling, MSc: Das tut es nicht!)

Ich möchte mich jetzt bei dieser Debatte ... (GR
Thomas Weber: Es ist schade, dass Sie kein Budget lesen
können!) - Na, ich kann schon lesen. Machen Sie die 5-
Jahres-Planung auf und lesen Sie die Zahlen. Ganz ein-
fach! (GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc: Wir beschlie-
ßen 24 und 25!) Ja, aber das diskutieren wir nicht. Sie
werden es mir ja dann erklären, warum die Kürzung von
337 auf 318 eine Erhöhung ist. Sie können mir das dann
ganz gerne erklären.

Ich habe nur wenig Zeit und möchte mich in Wirklich-
keit auf drei Punkte konzentrieren. Das eine ist die Trans-
parenz, da kann ich Sie leider nicht auslassen, Frau Stadt-
rätin. Das andere ist die Theaterlandschaft. Ganz am
Schluss: Eigentlich habe ich gedacht, mein Vorredner
wird sich auf die Musikschulen hauen, weil das ein wichti-
ges Thema für uns Freiheitliche ist, aber das möchte ich
auch noch anstreifen.
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Zum Thema Transparenz: Wir sind ja letztes Jahr
schon beim Rechnungsabschluss dagestanden, und viele
meiner Vorredner, vor allem von der Opposition, haben
auch das Thema Transparenz aufgeworfen und kritisiert,
dass es im Kulturausschuss bedauerlicherweise mit der
Transparenz ein bisschen schwierig ist. Ich erinnere mich
noch an die Rede der Kollegin Berner, die laut die Frage
gestellt hat, woran das denn liegt, ob das an den Mitarbei-
tern liegt, die nicht dürfen, nicht können, nicht sollen, in-
wieweit es da sozusagen direkt vom Stadtratbüro aus-
geht, um uns im Kulturausschuss ein bisschen mit Infor-
mationen verhungern zu lassen. Ich war da sehr auf Ihre
Antwort nach der Rechnungsabschlussdebatte gespannt.
Sie haben zu vielen Punkten etwas ausgeführt, aber leider
Gottes nicht zum Thema Transparenz. Ich bin also ge-
spannt, ob wir heute etwas hören, denn immerhin sind sie
2018 auch damit angetreten, Transparenz in die Kultur zu
bringen.

Wir sehen das in den Ausschüssen, wir haben Erhö-
hungsbegehren - Kollegin Sachslehner hat das eh ausge-
führt -, gleichlautende Anträge, unterschiedliche Pro-
zentsätze, wenn es um Inflationsabgeltungen geht. Wir
wissen von den vielen Förderanträgen, die kommen,
nicht, welche überhaupt gar nicht in die nähere Betrach-
tung kommen. Wir haben x Anträge gestellt, dass wir ein-
mal die Liste der abgewiesenen Anträge sehen wollen,
damit wir wissen, wer sozusagen in die nähere Auswahl
kommt und wer nicht. Immerhin sind wir auch das Gre-
mium, das letztendlich darüber entscheidet.

Zur Kulturstrategie ist auch schon vieles gesagt wor-
den. Was ich schade gefunden habe: Ich bin halt noch so
ein haptischer Mensch, ich tue mir online schwer, ich
wollte mir die Kulturstrategie als PDF-File öffnen und her-
unterladen und ausdrucken. Das geht leider nicht. Man
muss sich das dann im Internet aufmachen, einzeln ankli-
cken und durchlesen. Ich finde das schwierig. Ich bin ein
haptischer Mensch, es wäre schön, wenn man sie als PDF
haben könnte. Das ist einfach leichter, als immer die ein-
zelnen Buttons aufzumachen.

Zu den Theaterlandschaften, die ich ansprechen
möchte: Wir kennen Stadtrechnungshofberichte, die über
die Auslastungszahlen der Theater ausgeführt haben, und
es ist natürlich eine ernüchternde Realität. Die Kollegin
hat es heute gesagt, Ränge im Volkstheater werden ge-
sperrt, um irgendwie zu den Auslastungszahlen zu kom-
men. Wir haben einen Bericht zur Josefstadt im Sommer,
den habe ich noch in Erinnerung: kaum mehr Abonnenten,
kaum mehr Besucherzahlen.

Es ist natürlich schwierig, wenn man sich auch mit ei-
nem Programm weit vom Publikum entfernt. Und zu dieser
Entfernung zum Publikum ist mir unlängst ein Ö1-Beitrag
im Zusammenhang mit der Verleihung des Wiener
Nestroy-Preises untergekommen. Ich würde ganz gerne
aus diesem Ö1-Bericht zitieren, denn was diese Zusam-
menfassung der Verleihung des Nestroy-Preises in Ö1
darlegt, steht für die Theater in Wien. Das finde ich
schade, aber wenn man sich das anhört, weiß man auch,
warum das Publikum aus bleibt. Ich darf also zitieren: Auf
die Frage, unter welchem Motto die Preisvergabe - also

der Wiener Theaterpreis Nestroy - verlief, lautet die Ant-
wort der Ö1-Redakteurin: Die Devise bei den gestrigen
Nestroys schien ein bisschen zu lauten, nur nicht alter
weißer Mann, nur kein Stück aus dem allgemeinen Stü-
ckekanon, sondern die Performance, die Vergewaltigung,
Magersucht, Selbstzerstörung thematisiert, wurde gleich
mehrfach nominiert und hat dann auch den Preis für die
beste Ausstattung gewonnen. Die neu zusammenge-
setzte Jury hat quasi ein Zeichen für Diversität gesetzt,
nonbinäre Menschen, queere Menschen, Menschen mit
Beeinträchtigung ausgezeichnet, Stücke, die sich mit
Missbrauch in vielerlei Gestaltung auseinandersetzen und
so vielleicht ganz bewusst ein politisches Statement ge-
setzt. - Ich bin der Meinung, Theater soll nicht politisches
Statement setzen, aber dazu später. - Allerdings haben
die Nestroy-Preise dadurch vielleicht auch eine gewisse
Schlagseite bekommen: mehr offen und weniger
Mainstream, mehr Randgruppen als vielleicht prominente
Namen, mehr Provokation als Publikumsgeschmack. -
Das finde ich ganz schwierig. - Durch diesen „woken“ Fil-
ter gesehen, ist vielleicht manches untergegangen. Ich
nehme jetzt nur ein Beispiel, zum Beispiel die grandiose
Zauberberg-Inszenierung im Burgtheater, die auch vom
Publikum gestürmt wird und nicht einmal eine Nominie-
rung erhalten hat. - Es gibt also durchaus noch Inszenie-
rungen, die das Publikum schätzt. - In den Dankesreden
wurde Theater als „safer space“ beschworen, „safer
space“ im Sinne von hier kann man frei arbeiten, hier ha-
ben jeder und jede ihren Platz, hier geht man achtsam mit-
einander um, aber sicher kein „safer space“, in dem es
sich das Publikum bequem machen soll, denn bequem,
beruhigend oder auch nur irgendwie angenehm war keine
der ausgezeichneten Produktionen.

Meine Damen und Herren, da werden einerseits ganz
bewusst politische Statements gesetzt, es wird auf Provo-
kation statt auf Publikumsgeschmack gesetzt, und be-
quem, beruhigend und angenehm soll es für das Publikum
jedenfalls nicht sein. Da stelle ich mir natürlich die Frage:
Ist das die Aufgabe des Theaters? Füllt man so die Zu-
schauerränge, oder sagt man, das ist gar nicht wichtig,
das ist überhaupt keine Zielvorgabe, dass man Publikum
ins Theater bringt, sondern da geht es um die Selbstdar-
stellung, von wem auch immer? Wir sagen, das kann nicht
die Zielvorgabe sein, vor allem dann nicht, wenn Theater
mit Steuergeldern finanziert wird. Das kommt von jedem
einzelnen Wiener und jeder Wienerin, und da muss ich
auch versuchen, den Geschmack aller und nicht nur einer
speziellen Minderheit zu treffen.

Ich habe das Gefühl, dass wenn man Theater
macht ... Deshalb bin ich gespannt, aber es ist die Zeit ja
nicht da, wenn es ums Volkstheater und vielleicht um die
Neuausrichtung des Volkstheaters geht oder um die
Strukturierung der Theaterlandschaft. Was gibt es denn
für Zielvorgaben? Was möchte man? Muss man aus-
schließlich provokant und politisch sein? Muss man nur
unbequem sein? Muss man nur beunruhigend sein? Muss
es nur hässlich sein? Oder können Kunst und Kultur auch
das Schöne ins Leben bringen? Ich bin schon der Mei-
nung, dass Kunst und Kultur auch dafür zuständig sind,
um das Gute und das Schöne ins Leben zu bringen, weil
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auch genau das bereichert. Ich will nicht sagen, dass das
in Wien gar nicht vorkommt, gar keine Frage, aber bei den
Theatern bemerke ich, dass immer weniger davon da ist.
Mein vielleicht naiver Schluss ist genau der, dass das
Publikum das auch so sieht und deshalb einfach die Be-
sucherzahlen ausbleiben. Die Form, wie ich sie beschrie-
ben habe ...

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc
(unterbrechend): Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Sie
haben keine Redezeit mehr.

GRin Mag. Ulrike Nittmann (fortsetzend): ich bin so-
fort fertig - vertreibt das Publikum. Kunst unter Ausschluss
der Öffentlichkeit ist keine gute Kunst.

Jetzt zum Abschluss nur noch ganz kurz: Bitte verges-
sen Sie mir nicht auf die Musikschulen! Auch wenn ich
weiß, sie fallen nicht in Ihr Ressort, aber setzen Sie sich
bei Ihrem Kollegen ein. Da muss etwas passieren. Danke.
(Beifall bei der FPÖ und von GRin Mag. Caroline Hunger-
länder.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist GR Dipl.-Ing.
Dr. Gara. Die fraktionelle Restredezeit ist neun Minuten.
Bitte.

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Frau Vorsit-
zende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Geschätzte Kollegin-
nen und Kollegen!

1897 im Fin de Siècle wurde die Wiener Secession
etabliert, also quasi die Abspaltung vom Konservatismus
des Künstlerhauses. Wenn man vor der Secession steht -
Sie kennen das Schild -: „Der Zeit ihre Kunst, der Kunst
ihre Freiheit.“ Wenn man das auf heute transformiert,
dann erleben wir eigentlich einen ähnlichen Prozess. Es
ist eine Secession, könnte man sagen, von Öl und Gas,
es ist ein Ausstieg von den fossilen Energieträgern, es ist
ein Aufbruch in eine solare Moderne, es ist ein Aufbruch
in eine Klimamoderne. Das setzt den Rahmen für das,
was nächstes Jahr von April an drei Monate lang stattfin-
den wird, nämlich die Wiener Klima Biennale, ein Forum
für den Wandel. Ich finde, dass es sehr wichtig und ein
sehr gutes Zeichen ist, das Wien hier setzt, nämlich diese
Verbindung aus Kunst, Wissenschaft und den drängen-
den Fragen der Menschheit. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)

Die Wiener Klima Biennale wird diesen Weg auch sehr
mutig gehen und dieses sehr komplexe Thema von Bio-
diversität, Artensterben, Naturverlust, und so weiter auch
künstlerisch umsetzen. Ich halte diesen multiperspektiven
Ansatz und diese grundlegende Haltung für wirklich sehr,
sehr gut und bin froh, dass wir in Wien diesen Ort finden,
weil er wirklich symbolisch ist. Wenn man vor der Wiener
Secession steht und Richtung der großen Museen schaut,
dann sieht man dort ein Gebäude, das Gebäude der Tech-
nischen Universität Wien, also genauso wieder die Ver-
bindung aus Kunst und Wissenschaft. Dieses Gebäude ist
ja ein Symbol, denn dieses Gebäude ist seit über zehn
Jahren das erste Energiekraftwerk, das erste Büroge-
bäude, damals, zu diesem Zeitpunkt eigentlich der Welt,
das mehr Energie erzeugt, als es verbraucht, durch die
Erdwärme, durch die Photovoltaik an den Außenwänden.
Daher glaube ich, diese Symbolik und dieses Spannungs-
feld im positiven Sinne sind wichtig. Das ist auch ein Kern

von dieser Biennale, der Klima Biennale, die nächstes
Jahr stattfindet. Wir werden hier die Zukunft also auch als
künstlerische, gemeinsame Gestaltungsaufgabe in die-
sem großen Festival der Stadtgesellschaft sehen, woran
nämlich auch alle teilnehmen können. Das ist ein großer
partizipativer Prozess, der dort auch zum Ausdruck
kommt, und das finde ich gut, dass wir das auch geplant
haben. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)

Diese grundlegende Haltung, dass das Thema von Kli-
maschutz, Klimaverträglichkeit auch in Kunst und Kultur
verankert ist, finden wir auch erstmals in der Wiener Kul-
turstrategie 2023, die vor einigen Tagen ja auch der Be-
völkerung vorgestellt wurde. Da gibt es drei Hauptziele,
die in diesem langen partizipativen Prozess entstanden
sind. Das ist auf der einen Seite sehr klar, das ökologisch
nachhaltige Bewusstsein als fixen Bestandteil in Kunst
und Kultur zu verankern. Es geht darum, auch die ökolo-
gischen Standards festzulegen, sodass auch Veranstal-
tungen, sei es im Filmbereich, sei es auf den Theaterbüh-
nen, diese Aspekte unter dem Titel des „Green Producing“
mitberücksichtigen. Und der dritte wichtige Aspekt: Es
geht auch um die Investition in die ökologische Umrüstung
von Kulturinfrastruktur. Dazu zählen Museen, Theater, et
cetera. Wir sehen das wunderbar am Beispiel des Wien
Museum, das ja nächste Woche eröffnet wird. Auch dort
ist dieses Prinzip der ökologischen Nachhaltigkeit, der Kli-
maneutralität verankert, weil auch dieses Gebäude in Zu-
kunft aus Wärme der Erde, also durch Erdwärmesonden
gespeist ist. Es wird auch in Zukunft eine PV-Anlage am
Dach sein, und so weiter, und so fort, also ein intelligent
vernetztes Energiesystem. Das, glaube ich, sollte und ist
für uns auch die Richtschnur, wie wir diese Gebäude,
diese kulturelle Infrastruktur entwickeln. Es ist sehr, sehr
wichtig, sehr, sehr gut und zielt genau auf das ab, was wir
auch im Wiener Klimafahrplan begründet haben, dass
sich das nämlich sektorübergreifend über alle Bereiche
der Stadt entsprechend entwickelt.

Die spannende Maßnahme in dieser Kulturstrategie ist
auch diese Sharing-Plattform, denn wir haben so viele
Ressourcen, die im Kulturbereich eingesetzt werden,
Bühnen zum Beispiel, die dann oftmals nur ein Mal ge-
nutzt werden und dann nicht mehr, um genau hier jetzt
einen Überblick zu haben: Was wird wann wo wie lange
verwendet? Wie kann man die Dinge wieder vernutzen?
Das ist, glaube ich, auch ein ganz wichtiger Kulturaspekt
und eine gewichtige Kulturhaltung im Umgang mit Res-
sourcen und zahlt auch auf unsere Strategie ein, die wir
auch neben Klimaschutz, Klimawandelanpassung festge-
legt haben, nämlich der zirkulären Stadt und der Kreislauf-
wirtschaft. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)

Lassen Sie mich von Kunst, Kultur, Wissenschaften
noch einen Schwenk in Richtung Wissenschaft ermögli-
chen. Ich halte es für ganz wichtig, und wir haben letzte
Woche bei den Digital Days 2023 die Bedeutung digitaler
Technologien auch im Kontext der Menschenrechte gese-
hen. Das war ja ein großer Schwerpunkt, auch im Kontext
des digitalen Humanismus, wo quasi der Mensch im Mit-
telpunkt steht. Ich glaube, dass das umso wichtiger bei der
Weiterentwicklung sehr vieler dieser Themen ist. Wir ha-
ben uns als Stadt ja quasi zur Digitalisierungshauptstadt
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committet, verpflichtet. Daher ist es umso wichtiger, dass
wir all diese Initiativen auch entsprechend bündeln. Denn
worum es hier geht, ist auch eine Standortpolitik im Zeit-
alter der Künstlichen Intelligenz, im Zeitalter des „Machine
Learnings“, aber auch im Zeitalter anderer Technologien
wie Quantentechnologie. Ich glaube, Wien hat da wirkli-
ches Potenzial. Wir haben sehr viele Einzelaktivitäten,
und da werden wir sicherlich auch noch eine stärkere Bün-
delung in der Richtung vornehmen.

Österreich hat ja insgesamt eine sehr gute Ausgangs-
position, aber wir müssen wirklich aufpassen, dass wir Eu-
ropa-weit, aber auch weltweit Schritt halten können und
dass wir am Ende nicht zwar am Anfang einige Schritte
machen, aber uns die anderen dann zum Schluss über-
holen. Das ist gerade in der Bündelung all dieser Kräfte
bei den Initiativen bei Künstlicher Intelligenz wichtig, denn
die durchdringen in vielen, vielen Bereichen unser tägli-
ches Leben. Das ist in den Bildungseinrichtungen, das ist
sehr stark im Gesundheitssystem verankert, das ist in der
Wirtschaft und vielen, vielen anderen Bereichen stark ver-
ankert. Daher glaube ich - das ist das, was wir als Digita-
lisierungshauptstadt auch leisten können -, dass wir auch
darauf schauen, wie wir diese Aktivitäten bündeln, damit
Wien wirklich dem auch entspricht und zu einem Hot Spot
wird.

Ich sage es immer: Wir schaffen es dann, als Wissen-
schaftsstandort diese internationale Anerkennung zu be-
kommen, wenn internationale Wissenschaftler sagen: Ja,
in meinem Lebenslauf sollte Wien stehen, dass ich auch
einmal in Wien war. Das schaffen wir im Bereich der Life
Sciences und das, glaube ich, sollten und können wir auch
im Bereich digitale Technologien schaffen, von „Arteficial
Intelligence“ über „Machine Learning“ und über Quanten-
technologie. Das heißt, hier werden wir auch als Stadt die-
sen Schritt gehen, dass wir auch ein Zentrum für jene
Menschen und ForscherInnen sind, die sagen, ja, in Wien
passiert Zukunft, in Wien findet tatsächlich etwas statt.
Dort möchte ich auch einen Teil meiner wissenschaftli-
chen Karriere verbringen. Vielen Dank. (Beifall bei NEOS
und SPÖ.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist GRin Mag.
Malle. Selbstgewählte Redezeit zehn Minuten. Bitte.

GRin Mag. Mag. Julia Malle (GRÜNE): Sehr geehrte
Frau Stadträtin! Sehr geehrte Vorsitzende! Liebe Kollegin-
nen und liebe Kollegen!

Natürlich auch danke von meiner Seite, danke an die
Kulturstadträtin Veronika Kaup-Hasler, aber natürlich
auch allen MitarbeiterInnen aus den Magistraten für die
gute Zusammenarbeit im Bereich der Wissenschaft und
Forschung. Wir sind uns ja sehr oft einig, auch fraktions-
übergreifend erstaunlich häufig einig. Wo wir uns auch ei-
nig sind in diesem Raum, ist, dass Wissenschaft und For-
schung Eckpfeiler unserer Gesellschaft sind. (Beifall bei
den GRÜNEN.) Okay, fast alle. Sie sind ein Fundament
für eine gute Zukunft, eine Medizin für Verschwörungsmy-
then und Fake News. Auch dazu muss man ordentlich in-
vestieren, und da ist aus unserer Sicht doch noch einiges
möglich.

Herr Weber, Sie haben den Regierungsmonitor ange-
sprochen, und deshalb kann ich es mir leider nicht ver-
kneifen: Ich habe mir einmal angesehen, was das im Be-
reich Wissenschaft bedeutet, was hier als umgesetzt oder
in Umsetzung gilt, also etwas kommt vielleicht oder etwas
ist in Planung. Wenn wir uns ehrlich sind, in Planung
könnte möglicherweise auch bedeuten, kommt vielleicht
nicht, oder kann man auch abschreiben, denn Sie führen
hier natürlich alle Projekte im Bereich der Wissenschaft
an, die Sie in Ihrem Regierungsprogramm festhalten. Man
muss jetzt fairerweise sagen, der Umsetzungsgrad ist hö-
her als im Bereich Bildung. Das ist natürlich schon einmal
gut. Sie haben sich 21 Projekte vorgenommen, 11 Vorha-
ben umgesetzt, die gelten tatsächlich als umgesetzt, 8
sind in Umsetzung und 2 sind in Planung. (GR Thomas
Weber: Es ist Halbzeit!)

Wenn man jetzt aber hernimmt, was unter Wissen-
schaft alles genau subsumiert wird und was hier unter
„umgesetzt“ läuft, muss man doch ein bisschen schmun-
zeln. Das ist überhaupt kein Vorwurf an Ihr Ressort, das
ist nur auch ein bisschen exemplarisch dafür, wie absurd
dieser Regierungsmonitor eigentlich ist, wenn die Regie-
rung ihre eigenen Vorhaben kontrolliert. Das ist ungefähr
so - ich bin nebenbei noch Lehrerin -, als würde ich die
Eltern bitten, das Zeugnis ihrer Kinder zu schreiben. Da
schaue ich mir an, was dann rauskommen wird. (Beifall
bei den GRÜNEN.)

Schauen wir uns da aber zwei Formulierungen exemp-
larisch an. Da steht zum Beispiel: Bis 2030 wird Wien zu
einer der fünf führenden Forschungs- und Innovations-
metropolen - in Umsetzung. Das ist als planbares Projekt,
wie es hier angegeben ist, tatsächlich schwierig, so zu pla-
nen. (GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara: Das haben die GRÜ-
NEN mitbeschlossen!) Natürlich, wenn man Rankings
hernimmt, kann man das vielleicht belegen und beweisen.
Ich tue mir da schwer, alles mit Rankings quasi zu bezif-
fern oder irgendwie den Wert daraus zu bemessen, und
mit 2030 haben Sie es ja eh schon recht großzügig kalku-
liert. Ich hoffe aber doch auch, dass es Ziel einer Stadt ist,
nicht nur in einer Legislaturperiode irgendwo ins Spitzen-
feld zu kommen, sondern das immer gelten muss.

Oder zweiter Punkt, den finde ich fast noch ein biss-
chen lustiger: Wien wird Magnet für internationale Spit-
zenforscherInnen. Das ist übrigens schon unter „umge-
setzt“ tituliert. Ganz ehrlich, das klingt so ein bisschen wie
Anton Zeilinger - check. Der war allerdings auch schon vor
Rot-Pink in Wien aktiv. Das sind für mich so zwei Katego-
rien, wo ich Ihnen einfach einmal zeigen wollte, wie ab-
surd dieser Regierungsmonitor eigentlich ist. (Beifall bei
den GRÜNEN.) Ich könnte auch reinschreiben: Michael
Ludwig eröffnet den Weihnachtsmarkt - umgesetzt. Das
wäre ungefähr so eine ähnliche Kategorie wie manche
Punkte in diesem Regierungsmonitor. (GR Thomas We-
ber: Dafür, dass es absurd ist, reden Sie aber ganz schön
lange darüber!)

Weiters bemerkenswert: Von den elf umgesetzten
Vorhaben betreffen vier den WWTF - da komme ich gleich
noch dazu. Das ist grundsätzlich ja gar nichts Schlechtes,
aber die Darstellung ist auffallend. Den Präsidenten des
WWTF kennen wir ja alle gut, das ist Michael Häupl. Der
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WWTF steigt in Ihrem Regierungsmonitor sehr gut aus,
wir begrüßen das. Er hat in einem Interview vor zwei Ta-
gen einen Wunsch für die Wissenschaft geäußert, näm-
lich dass ordentliche Mittel in die Wissenschaft gepumpt
werden. Tatsächlich gehen nur 7,6 Prozent des Gesamt-
budgets für Kunst, Kultur und Wissenschaft in die Wissen-
schaft. 2022 waren es 20,8 Millionen an Fördermitteln, im
Jahr 2025 wurden sie auf insgesamt 22,8 Millionen EUR
erhöht. Das ist eine Erhöhung, trotzdem ist uns das im
Kontext von Teuerung und Inflation noch nicht genug.
Wenn man bedenkt, dass Wien langfristig in das Spitzen-
feld will und nicht nur durch Einzelleistungen auffallen
möchte, muss man hier wirklich noch mehr Geld reinste-
cken. Da schließe ich mich absolut Michael Häupl an, und
ich glaube, viele andere hier in dem Raum würden das
auch tun. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Er greift auch noch einen Punkt heraus, nämlich die
Künstliche Intelligenz. Kollege Gara, der jetzt nicht mehr
hier ist, hat es ja gerade angesprochen, er hat genau das
gesagt, was Michael Häupl vor zwei Tagen in dem besag-
ten Interview gesagt hat, nämlich - ich zitiere -: Da sollten
wir schon etwas aufpassen, sonst hinken wir hier sehr
schnell, sehr bald allen anderen hinterher. Ich finde auch,
ehrlicherweise muss man sagen, das ist eine Aufgabe, die
Wien nicht allein lösen kann. Da muss man sicherlich
auch den Bund in die Pflicht nehmen. Es wird in der
Schweiz, in Bayern 100 neue KI-ProfessorInnen geben.
Natürlich hat der Bund da eine tragende Rolle, nur, die
Stadt Wien darf sich da auf keinen Fall aus der Verant-
wortung nehmen.

Wir stehen vor großen Herausforderungen, Transfor-
mationsprozessen, und das hat vor allem auch mit der
Künstlichen Intelligenz zu tun. Trotz aller positiven As-
pekte, Digitalisierung, et cetera, die natürlich sehr abge-
feiert wird, stellen sich ja immer wieder auch ethische und
ökologische Fragestellungen, und ich vermisse diese im
Diskurs eigentlich schmerzlich. Man braucht nur ChatGPT
herzunehmen: Jede einzelne Anfrage auf dieser Plattform
verschlingt natürlich Energie, und das nicht so knapp. Nur
zum Vergleich mit einer Google-Anfrage: Eine Anfrage an
ChatGPT bedeutet 6,8 Wattstunden an Energie, eine
durchschnittliche Google-Anfrage 0,3. Ein bisschen plaka-
tiver: Eine durchschnittlich lange Unterhaltung auf Chat-
GPT verbraucht einen halben Liter Wasser. Das ist ja alles
schön und gut, was hier entsteht und was hier kommt. Es
wird die Arbeitswelt erleichtern und uns auch grundsätz-
lich unser Zusammenleben erleichtern, aber man wird
sich auch ethischen Fragestellungen und ökologischen
Fragestellungen widmen müssen.

Ich denke auch an ein Sprachmodell, das ich auch
noch als Beispiel hernehmen wollte. Ein Sprachmodell
verbraucht laut „Standard“ so viel Strom wie 100 US-
Haushalte im Jahr. Die Sprachmodelle, wissen wir, wer-
den immer größer, können immer mehr, werden auch teu-
rer und damit auch energieintensiver. Diese Technologie,
die so viel Positives bewirkt, Inklusion, Chancengerechtig-
keit, et cetera - ich könnte hier hunderttausende andere
Dinge auch noch erwähnen -, beschleunigt auch die Kli-
makrise. Zu diesen ethischen Fragen ist also Forschung

zur Technologie, zur Folgenabschätzung daher aus mei-
ner Sicht dringend geboten, und das wird sich mit dem
derzeitigen Wissenschaftsbudget in keiner Weise ausge-
hen. Daher fordern wir heute die Verdoppelung des Wis-
senschaftsbudgets, vor allem Forschung zur KI, zur
Künstlichen Intelligenz, zur sozialen Innovation mit beson-
derem Fokus auf Themen, die auch die Nachhaltigkeit und
ethische Dimensionen in den Blick nehmen. Vielen Dank.
(Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war acht Minuten. Als nächster
Redner zu Wort gemeldet ist GR Dr. Gorlitzer. Selbstge-
wählte Redezeit zwölf Minuten. Bitte.

GR Dr. Michael Gorlitzer, MBA (ÖVP): Sehr geehrte
Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine
Damen und Herren!

Jede Künstlerin, jeder Künstler haben einmal klein an-
gefangen, und die Talente und Begabungen werden in der
Regel in der Familie gefördert. Allerdings bleibt eben der
Zugang zu Kunst und Kultur Kindern und Jugendlichen
aus unterschiedlichen Gründen manchmal auch verwehrt.
Dabei ist Kultur in der Kindheit und in der Jugend enorm
wichtig. Sie fördert nicht nur die kreative Entfaltung, son-
dern fördert auch die soziale, emotionale und intellektuelle
Kompetenz. Deswegen ist es besonders wichtig, dass die
ersten Kontakte zur vielfältigen Kulturlandschaft, wie wir
sie in Wien haben, geschaffen werden, und deswegen
stellen wir auch den Antrag zu einer Förderung aus dem
Kulturressort, die den Wiener Schulen und Kindergärten
zur Verfügung gestellt werden soll, damit der Zugang zu
Kunst und Kultur bereits im Kindesalter sichergestellt wird
und damit auch regelmäßige Besuche von Museen, The-
atern, Konzerten und kreativen Workshops gewährleistet
werden. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich komme jetzt zu einem Lieblingsthema meiner Kol-
legin Arnoldner, zu den Musikschulen, und es ist ein
Thema, das wir alle kennen. Es gibt in Wien zu wenig Mu-
sikschulen, zu wenig Musikschulplätze, es gibt nur in 15
Bezirken öffentliche Musikschulen. In Hietzing zum Bei-
spiel, von wo ich herkomme, seit Jahren, obwohl es schon
seit Jahren gefordert und beantragt wird, nach wie vor
keine. Bedauerlicherweise wurden seit dem Frühjahr
2011/12 fast 4.000 Plätze abgebaut. Das ist ein sehr be-
denklicher Wert.

In der Kulturstrategie 2030 wird der Ausbau von Infra-
struktur auch im Musikbereich angekündigt. Das ist auch
gut so, denn es braucht Studios und Proberäume für die
Musik, für die Musikerinnen und Musiker in Wien, aber wir
brauchen auch Nachwuchs. Wir brauchen auch neue
junge engagierte KünstlerInnen, Musikerinnen und Musi-
ker, und da braucht es eben neben dem im Moment feh-
lenden städtischen Angebot auch die privaten Anbieter.
Es ist auch wissenschaftlich erwiesen, dass Musizieren
der Entwicklung von Kindern und Jugendlichen sehr för-
derlich ist, und wir machen uns auch dafür stark, dass die-
ser Nachwuchs in der Stadt gefördert werden soll. Des-
wegen stellen wir auch den Antrag, dass neben dem städ-
tischen Angebot auch das private Angebot an Musikschu-
len auszubauen ist.
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Aber nicht nur eigenständiges Musizieren ist für Kinder
und Jugendliche in Wien schwierig, sondern auch das
Konsumieren von Kultur. Die Teuerung tut ihr Übriges
dazu. Deswegen ist eine vielfältige und erfolgreiche Kul-
turlandschaft auch von denen abhängig, die das besu-
chen, und dazu gehören halt auch Kinder und Jugendli-
che. In Paris zum Beispiel haben alle Kinder und Jugend-
liche bis zum 26. Lebensjahr freien Eintritt in alle nationa-
len Museen. Auch das braucht es in Wien, dass wir be-
sonders für Kinder und Jugendliche ein niederschwelliges
Anreizsystem für das Kunst- und Kulturangebot in Wien
haben. Deswegen stellen wir auch den Antrag, ein attrak-
tives Konzept für Jugend und Kinder, ein Kinder- und Ju-
gend-Kultur-Ticket für Wien zu erarbeiten und zu schaf-
fen, damit man eben kostenlos oder zumindest bei stark
ermäßigtem Eintritt oder in einem Kombinationsangebot
Kunst und Kultur in Wien für Kinder und Jugendliche ge-
nießen kann. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir wollen ermöglichen, dass die Kinder und Jugend-
lichen die Welt der kreativen Entfaltung, der sozialen,
emotionalen und intellektuellen Kompetenz entwickeln.
Mit den bis jetzt 270 oder 290 Millionen EUR Fördergeld,
die ausgeschüttet werden und jetzt auch angehoben wer-
den, sehen wir halt wenig Möglichkeiten, kein Geld für die-
ses Kultur-Ticket für Jugendliche, kein Geld für Musik-
schulen.

Wenn ich jetzt in den Bereich der Wissenschaften
gehe - meine Vorrednerin hat es ja ausführlich darge-
stellt -, gibt es kein oder wenig Geld für Arbeitsstipendien.
Wenn man das Geld, das hier im Budget im Bereich Wis-
senschaft zur Verfügung gestellt wird, anschaut, dann tut
mir das ein bisschen leid, dass das von 7 Prozent abge-
senkt wird, was im Moment der Anteil an Wissenschaft im
Kulturbudget ist. Das war bis jetzt 2022 so, und 2025 sinkt
das Wissenschaftsbudget auf 6,5 Prozent. Das ist sehr
bedauerlich und ein armseliger Wert.

Sie wissen, Peter L. Eppinger liegt leider krank zu
Hause, und ich wünsche ihm gute Besserung, aber er hat
mir einen Brief an das Christkind geschickt, den ich hier
verlautbaren darf und soll. Brief an das Christkind - Frau
Stadträtin, Sie sind, glaube ich, als Christkindl da ein biss-
chen mitgemeint. Er schreibt auch: Ich hoffe, dass du
meine Zeilen mit einem Lächeln liest und dass eben die
Kultur in unserer geliebten Stadt ein besonderes Anliegen
ist. Wir haben viele große Bühnen, kleine Säle, viele Mu-
seen und auch viele Plätze, auf denen Menschen singen,
tanzen, springen und uns auch zum Nachdenken anre-
gen. Jetzt fragt sich natürlich das Christkind: Ist das Kul-
turbudget auch gerecht verteilt? Die Frau Stadträtin wird
sagen, ja. Das Christkind wird sagen, na ja, wahrschein-
lich nicht. Auch wir Oppositionspolitiker oder wir von der
Wiener Volkspartei sehen das ähnlich. Diese gerechte
Verteilung stimmt halt nicht ganz so, wie wir uns das vor-
stellen.

Auch die Kulturstrategie - Kollegin Sachslehner hat es
schon ein bisschen angesprochen -, eine echte Kultur-
strategie, auf die wir schon seit fünf Jahren warten, sollte
eigentlich wichtige Fragen beantworten, wie zum Beispiel:
Wo kann man neue, innovative Räume schaffen? Gibt es
Platz für Experimente? Findet das traditionell interessierte

Publikum auch Angebote? Wie füllen wir unsere einzelnen
Häuser, welche Lücken gilt es dabei auch zu füllen?

Die Kulturstrategie beginnt auch mit einem interessan-
ten Satz, nämlich: Die Kulturnutzung hängt auch stark mit
der Bildung zusammen. Das ist etwas Erstaunliches von
der SPÖ, das mich auch ein bisschen verwundert hat,
gebe ich zu, was man der Wiener SPÖ unter den Baum
legen könnte. Sie haben nämlich einen Auftrag an das
SORA-Institut gegeben und eine Umfrage zur Kulturstra-
tegie gemacht, und da wurde abgetestet, wie häufig in
Wien Leute, die Kulturinstitutionen besuchen, die Matura
haben. Da hat ein Drittel der Besucher Matura, und bei der
Umfrage, wie wichtig es ihnen ist, dass man den Kulturin-
stituten Geld aus öffentlicher Hand zugänglich macht, hal-
ten das 47 Prozent für wichtig, die eine Matura haben.
Wenn es um eine faire Bezahlung der Künstlerinnen und
Künstler geht, sagen über 50 Prozent der Personen, die
eine Matura haben, ja, es ist uns sehr wichtig. Das ist ein
bisschen komisch, weil die SPÖ gerade Noten und die
Matura abschaffen möchte, und das passt irgendwie nicht
mit diesen Umfrageergebnissen zusammen.

Noch etwas wäre schön, auch ein kleiner Wunsch ans
Christkind: Wenn man die Kulturstrategie eingibt und
dann die Suchfunktion klickt, passiert leider nichts. Das ist
ein bisschen schade. Kollegin Nittmann, Sie haben das,
glaube ich, auch schon angesprochen, diese Website
funktioniert halt hinten und vorne nicht besonders. Auch
wenn man die Barrierefreiheit anklickt, kommt man auf die
Website von Wien, was allgemein Barrierefreiheit ist. Das
ist also ein bisschen schade, dass man da nicht mehr In-
put und mehr Tiefgang hineinstellen kann.

Bezüglich der Kommunikation mit dem Kulturressort
hat man eigentlich einen sehr freundlichen Umgang mitei-
nander. Das finde ich immer schön, muss ich sagen. Lei-
der ist es dann oft so, dass man wirklich wichtige Dinge
als Wiener Stadtregierung lieber für sich behält. Als klei-
nes Beispiel darf ich das Pratermuseum nennen. Dem
Umzug des Pratermuseums wurde von uns allen Parteien
zugestimmt, und dann plötzlich am Freitag am später
Nachmittag kam der Akt herein, dass das Pratermuseum
komplett neu geplant wird, viel teurer geplant wird, und wir
hatten eigentlich keine Ahnung, warum das so ist. Warum
müssen wir das jetzt alles neu machen und noch teurer
machen? Da mangelt es schon etwas an Kommunikation
in diesem Bereich.

Zu diesen Millionen, die wir im Kulturbereich ausge-
ben: Wir haben abgefragt, welche Ziele oder Benchmarks
es zum Beispiel beim Theater oder beim Volkstheater ge-
ben soll, und die Antwort war, die Ziele und Benchmarks
sind eigentlich Nachhaltigkeit, Fair Pay, Lehrlingsausbil-
dung, aber keine Idee, welche Strategien verfolge ich, um
diese Häuser auch voll zu machen. Deswegen wundert es
uns auch nicht, dass der Direktor des Volkstheaters oder
der Wiener Festwochen etwas vorzeitig das Handtuch
wirft, wenn es da keine Ziele oder Benchmarks gibt, die
man verfolgen kann.

Vor vier Jahren hat ein sehr engagierter und sehr lie-
benswerter Oppositionspolitiker sehr sachlich und nüch-
tern zum Volkstheater übrigens gesagt - Thomas Weber
von den NEOS -, so kann und darf es für diese wichtige
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Wiener Theaterinstitution nicht weitergehen. (GR Thomas
Weber: Und wissen Sie, was schön ist? Dass die ganze
Wiener Kulturpolitik 2019 daraufhin ihre Aufmerksamkeit
auf das Volkstheater gerichtet hat. Es sind alle wirtschaft-
lichen Kennzahlen des Volkstheaters nur besser gewor-
den!) - Das glaube ich nicht. (GR Thomas Weber: Alle! Ich
habe sie alle mit!)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc
(unterbrechend): Herr Kollege Weber, Sie haben Ihre Re-
dezeit leider verbraucht, GR Gorlitzer ist am Wort.

GR Dr. Michael Gorlitzer, MBA (fortsetzend): Na, ich
höre Thomas Weber ja gerne zu, keine Frage. Vier Jahre
danach haben Sie - Kopfnicken, genau, Sie stimmen zu.
Dass das Volkstheater meistens nicht einmal eine Auslas-
tung von 30 Prozent hat und viel Steuergeld verschwen-
det, können wir auch nicht wirklich wegdiskutieren.

Es ist natürlich vieles dabei, was richtig ist. Den Wider-
spruch habe ich jetzt erwartet. Das ist auch gut so. Wir
müssen miteinander diskutieren. Sie müssen aber auch
akzeptieren, dass wir auch oft die Wahrheit sagen und
man die NEOS auch an ihrer Vergangenheit misst, auch
wenn sie nicht die richtigen Antworten gefunden haben.
(GR Thomas Weber: Evidenz und Fakten! Haben Sie ein-
mal mit dem Volkstheater gesprochen? Ein einziges Mal?)

Wir wünschen uns ein gutes Gesprächsklima im Kul-
turausschuss. Da möchte ich besonders Prof. Gerhard
Schmid hervorheben, der immer wieder überzeugt von
seiner Sache, aber dennoch immer respektvoll ist, sowie
Mag. Löcker, den ich da hinten sehe, der für die Wissen-
schaft zuständig und für uns immer ein guter Gesprächs-
partner im Kulturbereich ist. (GR Dr. Markus Wölbitsch-
Milan, MIM: … der Gewerkschaft klar gemacht … - GR
Ing. Christian Meidlinger - in Richtung GR Dr. Markus
Wölbitsch-Milan, MIM: Die Gewerkschaft spielt für das
Volkstheater keine Rolle mehr! Lernen Sie Geschichte! -
GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM - erheitert: Nein,
nein, so einfach ist das nicht!)

Wir wünschen uns für die Stadt, dass die großen Büh-
nen genauso geschätzt werden wie die kleinen Künstler
und Künstlerinnen. Wir wünschen uns auch in dieser
Stadt, dass jedes Kind ein Musikinstrument erlernen kann,
denn die Musik wäscht den Lärm der Großstadt von der
Seele. Das tut auch den Jungen sehr gut.

Wir wünschen uns und appellieren an alle Mitglieder
des Gemeinderats - unabhängig von der politischen Zu-
gehörigkeit -, gemeinsam an der Gestaltung einer starken
und visionären Kulturpolitik in unserer Stadt zu arbeiten. -
Liebes Christkind, ich hoffe, Sie haben meiner Rede ein
bisschen mit einem Lächeln zugehört und die Zeilen von
Peter L. Eppinger ebenso gelesen. Wir wünschen Ihnen
eine schöne Adventzeit und gute Gesundheit für alle - vor
allem für Peter Eppinger. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit waren 13 Minuten. Als nächste
Rednerin ist GRin Mag. Dr. Samel zu Wort gemeldet. Die
selbstgewählte Redezeit beträgt 7 Minuten. Bitte.

GRin Mag. Dr. Ewa Samel (SPÖ): Sehr geehrte Frau
Stadträtin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte

Zuhörerinnen und Zuhörer via Livestream! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir haben heute schon sehr, sehr viel
gehört.

Angesichts der vielen Krisen, die wir alle bewältigen
mussten und müssen, ist es wirklich erfreulich und von
großer Bedeutung, dass das Kulturbudget steigt. Ein hö-
heres Budget ermöglicht nicht nur eine vielfältigere kultu-
relle Landschaft, sondern fördert auch die Kreativität, die
Innovation und den Austausch von Ideen. Darüber hinaus
trägt eine erhöhte Finanzierung dazu bei, Künstlerinnen
und Künstler zu unterstützen, die kulturelle Teilhabe zu
fördern und natürlich auch den sozialen Zusammenhalt zu
stärken. Das ist natürlich nicht alles selbstverständlich
und daher ein umso wichtigeres Zeichen für die Kunst und
Kultur in dieser Stadt.

Es freut mich, heute auch ein wenig zum Wissen-
schaftsbereich sprechen zu dürfen. Wien, unsere tolle
Stadt, hat sich mit seinen renommierten Universitäten und
Forschungseinrichtungen zu einem Knotenpunkt für viele
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus der gan-
zen Welt etabliert. Hier wird nicht nur Wissen geschaffen.
Es werden auch Brücken zwischen vielen Disziplinen ge-
schlagen, die den Fortschritt und die Vielfalt der For-
schung vorantreiben: von der Physik bis zur Musikwissen-
schaft, von der Medizin bis zur Philosophie. Wien bietet
wirklich ein breites Forschungsspektrum und viele, viele
tolle Forschungsfelder.

Der Stellenwert des Wissenschaftsbereiches in Wien
zeigt sich nicht nur in den herausragenden wissenschaft-
lichen Leistungen. Er zieht auch sehr, sehr viele junge Ta-
lente an und fördert diese. Das ist natürlich auch von be-
sonderer Wichtigkeit. Die enge Verbindung von Wissen-
schaft und Kultur in dieser Stadt schafft eine einzigartige
Atmosphäre, die kreative Synergien hervorbringt.

Es ist und sollte natürlich unser aller gemeinsames In-
teresse und Ziel sein, diesen Stellenwert zu bewahren und
auch weiter zu stärken. Denn wie wir alle wissen, ist die
Wissenschaft nicht nur ein lokales Gut, sondern auch ein
wesentlicher und großer Beitrag zum globalen intellektu-
ellen Erbe.

Nun vielleicht ein wenig ins Detail und auch ein kurzer
Rückblick: Der Wissenschaftsbereich wurde auch von den
Auswirkungen der Corona-Pandemie und natürlich auch
von der Rekordinflation sehr stark beeinflusst. In vielen
Häusern sind auch die Energiekosten besonders stark ge-
stiegen. Das hat natürlich auch ein schnelles Handeln im
Jahr 2023 gefordert.

In diesem Zusammenhang wurden die Krisenmittel oft
gezielt an die Institutionen verteilt. Auch auf Grund ihrer
strukturell und finanziell besonders belastenden Situation
wurden auch diese Institutionen gestärkt. Ebenso unver-
zichtbar waren die Ukraine-Stipendien, die ich auch her-
vorheben möchte, die vielen vertriebenen Ukrainerinnen
und Ukrainern die Möglichkeit geboten haben, ihre For-
schungstätigkeiten hier fortzusetzen.

Unter den zahlreichen Höhepunkten in diesem Zeit-
raum sind natürlich die Fertigstellung des Wien Museums,
das in der nächsten Woche auch feierlich eröffnet wird,
der Aufruf zur Wissenschaftsvermittlung „Vom Wissen der
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vielen“ sowie natürlich auch die vielen daraus resultieren-
den beeindruckenden Projekte besonders hervorzuhe-
ben. Ebenso verdient auch die herausragende Arbeit des
Complexity Science Hubs Beachtung, der maßgeblich
von der Stadt gefördert wird.

Gesellschaftspolitisch bedeutende Themen hatten
nicht nur in der Vergangenheit einen zentralen Platz in un-
serer Gesellschaft, sondern werden das natürlich auch in
den kommenden Jahren haben. Der kürzlich vom WWTF
im Mai 2023 gestartete Call zum digitalen Humanismus
wird weiterhin über einen Zeitraum von 4 Jahren maßgeb-
lich unterstützt. Insbesondere wird der WWTF im kom-
menden Jahr 11,5 Millionen EUR anstatt der bisherigen
10 Millionen EUR erhalten.

Auch das ist ein klares Bekenntnis zur Förderung von
wegweisenden Forschungsprojekten und zur Unterstüt-
zung von innovativen Ansätzen in Wien. Zusätzlich dazu
wird ein neuer Call zur Wissenschaftsvermittlung ins Le-
ben gerufen, der auf den Erkenntnissen des aktuellen
Calls basiert und ab 2024/2025 auch neue Impulse setzen
wird.

Zum Thema Life Sciences haben wir heute auch
schon etwas gehört. Diesen Schwerpunkt wird der WWTF
natürlich auch weiterhin verfolgen. Ebenso wird das wich-
tige Thema der Künstlichen Intelligenz, von dem wir vor-
hin auch schon kurz gehört haben, ein weiterer stärkerer
Fokus des WWTF sein. Darüber hinaus wird der Rahmen-
vertrag für die Wissenschaft deutlich erhöht, und zwar um
knapp 15 Prozent. Was man auch nicht außer Acht lassen
darf, sind die Stipendien, bei denen es zu einer Steigerung
um 20 Prozent kommt, um die Forscherinnen und For-
scher auch weiterhin zu unterstützen.

Wichtige bestehende Institutionen in Wien, wie das
IWM oder natürlich auch das DÖW, werden ebenso ge-
zielt gestärkt und neu positioniert. Diese Maßnahme
scheint aus der heutigen Perspektive als unerlässlicher
Schritt zur Sicherung der institutionellen Stabilität. Das
IWM verdient natürlich insbesondere im Kontext des Hu-
manities-Festivals besondere Erwähnung, das alljährlich
im September stattfindet. Das Festival verzeichnet eine
beeindruckende Steigerung von über 20 Prozent bei den
BesucherInnenzahlen. Dazu möchte ich herzlich gratulie-
ren. Dies unterstreicht nicht nur die wachsende Resonanz
in Bezug auf die Veranstaltungen des IWM, sondern auch
das Interesse an den vielfältigen Themen, die im Rahmen
des Festivals behandelt werden.

Wir können uns natürlich auch darauf freuen, dass in
diesem Zusammenhang beziehungsweise auch in diesem
Zeitraum das neue QWIEN seine Pforten öffnen wird. Das
wird ein Raum für Austausch, Dialog und Innovation wer-
den, der auch die Vielfalt und die Stärke der Wiener Wis-
senschaftslandschaft weiter unterstreichen wird.

Ein ermutigendes Signal ist für die Institutionen, wie
gesagt, dass die Krisenmittel, die sie 2023 erhalten ha-
ben, auch weiterhin Bestand haben werden. Diese Fort-
führung stellt an sich schon eine erfreuliche Erhöhung dar
und unterstreicht auch die Stabilität und die Entwicklung
des wissenschaftlichen Sektors.

Ich möchte auch noch ganz kurz die herausragende
Rolle der Wiener Vorlesungen hervorheben, die im ver-
gangenen Jahr zum Beispiel mit Anton Zeilinger beeindru-
ckende Höhepunkte erlebt haben. Die Wiener Vorlesun-
gen sind weiterhin ein Publikumsmanget und werden ihre
Erfolgsgeschichte auch unter der neuen Leitung von Anita
Eichinger weiterschreiben.

Ich möchte auch noch kurz auf den Wissenschaftsball
eingehen, der eine besondere Vernetzungsfunktion erfüllt
und im kommenden Jahr am 27. Jänner stattfindet. Er
bringt WissenschaftlerInnen, NachwuchsforscherInnen
und Studierende zusammen und ist auch für die Stadt
überaus wichtig. Der Ball bietet nicht nur eine Plattform für
die Vernetzung auf globaler Ebene, sondern präsentiert
Wien auch als bedeutende Stadt für die Wissenschaft und
gibt jungen ForscherInnen die Gelegenheit, sich auf die-
sen internationalen Bühnen zu präsentieren. Ihm kommt
natürlich auch eine unverzichtbare Rolle in der Förderung
der Wissenschaftskommunikation und im Austausch in-
nerhalb der Forschungsgemeinschaft zu. Ich freue mich
schon sehr auf den Ball und gratuliere schon im Voraus.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit diesem
Doppelbudget sehen wir, dass wir den Wiener Weg erfolg-
reich weitergehen. Das Budget zeigt Stabilität, es zeigt Si-
cherheit, es zeigt Verlässlichkeit. Insgesamt signalisiert
das Budget eine starke Unterstützung für den Wissen-
schaftsbereich in Wien und zeigt das Bestreben, Wissen-
schaft zu fördern und zu teilen und auch innovative Wege
für die Zukunft zu ebnen. Ich ersuche Sie daher um Zu-
stimmung zu diesem Doppelbudget. - Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPÖ und von GR Thomas Weber.)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Restrede-
zeit für die SPÖ beträgt 29 Minuten. Als Nächster ist GR
Kunrath zu Wort gemeldet. Die selbstgewählte Redezeit
sind 5 Minuten, für die Fraktion wären es noch 11. Ich
stelle aber die 5 ein. Bitte schön.

GR Nikolaus Kunrath (GRÜNE): Herr Vorsitzender!
Ich habe mir heute etwas überlegt. Ich komme gerade
vom Spiegelgrund. Es ist hoffentlich allen in diesem Raum
bekannt, was dort geschehen ist. Wir hatten heute eine
sehr würdige Gedenkfeier mit Texten von Alois Kauf-
mann. Georg Prack und ich waren heute für den Gemein-
derat dort oben dabei. Es hat mich wieder sehr betroffen
gemacht, wie wir mit all diesen Punkten umgehen und wie
wir dann manchmal auch selbst in diesen Trott kommen.
Ich habe für mich selbst erlebt, dass ich mir gedacht habe:
Heuer war es das 20. Mal. Jetzt bin ich zum 20. Mal hier
heroben. Es ist eh nichts Neues. Es kommen - außer den
Schülern - immer weniger TeilnehmerInnen zu der Veran-
staltung. Wir erleben da oft ein großes Problem.

Dann ist mir etwas eingefallen. Wenn wir schon ein Ju-
biläum feiern und davon sprechen, dass wir gegen Anti-
semitismus kämpfen müssen und in Zeiten wie diesen
noch stärker gegen Antisemitismus auftreten müssen,
wäre es bei diesen erinnerungspolitischen Arbeiten und
bei dieser erinnerungskulturellen Arbeit für uns als Stadt
etwas ganz Leichtes, insbesondere im Kulturbereich et-
was wahrzunehmen und es auch ernst zu nehmen, näm-
lich Oliver Rathkolb‘s und Florian Wenninger‘s Buch zur
Umbenennung von Straßennamen vor zehn Jahren. Wir
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haben es in diesen zehn Jahren geschafft, dass wir keinen
einzigen Straßennamen mehr umbenannt haben. Wir ha-
ben es vorher dank der hervorragenden Arbeit des dama-
ligen und heutigen Präsidenten, des damaligen Gemein-
deratsmitglieds Alexander Van der Bellen geschafft, den
Universitätsring umzubenennen, aber es passiert so we-
nig dazu. Es passiert noch immer nichts.

Ich habe mir heute gedacht, es wäre doch ein ganz
einfaches Zeichen, endlich auch im Antisemitismusbe-
reich jene Leute herauszuholen, die tatsächlich eine Än-
derung haben.

Dann gibt es ein zweites einfaches Zeichen. Bei dir,
Gerhard (in Richtung GR Dr. Gerhard Schmid), weiß ich
es zu wenig, aber bei der Frau Stadträtin weiß ich sehr
genau, was ihre Haltung dazu ist, wie wir mit dem Lueger-
Denkmal und mit toxischen Denkmälern allgemein umge-
hen oder eben nicht umgehen. Dann meine ich, wir sollten
uns hier ernsthaft überlegen, wie wir etwas umbenennen
und was wir umbenennen. Wie gehen wir damit um, und
was steht dann an den Texttafeln unterhalb von möglich-
erweise nicht einmal umbenannten Straßenteilen?

Das macht mich am meisten wütend. Ich kriege immer
einen Zorn - Entschuldigung, wenn ich so emotional dabei
bin -, wenn ich zum Beispiel bei der Kasparekgasse bin.
Kasparek war ein Eiger-Nordwand-Bezwinger, der Erst-
besteiger der Eiger-Nordwand, und wurde inhaftiert, weil
er bei der Waffen-SS war. Dann steht dort halt, dass er
bei der Waffen-SS war. Mehr steht da nicht. Mehr wird da
nicht gemacht. Da wird nicht dargestellt, was das bedeutet
und was das heißt. Jede Person, die zufällig im 22. Bezirk
dort steht, findet halt diesen kurzen Zeiler.

Eine andere Person ist Sassmann, der immerhin mit
Luis Trenker den Heimatfilm - ich finde das immer so
schön - „Wetterleuchten“ gemacht hat. Der hat dann über-
haupt keinerlei besondere Berührung innerhalb seines
Textes. Das finde ich ganz einfach schade. Sassmann
war immerhin NSDAP-Mitglied ab 1938 und ja überhaupt
eine interessante Figur. Denn von 1920 bis 1922 war er
Vorsitzender der KPÖ. Man kann sich also auch an-
schauen, wie sich Menschen wandeln, und kann auch ein
bisschen etwas dazu machen.

Ich bringe ein positives Beispiel, weil dieses positive
Beispiel ganz stark unter Mitwirkung der GRÜNEN in Wie-
den passiert ist. Der Wilhelm-Neusser-Park im 4. Bezirk -
Wilhelm Neusser war auch einer der vielen, die sich in der
Nazi-Zeit ganz einfach unglaublich verhalten haben -
wurde ohne Probleme binnen eineinhalb Jahren 2015 zur
Erinnerung an Frau Wanda-Lanzer, eine Bildungsarbeite-
rin der AK, umbenannt - nur eineinhalb Jahre nach Er-
scheinen dieses Buches von Oliver Rathkolb und Florian
Wenninger.

Leute, tun wir etwas! Machen wir unsere Arbeit gegen
Antisemitismus! Kämpfen wir gegen Antisemitismus! Tre-
ten wir ganz einfach gegen Antisemitismus auf, und be-
ginnen wir mit einfachen Dingen, wie zum Beispiel der
Umbenennung von Straßennamen! - Danke. (Beifall bei
den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Restrede-
zeit für die Grüne Fraktion beträgt sechs Minuten. Als

Nächster ist GR Neumayer zu Wort gemeldet. Die selbst-
gewählte Redezeit beträgt sieben Minuten.

GR Jörg Neumayer, MA (SPÖ): Sehr geehrter Herr
Vorsitzender! Werte Frau Stadträtin! Lieber Herr Vorsit-
zender! Ich freue mich sehr, heute in der Budgetdebatte
auch im Bereich Kunst und Kultur, Kunst und Wissen-
schaft sprechen zu dürfen. Ich möchte den Beginn gleich
nutzen, um ein paar Dinge richtigzustellen oder ein paar
Dinge aufzugreifen.

Liebe Frau Kollegen Sachslehner, ich freue mich
wahnsinnig, dass Sie unsere Kulturstrategie angeführt ha-
ben, nämlich auch den Weg, wie wir zu dieser Kulturstra-
tegie gekommen sind, auf dem wir insgesamt 100.000
EUR in einen Prozess investiert haben, der über ein Jahr
gedauert hat und in den über 100 Expertinnen und Exper-
ten involviert waren und an dem letzten Endes auch die
Geschäftsgruppe, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sowie die Magistratsabteilungen inhaltlich ganz, ganz
stark gearbeitet haben, um nach diesen Jahren der Unsi-
cherheit und nach diesen Jahren der Pandemie mit der
Kulturstrategie etwas Wegweisendes in den Raum zu
stellen. Ich danke Ihnen, dass Sie das angeführt haben,
weil Sie mir damit eine Steilauflage geliefert haben. (GRin
Mag. Laura Sachslehner, BA: 100.000 EUR für eine nicht-
funktionierende Homepage! Das ist nicht nichts, nicht ein-
mal für Sie!)

Wir haben hier einen klugen Zugang geliefert. Wir ha-
ben acht volle Tage gehabt, an denen gearbeitet worden
ist. Wir haben eine ganzjährige Konferenz gehabt. Wir ha-
ben zig ExpertInnengespräche über das ganze Jahr ge-
habt. Da möchte ich ein paar Vergleiche anstellen. Ver-
gleich Nummer 1 mit den Rorschach-Tests von Bein-
schab: 150.000 EUR für null Inhalte. Oder interessiert ir-
gendjemanden, was für ein Tier Sebastian Kurz sein
könnte? (Heiterkeit bei GR Thomas Weber.) Könnte es
sich um Korruption gehandelt haben? Ich weiß es nicht.
Für Sie jedenfalls: Wir reden über eine Differenz von
50.000 EUR für die Beinschab-Tests. Das sind 25.000
Hamburger. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM:
Wow!)

Schauen wir gar nicht so weit weg! Nehmen wir uns
die Kulturveranstaltung der grünen Ministerin her, wo Sie
Bundeskanzler sind: 186.000 EUR für einen Tag. Die
Stadt Wien hat 100.000 EUR für einen Prozess von einem
Jahr ausgegeben. (GR Stefan Berger: Wie viel verdient
Alfred Gusenbauer pro Tag? - GR Dr. Markus Wölbitsch-
Milan, MIM: Wie hoch war noch einmal das Werbebudget
der Stadt Wien? So viel Geld, wie die Stadt Wien in den
Sand gesetzt hat …) Alleine 53.000 EUR wurden für das
Essen ausgegeben. Herr Kollege Wölbitsch, pro Person
sind das 66,25 EUR gewesen oder pro Gast 33 Hambur-
ger. Das sind knapp 9.000 Kalorien. Damit kommen Sie
eine ganze werktätige Woche mit dem Essen aus. Sie
können eine ganze Woche Hamburger essen. Ich glaube,
Ihr Bundeskanzler ist ziemlich sicher stolz auf Sie. Ge-
samt reden wir über eine Differenz von 43.000 Hambur-
gern gegenüber der Wiener Kulturstrategie.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, so lustig das
jetzt zu Beginn vielleicht sein mag (GR Dr. Markus
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Wölbitsch-Milan, MIM: War es eh nicht! - GR Mag. Manf-
red Juraczka: Eher halblustig!): Ich möchte mich noch ein-
mal bei Ihnen bedanken, dass Sie mit Ihren unfassbaren
Skandalen echt noch die Schneid haben, hier herauszu-
gehen und sich über klug investierte 100.000 EUR aufzu-
regen. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag. Manfred Juraczka:
Da schauen Sie, was wir für eine Schneid haben!)

Frau Kollegin Nittmann, bezüglich des Kulturbudgets
möchte ich nur noch darauf hinweisen, dass da in den
letzten Jahren auch die Bauraten für das Wien Museum
drinnen waren. 108 Millionen EUR sind auf 3 Jahre aufge-
teilt 36 Millionen EUR. Vielleicht stellt sich damit die Diffe-
renz dar, die Sie vorhin angesprochen haben.

Ich möchte mich auch für Ihre Anmerkungen zum
Thema Theater bedanken. Ich glaube, ich habe das hier
schon öfter gesagt, und das ist auch unser Verständnis in
einer liberalen Metropole im Herzen Europas: Kunst kann
schön sein und soll das auch gerne. Kunst kann aber auch
schiach sein und darf das ruhig. Es geht eher darum,
Raum für Diskurs und Auseinandersetzung zu liefern. Ich
freue mich sehr, dass sich die FPÖ da immer wieder
draufhaut. Es funktioniert. Wenn Kollege Berger über
Tabuthemen spricht, dann sagt man: Es hat funktioniert.
Es macht schon Sinn. Wenn Frau Kollegin Nittmann hier
im Hohen Haus über genau diese Katastrophen für viele
Menschen und für einzelne Persönlichkeiten spricht - von
Vergewaltigungen, Magersucht, Selbstzerstörung und
Missbrauch -, dann sieht man, dass diese Polarisierung
im Kunst- und Kulturraum Sinn macht. Genau das ist et-
was, was wir unterstützen wollen. Ich gehe noch einen
Schritt zurück: Wir wollen den Künstlerinnen und Künst-
lern ihre Freiheit genau dort lassen. (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn wir uns jetzt noch einmal das Zitat des Kollegen
Gara - vielen herzlichen Dank übrigens - von der Seces-
sion hernehmen: „Der Zeit ihre Kunst, der Kunst ihre Frei-
heit.“, dann, Kolleginnen und Kollegen, darf es bitte nie
heißen: Der Zeit ihre Kunst, der Kunst nur die Freiheit der
Freiheitlichen. Denn dann haben wir genau das Problem,
was Beschränkungen und Zensur betrifft. (GR Stefan Ber-
ger: Ja, aber wir haben einen gewissen Umgang mit Steu-
ergeldern!)

Herr Kollege Gorlitzer, ich verstehe noch nicht, was
das Problem mit Nachhaltigkeit, Fair Pay und Lehrlings-
aus- und -weiterbildung ist. Das können Sie mir dann viel-
leicht noch erklären. Wir finden, das sind gerade im Kunst-
und Kulturbetrieb sinnvolle Zielsetzungen, weil das näm-
lich auf allen Ebenen Nachhaltigkeit bedeutet: Für die Um-
welt, für die Finanzierung, für die Ausfinanzierung der ein-
zelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch für den
Nachwuchs in unseren Kultureinrichtungen.

Bezüglich der Wiener Festwochen darf ich noch auf-
klären: Wir sind uns schon darin einig, dass Christophe
Slagmuylder nach Brüssel gelobt worden ist. Das zeigt
wieder, dass wir zum richtigen Zeitpunkt eine richtige Per-
sönlichkeit hier in Wien hatten, wenn sie jetzt einen derar-
tig großen Schritt weiter machen kann.

Darüber hinaus darf ich dem Kollegen Weber sagen -
ich habe die Unterlagen jetzt leider drüben auf dem Tisch
liegen gelassen -: Wenn wir uns das Volkstheater anse-
hen, sehen wir, dass seit 2019, als wir inhaltlich viel über

das Volkstheater gesprochen haben und alle Beteiligten
auch hier auf das Volkstheater geblickt haben, die Zahlen
in allen Bereichen nach oben gehen. Wir haben eine Stei-
gerung bei den Publikumszahlen, wir haben eine Steige-
rung bei den verkauften Karten, wir haben eine Steigerung
bei den Veranstaltungen. Genau das ist es, was aktive
Kulturpolitik ausmacht: Nicht überall im Detail hineinzu-
pfuschen, sondern den Rahmen dafür zu schaffen, dass
sich die Freiheit der Kunst auch positiv auf die Besucher-
Innenzahlen auswirken kann. (Beifall bei SPÖ und
NEOS.)

Wir reden über 135 Millionen EUR. Ich möchte mich
namentlich natürlich vor allem bei Frau Anita Zemlyak be-
danken, die neben all den Herausforderungen der letzten
Jahre - vor allem in der Frage der Teuerung - so viele Ge-
spräche geführt und so viele Extrarunden gemacht hat,
um den gesamten Kunst- und Kulturbetrieb im Theaterbe-
reich zu unterstützen, sodass alle aufgefangen worden
sind.

Ich hätte jetzt noch ziemlich viel. Zusammengefasst
kann ich einfach nur sagen: Wir haben überall in der Kul-
turszene und im Theaterbereich vorpandemisches Niveau
erreicht. Darauf können wir gemeinsam stolz sein, denn
es sind auch die Weichen, die hier in diesem Hohen Haus
gelegt worden sind, dafür verantwortlich, dass das alles
funktioniert hat.

Zu den einzelnen Häusern kann ich jetzt nicht viel sa-
gen. Ich möchte nur noch kurz etwas zu zwei anderen
Themen sagen. Als Zuständiger für das Wien Museum
Neu freut es mich wahnsinnig, nach dreieinhalb Jahren
Bauphase sagen zu können: Wir haben dreieinhalb Jahre
das Richtige gesagt. Wir haben gesagt, wir sind im Zeit-
plan. Es ist alles auf Schiene - sowohl finanziell als auch
im Zeitplan. Das ist etwas, das uns die Opposition immer
unter die Nase reiben wollte. Irgendeinen Skandal werden
sie schon finden - vielleicht, weil sie selbst so viele Skan-
dale verursacht haben. Ich freue mich wahnsinnig, dass
wir am 6. Dezember gemeinsam das Wien Museum Neu
eröffnen werden. Ich freue mich, dass dann auch alle Kol-
leginnen und Kollegen der Opposition da sein werden und
wir die Diskussion der letzten dreieinhalb Jahre hinter uns
lassen können. (Beifall bei der SPÖ und von GR Thomas
Weber.)

Ich bin froh, dass meine Vorrednerinnen und Vorred-
ner schon etwas zum digitalen Humanismus gesagt ha-
ben. Meine Redezeit ist erschöpft. Ich bitte um Zustim-
mung zum Budget und sage vielen herzlichen Dank. (Bei-
fall bei SPÖ und NEOS.)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Restrede-
zeit für die SPÖ beträgt sieben Minuten. Als Nächste ist
GRin Anderle zu Wort gemeldet. Auch sie hat sieben Mi-
nuten Redezeit. Bitte schön.

GRin Patricia Anderle (SPÖ): Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender! Liebe Frau Kulturstadträtin! Sehr geehrte Da-
men und Herren!

Wenn man auf Google „Christkind“ eingibt, landet man
in Oberösterreich und somit bei Lhptm Stelzer. Das heißt,
etwaige Wünsche der ÖVP sind dort hin zu richten. Auch
ich wünsche Herrn Eppinger gute Besserung. Er schreibt
ja auch gerne Briefe zu Weihnachten. Da möchte ich ihm
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nur sagen: Die Postleitzahl ist eben nicht 1010, sondern
4400. (Beifall bei der SPÖ.)

Wir konzentrieren uns in der Stadt gerade in Zeiten zu-
nehmender Spaltung in unserer Gesellschaft und der
ständigen Flut an neuen Herausforderungen lieber auf
Stabilität und Verlässlichkeit. Genau hier erfüllen Kunst
und Kultur ihre essenzielle Rolle: Sie verbinden Men-
schen unabhängig von sozialem Status, Bildung oder Her-
kunft. Zum zweiten Mal in der Geschichte Wiens präsen-
tiert sich ein Doppelbudget, das genau dieser Sehnsucht
nach Stabilität und Verlässlichkeit nachkommt. Doch was
bedeutet dieses Doppelbudget konkret für unsere Bezirke
und die Bezirkskultur? Es bedeutet eine Stärkung der Ar-
beit von Initiativen, die sich für mehr Diversität im Kultur-
betrieb einsetzen.

Ein Beispiel ist der Verein „kültür gemma“, der sich für
die Förderung migrantischer Kulturproduktionen einsetzt.
Unsere Stadt spiegelt ihre Vielfalt auch in Initiativen wie
„Go for Culture“, dem „Wir sind Wien“-Festival oder „Cash
for Culture“ wider. Letzteres unterstützt junge Menschen
zwischen 13 und 23 Jahren finanziell bei der Verwirkli-
chung ihrer Kunst- und Kulturprojekte. Seit 2022 gibt es
sogar die Verleihung eines Sonderpreises, sozusagen
eine Oscar-Verleihung. Ich war da heuer dabei. Es ist un-
glaublich, mit welcher Qualität und Professionalität dort
Projekte von diesen jungen Menschen auf die Beine ge-
stellt werden. Das Förderprogramm „Shift 2023/24“ kon-
zentriert sich auf wichtige Themen wie Migration, Diversi-
tät, Nachhaltigkeit und Inklusion. Projekte wie die „Muslim
Contemporary“ und „Black Fairy Tale Actions“ sind Aus-
druck dieser wichtigen Ausrichtung.

Eine Stärkung der Stadtteilkultur und der Interkultura-
lität ist ein weiteres zentrales Anliegen. Auch für die, die
sich nicht der Hochkultur verschrieben haben, muss Kul-
tur und Kunst einen Platz in ihrem Leben haben können.
Kultur ist ein Anker. Da sind die knapp 1,5 Millionen EUR
für die 7 Ankerzentren gut investiert. Unter dem Motto
„Kultur für alle“ wurde 2019 die Idee geboren, Kultur flä-
chendeckend in der ganzen Stadt für alle zugänglich zu
machen. Beispiele wie das Kulturhaus Brotfabrik in Favo-
riten, das neue Fluc in der Leopoldstadt sowie die Soho
Studios in Ottakring sind lebendige Kulturankerzentren.
Dort habe auch ich vor Kurzem eine Ausstellung mit dem
passenden Titel „Tanz um die Sorge“ eröffnet. Gerade im
Sandleitenhof ist es so schön, zu sehen, dass dort ange-
knüpft wird, wo schon immer das Gemeinsame im Vorder-
grund gestanden ist. Es gab dort einmal Kaffees und ein
Kino. Das wird jetzt wieder mit Leben befüllt. Ein Teil der
Ausstellung wurde auch gemeinsam mit den BewohnerIn-
nen dort kreiert.

Ein weiterer Erfolg ist die Verdopplung der Budgets für
unsere Bezirksmuseen. Auch wenn Sie das immer wieder
gerne schlechtreden, kann ich nur sagen: Seit das Wien
Museum da unterstützt, passieren ganz, ganz viele wun-
derbare und großartige neue Projekte. (GRin Mag. Laura
Sachslehner, BA: Welche Verdoppelung? Welche Ver-
doppelung der Budgets?) Zum Beispiel werden in weni-
gen Tagen die Eisler-Tage eröffnet. Das ist ein bezirks-
übergreifendes Projekt mit den Museen Landstraße und
Wieden. Wir sind stolz auf diese historischen Institutionen

und freuen uns auch über diese einzigartige Tradition, die
es nur bei uns gibt.

Die Stärkung der Kulturarbeit im Gemeindebau in Zu-
sammenarbeit mit den Wiener Wohnpartnern ist ein wei-
terer Meilenstein. Das Kulturlabor schlägt Brücken zwi-
schen unterschiedlicher Altersherkunft und Lebenswelt.

Ein weiteres großartiges Projekt, das aus der Not ge-
boren wurde, ist der Kultursommer, der 2020 ins Leben
gerufen wurde und sich großer Beliebtheit erfreut. Der
Kultursommer 2024 bringt viele Neuerungen. Dazu gehö-
ren die Einführung von drei neuen Bühnenstandorten und
die Erweiterung der Bordmitgliederteams durch Fachleute
aus verschiedenen Genres. Auch Barrierefreiheit wird dort
großgeschrieben. Der Kultursommer verzichtet schon seit
dem letzten Jahr auf PET-Flaschen und setzt dabei auf
hochwertiges Wiener Wasser. Die KünstlerInnen werden
verstärkt auf den Kommunikationskanälen des Kultursom-
mers angekündigt. Sukzessive und langfristig wird auch
das Kinderprogramm ausgeweitet.

Erwähnen möchte ich auch noch die Basis.Kultur, bei
der zahlreiche Vereine untergebracht sind und die sich
auch 2024 für eine starke Vernetzung der Bezirke ein-
setzt. Junge KünstlerInnen aus dem „Cash for Culture“-
Programm sollen vermehrt Auftrittsmöglichkeiten bei Ba-
sis.Kultur-Vereinen erhalten. Das ist nur eines der vielen
Angebote der Basis.Kultur. Die Kultur in Wien und seinen
Bezirken ist ein wertvolles Gut. Ich genieße unter ande-
rem das vielfältige Angebot in meinem Heimatbezirk
Landstraße. Dazu trägt auch der Einsatz der Kleinen Ga-
lerie bei, die übrigens eine der ältesten Galerien in Öster-
reich und aus unserem Bezirk nicht mehr wegzudenken
ist. 1947 als Einrichtung der Wiener Volksbildung gegrün-
det, hat sie im letzten Jahr ihr 75-jähriges Bestehen gefei-
ert. Diese kulturelle Vielfalt, die durch die Museen, Gale-
rien und kulturellen Einrichtungen gefördert wird, berei-
chert nicht nur unser städtisches Leben, sondern trägt
auch zur Bildung, zur Kreativität und zum gelebten kultu-
rellen Austausch bei.

In diesem Sinne möchte ich mich jetzt auch noch bei
unserer Kulturstadträtin bedanken, die uns immer mit
Weitblick und neuen Ideen begleitet. Ebenso gebührt den
engagierten MitarbeiterInnen der MA 7 und den Stadträ-
tInnenbüros, die Wien zu einem Ort des stolzen Miteinan-
ders machen, ein herzliches Dankeschön für ihre uner-
müdliche Arbeit. - Sagen Sie Ja zum Kulturbudget! Sagen
Sie Ja zum Doppelbudget! Sagen Sie Ja zu Wien! - Danke
schön. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Restrede-
zeit der SPÖ beträgt 15 Minuten. Als Nächster ist GR
Baxant zu Wort gemeldet. Die gewählte Redezeit beträgt
7 Minuten. Die habe ich auch eingestellt.

GR Petr Baxant, BA (SPÖ): Sehr geehrter Herr Vor-
sitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich möchte in meiner relativ kurzen Rede auf eine
wichtige Institution eingehen, die es erst seit zirka zwei
Jahren in Wien gibt, ein Best-Practice-Beispiel dafür, dass
man jahrzehntelange Probleme, die es immer schon ge-
geben hat, relativ gut lösen kann, indem man eine Institu-
tion ins Leben ruft. Ich möchte nämlich die Vienna Club
Commission besprechen. Die Vienna Club Commission



Gemeinderat, 21. WP 28. November 2023 45. Sitzung / 42

ist eine Institution, die im Grunde als Kommunikations-
plattform für die Betreiber und Betreiberinnen der Wiener
Clubkultur dient, von VeranstalterInnen großer Konzerte
bis hin zu Betreibern und Betreiberinnen von - ich sage
einmal - kleinen Musikspelunken. Es ist aber unglaublich
wichtig, dass wir das als wesentlichen Beitrag und auch
als wesentliche Bestandteile der Wiener Kunst- und Kul-
turlandschaft betrachten. Die Vienna Club Commission
hat sich mittlerweile einen sehr guten Namen gemacht.
Sie wird von den MedienvertreterInnen als ExpertInnen-
stelle wahrgenommen. Wenn es Probleme oder Fragen
gibt, rufen viele Medien mittlerweile Martina Brunner und
ihre Kollegen und Kolleginnen an und informieren sich im
Gegensatz zu früher nicht nur bei den Veranstaltern oder
Betreibern der Clubs und Diskotheken, sondern auch bei
einer Institution wie der Vienna Club Commission, bei der
sie davon ausgehen können, dass sie über den Dingen
steht und über die Herausforderungen in einer Stadt we-
sentlich neutraler und ergebnisorientierter informieren
kann, als es zum Beispiel ein Betroffener selbst tun würde.

Die Vienna Club Commission hat so in ihrer kurzen
Tätigkeit seit mittlerweile, ich glaube, eineinhalb Jahren
mehrere Themen aufs Tapet gebracht, die jetzt nicht mehr
einfach so besprochen werden, weil sie interessant sind.
Stattdessen werden sie mittlerweile mit den Magistratsab-
teilungen besprochen. Sie werden mit den Wiener Linien,
mit der Polizei und anderen Stakeholdern und Stakehol-
derinnen besprochen, mit Bezirksvorstehern und Bezirks-
vorsteherinnen, BezirkspolitikerInnen und anderen Zu-
ständigen, die im Grunde für das gute Miteinander in der
Stadt verantwortlich sind. Wir haben von Anfang an ge-
sagt: Die Vienna Club Commission wird dann erfolgreich
sein, wenn sie sich als eine Informations- und Kommuni-
kationsplattform mit einem übergeordneten Ziel versteht,
nämlich dem guten Miteinander in der Nacht in der Stadt.
Ich glaube, dieses Ziel hat sie sich auf die Fahnen gehef-
tet und arbeitet sehr gut an den folgenden Themen wie
zum Beispiel der Sicherheit.

Es wurde in den letzten Monaten eine Umfrage mit
2.200 Menschen in Auftrag gegeben. Mittlerweile sind
auch die Ergebnisse da. Es wurden Wünsche, Sorgen und
natürlich auch der Bedarf sowohl vom Publikum als auch
von den BetreiberInnen abgefragt. Ganz wichtig sind na-
türlich auch die Anrainer und Anrainerinnen, damit deren
Wünsche und Sorgen in einer Stadt wie Wien, die wächst
und in der es hoffentlich auch immer mehr Clubs geben
wird - dafür kämpfen wir alle gemeinsam -, ernst genom-
men werden. Es wurde ein Workshop-Konzept erarbeitet,
das mittlerweile gut läuft.

Zum Thema Lärm und damit zum Stichwort Arena: Die
Arena ist heute eine nicht mehr wegzudenkende Kulturin-
stitution im 3. Bezirk, die so viel dazu beigetragen hat,
dass Wien heute auch im zeitgenössischen und im pop-
kulturellen Musikschaffen die Musikstadt ist. Die Arena
war aber - man könnte es fast so sagen - im Grunde be-
droht. Wir wissen alle, warum. Da hat es quasi dieses
Problem mit dem Lärm gegeben. Jetzt hat die Stadt Wien
über 600.000 EUR investiert. Danke, Frau Stadträtin,
dass das so schnell gegangen ist. Ich habe das schon das

letzte Mal gesagt. Es ist alles andere als selbstverständ-
lich, dass innerhalb weniger Monate ein so großes Prob-
lem so schnell gelöst werden kann. Man kann das Prob-
lem des Lärms nämlich bis zu einem gewissen Grad mit
technischen Innovationen lösen, also mit Schallschutz,
und so weiter, und so fort. Da kann man unglaublich viel
tun. Ich sage nur: Eine Senkung um 10 bis 15 dB zum
Beispiel empfindet der Mensch wie eine Halbierung des
gesamten Lärms. Das heißt, da kann man schon sehr viel
tun.

Es gibt aber ein anderes Problem, das man mit tech-
nischen Herausforderungen - also mit einer besseren
Sound-Anlage oder einer besseren Lenkung des Schalls
in den Raum hinein statt aus dem Klub heraus, wo die
Menschen schlafen wollen - nicht wird lösen können. Wir
werden nämlich immer stärker vom Problem der aus den
Diskotheken und Clubs ausströmenden Gäste betroffen.
Es wird umso stärker werden, je ruhiger wir die Stadt ma-
chen. Das ist ja im Grunde etwas, was wir alle wollen. Un-
sere Stadt soll grüner, ruhiger und auch verkehrsberuhigt
werden. Der Gegeneffekt ist aber, dass dann die Anrainer
und Anrainerinnen heutzutage immer sensibler gegen-
über dem Lärm werden, den sie dann plötzlich hören. Oft
wird dann das, was aus der Diskothek und aus dem Club
kommt, als Lärm empfunden. Dieses Problem kann man
bis zu einem gewissen Grad technisch - mit besserer Inf-
rastruktur im Sound-Bereich - lösen. Es gibt aber noch das
andere Problem, nämlich das soziale Problem der aus-
strömenden Gäste. Meiner Meinung nach - das ist meine
ganz persönliche Meinung, das ist noch nicht die Meinung
der Stadt Wien - könnte man dieses Problem am besten
lösen, indem man die Sperrstunde von mitten in der Nacht
- das ist meistens gegen 2 oder 3 Uhr in der Nacht - auf
die Morgenstunden verlegt, damit sich der Lärm der aus-
strömenden Gäste quasi mit dem Lärm verbindet, der
dann sowieso entsteht, indem die Leute in die Arbeit ge-
hen und die Semmeln schon längst gebacken werden,
und so weiter, und so fort.

Das sind alles Themen, um die sich keiner kümmern
würde. Um die würden sich maximal einige Betreiber oder
Veranstalter und Veranstalterinnen kümmern. Jetzt aber
gibt es eine Institution, die von drei Ressorts finanziell un-
terstützt wird: Von uns, also von der Kultur, von Peter
Hanke und von Christoph Wiederkehr. Das finde ich ab-
solut toll. Das wird mittlerweile auch international als Best-
Practice-Modell gesehen. Also, es wird mittlerweile nach
Wien geschaut. Die Institution gibt es seit maximal zwei
Jahren, aber schon heute gelten wir als Best-Practice-Mo-
dell dafür, wie man so eine Institution aufbauen kann, wie
man sie finanzieren kann und wie sie sich dann quasi in
den Organismus der Stadt einlebt und einarbeitet.

Ich möchte von dieser Stelle meine Gratulation an
Martina Brunner, die Leiterin der Vienna Club Commis-
sion, und ihr Team dafür richten, dass sie mittlerweile
schon viele Probleme gelöst haben und auch weiterhin lö-
sen - und das immer im Miteinander, nie im Gegeneinan-
der, nie im plumpen Fordern, sondern immer, weil sie sich
als Gesprächspartner und Gesprächspartnerinnen anbie-
ten, um bessere Lösungen zu finden, und nicht, um etwas
plump zu fordern.
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Ich könnte noch auf die Clubkultur im öffentlichen
Raum eingehen, auf die Free Spaces, die gemeinsam mit
der MA 45 geschaffen wurden, auf Nachhaltigkeitsinitiati-
ven, die von der Vienna Club Commission ausgehen, auf
die ExpertInnenstelle, die mittlerweile ausgerufen wurde,
oder auf das Clubradar, das auf der Web-Seite ist. Das ist
für alle, die in Wien eine Veranstaltung planen - eine Par-
teiveranstaltung, ein Geburtstagsfest oder ein tolles Kon-
zert -, unglaublich interessant. Es gibt auf der Web-Seite
Vienna Club Commission das sogenannte Clubradar. Da
kann man ganz genau eingeben: Wie viele Personen er-
wartet man? Soll es barrierefrei sein, oder muss es nicht
barrierefrei? Gibt es einen Schallschutz, oder gibt es kei-
nen Schallschutz? Nach all diesen Kriterien kann man
nach seiner perfekten Location suchen. Das ist auch et-
was, was wir eigentlich gebraucht haben. Die Vienna Club
Commission hat das gemacht.

Ich danke jedenfalls der Frau Stadträtin dafür, dass sie
sich für die Installierung einer solchen tollen und innovati-
ven Institution stark gemacht hat. - Danke dafür, dass Sie
sich auch weiterhin dafür einsetzen, dass wir die Vienna
Club Commission ausbauen und perfektionieren können.
Danke vor allem an die Kollegen und Kolleginnen um Mar-
tina Brunner in der Vienna Club Commission für ihre tag-
tägliche wichtige Arbeit. - In diesem Sinne bitte ich um Zu-
stimmung zum Budgetvoranschlag und danke für Ihre
Aufmerksamkeit. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit
betrug acht Minuten. Die Restredezeit für die SPÖ beträgt
sieben Minuten. Die werde ich bei Kollegin Berger-Krot-
sch jetzt einstellen. Du bist am Wort, bitte.

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (SPÖ): Sehr ge-
ehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!
Meine sehr geehrten Damen und Herren hier im Saal, auf
der Galerie und liebe Zusehende via Livestream!

Ich möchte am Ende des zweiten Tages und am Ende
der Spezialdebatte über Kultur hier noch zwei Schwer-
punkte bringen, die zwar heute schon kurz angesprochen
wurden. Ich möchte aber ein bisschen länger darauf ein-
gehen, nämlich auf KÖR. Dabei möchte ich auch noch ein
bisschen auf den Kollegen Berger replizieren und zur
Kunst und Kultur für die Kleinsten in unserer Stadt spre-
chen. Es geht uns ja darum, diese breiter und nieder-
schwelliger für Kinder und Jugendliche zu öffnen. Ich
glaube fest, dass wir da schon einiges zu bieten haben.
Wir haben ja auch schon einiges gehört. Wir nehmen Kin-
der und Jugendliche sehr ernst, einerseits eben als Publi-
kum, um Angebote bereitzustellen, aber auch in ihrem ei-
genen künstlerischen Handeln. Immerhin stellt das Recht
auf kulturelle Teilhabe ein Grundrecht für Kinder dar. Es
ist ganz fest in der UN-Kinderrechtskonvention von 1989
verankert. Die Stadt Wien fördert, entwickelt, unterstützt
und initiiert Kunst und Kultur für Kinder und Jugendliche.

Da es ein umfassendes Thema ist, möchte ich auf
Grund der Kürze der Redezeit jetzt nur kurz von meinem
Lieblingsprojekt berichten, nämlich dem ZOOM Kinder-
museum, und zum Kindertheater Dschungel überleiten,
das heute schon erwähnt worden ist, zum Vermittlungs-
projekt Kulturkatapult und bis hin zu international erfolg-
reichen freien Kinder- und Jugendtheaterensembles oder

dem internationalen Kinderfilmfestival, das ja gerade vor
Kurzem über die Bühne gegangen ist.

Besonders erwähnen möchte ich auch - es ist heute
schon gefallen - den Kultursommer Wien, wo wir auch ein
sehr spezielles kostenfreies Angebot für die Kinder und
Jugendlichen bereitgestellt haben, das auch alle Genres
umfasst hat. Das werden wir natürlich auch in Zukunft wie-
der mit diesem wichtigen Schwerpunkt bereitstellen. Das
alles kann, wie gesagt, nur ein kleiner Auszug von dem
sein, was wir als Stadt Wien, aber auch mit unseren wert-
vollen PartnerInnen im Kunst- und Kulturbereich, den vie-
len Vereinen, Institutionen und Bühnen bereitstellen. Es
geht uns immer darum, dass Kinder Kunst und Kultur
hautnah erleben und sich selbst entdecken und auspro-
bieren können, dass sie in den Kultureinrichtungen ein-
fach auch Kind sein und sich dort offenbaren können. Das
machen wir sehr zielgerichtet.

Deshalb verstehe ich auch den Antrag nicht, da mit der
Gießkanne oder einem Ticket-System vorzufahren, werte
ÖVP. Ich glaube - was heißt, ich glaube -, ich weiß, dass
es in so vielen Museen in der Stadt Wien auch freien Ein-
tritt für Kinder und Jugendliche gibt. Darum verstehe ich ja
auch das Ansinnen des Antrags nicht. Ich glaube, wir alle
freuen uns schon so auf das Wien Museum ab dem 6.12.,
wo wir auch die Gratisdauerausstellung haben. Diese
bringt nicht der Nikolaus, sondern das macht die Stadt
Wien.

Im vorliegenden Budget ist so vieles drinnen, nämlich
die großen Vorhaben der Stadt. Da wird gleich diesen
Donnerstag unsere Kulturstadträtin gemeinsam mit unse-
rem Herrn Bürgermeister ein erstes großes Vorhaben prä-
sentieren. Im Budget ist auch die Fortführung vieler wich-
tiger Initiativen, Maßnahmen und Projekte festgeschrie-
ben, nämlich mit diesen vielen kleineren Vereinen, die
auch so wertvolle Stadtteilkultur machen, und eben immer
auch sehr speziell mit dem Fokus auf Kinder und Jugend-
liche. Es ist etwas Großartiges, was da passiert. Ich
möchte von dieser Stelle aus auch ein großes Danke-
schön in diese Richtung ausrichten, an die vielen Vereine
und die dort arbeitenden Menschen. (Beifall bei SPÖ und
NEOS.)

Es ist uns immer sehr wichtig, dass Kunst und Kultur
auch in räumlicher Nähe bereitgestellt werden, das heißt,
dass man, wenn man einmal umfällt, in die nächste Kul-
tureinrichtung hineinfällt.

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl (unterbre-
chend): Entschuldige kurz, bitte. - Ich darf bitten, den
Lärmpegel ein bisschen zurückzufahren. Danke schön. -
Bitte weiter fortzufahren.

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (fortsetzend): Ich
glaube, dass wir bei den Angeboten im Zentrum von Wien
schon sehr gut aufgestellt sind. Wo wir noch Nachholbe-
darf haben, schauen wir sehr zielgerichtet hin. Es ist also
wirklich „more to come“ - auch jetzt am Donnerstag in der
Pressekonferenz. Wir schauen uns da die Bezirke sehr
zielgerichtet und punktgenau an.

Dabei möchte ich mich auch sehr herzlich bei unserer
Kulturstadträtin bedanken, die ja von Anbeginn ihrer
Amtszeit immer auch darauf geschaut hat, dass Kunst und
Kultur sehr nah und rasch zu den Jugendlichen kommen.
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(Beifall bei SPÖ und NEOS.) So kommt es auch nicht von
ungefähr, dass erst in der kürzlich präsentierten Kultur-
strategie, die ich auch so großartig und wunderbar finde,
das leicht zugängliche Angebot der Kinderkultur im ge-
samten Stadtgebiet als sehr konkretes Ziel festgemacht
wurde.

Ich möchte mich, wie gesagt, auch noch einmal bei dir
dafür bedanken, die Kulturstrategie hier initiiert und auch
mit so vielen Menschen organisiert und aufgestellt zu ha-
ben. So viele in diesem Raum waren mit dabei, aber auch
viele WienerInnen, die hier sehr punktgenau in den vielen
Kategorien mitgearbeitet haben. Die Kulturstrategie 2030
ist so wertvoll. Damit können wir weiterarbeiten, darauf
können wir aufbauen. Ein großes Danke also an dich,
liebe Kulturstadträtin, und an alle, die das möglich ge-
macht haben und daran mitgewirkt haben.

Es ist uns sehr wichtig, jenseits von den großen und
auch kleineren Institutionen Kultur schnell und gratis zu
den Menschen zu bringen - wie eben durch den Kultur-
sommer Wien, aber auch durch die wunderbare Institution
des KÖR, also die Kunst im öffentlichen Raum
Ges.m.b.H., die immer auch sehr konkret ein Auge darauf
hat, Angebote für Jugendliche bereitzustellen und für die
Zielgruppe umzusetzen.

Denn wir alle wissen, dass der öffentliche Raum für
Jugendliche ein sehr wertvoller Raum ist, wo sie verweilen
und sich aufhalten. Dort können wir mit den künstlerischen
Projekten der KÖR die Bedürfnisse von Jugendlichen
auch sehr gut erkennen und darauf eingehen. Ich möchte
mich da auch bei der Geschäftsführung, bei Martina Taig,
und der kuratorischen Leitung, Cornelia Offergeld, bedan-
ken. Wir haben auch vor, im KÖR viel Personal aufzusto-
cken, weil es so viele Projekte sind und wir hier auch so
viel möglich machen wollen. Es ist also ein wunderbares
Team dort bei KÖR. Recht herzlichen Dank für alles, was
dort möglich ist.

Es ist unser gemeinsames Bestreben, dass man,
wenn man aus der Arbeit oder Schule hinausgeht oder auf
dem Weg zu einer Freizeiteinrichtung ist, einfach so in
diese zeitgenössische Kunst im öffentlichen Raum hinein-
läuft. Die Auseinandersetzung mit dieser Kunst, die uns
da im öffentlichen Raum begegnet, ist einfach horizonter-
weiternd und bringt uns einfach weiter in unserem Leben.

Da bin ich schon wieder beim Kollegen Berger. Es ist
mir direkt abgegangen, dass Sie in Ihrem Reigen an Bei-
spielen, die Sie vielleicht anstößig finden, heute die Vulva
am Graben gar nicht erwähnt haben.

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl (unterbre-
chend): Die Redezeit ist abgelaufen. Bitte zum Schluss-
satz zu kommen. (GR Stefan Berger - erheitert: Schade!)

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (fortsetzend):
Trotzdem darf ich noch mit meinem Schlusssatz fortfah-
ren. Wie gesagt, hat mir die Vulva in Ihrer Auseinander-
setzung wirklich gefehlt. Ist es nicht schön, über Körper-
bewusstsein zu sprechen? - Ich finde schon. Es ist nicht
nur schön, sondern es ist auch sehr wichtig. (GR Stefan
Berger: Wenn Sie es möchten, im 7. oder 6. Bezirk gern!)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl (unterbre-
chend): Ich darf bitten, zum Schlusssatz zu kommen.

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (fortsetzend): Es
sind sehr wunderbare, permanente und temporäre Kunst-
werke. Schauen Sie es sich an! Auf „www.kör.org.at“ sind
diese nachzuschauen. Sie bringen uns weiter, sie erwei-
tern unseren Horizont.

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl (unterbre-
chend): Liebe Nicole, wenn du mich provozieren willst …

GRin Mag. Nicole Berger-Krotsch (fortsetzend): Ich
danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zu Wort ge-
meldet ist die Frau Amtsf. StRin Mag. Kaup-Hasler. Ich
erteile es ihr.

Amtsf. StRin Mag. Veronica Kaup-Hasler: Sehr ge-
ehrte Damen und Herren im Gemeinderat! Sehr geehrte
Damen und Herren via Livestream!

Was Sie jetzt in den letzten zwei Stunden erlebt ha-
ben, ist mit Sicherheit ein Zeichen dafür, dass diese Stadt
für Kunst und Kultur steht und kämpft. Das ist wunderbar.
Alle Fraktionen kämpfen sozusagen für eine lebendige
kulturelle Landschaft Wiens. Was wir hier heute vorstellen
können, ist eigentlich ein gutes Signal in schwierigen Zei-
ten. Denn wir können das Signal aussenden, dass diese
Stadt ihr Commitment für Kunst und Kultur nicht nur bei-
behält und die Menschen nicht nur durch die Krise trägt,
sondern ihr Commitment auch wirklich massiv steigern
kann.

Dieses Commitment - eine Steigerung um 51 Prozent
in den letzten 5 Jahren - ist, glaube ich, wirklich legendär
und weltweit „unseen“. Diese Steigerung zeigt, dass wir 2
große Bereiche im Blick haben: Die Öffentlichkeit, das
Publikum, aber eben auch jene, die die kulturelle Land-
schaft durch ihre Kunst und ihre kulturellen Ausformungen
prägen. 338 Millionen EUR gegenüber 224 Millionen EUR
im Jahr 2018: Wir haben sie gemeinsam erkämpft. Wir re-
den von einer Zeit, die mehrfach durch Krisen geprägt war
und ist. Dass uns das gelungen ist, darauf bin ich sehr
stolz. Denn es ist nicht mit der Gießkanne agiert worden,
sondern wir haben sehr passgenau bestimmte Strategien
entwickelt, haben bestimmte Themen, nämlich auch die
Nähe zu den Menschen, als große Herausforderungen
wahrgenommen und hier sozusagen neue Setzungen ge-
macht.

Wichtig war uns von Anfang an - das war noch vor
Corona - die Frage der fairen Bezahlung künstlerischer
Arbeit. Faire Bezahlung und gute Arbeitsbedingungen
sind zwei ganz wichtige Säulen unseres Handelns,
ebenso die Leistbarkeit und Zugänglichkeit - und das bei
hoher Qualität und auch auf dem hohen künstlerischen
Standard, den wir wollen.

Es gab mehrfach Studien, die bewiesen haben, dass
Leistbarkeit und Zugänglichkeit die wichtigsten Themen
für die Wienerinnen und Wiener sind. Auch die Studie, die
das Institut SORA 2023 im Auftrag des BMKÖS erstellt
hat, bekräftigt diese Erkenntnisse. Gratiseintritte sind ein
wesentlicher Treiber für die kulturelle Beteiligung. Damit
rede ich nicht einer Strategie das Wort, die sagt, es muss
alles gratis sein. Das ist ein Wunschtraum, den ich aber
auch gar nicht zu meiner persönlichen Haltung zähle.
Sondern es ist eine Säule in einem vielfältigen Angebot.
Es kann einfach der erste Schuhlöffel sein, um die erste
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Begegnung zu ermöglichen und einen Erstkontakt zu ha-
ben.

Wir haben dafür einige wunderbare Beispiele wie den
Kultursommer gesetzt, der für viele - das haben wir auch
nachgewiesen - die Erstbegegnung mit klassischer Musik,
mit Musik aus allen Stilrichtungen und allen Zeiten, mit
Theaterformen und Tanzformen sowie unterschiedlichen
literarischen Erzeugnissen war. Das heißt, Gratiseintritte
erleichtern den Erstkontakt und erleichtern es überhaupt,
in das kulturelle Leben zu finden. Gerade im Hinblick auf
Jugendliche wissen wir: Für Menschen zwischen 15 und
29 Jahren ist das ein ganz großer Hebel und eine große
Einstieghilfe. Sie kennen sie ja alle. Wir haben den Kultur-
sommer, wir haben die Filmfestivals im Sommer bei
freiem Eintritt, das Popfest und die O-Töne, die sich der
Literatur widmen. Wir haben also viele, viele Zeichen ge-
setzt und auch bestärkt.

Nächste Woche - ich freue mich, wenn Sie alle zur Er-
öffnung kommen - folgt eben ein Beispiel, das auch im
ganzen deutschen Sprachraum mit sehr großer Neugier
und großer Achtung verfolgt wird. Das umgestaltete Wien
Museum, das in der Zeit und sozusagen ohne Abwurfpa-
kete in der Planung im budgetären Rahmen erfolgt ist, öff-
net seine Tore weit und macht die Dauerausstellung gratis
zugänglich, weil es eben auch eine Bildungsausstellung
ist und es sich darum dreht, sich mit der eigenen Ge-
schichte zu befassen. Es folgt da eigentlich einem briti-
schen Modell, bei dem man sagt: Man versucht, natürlich
auch durch Sonderausstellungen und einen ganz neu ge-
stalteten Shop Geld hineinzubekommen, aber die Allge-
meinheit soll Anteile haben und soll kommen. Es soll zu
einem Ort werden, den man einfach auch immer wieder
besucht.

Was ist die nächste Herausforderung? Es ist eine so-
ziale Herausforderung. Wie kriegen wir mehr Gemein-
schaft in unsere kulturellen Institutionen und machen sie
vertraut? Wie gewinnen wir ein Publikum der Zukunft?
Das andere ist natürlich die Klimaherausforderung. Wir
wissen es alle. Wir kennen die Zahlen. Wir kennen die
Statistiken. Wir wissen, wir müssen da auch etwas radikal
ändern. Wir müssen Inhalte und unsere Verfahrenswei-
sen in der Produktion verändern. Wir müssen vielleicht
mehr darauf schauen - da ist die Kulturstrategie auch ein
wichtiger Treiber -: Können wir mehr teilen? Können wir
Ressourcen teilen? Können wir Technik-Pools schaffen?
Das sind alles Dinge, die in Zukunft auch entwickelt wer-
den müssen. Das ist ein wichtiger Punkt.

Es sind aber eben auch gebaute Zeichen, wie zum
Beispiel das Wien Museum, das ja in Sachen klimabe-
wusster Umbau und Erneuerung wirklich alle Stücke
spielt, aber auch das neue Pratermuseum, das wir jetzt
2024 eröffnen, eine Holzkonstruktion, die wirklich nach
ökologischen Standards entwickelt wurde und deswegen
auch teurer wurde. Ja, das stimmt, aber à la longue wird
sich das wieder einspielen, weil wir einfach Energie spa-
ren.

Da sind wir auch Teil eines konsequenten Wiener We-
ges, der sozusagen Kultur als Bestandteil sieht. Wir haben
eine lebenswerte Stadt, wir haben eine sozial verträgliche
Stadt, in der Wohnen im Verhältnis zu anderen großen

Metropolen noch erschwinglich ist. Wir haben ein phan-
tastisches Wiener Wasser, und wir haben eine Kultur, die
zugänglich und leistbar ist. (Beifall bei SPÖ und NEOS. -
Zwischenruf von Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky.)
Das sagst du nur wegen des Wiener Wassers. (Heiterkeit
bei der Rednerin.)

Weil Arbeit eben wichtig ist, schaffen wir den richtigen
Rahmen für künstlerische Arbeit. Da ist es zum Beispiel
so, dass wir diese Fair-Pay-Initiative gestartet haben, die
sozusagen von Wien ausgegangen ist und nun Gott sei
Dank auch den Bund und andere Bundesländer erreicht
hat, die jetzt mit dem Terminus umgehen. Wir wissen
aber, dass das kein Schlagwort ist oder dass es jemals
eine Check-Liste oder Check-Box geben wird, durch die
das erledigt sein wird. Es betrifft ja so viele unterschiedli-
che Felder, sodass es zum Beispiel bei der bildenden
Kunst auch darum geht, geldwerte Unterstützung wie zum
Beispiel Räume anzubieten. Räume sind ein rares Gut in
einer Stadt.

Deswegen ist dieses Atelierhaus, das jetzt geplant
wird, das wir in Angriff nehmen und das dann 2027 eröff-
net wird, ein Meilenstein: Eine Stadt, die über 100 Künst-
lerinnen und Künstlern Arbeitsraum zur Verfügung stellen
wird - natürlich mit einem Call, mit Jurys. Denn ich mache
es eben nicht so, dass ich das persönlich oder mit einigen
Beamten bestimme, sondern da braucht es natürlich Ex-
pertinnen und Experten, die schauen, dass es dort auch
einen regelmäßigen Austausch gibt und sich auch nie-
mand auf Jahrzehnte hinweg festsetzen kann, sondern
dass da ein ganz klares und sehr transparentes Vergabe-
system erfolgt. Das ist, glaube ich, eine unglaubliche Set-
zung und eine Innovation. Da danke ich eben auch all je-
nen sehr, die mitgeholfen haben, das überhaupt auf die
Beine zu stellen, allen voran Anita Zemlyak von der MA 7,
die dieses Projekt ja überhaupt von Anfang an begleitet
und gefunden hat.

Wir haben mit Michelle Cotton im Sommer 2024 neue
Setzungen in der Kunsthalle. Wir haben - das ist jetzt ganz
wichtig - diese ominösen Rahmenbeträge in der Kunst.
Die haben wir maßgeblich erhöht. Was verbirgt sich da-
hinter? Die Rahmenbeträge sind eigentlich die Töpfe,
durch die EinzelkünstlerInnen, kleine Institutionen und
NachwuchskünstlerInnen, die ja eigentlich die Vielfalt der
Szene darstellen, vor allem über Projektförderungen ge-
fördert werden. Es sind die Einzelnen, die vielen, die viel-
leicht eben kein großes Marketingbudget und anders als
große Institutionen nicht mehrere Departments haben, um
sich selber zu vermarkten. Gerade sie müssen wir aber
stützen und schützen, damit sie, wenn sie wachsen und
bekannter werden, dann eben auch in die größeren Insti-
tutionen kommen können. Gerade in diesem Bereich wer-
den bildende Kunst, Film und Festivals ganz besonders
ausgebaut und gefördert - natürlich auch die freie Szene,
der ich von Anfang an viele Möglichkeiten geschaffen
habe.

Wir planen ein Angebot in einer Stadt, die große Her-
ausforderungen birgt, weil sie so enorm wächst. Wir ha-
ben die 2-Millionen-Marke überschritten und sind in den
letzten 30 Jahren um 500.000 Menschen gewachsen. Das
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ist eine wahnsinnige Herausforderung für eine Gesell-
schaft. Wir wissen, wir werden auch weiterwachsen: in
den nächsten 30 Jahren um die Größe der Stadt Graz.
Das heißt, wir müssen alle unseren Beitrag dazu leisten,
dass dieses Wachstums eines ist, bei dem unterschiedli-
che Kulturen in dieser Stadt auch ein Wort haben, einen
Ort haben, zur Sprache kommen und auch das Gefühl ha-
ben, dass sie beteiligt sind. Deswegen bitte ich Sie, ge-
rade auch Vereine zu unterstützen, die sich das Thema
der Integration auf die Fahne schreiben, weil sie versu-
chen, diese unterschiedlichen Kulturen zu einem Zusam-
menleben zu bringen. Das ist ganz enorm wichtig. Wir
können nicht immer schreien: Integration, Integration -
und dann fördern wir all jene Vereine nicht, die sich ge-
rade in einer mühsamen Basisarbeit darum bemühen, Ge-
meinsamkeiten herzustellen.

Weil wir wachsen, wächst eben auch der Anteil der
Kinder. Die Kinder sind ein großer Anteil in dieser wach-
senden Stadt. Wenn Sie sich auf diesem Monitor an-
schauen, wo die Bevölkerung wächst und wo sie teilweise
auch schrumpft - nämlich im 1. Bezirk und im 8. Bezirk -,
dann sind das auch Herausforderungen.

Wir müssen gerade in jenen Bezirken, die so wach-
sen, auch mehr Angebot für Kinder und Jugendliche bie-
ten. Wir sind da dran, und ich glaube, Sie werden diesbe-
züglich in der nächsten Zeit viele gute News von meiner
Seite erleben. Manche Dinge kann man noch nicht laut
sagen, aber es ist viel Gutes im Kommen. Wir sind uns
auch bewusst, dass die Sachen, die wir planen, vor Ort
sichtbar sein müssen, wie vielleicht ein Touring-System
für ein Kindertheater, wo wir synergetisch ausschöpfen,
was wir in dieser Stadt an Kindertheater schon haben. Wir
setzen diesbezüglich in Zukunft Zeichen.

Die MA 7 merkt, dass die Stadt wächst, allein durch
die Tatsache, dass innerhalb der letzten Jahre die Ansu-
chen auf 7.000 jährlich angestiegen sind. Das ist eine un-
geheure Fülle. Ich bitte daher um Respekt. Die MA 7 prüft
die genau mit ihren Expertinnen und Experten und legt
uns nur vor. Ich habe da absolutes Vertrauen, anders geht
es gar nicht, wir können nicht jeden Antrag selber bis zum
Ende prüfen. Ich habe das große Vertrauen, dass die Mit-
arbeiterInnen der MA 7 nur das vorlegen, was ihren Krite-
rien entspricht und was auch geprüft ist durch die vielen
Jurys, das ist wichtig. Ich weiß nicht, wie viel Kinderlitera-
tur Sie am Tag lesen, es braucht bei den vielen Einrei-
chungen allein im Bereich der Kinderliteratur ExpertInnen,
die dieses Feld gut kennen. Das heißt, wir brauchen das
Wissen der vielen, das Wissen der Szene, genauso wie
wir mit diesem Wissen der vielen auch die Kulturstrategie
erarbeitet haben. Das war ein Dialog. Es ist ein beständi-
ger Dialog, und ich kann alle nur einladen, zu diesen Insti-
tutionen, die Sie besonders neugierig machen, hinzuge-
hen. Gehen Sie hin.

Frau Sachslehner, ich habe Sie noch nie bei einer Er-
öffnung eines Bezirksmuseums gesehen. Wollen wir nicht
das nächste Mal gemeinsam hingehen? Machen wir das
doch. Schauen wir uns das vor Ort an, schauen wir uns
die Arbeit der Ehrenamtlichen an, schauen wir uns an,
was das Wien Museum tut. Ich glaube, Sie werden sich
freuen können. Sie werden sich freuen können, dass sehr

vieles in Babyschritten - das ist richtig -, aber doch zu ei-
nem großen Ganzen wird. Wir setzen gerade im Bereich
des Klimawandels auch durch neue Institutionen wichtige
Akzente wie durch die Klima Biennale oder auch mit dem
Kunsthaus Wien, das jetzt dem Thema Klima ganz beson-
ders gewidmet ist.

Als Letztes möchte ich noch - ganz wichtig - im Bereich
der Wissenschaft den digitalen Humanismus erwähnen. -
Sie haben es erwähnt, Frau Malle, es ist richtig, da kann
nicht genug getan werden. Wir merken permanent in den
Social Media und haben es auch schon vor dem 7. Okto-
ber geahnt und verfolgt, wie stark da andere Algorithmen
eingreifen, wie traditionelle Medien vernachlässigt wer-
den, wie wir bestimmte Leute gar nicht mehr erreichen
können, weil es einfach auf Social Media eine Welle gibt,
wo Hate Speech ungeahndet funktioniert und Fake News
weitertransportiert werden können. Ich glaube - und wir
alle müssen dieses Ziel haben -, dass wir mit den ethi-
schen Regeln des digitalen Humanismus neue Maßstäbe
setzen können.

Das Fazit: Ich danke Ihnen allen für Ihre Arbeit. Ich
danke für das kritische Fragen, ich danke Ihnen für Ihre
Unterstützung, ich danke ganz stark der MA 7, der MA 8
und MA 9. Gerade MA 7 und 8 und 9 stehen vor neuen
Herausforderungen durch die Digitalisierung im Bereich
des Archivs. Das sind große Themen, die wir vor uns ha-
ben. Wir müssen uns überlegen, was wir in Zukunft sam-
meln werden für das historische Gedächtnis der Stadt.
Das sind große Themen, die wir Ihnen auch im nächsten
Jahr noch vorstellen werden.

Ich danke vor allem meinem großartigen Team, das
mich in allen Zeiten durch Krisen und durch schwierige
Verhandlungen trägt, und allen, die in der MA 7, 8 und 9
verantwortlich sind, natürlich auch den LeiterInnen. Ich
danke dem Koalitionspartner, insbesondere Thomas We-
ber und Stefan Gara, für die großartige Zusammenarbeit
und die Unterstützung. Ich danke dem Kulturausschuss,
Gerhard Schmid und all deinen Leuten dort und allen, die
im Kulturausschuss sind, von allen Parteien, dem Bürger-
meister dieser Stadt, aber vor allem den Künstlerinnen
und Künstlern dieser Stadt. Wir haben gute Meldungen.
Verbreiten Sie sie weiter, unterstützen Sie uns weiter. Ich
glaube, wir gehen gemeinsam gut Hand in Hand in die Zu-
kunft. (Beifall bei SPÖ und NEOS sowie von GRin Mag.
Mag. Julia Malle. - GR Mag. Josef Taucher: Tosender Ap-
plaus.)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Zur Ge-
schäftsgruppe Kultur und Wissenschaft liegt keine Wort-
meldung mehr vor.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe
Klima, Umwelt, Demokratie und Personal. Ich schlage vor,
die Debatte zu dieser Geschäftsgruppe mit Postnummer
8, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung Wien Ka-
nal für das Jahr 2024, gemeinsam durchzuführen, die Ab-
stimmung und die Voranschläge der Bundeshauptstadt
Wien für die Jahre 2024 und 2025 sowie über den Wirt-
schaftsplan Wien Kanal jedoch getrennt vorzunehmen.
Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der
Fall. Dann darf ich alle bitten, so vorzugehen.
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Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe
Klima, Umwelt, Demokratie und Personal. Schönen Nach-
mittag, Herr Stadtrat. Bitte Platz zu nehmen.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ing. Guggenbichler,
MSc, und ich erteile es ihm. Die selbstgewählte Redezeit
ist zehn Minuten. Gleichzeitig darf ich bitten, den Lärmpe-
gel wieder auf Diskussionszuhören einzuschränken.
Danke schön.

GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc (FPÖ): Sehr ge-
ehrter Herr Vorsitzender, sehr geehrter Herr Stadtrat,
schönen Nachmittag Ihnen auch!

Die Frau Stadträtin für Kultur hat gerade gesagt, es
kommen im Kulturbereich tolle Sachen auf uns zu.
Schade, dass es im Umwelt- und Klimabereich nicht so
ist. Ich werde Ihnen auch gleich erläutern, warum. Wir ha-
ben vor ein paar Jahren mit der Geburt dieser Zukunfts-,
Fortschritts-Irgendwas …, weiß keiner genau, mit welcher
Koalition …, man kann auch sagen, mit einer „Erweiterung
der SPÖ um eine neue Sektion“-Koalition ... Faktum ist,
eines ist schon besser geworden - ich habe mir ja vorge-
nommen, dieses Budget heute eher positiv anzuspre-
chen: Wenn man sich überlegt, dass Rot und Grün zehn
Jahre lang zubetoniert haben, ist der Ansatz, den die
NEOS oder die Sektion N eingebracht hat, schon ein
Stück. Das ist sicherlich auch der Kompetenz des Kolle-
gen Gara geschuldet, das muss man schon sagen. (Hei-
terkeit und Beifall bei den NEOS.)

Das dürfte der SPÖ auch aufgefallen sein, dass man
da im Klima- und Umweltschutzbereich wirklich einen ge-
scheiten Kerl hat in der Sektion N. Dann haben sie ge-
dacht: Den müssen wir in irgendeiner Art und Weise be-
schäftigen. Es kann ja nicht sein, dass wir etwas anderes
machen als die letzten 20 Jahre, nämlich die Stadt zuzu-
betonieren und sämtliche Grünflächen zu versiegeln. Also
haben sie gesagt, wir halten ihn ein bisschen am Schmäh
und machen einen Klimafahrplan, den lassen wir ihn aus-
arbeiten, dann darf er ein Jahr lang etwas schreiben,
schaut auch relativ gut aus, fast wissenschaftlich. Nach
einem Jahr wurde uns dieser Klimafahrplan präsentiert, in
dem Dinge stehen, wie zum Beispiel, dass man bis 2040
650.000 Heizungen wechseln will. Ich habe mir gedacht,
das ist relativ viel. Man könnte sich das auch ausrechnen,
wie viele das pro Woche sind und wie viele am Tag. Aber
viel interessanter ist, wenn man sich das ausrechnet, wie
viel das kostet. Viel interessanter ist, wenn man auch dar-
über nachdenkt - das ist das, was ihr den Wiener Bürgern
nie erzählt -, dass ihr einfach in 650.000 Wohnungen ein-
marschieren und ihnen eine Baustelle in die Wohnung set-
zen wollt. Das sollte man schon dazusagen, dass ihr das
vorhabt.

Ich habe mir dann die Mühe gemacht, über diesen Kli-
mafahrplan - es ist ein wunderschönes Papier, der Kollege
Gara freut sich noch immer darüber, dass ihm die SPÖ
erlaubt hat, ein Papierl zu produzieren - nachzudenken
und nachzufragen, was inhaltlich wirklich dahintersteht.
Wie werden diese ganzen Maßnahmen finanziert? Man
kann ja fast davon ausgehen bei einer sozialdemokrati-
schen Alleinregierung, dass es irgendeinen sozialen Hin-
tergedanken gibt. Dann haben wir einfach die Fragen ge-
stellt: Wer finanziert diese 650.000 Heizungswechsel in

den Wohnungen in Wien? Wer finanziert die Maßnahmen
im Mobilitätsbereich? Wer finanziert die Maßnahmen, was
Begrünungen betrifft? Wer finanziert Maßnahmen, die die
MA 48 betrifft? - Ich habe Ihnen damals 62 Anfragen ge-
stellt, gleich nachdem dieser Klimafahrplan präsentiert
wurde. Zurückgekriegt habe ich ein Papierl. Ein Papierl, in
dem keine einzige Zahl steht - keine einzige Zahl. Dieses
Papierl ist eigentlich in Wahrheit die Anklage für diese Re-
gierung und auch das Geständnis der Regierung, dass sie
den Kollegen Gara einfach nur ein Papierl produzieren hat
lassen, ohne dass sie sich jemals darüber Gedanken ge-
macht hat, wie man das umsetzen kann.

Natürlich passiert ein bissl was, das spüren die Wie-
nerinnen und Wiener jeden Tag - oder nicht jeden Tag,
sondern jeden Monat -, weil sie die Stromrechnung krie-
gen. Natürlich hat das Auswirkungen gehabt, dass Sie der
Wien Energie auf Grund der Photovoltaik-Ausbausituatio-
nen die Liquidität genommen haben, dadurch die Wien
Energie am Ende des Tages in Schieflage gekommen ist,
wir diesbezüglich sogar eine Untersuchungskommission
abhalten haben müssen. Natürlich war es ein Notweg. Da
ist der Kollege Gara auch dort gesessen, und da muss ich
sagen: Hut ab vor Ihnen. Bgm Ludwig würde sich so brave
Sektionen wie die Sektion N wünschen. Immer, wenn die
Sozialdemokratie angegriffen wurde, ist die Sektion N so-
fort bei Fuß gewesen und hat die Sozialdemokratie vertei-
digt. Die Sektion 8 ist wahrscheinlich nicht so devot wie
die Sektion N, aber das ist halt so in dieser Koalition.

Jeden Monat, habe ich vorher angesprochen, haben
die Wienerinnen und Wiener das Problem, dass sie mitt-
lerweile bis zu 100 Prozent mehr Energiekosten zahlen.
Das ist zu 100 Prozent Ihre Verantwortung, weil Sie der
Wien Energie die Liquidität genommen haben. Jeden Mo-
nat haben wir auch als Thema die Wassergebühren, die
abgerechnet werden mit den Betriebskosten. Wenn man
durch den 10. Bezirk wandert, sieht man einen wunder-
wunderschönen Brunnen, der gebaut wurde. Die einen
sagen, es ist eine Geisterbahn, die anderen sagen, es ist
ein Quasimodo-Brunnen. Wir haben im Ausschuss über
diesen Brunnen gesprochen, der kostete immerhin 2,1
Millionen EUR, Sie reden immer nur von 1,8 Millionen
EUR, weil Sie die Mehrwertsteuer vergessen. Wir haben
es im Ausschuss besprochen, ich habe damals den Stadt-
rat gefragt: Herr Stadtrat, wir beschließen jetzt etwas mit
2,1 Millionen EUR, wie wird das Ding ausschauen? Wie
wird das Ding ausschauen? - Und der Stadtrat hat gesagt,
na ja, er kann es nicht genau sagen, da wird es eine Jury
geben, et cetera, und es wird etwas Wunderbares werden,
und es wird angemessen sein für 150 Jahre Wiener Was-
ser.

Spannend finde ich, dass man ganz genau weiß, was
es kostet, man aber nicht weiß, wie es ausschauen wird.
Das ist mir damals schon ein bissl verdächtig vorgekom-
men. Ist, wie es ist. Wir haben jetzt diesen Schandfleck im
10. Bezirk stehen, der beschmiert wird von den Bürgern,
der von den Bürgern des 10. Bezirkes nicht angenommen
wird und gerade in Zeiten der Teuerung … (GR Georg
Prack, BA: Wissen Sie das? Sie sind nie im 10.!) Gerade
in Zeiten der Teuerung, wo sich die Leute am Ende des
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Monats das Essen, das Heizen teilweise nicht mehr leis-
ten können, haben Sie nichts Besseres zu tun, als im 10.
Bezirk irgendeinen Schandfleck zu produzieren.

Und - noch viel schöner oder schöner ist es nicht: Wie
wird die Erhaltung dieses Brunnens finanziert? - Jeder,
der nach Wien kommt und einen Schluck Wasser trinkt,
finanziert mit diesem Wasser die Erhaltung des Brunnens
mit, der regelmäßig von den Bürgern, weil sie so aufge-
bracht sind, angeschmiert wird, kaputt gemacht wird, et
cetera. Das machen Sie schlicht und ergreifend mit den
Gebühren.

Dann haben wir im letzten Ausschuss noch einmal
nachgefragt, ob das in Zukunft weiterhin so sein wird. Wir
finden das schon ein bisschen arg, dass in Zeiten der Teu-
erungen einfach das Geld ausgegeben wird, ohne dass
man weiß, wie etwas überhaupt ausschauen wird - ich
glaube es Ihnen nicht ganz, aber muss davon ausgehen,
dass Sie mir im Ausschuss die Wahrheit sagen -, und
dann stellt sich der Stadtrat hin und sagt: Er ist der Garant
dafür, dass auch in Zukunft Kultur und Kunst so bleiben
wie das und die Vorgangsweise in dieser Art und Weise
bleibt, wie es bei diesem Brunnen war. Da muss ich Ihnen
sagen, Herr Stadtrat: Das ist schon sehr enttäuschend.
Sie kriegen die Reaktionen ja mit, wir hatten jetzt sogar
einen Petitionsausschuss - wo Sie leider ganz selten vor-
handen sind -, wir hatten eine Petition dazu, wo Bürger
unterschrieben haben, wo dieser Brunnen ein Thema war.
Ich ersuche Sie, bitte nicht der Garant dafür zu sein, das
Geld der Wienerinnen und Wiener zu verschleudern, ich
ersuche Sie, der Garant dafür zu sein, für sozial ausge-
wogenen Klimaschutz und für Umweltschutz zu sorgen.
Das wäre mir ganz wichtig, und das ist auch meine große
Bitte an Sie.

Das zum Thema Brunnen, zum Klimafahrplan …
Schauen Sie, ich habe Ihnen da etwas mitgebracht, so
schaut das nämlich aus (ein Blatt Papier in die Höhe hal-
tend). Da kriegt man auf 61 Fragen eine Antwort ohne
eine einzige Zahl zu den Sachen, die gefragt worden sind.
Ich habe Sie gefragt, wo die 25 … (Zwischenruf.) - wo die
25.000 Bäume gepflanzt werden. Steht leider Gottes nicht
in Ihrer Beantwortung drin. Ich habe Sie gefragt, wie Sie
den 48er-Tandler finanzieren werden, was das kosten
wird - ein Projekt, das ich sehr, sehr gut finde, man muss
dazusagen, dass der 48er-Tandler jetzt den Tourismus-
preis der Stadt Wien bekommt für ihre tolle Arbeit. Dann
haben wir Sie gefragt, wie das mit dem Ausbau erneuer-
barer Stromproduktion im Wiener Klimafahrplan ist. Ich
kann mich noch erinnern, ich war der Erste, der hier im
Jahr 2011 einen Antrag gestellt hat für Photovoltaikanla-
gen an öffentlichen Gebäuden, an Gemeindebauten. Die
SPÖ und die GRÜNEN haben damals dagegen gestimmt.
Wenn wir damals begonnen hätten, hätten wir überhaupt
kein Problem bei der Wien Energie gehabt, dann wären
wir jetzt nicht so abhängig von fossilen Energien, und wir
hätten alles schön langsam und sozialverträglich umset-
zen können, aber das wollten die GRÜNEN einfach nicht,
weil sie gesagt haben, der Antrag kommt von den Fal-
schen. Oder waren Sie einfach umweltpolitisch noch nicht
so gereift, dass Sie gesehen haben, dass das vielleicht in
Zukunft kommen muss, Frau Kollegin (in Richtung GRin

Dipl.-Ing. Huem Otero Garcia)? Sie waren da noch nicht
hier (GRin Dipl.-Ing. Huem Otero Garcia: Sie wissen ge-
nau …), aber Sie werden uns das sicher später erzählen.
Ich freue mich, dass Sie heute hier sind und nicht bei ir-
gendeinem Fußballspiel, es ist ja in Ordnung, dass Sie
wenigstens an der Umweltdebatte teilnehmen.

Zum Thema erneuerbare Fernwärmeversorgung: Sie
heften es sich auf die Fahnen, dass Sie das Fernwärme-
netz in Wien ausgebaut haben. Das stimmt ja gar nicht.
Das Fernwärmenetz zahlt jeder selbst, der einen An-
schluss macht. Man zahlt bis zu 3.000 EUR pro Meter An-
schluss. Wenn man Glück hat, ist die Fernwärmeleitung in
der Nähe seines Hauses, wenn man Pech hat, ist sie weit
weg, und dann tut man sich wirklich schwer, das in irgend-
einer Art und Weise wirtschaftlich umsetzen zu können.
Ich habe mit Leuten von der Wien Energie gesprochen,
wir haben im 4. Bezirk zum Beispiel einen Großteil der
Straßen aufgerissen, und ich habe mir gedacht: Lässig,
da kommen jetzt Fernwärmeleitungen hinein. Wissen Sie,
was sie dort hineinbauen? - Gasleitungen. Auch wenn die
Straße offen ist, sie legen kein zweites Röhrl, weil es kei-
nen Ausbauplan gibt von Ihrer Seite, und falls es einen
gibt, Herr Stadtrat, würde ich mir wünschen, dass Sie
heute vielleicht nach der Debatte oder in Ihrem Schluss-
wort etwas dazu sagen. Pilotprojekt 1.000 Gebäude, 100
Gebäude Wiener Klimafahrplan - was kostet das, wer
zahlt das? - Es gibt von Ihnen keine Antwort, weil Sie ein-
fach nur ein Papierl produziert haben, damit der Herr Kol-
lege Gara sich in irgendeiner Art und Weise glücklich fühlt.

Abschließend darf ich noch einen Antrag zurückzie-
hen, und zwar die DigiPol Nummer 1.95 zum Thema Ge-
bührentransparenz. Das hat heute irgendwie nicht funkti-
oniert und deshalb muss ich ihn jetzt händisch einbringen
und bringe jetzt also den Antrag zum Thema Gebühren-
transparenz nochmals ein.

Herr Stadtrat, leider Gottes diskutieren wir erst in zwei
Jahren wieder über dieses Budget. Das, was Sie uns
heute hier hergelegt haben und was wir sehen seit dieser
unsäglichen Koalition, muss ich sagen, ist einfach zu we-
nig. Es ist sozial überhaupt nicht ausgewogen, Sie greifen
ganz tief in die Taschen der Bürger hinein, und die Bürger
kriegen es jeden Monat beziehungsweise mit der Be-
triebskostenabrechnung jährlich dargeboten. Das ist
keine Leistung und auch kein Klimaschutz. Klimaschutz
braucht Umweltschutz und nicht Ihre Tätigkeit, danke
sehr. (Beifall bei der FPÖ und von GR Wolfgang Kieslich).

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Ich brauche
bitte noch den Antrag. Die tatsächliche Redezeit war elf
Minuten, die Restredezeit für die FPÖ ist daher elf Minu-
ten. Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Dipl.-Ing. Dr.
Gara, die selbstgewählte Redezeit ist zwölf Minuten.

GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara (NEOS): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, geschätzter Herr Stadtrat, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen!

Was in Wien schon lange beschlossen ist, soll künftig
auch als Blaupause für die ganze EU gelten: Gemeinden
und Stadtwerke sollen in Zukunft bei der lokalen Wärme-
planung auf Alternativen zum Erdgas setzen, beispiels-
weise auf Fernwärme, Elektrifizierung, Wärmepumpen, et
cetera. Darauf konnte sich der Rat der Europäischen
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Union und des EU-Parlaments gestern bei der Überarbei-
tung der EU-Richtlinie für Gas- und Wasserstoff einigen.
Ich finde das sehr gut, denn es zeigt abermals, dass Wien
genau in diesem Bereich der Dekarbonisierung, im Be-
reich der Energiewende ein europäisches Vorbild ist. Man
muss sich das vorstellen: Wien als Zweimillionenstadt, als
eine der fünf größten Städte Europas, Vorbild dafür, wie
es tatsächlich vorgeht, in all den Bereichen: im Bereich
der Stromoffensive, im Bereich der Wärmewende und
auch im Bereich der Mobilitätswende. Es ist eine giganti-
sche Herausforderung, aber sie ist notwendig und sie ist
damit auch sozial, denn damit können sich langfristig auch
die Energiekosten einpendeln und wir sind nicht mehr ab-
hängig von Despoten und Kriegstreibern von zum Beispiel
russischem Erdgas. (Beifall bei den NEOS.)

Damit die Wärmewende gelingt, spielt die Fernwärme
eine ganz wichtige Rolle. Wir alle wissen, dass die Fern-
wärme jetzt noch immer auf Gas als Primärrohstoff ba-
siert. Auf der anderen Seite ist das System als solches
sehr hocheffizient, und es ist intelligent, über die Kraft-
Wärme-Koppelung auch den Wärmebereich auszukop-
peln und zu nutzen, das erhöht die Gesamteffizienz der
Kraftwerke. Aber es ist notwendig, das zu dekarbonisie-
ren. Wie werden wir das tun? - Der Ausbau der Geother-
mie spielt dabei eine ganz wichtige Rolle, dazu komme ich
gleich noch im Detail. Die Großwärmepumpen sind eine
ganz wichtige Thematik, um die Energieeffizienz zu stei-
gern und Abwärme zu nutzen. Wir haben erst vor Kurzem
in der Spittelau ein Projekt gestartet, um die Abwärme aus
der Abgasreinigung zu nutzen. Das bringt immerhin
Wärme für knapp 18.000 Haushalte. Schon bald, ich
glaube, nächste Woche, geht auch die Großwärmepumpe
der ebs, der Entsorgungsbetriebe Simmering, erstmals
online, mit der man aus der Abwärme des Abwassers wie-
der Wärme rückgewinnt. Damit lassen sich im Gesamt-
ausbau fast 120.000 Haushalte mit Wärme versorgen.
(Beifall bei den NEOS sowie von GR Mag. Stephan Auer-
Stüger und GR Kurt Wagner.)

Die Versuche, Erdgas bei den Gaskraftwerken durch
Wasserstoff zu ersetzen, haben in der ersten Phase sehr
erfolgreiche Testergebnisse gezeigt. Das wird auch weiter
ausgebaut, weil wir langfristig Wasserstoff auch brau-
chen, um Erdgas zu substituieren. Die EU-Richtlinie für
Gas und Wasserstoff ist ganz wichtig, weil sie auch der
Rahmen für die Europäische Wasserstoffstrategie ist,
dass wir damit auch einen Markt für Wasserstoff haben.
Der ist zentral, denn die Versorgung mit Wasserstoff wird
ganz wichtig sein, auch für die Energiewende, und es ist
ganz klar, auch rein physikalisch, dass Wasserstoff kei-
nen Einsatz finden wird bei der Individualmobilität, das ist
einfach physikalischer Nonsens, sondern er wird genutzt
für die Industrie respektive die Kraftwerke, also überall
dort, wo man Hochtemperaturprozesse hat.

Es wäre super, wenn wir beim Einsatz der Geothermie
weiter voranschreiten können. Aber wir haben da ein
Hemmnis, denn Erdöl und Erdgas können in Österreich
viel einfacher gefördert werden als heutzutage tiefe Ge-
othermie. Womit hat das zu tun? Wenn Sie bohren, dann
sind nach unten die Grundstücke in Österreich unbe-
grenzt, reichen also bis zum Erdmittelpunkt, 6.000 km tief.

Ausnahmen gibt es hierfür für Erdgas und für Erdöl und
nicht für die heißen Quellen, also das heiße Wasser, für
die Geothermie, und das ist ein Riesenproblem. Ich ver-
stehe nicht - und die Adresse geht sehr stark an die ÖVP,
weil ich weiß, die GRÜNEN würden das durchaus stärker
durchsetzen -, dass man nicht das Mineralrohstoffgesetz,
das MinroG, endlich anpasst, dass genau das Thema der
Tiefengeothermie auch in Österreich wirtschaftlich mög-
lich ist. Ich verstehe das einfach nicht. Die Ministerin Kös-
tinger hat das anno dazumal lange hinausgezögert und
auch alle ihre NachfolgerInnen … bis dato passiert dies-
bezüglich nichts. Das ist eine Katastrophe auch für den
Wirtschaftsstandort Österreich. Sie brauchen nur mit Kol-
legInnen von der OeMV zu sprechen, die das ganz stark
forcieren wollen, weil auch die OeMV ihr Geschäftsmodell
verändern möchte und viel stärker in die Geothermie ge-
hen möchte. Es gibt jetzt die Kooperation zwischen Wien
Energie und OeMV, um diese Potenziale entsprechend zu
nutzen. Aber auf der Bundesebene herrscht eine Blo-
ckade, und ich kann Ihnen nur sagen: Ich hoffe, dass Sie
diese Blockade bald aufgeben, weil Sie damit auch sehr
viel Potenzial des Wirtschaftsstandortes und letztendlich
auch für Forschung und Entwicklung zerstören. (Beifall
bei den NEOS und von GR Mag. Stephan Auer-Stüger.)

Ich betone es noch einmal: Für diese großen Energie-
versorger wie die OeMV ist die Tiefengeothermie ein Zu-
kunftsgeschäft, und es wäre wirklich schade, wenn wir
dort den Anschluss verlieren, wo wir jetzt ja technologisch
mit den vielen Forschungsinstitutionen, die es gibt, mit
den vielen Universitäten und den Unternehmen weltweit
an der Spitze der Entwicklung sind. Das wäre die große
Chance, diese Entwicklungen auch in Österreich entspre-
chend umzusetzen, denn was braucht es für diese Unter-
nehmen? Es braucht Planungssicherheit. Die müssen
wissen, wie das ausschaut, die brauchen beschleunigte
Genehmigungsverfahren, all das ist notwendig, und ich
appelliere noch einmal an die sogenannte Wirtschaftspar-
tei ÖVP: Geben Sie bitte diese Blockade auf und schaffen
Sie die Voraussetzung für eine notwendige Novellierung
des Mineralstoffgesetzes MinroG. Deswegen haben wir
als Fortschrittskoalition heute auch einen Beschlussan-
trag eingebracht, und ich betone noch einmal dringlich,
das endlich anzugehen, weil wir keine Zeit mehr zu verlie-
ren haben. Wir werden das Thema Klimaneutralität in Ös-
terreich insgesamt, in Wien und in vielen anderen Bun-
desländern nur dann schaffen, wenn Sie endlich auch die
Potenziale der Tiefengeothermie in die Höhe bringen.
(Beifall bei den NEOS und von GR Mag. Stephan Auer-
Stüger.)

Im Moment legen Sie vielen nur die Prügel vor die
Beine, so wie beim Mineralrohstoffgesetz, auch beim Er-
neuerbare-Wärme-Gesetz, wo es auch die Blockadehal-
tung gab. Das ist nämlich wichtig für die UnternehmerIn-
nen, für die ImmobilienentwicklerInnen, et cetera: Dass es
Planungssicherheit gibt. Es ist vollkommen klar, dass wir
raus aus dem Gas müssen, und es wäre wichtig und gut,
auch schon rechtzeitig zu sagen: Bis zu diesem Zeitpunkt
wird es keine Gasthermen mehr gehen. Denn es ist
höchst unsozial, dass wir eine doppelte Infrastruktur auf-
rechterhalten müssen, es braucht die Planbarkeit, wo und
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wann das Gasnetz entsprechend abgebaut werden kann,
weil wir sonst doppelt zahlen, und das verstehe ich ein-
fach nicht.

Ich appelliere also hier noch einmal sehr stark auch an
die Bundesebene, dass man sich dieser beiden Materien
endlich annimmt und Lösungen schafft, die auch die Wirt-
schaft möchte. Das betone ich: Es sind nur wenige Inte-
ressensgruppen, die das blockieren, aber die Wirtschaft
insgesamt hat großes Interesse an Planungssicherheit
und Klarheit. (Beifall bei den NEOS und von GR Mag. Ste-
phan Auer-Stüger.)

Die Sonnenstromoffensive läuft ziemlich gut nach
Plan. Wenn ich mir das Monitoring anschaue - wir haben
ja diese Seite, wo man genau nachsehen kann, wann wie
viele Anlagen etabliert wurden in Wien -, läuft es ziemlich
gut nach Plan. 150 MWp haben wir schon überschritten,
erreichen werden wir heuer 170, 180 MWp. Damit schaf-
fen wir auch genau diese Voraussetzungen. Ich glaube,
auch das ist ein schönes Beispiel, wie wir in der Fort-
schrittskoalition durch Klarheit letztendlich auch viele, ich
sage einmal, Bremser, überzeugen, endlich einmal diese
Bremse loszulassen. Wir haben auch eingefordert, dass
alle öffentlichen Einrichtungen der Stadt entsprechende
Flächen einmelden müssen. Wir haben jetzt gerade mit
der jüngst beschlossenen Bauordnung die Voraussetzun-
gen geschaffen, dass auch dort Photovoltaik auf den Dä-
chern deutlich stärker ausgebaut wird als bisher und dass
man auch dann, wenn man sie nicht etablieren kann,
wenn das lokal vielleicht nicht möglich ist, diese zu errich-
ten, entsprechende Ersatzflächen schaffen muss. Das
möchte ich auch betonen: Wien ist das einzige Bundes-
land, das in den Bauordnungen diese Klarheit hat. Des-
wegen halte ich es auch für richtig und korrekt, was auch
auf der EU-Seite gesehen wird, nämlich dass Wien genau
in dieser Transformation ein Vorbild für ganz Europa ist.
Vielen Dank. (Beifall bei den NEOS und von GR Mag. Ste-
phan Auer-Stüger.)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit
war elf Minuten, die Restredezeit für die NEOS ist daher
auch elf Minuten. Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau
GRin Dipl.-Ing. Otero-Garcia, die selbstgewählte Redezeit
ist zehn Minuten. Bitte schön.

GRin Dipl.-Ing. Huem Otero Garcia (GRÜNE): Herr
Stadtrat, sehr geehrte Damen und Herren!

Wir verhandeln ja hier das Budget, und ich möchte da-
ran anknüpfen, was mein Kollege Peter Kraus gestern be-
mängelt hat, nämlich, dass wir kein Klimabudget haben.
Wir brauchen ein Klimabudget. Nämlich keines in Euro,
sondern eines, das die Treibhausgasemissionen berück-
sichtigt, weil wir klare und verbindliche Vorgaben brau-
chen für die Klimaschutzmaßnahmen. Wir brauchen jähr-
liche Obergrenzen für die Treibhausgasemissionen. Wir
brauchen eine Entscheidungsgrundlage. Wir müssen wis-
sen: Was können wir tun? Was priorisieren wir? Was müs-
sen wir unterlassen?

Jetzt haben Sie uns vor zwei Jahren hier vertröstet,
dass dieses Klimabudget kommen wird. Jetzt stehen wir
wieder da. Und jetzt werden wir wieder vertröstet, dass es
sich in dieser Periode nicht mehr ausgehen wird. Ich ver-
stehe, dass das Ganze sehr komplex ist, und ich verstehe,

dass man sich eine Methodik überlegen muss, um das
Ganze zu bemessen. Aber man muss auch sagen, dass
diese Arbeitsgruppe, die damit befasst wurde, bereits vor
der Wahl 2020 eingesetzt wurde. Das heißt, es sind mitt-
lerweile über drei Jahre vergangen, und wir haben noch
immer nicht diese Rahmenbedingungen für dieses
Klimabudget. Ich verstehe das nicht. Ich meine, wir brau-
chen ein Klimabudget und keine Doktorarbeit. Wir brau-
chen einen Rahmen. - Na ja, es ist so, Nina (in Richtung
GRin Mag. Nina Abrahamczik). Wir brauchen einen Rah-
men, in dem wir uns bewegen können. Wir brauchen eine
Richtschnur für Entscheidungen, und es mag sein, dass
es nicht 100-prozentig scharfe Grenzen geben wird. Aber
wir müssen ins Handeln kommen. Wir brauchen Tempo in
der Geschichte. Und es ... (Zwischenruf von GRin Mag.
Nina Abrahamczik-) - Es ist aber das, was in eurer Ver-
antwortung liegt, ja. (Beifall bei den GRÜNEN.) Also, es
muss nicht perfekt sein. Wir brauchen Tempo.

Aber ich möchte jetzt einmal zu den positiven Dingen
kommen, die StR Hanke auch erwähnt hat, nämlich diese
Klimajobs-Ausbildungsoffensive. Wir halten das für sehr
wichtig, weil wir wissen, dass die Fachkräfte auch ein Fla-
schenhals sind für die Wärmewende, für die Energie-
wende. Ich möchte eines mit auf den Weg mitgeben, von
dem ich hoffe, dass es berücksichtigt wird, nämlich, dass
wir das Potenzial von allen Menschen in dieser Gesell-
schaft nutzen müssen. Das heißt konkret, auch das Po-
tenzial von MigrantInnen, von Menschen, die gerade nach
Österreich gekommen sind, aus welchen Gründen auch
immer, die leider mit Sprachbarrieren zu kämpfen haben.
Ich glaube, dass wir nicht nur im technischen Sinne inno-
vativ sein müssen, sondern dass wir auch innovativ sein
müssen, was die Ausgestaltung von bestimmten Ausbil-
dungs- und Weiterbildungsprogrammen betrifft bezie-
hungsweise kann man ja auch zurückgreifen auf viele
Kenntnisse und Fähigkeiten, die Menschen bereits mit
sich mitbringen. Wir müssen versuchen und wir können
es schaffen, Integration so zu leben, dass Menschen ihre
Fähigkeiten in der Arbeitswelt möglichst ohne diese
Sprachbarrieren einsetzen können.

Einen weiteren Punkt, den ich auch positiv erwähnen
möchte, ist das Geld für das Mittagessen in den Ganz-
tagsschulen. Ich möchte trotzdem noch einmal verdeutli-
chen, dass wir im Elementarbereich sehr viel weiterbrin-
gen, das stimmt schon, und dass wir im Elementarbereich
auch mit der Bioquote bei den Nahrungsmitteln gut unter-
wegs sind, es aber gleichzeitig einen großen Bereich gibt,
den die Stadt nicht abdeckt, nämlich die privaten Kinder-
gärten. Ich glaube, dass wir uns da gut überlegen können,
wie wir es schaffen, dass es auch in den privaten Kinder-
gärten zu einer Bioquote kommt. (Beifall bei den GRÜ-
NEN.)

Zum Antrag der SPÖ und der NEOS, zur Novellierung
des Mineralrohstoffgesetzes: Vorweg, wir werden dem zu-
stimmen, wir halten das auch für sehr, sehr wichtig, weil
wir in die Gänge kommen müssen, was die Geothermie
betrifft. Wir müssen die Fernwärme dekarbonisieren. In-
sofern kann ich Sie beruhigen, wir sind auf jeden Fall auf
Ihrer Seite. Es gab auch einen „Standard“-Artikel diese
Woche, wo unsere Position ganz deutlich gemacht wurde,
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dass wir diesbezüglich möglichst schnell eine Erleichte-
rung schaffen müssen, damit wir mit der Geothermie wei-
terkommen.

Ich möchte auf ein paar andere Anträge eingehen, die
heute zur Abstimmung kommen werden. Es gibt einen
FPÖ-Antrag zur Nahversorgung. Auch diesem Antrag
werden wir zustimmen, obwohl wir ihn für nicht weit genug
gehend halten. Aber man kann ihm trotzdem zustimmen.
Ich möchte aber auf jeden Fall betonen, dass es extrem
wichtig ist, in Wien in den Gemüsebau, in den Gartenbau
zu investieren und dass es extrem wichtig ist, den Aus-
stieg aus Gas zu schaffen. Ich bin deswegen für den An-
trag, weil wir, wenn wir die regionale Landwirtschaft schüt-
zen, auch die regionale Landwirtschaft unterstützen, und
da haben wir auch mit Maßnahmen einzugreifen, insofern:
Ja zu diesem Antrag.

Es gibt aber auch noch meinen Lieblingsantrag von
der ÖVP, der lautet: Jährliche Fortschrittsberichte zum
Vorhaben „Raus aus Gas“. Ich muss ehrlich sagen, das
ist ein bisschen dreist, dass sich die ÖVP hier herstellt und
Anträge zum Thema „Raus aus Gas“ stellt. (GR Ing. Udo
Guggenbichler, MSc: Gott sei Dank seid ihr nie dreist!)
Das ist wirklich eine ziemliche Frechheit, weil wir alle ganz
genau wissen, wie die Blockaden auf Bundesebene zum
EWG ausgeschaut haben. Nun hier herzukommen und zu
sagen, oh, wir brauchen jährliche Berichte, damit wir end-
lich raus aus dem Gas kommen, ist eine Frechheit. (Beifall
von GR Mag. Dietbert Kowarik. - GR Ing. Udo Guggen-
bichler, MSc: Das ist eine Frechheit, da hat sie recht.) In-
sofern werden wir diesem Antrag nicht zustimmen, weil
das absurderweise auch noch von der Antibürokratisie-
rungspartei kommt, das finde ich echt ein bisschen witz-
los. Wobei natürlich auch nicht vergessen werden darf,
dass es nicht nur die ÖVP war, die blockiert hat auf Bun-
desebene, es war auch die Rolle der SPÖ, der Bundes-
SPÖ, keine sehr berühmte. Ich kann fairerweise sagen:
Hätten wir nur mit der Wiener SPÖ verhandelt und hätten
wir nur mit dem StR Czernohorszky verhandelt, hätte das
vielleicht ein bisschen anders ausgeschaut. Es war aber
leider nicht so. Es sind ja anscheinend mehrere SPÖs ge-
wesen, mit denen man da verhandelt hat. Leider hat sich
das Ganze sehr in die Länge gezogen, und wir haben da,
glaube ich, den richtigen Zeitpunkt verpasst, um ein or-
dentliches, schönes, rundes Paket, das wir in diesem
Haus sehr begrüßt hätten, abzuschließen. Da hat es lei-
der auf mehreren Seiten, außer auf Seiten der GRÜNEN,
Blockaden gegeben.

Ich möchte auch noch die Gelegenheit nutzen, auf die
FPÖ einzugehen. Denn ich glaube, Sie machen etwas,
was Sie am liebsten machen, nämlich Angst schüren.
Wenn wir versprechen, dass wir raus aus dem Gas müs-
sen, dann machen wir das, weil wir die Wärmewende
schaffen müssen und weil wir uns auch befreien wollen
von der Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen, von auto-
kratischen Diktaturen. (GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc:
D’accord, d’accord.) - Und dann kommen Sie her und ma-
chen den Menschen Angst und sagen: Wer soll das jetzt
machen? Wer soll das bezahlen? Ja, natürlich überlegen
wir uns, wie wir das machen. Auch im Bund haben wir

sehr viel Geld beschlossen dafür, dass der Heizungsaus-
tausch mitfinanziert wird. Insofern hören Sie auf (GR Mag.
Dietbert Kowarik: Da sind wir bei der Bundesministe-
rin …), den Menschen Angst zu machen. Und lassen
Sie … (GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Geben Sie uns
die Zahlen! Geben Sie uns die Zahlen!) Geh bitte, 75 Pro-
zent Förderung gibt es für den Heizungsumtausch und
100 Prozent für einkommensschwache Haushalte. Also
bitte, hören Sie auf mit dieser Angstmache. (Beifall bei
den GRÜNEN.)

Ich möchte die Gelegenheit auch nutzen ... (GR Mag.
Dietbert Kowarik: Wer zahlt diese Förderung? Der Banko-
mat zahlt das!) Ich möchte die Gelegenheit auch nutzen,
einen Antrag zu stellen. (GR Ing. Udo Guggenbichler,
MSc: … Hypothek in die Zukunft … Sie machen einfach
nur Schulden!) Geh bitte. Ich möchte hier einen Antrag
stellen, der etwas ungewöhnlich erscheint vielleicht, et-
was Neues darstellt. (GR Mag. Dietbert Kowarik: So einen
Schmarrn muss man sich nicht anhören.) Wir haben letzte
Woche am Schluss der Verhandlungen bei der Bauord-
nung gesagt: Nach der Bauordnung ist vor der Bauord-
nung, und deswegen möchte ich hier einen Antrag prä-
sentieren, der sich mit dem Thema der Kreislaufwirtschaft
befasst, nämlich der Kreislaufwirtschaft in dem Sinne,
dass man auch das Wiener Wasser betrachtet. Sie wissen
ja, dass die Wasserversorgungsysteme weltweit zu einer
Zeit entstanden sind, in der von Klimaerwärmung noch
lange gar keine Rede war. Wir sind grundsätzlich in Wien
ja in einer glücklichen Situation. (Zwischenruf.) Oh, mir
fehlt Zeit.

Jedenfalls: Wir sind in einer guten Situation, und ich
möchte eine neue Richtung einschlagen, ich möchte,
dass wir uns überlegen, wie wir mit unseren Wasserres-
sourcen effizient umgehen, und stelle deswegen auch den
Antrag, dass wir Grauwassernutzung im Gebäudebereich
vorschreiben. Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit
war 10 Minuten. Die Restredezeit für die GRÜNEN ist da-
her 17 Minuten. Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Dr.
Mantl, MA, die selbstgewählte Redezeit ist 11 Minuten,
und ich erteile ihm das Wort.

GR Dr. Josef Mantl, MA (ÖVP): Sehr geehrter Herr
Vorsitzender, sehr geehrter Herr Stadtrat, hoher Gemein-
derat, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Da-
men und Herren!

Drei Jahre rot-pinke Stadtregierung. Was war, was ist
und vor allem: Was kommt? Was blieb von der Aufbruchs-
stimmung, den Visionsversprechen und der überambitio-
nierten Inszenierung der frisch deklarierten Wiener Stadt-
regierung, die sich unironisch zur sozialliberalen Fort-
schrittskoalition erklärt hat, übrig? - Heute, über eine Re-
gierungshalbzeit später, sind noch nicht viele der damals
angekündigten großen Versprechungen realisiert worden.
In knapp zwei Jahren findet diese Legislaturperiode ein
Ende, und im Bereich des Klima- und Umweltschutzes
sollte im Sinne der Versprechen des Wiener Klimafahr-
plans mit höchster Priorität an den zahlreichen, aber noch
offenen Baustellen gearbeitet werden, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
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In den Medien wird seitens der Wiener Stadtregierung
immer wieder betont, dass man mit Hochdruck an der Um-
setzung der eigenen Vorhaben arbeite und diese mit gro-
ßen Schritten voranschreiten. Da kommen wir allerdings
zu einem fundamentalen Problem, das sich wie ein roter
Faden durchzieht: Es fehlt an Transparenz und objektiver
Nachvollziehbarkeit, wenn es um den aktuellen Stand be-
ziehungsweise die Umsetzung vieler Vorhaben geht.

So hat die Stadtregierung bereits in ihrem Regierungs-
übereinkommen angekündigt, bis 2025 25.000 neue
Bäume pflanzen zu wollen. Im Zuge der Baumoffensive
für Wien hätten seit dem Jahr 2020 jährlich in etwa 4.500
Bäume gepflanzt werden sollen. Wie es um die Umset-
zung dieses Vorhabens steht, wissen wir leider nicht. Im
Regierungsmonitor, in welchem die Umsetzung der Vor-
haben der Wiener Stadtregierung veranschaulicht wird,
steht lediglich: in Umsetzung. Auch eine Anfrage der Wie-
ner Volkspartei zu dieser Thematik blieb weitgehend un-
beantwortet. Es ist somit bis jetzt nicht nachvollziehbar,
wie viele der 25.000 neuen Bäume bereits in Wien einge-
setzt sind. In den Medien war und ist immer wieder von
vertrockneten Jungbäumen zu lesen.

Ein zweites Beispiel: Wien soll nach dem Wiener Kli-
mafahrplan bis 2040 klimaneutral sein. Zur Erreichung
dieses großen Ziels stellt vor allem der Gebäudebereich
verwoben mit den Großthemen Energieversorgung und
Wohnbau einen wesentlichen Eckpfeiler dar. In den Me-
dien hört und liest man immer wieder, dass die Dekarbo-
nisierung der Stadt im Gebäudesektor auf Hochtouren
laufe. Eine vor Kurzem eingegangene Anfragebeantwor-
tung zur Umsetzung des Vorhabens „Raus aus Gas - Wie-
ner Wärme und Kälte 2040“ hat gezeigt, dass scheinbar
kaum aktuelle Daten und relevante Indikatorzahlen zum
entsprechenden Vorhaben bekannt sind, an welchen man
die vielzitierten Erfolge und Bemühungen konkret festma-
chen könnte. So wird in Wien darin beispielsweise auf
Treibhausgasemissionstatistiken aus dem Jahr 2020 ver-
wiesen. Damit wären wir beim Stand des letzten Wahljah-
res. Der Kennwert des Energieverbrauchs pro Kopf für
Raumwärme und Warmwasser in Wien stammt immerhin
aus dem Jahr 2021. Da sollte ganz im Sinne der Transpa-
renz und der Nachvollziehbarkeit entsprechend nachge-
bessert werden. Wir fordern daher im Zuge eines Be-
schlussantrages einen entsprechenden jährlichen Fort-
schrittsbericht, der objektiv messbar den aktuellen Stand
des Vorhabens „Raus aus Gas“ widerspiegelt, meine sehr
geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Dies ist insbesondere wichtig, damit ein guter Über-
blick über alle relevanten Daten vorhanden ist und auch
falschen Entwicklungen rechtzeitig gegengesteuert wer-
den kann. Mit einem Budget von 1,81 Milliarden EUR für
2024 und 1,83 Milliarden EUR für 2025 und sohin rund
3,64 Milliarden EUR für die beiden folgenden Jahre dieser
Legislaturperiode wird ein gutes finanzielles Fundament
für weitere Maßnahmen in nächster und näherer Zukunft
geschaffen. Dieses Budget, das in Wien sogar das viert-
höchste Ressortbudget darstellt, und auch die Bundesre-
gierung, die für 2024 ganze 180 Millionen EUR mehr für
Umwelt- und Klimaschutz zur Verfügung stellt als 2023,

bieten eine Vielzahl an Chancen und Möglichkeiten für
den Umwelt- und Klimaschutz in Wien und Österreich.

Gerade jetzt, mit dem Budget im Rücken, ist es wich-
tig, dass die Wiener Stadtregierung ihre notwendig ambi-
tionierten Pläne drei Jahre nach Amtsantritt vollends rea-
lisiert. Aber, um es noch einmal klar zu sagen, diese Um-
setzung muss immer mit der entsprechenden Transpa-
renz und Nachvollziehbarkeit und Nachhaltigkeit erfolgen,
meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der
ÖVP.)

So wäre, wie gesagt, wie in unserem Beschlussantrag
gefordert, ein jährlicher Fortschrittsbericht zur Initiative
„Raus aus Gas“ ein wichtiger Schritt hin zur Transparenz,
dem großen Wahlversprechen der NEOS. Wir warten
auch noch immer auf eine bereits mehrfach geforderte,
vollständige Veröffentlichung der Wiener Stadtklimaana-
lyse 2020. Diese ist - da sind wir uns sicherlich alle einig -
ein essenziell wichtiges Planungsinstrument für eine kli-
masensible Stadtplanung. Wesentliche Aspekte wie etwa
Szenarienberichte und Karten oder eine Planungshin-
weiskarte mit Aussagen zu konkreten Standorten wurden
der Öffentlichkeit nicht zugänglich gemacht. Damit das In-
strument der Stadtklimaanalyse sein volles Potenzial aus-
schöpfen kann, ist daher eine vollständige Veröffentli-
chung eine entscheidende Maßnahme, und diese fordern
wir, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei
der ÖVP und von GRin Mag. Ulrike Nittmann.)

Wir alle sind uns der immer größer werdenden Aufga-
ben, vor die uns der Klimawandel stellt, bewusst. Gerade
vor diesem Hintergrund ist es wichtig, sich Partner zu su-
chen, die einem bei der Bewältigung der zahlreich damit
in Zusammenhang stehenden Herausforderungen helfen.
Ich möchte sehr positiv erwähnen, dass wir mit der Um-
weltanwältin Iris Tichelmann eine versierte Partnerin an
unserer Seite haben, deren Arbeit sich nicht nur durch
Fachkenntnis, sondern auch durch ihre persönliche Natur-
verbundenheit und Ambition auszeichnet. Große Rele-
vanz hat sicherlich ein Fokus der Arbeit der Umweltan-
waltschaft auf das Erschließen neuer Grünflachen, da
dies nicht nur einen Einfluss auf die Erhaltung der Bio-
diversität in Wien hat, sondern auch zur Steigerung der
Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener beiträgt.
Klima heißt vor allem auch Bildung. So ist die Arbeit in
puncto Umweltbewusstseinsbildung essenziell für das
Weiterkommen in der Sache. Ganz allgemein sind viele
Themen, die in der Umweltanwaltschaft seit Jahren bear-
beitet werden, aktueller denn je, wie zum Beispiel Licht-
verschmutzung, Gefahren für Wildtiere, Atomschutz oder
der Ausbau erneuerbarer Energien. Ich möchte mich mit
meinen Kolleginnen und Kollegen für dieses Engagement
bedanken und diesen wichtigen Beitrag der Umweltan-
waltschaft hervorheben und betonen, dass wir diese Ziele
teilen.

Abschließend ist es mir ein Mal mehr wichtig zu beto-
nen: Es ist an der Zeit, dass die Wiener Stadtregierung all
ihre Ankündigungen auch wirklich in die Tat umsetzt. An-
packen ist gefragt im Sinne der Umwelt, des Klimas und
des Wohlergehens der Wienerinnen und Wiener. Danke
schön. (Beifall bei der ÖVP.)
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Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Die Redezeit
war 8 Minuten. Die Restredezeit für die ÖVP ist daher 24
Minuten. Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Mag.
Auer-Stüger, und ich erteile es ihm. Die selbstgewählte
Redezeit ist 10 Minuten.

GR Mag. Stephan Auer-Stüger (SPÖ): Sehr geehrter
Herr Vorsitzender, werter Stadtrat, liebe Kolleginnen und
Kollegen!

Das Budget unserer Geschäftsgruppe ist ein guter
Zeitpunkt, um einmal detailliert in einzelne Abteilungen
hineinzuschauen, und ich freue mich sehr, dass ich heute
großteils über die MA 20 reden darf, was sich gut an-
schließt an die bisherigen Reden, weil im Zentrum der Ar-
beit der MA 20 die Energiewende steht.

Die MA 20 ist ja noch relativ jung, es gibt sie erst seit
2010, und wenn man sich vergegenwärtigt, welche zent-
rale Rolle die MA 20 jetzt spielt bei unserem Vorhaben,
dann sieht man, wie wichtig sie ist. Das lässt sich auch
ableiten, wenn man nur einen kurzen Blick in die Ge-
schäftseinteilung wirft und man dort liest von Dekarboni-
sierung des Energiesystems, Steigerung der Energieeffi-
zienz, Forcierung erneuerbarer Energien, Weiterentwick-
lung der Energieraumplanung und Umsetzen von innova-
tiven Beteiligungsformaten. An diesen wenigen Punkten
sieht man nicht nur, wie breit das Aufgabengebiet im spe-
ziellen Thema Energie ist, sondern auch, wie wichtig die
Arbeit der MA 20 ist. Und bevor ich es dann vergesse,
möchte ich mich jetzt schon bei allen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der MA 20 für ihre hervorragende und zum
Teil höchst innovative Arbeit bedanken. (Beifall bei SPÖ
und NEOS.)

Diese innovative Kraft ist auch gefragt, zum Beispiel
beim Thema „Raus aus Gas“. Sie kennen das Vorhaben
von unserem Stadtrat, anhand von 100 innovativen Bei-
spielen aufzuzeigen: Wie können wir die Wärmewende
schaffen?

Ich habe wirklich keine Lust, meine Redezeit mit der
FPÖ zu verschwenden. Aber man kann es sich schon
leicht machen. Man kann herausgehen, sich lustig ma-
chen - das hatten wir heute schon bei der Mobilität -, ob
die Pointen gut gesetzt sind, ist etwas anderes … Man
kann es sich einfach leicht machen und sagen: Das
schafft ihr nie, das geht sich nie aus, wovon redet ihr da
eigentlich? Aber dafür ist das Thema viel zu ernst.

Ja, es gibt noch immer offene Fragen, wie das jetzt
vonstattengehen soll, aber eines ist klar: Wir haben nicht
mehr viel Zeit, dieser Planet verträgt auch nicht mehr,
dass wir lange warten. Das Ziel von uns ist allen klar, wir
wollen raus aus der fossilen Versorgung bei der Wärme.
Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten, politisch: Sich davor drü-
cken, sich lustig machen, es sich leicht machen oder sich
der Verantwortung stellen. Diese Regierung stellt sich der
Verantwortung, das machen wir tagtäglich für die Wiene-
rinnen und Wiener. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Daher sind auch solche Formate, wie zum Beispiel die
Wiener Klimatour, so wichtig, um die sich auch die MA 20
kümmert. Wenn man heuer in den warmen Monaten in
dieser Stadt mit offenen Augen unterwegs war im öffentli-
chen Raum, dann kann ich es mir fast nicht vorstellen,
dass man nicht irgendwo die Wiener Klimatour getroffen

hat. Sie war in den Freibädern, sie war im Zoo, sie war bei
den Festen am Rathausplatz, bei den Festen vor der Hof-
burg, und so weiter. Ich war mit meinen Kindern im Zoo,
ich gebe zu, ich wusste nicht, dass die Klimatour da sein
würde - auch mir passiert das, ich schaue nicht jeden Tag
in den Kalender, meistens, aber nicht täglich -, und es war
schön, zu beobachten, wie sehr die Menschen, die ein-
fach einen Tag im Zoo verbringen wollen, dieses Angebot
der Stadt Wien nutzen und sich informieren, zu fragen:
Was macht die Stadt Wien? Das ist ja nicht nur ein Lobes-
wagerl, das da herumfährt und sagt: Wir sind super. Man
kann das ja auch nachlesen. Es ist in verschiedenen Ka-
piteln dargestellt, was die Herausforderungen sind. Da
entstehen wirklich spannende Gespräche, was wiederum
auch wichtig ist für die Kolleginnen und Kollegen, die dort
im Einsatz sind. Auch das sind Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Stadt Wien, die sich Sonntagnachmittag in
den Zoo stellen und mit den Wienerinnen und Wienern
und vielen BesucherInnen aus Österreich und dem Aus-
land darüber diskutieren: Wie schaffen wir die Klima-
wende? - Dafür möchte ich mich recht herzlich bedanken.
(Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Was ich schon spannend finde - wie immer mit Verve
vorgetragen vom Kollegen Mantl -, sind die Forderungen,
was die Wärmewende für Wien betrifft. Wäre es dann
nicht klug gewesen, zumindest ein Mal einem Energie-
raumplan zuzustimmen? - Die ÖVP hat es tatsächlich zu-
stande gebracht, bei 23 Energieraumplänen für 23 Be-
zirke bei jedem Nein zu sagen. (GRin Dipl.-Ing. Elisabeth
Olischar, BSc: Ja!) Das ist eine große Leistung. Elisabeth,
ich weiß, du kannst jetzt nicht mehr argumentieren, aber
so kommen wir keinen Meter weiter. Das ist wieder der
Unterschied: Man kann es sich leicht machen und dann
einfach hier Forderungen aufstellen, sich wieder auf die
Bank setzen und zurücklehnen, oder man übernimmt Ver-
antwortung, und das tun wir. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Wir übernehmen auch Verantwortung, dass wir die
Leute nicht allein lassen, und da geht es nicht mehr um
Geld. Geld ist wichtig, und ich glaube, diese Regierung
hat in den letzten zwei Jahren mit den Maßnahmen, die
wir gesetzt haben, auch bei der Energieunterstützung, be-
wiesen, dass wir niemanden allein lassen in der Stadt. Die
MA 20 kümmert sich zum Beispiel auch um die Energie-
beratung für armutsgefährdete Haushalte, weil wir eben
niemanden allein lassen. (GR Ing. Udo Guggenbichler,
MSc: Hast du etwas vom Dekarbonisierungsgesetz ge-
hört?) Natürlich sind die Leute verunsichert, das verstehe
ich schon. Wenn du die Zeitung aufschlägst, in den Fern-
seher oder ins Internet schaust, dann fragst du dich
schon: Wie geht das jetzt weiter? Was machen wir da? Da
kann man mit relativ leicht umsetzbaren Maßnahmen
schon dazu beitragen, dass die Energierechnung gar
nicht so hoch wird. Dieser Verantwortung stellen wir uns,
und daher gibt es die Energieberatung der MA 20. Auch
die wird mit diesem Budget fortgesetzt.

Damit sind wir auch wieder bei der politischen Verant-
wortung. Wenn man will, dass es diese Beratungen gibt,
wenn man will, dass es die Förderungen für die Haushalte
gibt, die Ihnen (in Richtung FPÖ) offensichtlich so wichtig
sind, wenn man Ihren Reden zuhört, dann müssen Sie
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dem Budget auch zustimmen, sonst gibt es kein Geld da-
für. (GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Super! Wer scha-
det …) Unsere Fraktionen werden diesem Budget zustim-
men, genau deswegen, weil wir Verantwortung überneh-
men.

Kollege Gara hat schon einiges zur Sonnenstromof-
fensive gesagt. Auch die wird fortgesetzt und ist bei der
MA 20 wieder mit einem erhöhten Betrag dotiert. Da bin
ich sehr froh. Auch da kann man jetzt über Anfragen dis-
kutieren und sich über die Antworten lustig machen, die
man bekommt. (GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Das
hast du selbst gesagt!) Ich finde es halt schade, dass man
sich als Abgeordneter lustig macht über diese Instru-
mente, die uns zur Verfügung stehen. Tatsache ist, dass
die Sonnenstromoffensive wirkt. Da reicht ein Blick auf
das Dashboard der MA 20. Da sind wir bei Transparenz
und auch die stellt die MA 20 sicher durch ihre Arbeit.
Auch das wird mit diesem Budget finanziert.

Zum Abschluss noch ein großes Dankeschön für die
Arbeit der Wiener Klimateams der MA 20. Ich habe schon
über die Beteiligungsformate gesprochen. Es war eine
Freude, auch heuer beim zweiten Durchgang dabei zu
sein, wieder in drei Bezirken. Danke an Währing, Mariahilf
und Floridsdorf. Ich war bei einigen Workshops dabei. Es
ist ganz spannend, was da kommt. Die Idee der Klima-
teams ist ja, auch das ExpertInnenwissen der Menschen
vor Ort zu nutzen. Das eine ist der Klimaschutz im Großen
- auch wenn wir uns in Wien nicht um alles kümmern kön-
nen, wir machen das schon. Aber bei der Klimawandelan-
passung und dem Mikroklima kann man wirklich ganz hin-
ein ins Grätzl gehen, da reichen ein paar Quadratmeter,
um die man sich kümmern kann, und da kommen ganz
spannende Rückmeldungen von den Menschen. Auch
dieses Format, das gewählt wurde, die Jury per Losent-
scheid auszuwählen … Wenn sich dann hunderte Wiene-
rInnen, die da ausgelost wurden, an einem Wochenende
hier im Rathaus treffen, zwei Tage lag miteinander dar-
über diskutieren: Was können wir umsetzen? Was wollen
wir? Wo setzen wir Prioritäten? Dann ist das ganz span-
nend für die Demokratie in dieser Stadt, aber auch für die
Klima- und Umweltpolitik. Ich möchte mich bei jedem ein-
zelnen Bürger, bei jeder Bürgerin, die einen Vorschlag ge-
bracht haben, die sich bei den Workshops eingebracht ha-
ben oder die sich bei der Jury eingebracht haben, recht
herzlich bedanken für dieses Engagement. (Beifall bei der
SPÖ.)

Am Ende meiner Rede ein großes Dankeschön an die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 48. Ich darf ja in
meinem Ausschuss auch Berichterstatter für die MA 48
sein, das mache ich auch sehr gern. Vor allem, wenn man
jetzt hinausgeht … Es ist kalt, es ist nass, und die 48er
kümmert sich jede Stunde, Tag und Nacht in allen 23 Be-
zirken darum, dass es in dieser Stadt sauber ist. Ein gro-
ßes Dankeschön vom Wiener Gemeinderat für diese ganz
wichtige Arbeit. (Beifall von SPÖ, GRÜNEN und NEOS.)

Aber wir finanzieren nicht nur die Alltagsarbeit der
MA 48 mit diesem Budget. Die MA 48 ist extrem wichtig
für den Klimaschutz, die Kreislaufwirtschaft, für die Frage,
wie wir mit den Rohstoffen umgehen, und die Organisa-
tion des Sammelwesens. In dieser Stadt sind fast 450.000

Behälter betreut von der MA 48. Das ist extrem wichtig,
und ich glaube, wir müssen in unserer Arbeit im nächsten
Jahr unseren Fokus noch viel mehr darauf hinwenden, wie
wir mit unseren Rohstoffen umgehen. Da gehört auch der
Müll dazu, denn aus Müll wird wieder der Rohstoff für die
Zukunft.

Auch da ein großes Dankeschön an die 48er und ihren
Beitrag für mehr Klimaschutz in der Stadt Wien! Und bei
Ihnen möchte ich mich für die Aufmerksamkeit bedanken,
stimmen Sie diesem Budget zu, es zahlt sich aus! (Beifall
bei SPÖ, GRÜNEN und NEOS.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu
Wort gemeldet ist Herr GR Kieslich, und ich erteile es ihm.
Selbstgewählte Redezeit sieben Minuten. Bitte, Herr Ge-
meinderat.

GR Wolfgang Kieslich (Klubungebundener Manda-
tar): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr
Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wir Freiheitlichen stehen für den Umweltschutz,
allerdings dort, wo es Sinn macht, mit Verstand, ohne
Hysterie und ohne Arbeitsplätze zu gefährden. Ich komme
heute auf ein Thema Flächenversiegelung zu sprechen,
das ganz Wien beziehungsweise ganz Österreich be-
schäftigt, im Speziellen aber auch meinen Heimatbezirk
Simmering.

Die Flächenversiegelung betrifft nicht nur meinen Hei-
matbezirk Simmering, sondern wirkt sich auch auf die ge-
samte Stadt Wien aus. Lassen Sie uns einige Fakten be-
trachten: In den letzten Jahren wurden in ganz Österreich
150.000 ha Agrarfläche verbaut, was der Größe des ge-
samten Burgenlandes entspricht. Dieser beispiellose Ver-
lust an Grünflächen und landwirtschaftlichem Boden hat
dramatische Folgen für unser Klima, unsere Biodiversität
und unser städtisches Leben. In Simmering, einem Be-
zirk, der noch viel Grünfläche bietet, sehen wir nun eine
neue Welle von Bauprojekten auf uns zukommen. Ge-
bäude sind in Planung beziehungsweise entstehen, wo
einst Natur war, und wir verlieren mit jedem Quadratmeter
versiegelter Fläche ein Stück unserer Umwelt, unserer Le-
bensqualität und unserer Zukunft für die Kinder.

Diese Entwicklung ist nicht nur eine ökologische Kata-
strophe, sondern auch eine soziale. Wir sehen, wie le-
benswerte ländliche Teile unseres Bezirks unter dem
Druck der städtischen Expansion verschwinden. Was
dann bleibt, sind Betonwüsten, die unsere Lebensqualität
mindern und unsere Kinder um die Erfahrung bringen, wie
es ist, in einer naturnahen Umgebung aufzuwachsen, so
wie es mir zum Glück noch zuteil wurde.

Die derzeitige Politik hat diesen Trend nicht nur igno-
riert, sondern aktiv vorangetrieben. Unter der Regierung
der SPÖ seit 2010 werden in Wien immense Flächen zu-
betoniert, die meisten in den Bezirken Simmering, Favori-
ten und Donaustadt. Dies steht im krassen Widerspruch
zu den behaupteten Zielen der nachhaltigen Stadtent-
wicklung und der Schaffung von mehr Grünräumen in der
Stadt. Wir Freiheitliche in Simmering haben deshalb eine
Petition gegen die Flächenversiegelung gestartet, um die-
sen Trend zu stoppen. Es geht um die Bewahrung unserer
Grünflächen, um den Schutz des Grundwassers und nicht
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zuletzt um die Erhaltung einer lebenswerten Umgebung
für uns alle.

Kollege Holzmann hat heute in der vorherigen Debatte
von der Stadtentwicklung Kaiserebersdorf gesprochen
und auch gemeint, dass die Bürger mit eingebunden wer-
den. Ich bin bei dir, Kollege Holzmann! Das findet zwar
statt. Wir sehen aber etwa auch bei der Umgestaltung des
Enkplatzes: Da gibt es eine Umfrage, an der man sich be-
teiligen kann. Im Endeffekt ist das aber - wie soll man sa-
gen - ein bisschen wie die Priorin-Werbung. Ich nehme
an, Priorin werden noch alle kennen. Viel kann man sich
da nicht aussuchen. Das ist so: Eins links, zwei rechts o-
der doch umgekehrt. Viel mehr können die Bürger am
Ende des Tages nicht mitentscheiden. Wie der Enkplatz
ausschauen soll, steht insgesamt eh schon vorher fest.
Und das wird bei der Stadtentwicklung Kaiserebersdorf
auch nicht anders sein: Man gibt den Bürgern das Gefühl,
mitgestalten und mitbestimmen zu dürfen. Und im Endef-
fekt geht es um Äuzerln, die vielleicht auf Wunsch der Bür-
ger noch abgeändert werden.

Es ist an der Zeit, dass wir Alternativen suchen und
finden. Wir müssen bereits versiegelte Flächen - das ist
ganz einfach unser Vorschlag - besser nutzen, beispiels-
weise durch die Sanierung von Altbauten und die Verdich-
tung bestehender urbaner Gebiete, anstatt neue Grünflä-
chen zu zerstören. Es gibt zehntausende leerstehende
Wohnungen in Wien. Warum nutzen wir diese nicht bes-
ser, anstatt neue zu bauen?

Alles, was für Simmering gilt, gilt natürlich noch viel
massiver für die Donaustadt: Berechnungen von unserem
Gemeinderat Toni Mahdalik deuten darauf hin, dass man
dort auf 400.000 Bewohner im Jahr 2040 kommen wird.
Und das wird sich mit der Umwelt irgendwann nimmer ver-
tragen!

In diesem Sinne: Das ist meine letzte Rede für heute,
und ich wünsche einen schönen Sitzungsfortgang! (Beifall
bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort
gemeldet ist Frau GRin Mag. Pipal-Leixner, und ich erteile
es ihr. Selbstgewählte Redezeit zehn Minuten. Bitte.

GRin Mag. Angelika Pipal-Leixner, MBA (NEOS):
Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer!

Wir haben heute hier schon über Klimaschutz im Hin-
blick auf den Energie- und Gebäudesektor und den Ver-
kehrsbereich gesprochen. Das sind zwei ganz wichtige
Sektoren, in denen wir viel zu tun haben, um bis 2040 kli-
maneutral zu werden. Ich möchte nun noch um das große
Thema der Klimawandelanpassung ergänzen. Ich habe
heute am Vormittag schon die Umfrage zur äußeren Ma-
riahilfer Straße erwähnt, aus der ganz deutlich hervorge-
gangen ist, was sich die Wienerinnen und Wiener für
diese Straße wünschen. Die meisten Bürgerbeteiligungs-
formate ergeben ein ganz ähnliches Bild. Die Menschen
wünschen sich mehr Bäume, mehr Begrünung, mehr
Bankerln, mehr Aufenthaltsqualität, mehr Platz für Men-
schen, die zu Fuß und mit dem Rad unterwegs sind. Des-
halb spielen die Stadtgärtnerinnen und Stadtgärtner der
MA 42 eine bedeutsame Rolle, denn Bäume und Grünflä-

chen werden überall gebraucht, seien es neue Parks, o-
der sei es die Umgestaltung von Straßen, Gassen und
Plätzen.

Wir wissen ganz genau: Um die Stadt für die Wiene-
rinnen und Wiener lebenswert zu erhalten, müssen wir sie
vor dem nicht mehr verhinderbaren Teil des Klimawandels
schützen. Deshalb passen wir den öffentlichen Raum
Schritt für Schritt der heißer werdenden Stadt an. Da gibt
es einerseits große Projekte, die zentral von der Stadt fi-
nanziert werden, andererseits gibt es Bezirksprojekte, die
wir mit dem Förderprogramm „Lebenswerte Klimamuster-
stadt“ unterstützen. Außerdem gibt es Projekte von Bür-
gerinnen und Bürgern, zum Beispiel im Rahmen von
Agendagruppen oder der Klimateams, die mein Kollege
Auer-Stüger gerade erwähnt hat.

Zu den zentral finanzierten Projekten: Es gibt da zum
Beispiel ein wunderschönes neues Parkprojekt, nämlich
den Walter-Kuhn-Park im 10. Bezirk, das ist der große
neue Park im Stadtentwicklungsgebiet „Neues Landgut“,
wo auch ein Bildungscampus entstanden ist. Ein großer
Teil davon wurde im September heurigen Jahres schon
eröffnet, und bis Sommer nächsten Jahres werden außer-
dem noch ein Klimawald und großzügige naturbelassene
Wiesenflächen entstehen. In diesem Klimawald werden
166 Bäume dicht gepflanzt, mit Sträuchern dazwischen,
einer Blumenwiese, mit Hängematten. Man bekommt dort
also wirklich ein naturnahes Lebensgefühl, und das wird
sich natürlich im Laufe der Zeit noch verbessern, wenn die
Bäume größer, die Sträucher dichter und die Blumen bun-
ter werden. Im östlichsten Teil wird dann noch eine wei-
tere Wiesenfläche mit Biodiversität entstehen, die Heimat
für viele Tier- und Pflanzenarten bietet. (Beifall bei NEOS
und SPÖ.)

Zu den Bezirksprojekten: Wir von der Fortschrittskoa-
lition haben uns im Koalitionsabkommen 2020 vorgenom-
men, die Bezirke bei der Umgestaltung des öffentlichen
Raumes, bei Begrünung und Klimawandelanpassung zu
unterstützen. Dafür wurde das Bezirksförderprogramm
„Lebenswerte Klimamusterstadt“ ins Leben gerufen, das
mit 20 Millionen EUR pro Jahr und mit 100 Millionen EUR
in der Legislaturperiode dotiert ist. Wir unterstützen damit
die Bezirke, damit Sie mehr in diesem Bereich machen
können, als sie es mit ihrem Bezirksbudget schaffen wür-
den. Budgeteinschränkungen dürfen nämlich nicht der
Grund dafür sein, dass wir bei der Klimawandelanpas-
sung auf die Bremse steigen.

Es gab bisher 228 geförderte Projekte, im Schnitt gab
es dafür eine Förderung von 70 Prozent von der Stadt. Im
Rahmen des Projektes „Lebenswerte Klimamusterstadt“
wurden 1.919 Bäume gesetzt, über 100.000 m² wurden
entsiegelt, 51.000 davon durch Begrünung, der Rest
durch versickerungsfähige Pflasterung. 7 Brunnen, 135
Trinkbrunnen und 1.854 Sitzgelegenheiten wurden errich-
tet. All das geschieht für mehr Lebensqualität im öffentli-
chen Raum, für eine angenehmere, lebenswertere Stadt,
besonders in heißen Sommern.

Ein weiteres attraktives Projekt, das gefördert wurde,
ist der Czapkapark im 3. Bezirk. Das ist ein versteckter
kleiner Park, vielleicht kennen ihn viele von Ihnen gar
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nicht. Dort ist es uns gelungen, das Park-Feeling auszu-
weiten, indem neue Bäume gepflanzt wurden. Es wurden
zusätzliche Flächen entsiegelt, Sonnensegel, Trinkbrun-
nen und Wasserrinnen errichtet. Im 5. Bezirk wurde der
Leopold-Rister-Park mit mehr Grünflächen, zusätzlichen
Bäumen, einem Wasserspiel und einem neuen Spielplatz
neu gestaltet. Ein weiteres Beispiel ist im 12. Bezirk der
Paula-von-Mirtow-Park, der um 2.720 m² vergrößert
wurde und so doppelt so viel Grünfläche bekommen hat.
Es gibt dort ab jetzt eine Spiel- und Liegefläche mit einem
Landschaftsrasen, einem unempfindlichen Rasen, auf
dem man auch herumlaufen und liegen darf, andererseits
gibt es aber auch eine Wildblumenwiese, die höchstens
zwei Mal pro Jahr gemäht wird, um die Biodiversität im
innerstädtischen Raum zu erhalten. (Beifall bei NEOS und
SPÖ.) Da gibt es Zustimmung aus Meidling!

Ein besonders großes Projekt ist im 23. Bezirk gelun-
gen. Der Stadtpark Atzgersdorf, der ehemalige Camping-
platz Wien Süd, mit 27.000 m² ist jetzt der Öffentlichkeit
zur Verfügung gestellt worden. In dieser Grünoase gibt es
300 Bäume, einen wunderbaren Altbaumbestand, natur-
belassene Blumenwiesen, und es ist natürlich ein beson-
deres Asset, dass sich der Park direkt an der Liesing be-
findet, wodurch die wunderbare Möglichkeit besteht, dort
im Sommer zu pritscheln. Es wurde ein Wasserspielplatz
gestaltet, und das ist natürlich besonders für Kinder, aber
auch für Erwachsene eine ganz tolle Sache.

Nun zu den BürgerInnenprojekten, die auch eine Art
und Weise darstellen, die Stadt dem Klimawandel anzu-
passen. Das geschieht zum Beispiel im Rahmen des Kli-
mateams, unseres partizipativen Klimabudgets. So wurde
zum Beispiel in Simmering - einem der Pilotbezirke im vo-
rigen Jahr - ein Projekt bereits umgesetzt, und zwar ein
familiengerechter Naturlehrpfad. Dieser befindet sich zwi-
schen der Florian-Hedorfer-Straße und dem Schloss Neu-
gebäude und bietet jetzt einen Erholungsraum für Kinder,
aber auch für Erwachsene mit Spiel- und Sportgeräten,
Lehrtafeln, Sitzbänken und bunten Blühstreifen.

Ich spreche hier jedes Jahr auch gerne über die Lo-
kale Agenda 21. Die Agendagruppen der Lokalen Agenda
in den Bezirken sind natürlich auch wichtige Anknüp-
fungspunkte für die Bürgerinnen und Bürger, um ihre
Ideen, Anliegen und Projekte ins Leben zu bringen. Ein
paar beispielhafte Projekte, die sich insbesondere auf den
öffentlichen Raum beziehen, sind da ganz wichtig, etwa
der Bürgerbeteiligungsprozess der Agenda Landstraße
zur Landstraßer Hauptstraße. In Neubau gibt es einen
Bürgerbeteiligungsprozess für ein grünes Band zwischen
der Bandgasse und den umliegenden Parks. In Alser-
grund ist die Agenda Lichtental ganz spannend, die sozu-
sagen in Form von „bottom-up“ ein „Do it yourself“-Super-
grätzl plant. Und in der Donaustadt gibt es gerade einen
Ideenwettbewerb zum Schwerpunkt Kagran.

Das waren jetzt die Agendagruppen in den Bezirken,
und dann gibt es noch zentral für ganz Wien das Aktions-
programm „Grätzloase“ mit den grünen Parklets, die man
jetzt immer öfter im Stadtgebiet sieht und die, was mich
vor allem besonders freut, jetzt auch ganzjährig stehen
bleiben dürfen. Diese müssen nicht mehr abgebaut wer-
den, und dadurch ist es auch möglich, eine nachhaltige

Begrünung zu schaffen, die länger wachsen und ranken
kann und dann auch mehr Schatten spendet.

Für die Saison 2024 konnte man auch bereits für
Grätzloasenprojekte einzureichen beginnen. 75 Ideen
wurden bereits eingereicht, und es werden immer mehr.
Ich freue mich schon sehr darauf, wenn die nächsten
Grätzloasen sozusagen aus den Gassen sprießen!

Wie im öffentlichen Raum ist natürlich Barrierefreiheit
auch beim Wählen unumgänglich, um eine volle Teilhabe
von Menschen mit Behinderung oder Einschränkungen an
der Gesellschaft und am demokratischen Prozess zu er-
möglichen. In den letzten Sekunden daher jetzt noch ein
kurzer Sidestep zu den barrierefreien Wahllokalen: Die
MA 62 hat in einem Kraftakt gemeinsam mit der MA 54
sehr hart daran gearbeitet, um an allen Standorten mit
Wahllokalen - das sind insgesamt zirka 1.500 - die Mög-
lichkeit des barrierefreien Wählens zu bieten. Daher ap-
pelliere ich an alle, ob mit Einschränkung oder ohne, mit
Wahlrecht oder ohne: Nützen Sie die Beteiligungsformate!
Nützen Sie die Möglichkeiten, bei Bürgerpartizipation be-
ziehungsweise Wahlen über Ihr Wien mitzuentscheiden! -
Danke schön. (Beifall bei NEOS und SPÖ.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Ich habe zunächst
eine Bitte, nämlich dass der Geräuschpegel ein bisschen
heruntergefahren wird! Danke schön. - Als Nächste zu
Wort gemeldet ist Frau GRin Mag. Sequenz. Selbstge-
wählte Redezeit 10 Minuten. Sie sind die Letzte. Die frak-
tionelle Restredezeit beträgt 17 Minuten. Was soll ich
Ihnen einstellen? - 15 Minuten. Bitte schön, Frau Gemein-
derätin.

GRin Mag. Heidemarie Sequenz (GRÜNE): Sehr ge-
ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Stadtrat! Liebe Kol-
legen und Kolleginnen!

Bevor ich mit meiner Rede beginne, möchte ich doch
auf einige Wortmeldungen reagieren, die auf meine erste
Rede folgten. Ich möchte das eine oder andere nicht so
stehen lassen. Niemand von unserer Fraktion hat jemals
gesagt - auch ich nicht -, dass Wien keine lebenswerte
Stadt ist. Es wäre verrückt, so etwas zu sagen! Was ich
gesagt habe, ist, dass Wien abgehängt wird, wenn es um
eine gerechte Verteilung der öffentlichen Verkehrsflächen
geht. Das habe ich gesagt, und das muss wohl noch er-
laubt sein! Man braucht sich ja nur die Zahlen anzu-
schauen! Ich schaue mir den Modal-Split an, und ich
schaue mir an, wie viel Fläche jeder Mobilitätsform zur
Verfügung gestellt wird, und dann sehe ich: Das ist nicht
gerecht verteilt, das muss sich ändern! (Beifall bei den
GRÜNEN.) Kollegin Otero hat die Politik von Paris so be-
schrieben, dass es eine Aufholjagd ist, und genau das
braucht es auch für Wien bei diesem ganz speziellen
Thema.

Dann möchte ich noch der Kollegin von der ÖVP ant-
worten, die es einfach nicht ausgehalten hat, dass Paris
da etwas geleistet hat. (Zwischenruf von GRin Dipl.-Ing.
Elisabeth Olischar, BSc.) Ich nehme das schon persön-
lich! Ich habe dort einmal gelebt, und die haben wirklich
etwas auf den Weg gebracht. Und es trifft nicht zu, wenn
man Statistiken aus dem Jahr 2010 heranzieht, die noch
dazu den Großraum Paris mit einbeziehen, für den die
Bürgermeisterin gar nicht zuständig ist, weil sie nur für den
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Bereich innerhalb des Périphérique zuständig ist. (GR Dr.
Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Nennen Sie ein anderes
Beispiel!) Tatsache ist trotzdem, dass in Paris 60.000
Parkplätze in den Untergrund marschieren und der
dadurch frei gewordene Platz den Menschen zur Verfü-
gung gestellt wird. Weiters wird, während in Wien weitere
Autobahnen gebaut werden, dort eine Autobahn abge-
baut, die entlang der Seine verlief. - Das sind Leistungen,
die mir gefallen, die man meiner Meinung nach anerken-
nen kann und an denen sich Wien ein Beispiel nehmen
kann.

Glauben Sie mir: Das ist nicht ohne Widerstand abge-
gangen in Paris! Auch dort haben die Autofahrer aufge-
schrien, aber die Bürgermeisterin hat den Mut gehabt, das
durchzuziehen und wurde dafür wiedergewählt. (Zwi-
schenruf von GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc.)
Dass die ÖVP nicht immer die Speerspitze war, wenn es
um moderne urbane Mobilität ging, hat sich ja bei der Ma-
riahilfer Straße gezeigt. Ich darf Ihnen ein paar Zitate Ihres
ehemaligen Klubobmanns vorlesen: „Die Leute werden
nicht wissen, wie sie auf die Einkaufsmeile kommen.“
„Niemand wird auf die Straße gehen, weil die Menschen
in die Schaufenster schauen wollen!“ Es wurde prophe-
zeit, dass die ganze Gegend abgesandelt sein wird, dass
die Straßen verwaist sein werden und die Geschäfte tot
sein werden. Heute sehen wir: Die Gegend blüht, die Um-
setzung des Vorhabens ist gelungen, und darauf bin ich
stolz! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Eine Bemerkung noch zum Kollegen von der FPÖ, der
wieder beklagt hat, wie sehr die Autofahrer abgezockt
werden, das sei ein Wahnsinn, und sie bekommen nichts
dafür. - Dazu nur ein Satz: Der Straßenverkehr verursacht
für die Allgemeinheit doppelt so hohe Kosten, wie durch
Steuern und Abgaben der PKW-Besitzer hereinkommen.
Doppelt so hohe Kosten! - Ich denke, dazu ist jetzt einmal
alles gesagt.

Noch einmal: Ich habe in meiner ersten Rede diese
Mutlosigkeit kritisiert, was nachhaltige Mobilität und das
Tempo betrifft. Warum ist das so wichtig für Wien? Weil
zum Beispiel ungefähr 40 Prozent des CO2-Ausstoßes
aus dem Bereich Verkehr kommen und dafür noch sehr
viele Verkehrsflächen versiegelt werden. Darum ist das so
wichtig, und das ist auch der Grund, warum ich das immer
wiederhole.

Was mir dabei besonders aufstößt, ist, dass die SPÖ
da nicht beweglicher ist! Das trifft nämlich genau die Men-
schen, für die sie vorgibt, sich besonders einzusetzen.
Schauen wir uns das einmal an: Der höchste Motorisie-
rungsgrad in Wien ist im 1. Bezirk, und dort ist auch das
höchste Einkommen. Der niedrigste Motorisierungsgrad
in Wien ist im 15. Bezirk, und dort ist auch das geringste
Einkommen. Das heißt, diese Leute dort haben von dieser
Autobesessenheit am allerwenigsten. Das sind diejeni-
gen, die bei jedem Wetter bei einer ungeschützten Bus-
station stehen, das sind die, die in beengten Wohnverhält-
nissen leben, womöglich am Gürtel, wo es 70 dB hat, das
sind die, die kein Haus im Grünen beziehungsweise kei-
nen Garten haben und nahe an Hitzeinseln leben. Im Hin-
blick darauf würde ich mir wünschen, dass Sie vermehrt

diese Menschen im Auge haben, denn das heften Sie sich
ja auch auf Ihre Fahnen!

StRin Sima hat beklagt und sogar eine Statistik ge-
zeigt, dass wir so viele Radwege abgelehnt haben. - Ja.
Diese waren nämlich nicht State of the Art, sie haben den
Anforderungen nicht genügt, wie heute ein Radweg aus-
schauen soll. Dass Wien jetzt viele Radwege baut, ist klar.
Schauen Sie sich einmal das an! (Die Rednerin zeigt ein
Diagramm mit dem Titel „Grüne Radoffensive“.) Das ist
das Budget der Bundesregierung für die Radoffensive.
Wenn man sich also diese Kohle nicht abholt, dann ist eh
alles verloren! Schauen wir uns das einmal an: 108 Millio-
nen EUR nur für das nächste Jahr, und dieses Jahr waren
es 78 Millionen EUR! Das ist gutes Geld, und deswegen
geht jetzt auch etwas weiter. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich möchte jetzt noch einmal an zwei Beispielen erklä-
ren, warum wir bei gewissen Radwegeprojekten nicht zu-
stimmen: Warum soll ich der Errichtung eines Radwegs
zustimmen, für den 3 m Grünstreifen zubetoniert und Mil-
lionen ausgegeben werden, weil ein Bezirksvorsteher
sagt: Ich gebe keine Spur her!? Warum soll ich der Errich-
tung eines solchen Radwegs zustimmen? Das mach ich
nicht! (GR Mag. Josef Taucher: Sie sind in der falschen
Geschäftsgruppe!) Das hätte einfacher, billiger und bes-
ser gehen können.

Oder: Warum soll ich für einen Radweg stimmen, bei
dem mir sozusagen der Bus im Genick sitzt wie in der
Breitenleer Straße, weil ich mir den Radweg mit diesem
teilen muss? Nein! Das ist nicht State of the Art! Leute!
Das sind Zukunftsprojekte, und diese Radwege sollen
auch in 50 Jahren noch immer benützt werden. Laut Kli-
mafahrplan soll es allerdings in 7 Jahren um 40 Prozent
weniger MIV geben, und im Hinblick darauf frage ich: Wa-
rum kämpfen Sie um jede Fahrbahn in dieser Stadt? Wa-
rum? Die brauchen wir ja dann nicht mehr! Bei 40 Prozent
weniger MIV brauchen wir auch weniger Fahrspuren! Das
ist doch eine ganz einfache Rechnung! Und das ist auch
der Grund, warum wir dabei nicht mitgemacht haben.

Ich bin froh, dass jetzt der Radweg auf der Brünner
Straße kommt. Die Frau Stadträtin hat erklärt, dass sie ein
super Verhältnis zu den Bezirksvorstehern hat, die jetzt
alles machen, was sie sich beim Radverkehr wünscht.
Das heißt: Der Radweg Brünner Straße wird das nächste
Projekt sein, das wir angehen. (GR Mag. Josef Taucher:
Noch einmal: Sie sind in der falschen Geschäftsgruppe!)

Dann noch ein Satz zum Antrag „Und täglich grüßt das
Murmeltier“, mit dem die Klimaministerin aufgefordert
wird, die StVO-Novelle für die kameraunterstützte Ein-
fahrtskontrolle auf den Weg zu bringen. - Ich weiß nicht,
warum Sie einen solchen Antrag stellen! Die Klimaminis-
terin hat schon lange einen Vorschlag für eine StVO-Än-
derung der ÖVP übermittelt. Dort findet sich das. (GR
Mag. Stephan Auer-Stüger: Wie schaut das aus?) Bitte
fragen Sie dort nach, was daraus geworden ist, das liegt
schon sehr lange dort! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Das
ist so und nicht anders!

Ein anderes Projekt, von dem wir heute gehört haben,
dass es so toll ist, ist das Supergrätzl in Favoriten. Das ist
eine gute Idee! Das ist aber der Bevölkerung ein Jahr lang
so präsentiert worden, dass die Leute eigentlich nicht
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wirklich verstanden haben, wofür es gut sein soll, und die
endgültige Umsetzung dauert jetzt zwei Jahre. In diesen
zwei Jahren ist ganz Hirschstetten untertunnelt worden.
(GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: In zwei Jahren ist
es sicherlich nicht mehr State of the Art!) Wahrscheinlich
nicht!

Auch der Radweg Praterstern - Praterstraße wurde
hier gelobt. Ja, das passt auch. Wenn man sich aber den
Praterstern anschaut, wo jetzt noch immer sechs oder sie-
ben Spuren sind, dann frage ich mich: Wie soll sich das
ausgehen? Setzen Sie sich einmal zur Aida und schauen
sich an, was sich dort an dieser Kreuzung abspielt!

Was ich einfach nicht verstehe, ist, dass wir in Wien
diesen Kampf jedes Mal von Neuem führen! Jedes Mal,
wenn ein Projekt realisiert werden soll und es heißt, dass
wir da Platz brauchen und dafür halt ein paar Parkplätze
oder eine Fahrbahn weggenommen werden müssen,
kommt es zum Kampf und zu einer Reduktion des Pro-
jekts.

Ich möchte Ihnen zwei Beispiele nennen, und ich weiß
nicht, ob Sie draufkommen, von welchem Projekt ich rede.
Da heißt es: Es wird dramatische Staus und ein Verkehrs-
chaos geben. Die GRÜNEN betreiben Autofahrerschika-
nen. Es wird mehr Feinstaub und Lärm geben. Der Chef
der 28er muss abgelöst werden, weil er wie die grüne
Stadträtin argumentiert, dass die Kapazität der Straße die
Streichung einer Fahrspur verträgt. Was war das für ein
Projekt? (GR Mag. Josef Taucher zeigt einen Zettel mit
der Aufschrift: „Falsches Ressort!“) Herr Taucher! Sie wa-
ren damals schon da! Es ist dies das Projekt Getreide-
markt. Ich war gestern dort, Leute, und kann euch sagen:
Gähnende Leere, von Stau überhaupt keine Spur! Ein
letztes Beispiel: Für 70 Parkplätze, die entfallen, muss Er-
satz geschaffen werden, hieß es damals, der in eine Ver-
größerung des Parkplatzes auf dem Naschmarkt münden
soll. Das ist noch nicht so lange her und leicht zu erraten:
Es geht um den Radweg auf der Linken Wienzeile. Stellen
wir uns das einmal vor: Damals wurde verlangt, dass mehr
Parkplätze auf dem Naschmarkt entstehen, wo jetzt, ein
paar Jahre später, alles rückgebaut wird! Das heißt: Der
Widerstand und die Bedenken haben sich eigentlich im-
mer als sinnlos und unnötig herausgestellt. - Vieles, was
in der Vergangenheit bekämpft wurde, ist heute wirklich
ein Anachronismus. Das muss ich ganz ehrlich sagen. Die
Mariahilfer Straße habe ich in diesem Zusammenhang
auch schon erwähnt.

Ehrlich gesagt: Ich bin froh, dass wir mit unserer Partei
immer an Ort und Stelle sind und die richtigen Tendenzen
erkennen, die zukunftsweisend sind. Ich kann Ihnen sa-
gen: Das ist ein gutes Gefühl. - Vielen Dank. (Beifall bei
den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster zu
Wort gemeldet ist Herr GR Taborsky, und ich erteile es
ihm. Selbstgewählte Redezeit sechs Minuten. Bitte.

GR Hannes Taborsky (ÖVP): Meine sehr verehrten
Damen und Herren!

Ich darf zuerst zu einem Antrag von den GRÜNEN,
dem wir zustimmen werden, kurz etwas sagen: Es geht
um die posthume Aberkennung von Ehrenzeichen. - Ich
halte das durchaus für ein wesentliches Thema, wiewohl

ich zur Wortmeldung vom Herrn Kunrath doch sagen
muss, wir sind grundsätzlich dagegen, dass wir jetzt alles
diskutieren, was in der Stadt irgendwo aufgehängt ist,
denn dann kommen wir in eine sehr weitläufige Diskus-
sion. Mir ist bis heute nicht ganz klar, warum wir ausge-
rechnet das Denkmal des Herrn Lueger diskutieren, es
gleichzeitig aber andere Denkmäler von Personen, von
Oppositionspolitikern aus den 20er Jahren, gibt, nach de-
nen politische Parteien heute noch ihre Bildungsinstitute
benennen. Dieser Mann hat damals sogar gefordert, dass
es einen eigenen Minister für Judenfragen geben sollte,
der sich mit der Umsetzung von Pogromen beschäftigt:
Das war der Herr Renner, und dessen Denkmal steht da
drüben ganz gerade.

Wir sind grundsätzlich gegen solche Diskussionen, ich
erwähne aber doch den Fall der Aberkennung eines Eh-
renzeichens. Ich hatte selbst einen solchen Fall im 14. Be-
zirk. Herr Kunrath hat gesagt, dass er heute bei der Ver-
anstaltung war. Ich konnte leider nicht dabei sein. Es geht
um den Spiegelgrund. Herr Heinrich Gross hatte das Eh-
renkreuz für Wissenschaft und Kunst erster Klasse. Er war
einer jener Ärzte, der dort Kinder umgebracht hat. Aller-
dings hat es bis 2003 gedauert und einen Ministerratsbe-
schluss gebraucht, bis ihm dieses Bundesehrenzeichen
aberkannt wurde. Das Bundesgesetz wurde dann ent-
sprechend geändert, und ich glaube, das sollte auch im
Wiener Bereich geändert werden, damit so etwas leichter
durchgeführt werden kann.

Jetzt aber zum Thema Klimaschutz. Das Personal war
kurz auch Thema in diesem Bereich. - Klimaschutz und
Umweltschutz sind wesentliche Anliegen. Mir gefällt der
Begriff Umweltschutz fast besser, denn das betrifft in
Wirklichkeit alles, und das ist ein globales Anliegen. In der
Zwischenzeit ist es, glaube ich, Allgemeinwissen, dass
das wichtig ist. Es gibt allerdings eine Gruppe, die noch
immer nicht daran glaubt, dass das alle wissen, nämlich
die Klimakleber. Ich meine aber, dass das grundsätzlich
alle begriffen haben.

Am Klimawandel ist der Mensch selbstverständlich ur-
sächlich beteiligt, es gibt aber auch andere Naturereig-
nisse, die das bewirken. Ich habe zum Beispiel gelesen,
dass ein Vulkanausbruch in Tonga jetzt zu 7 Prozent dafür
zuständig war, dass die Klimaziele nicht erreicht werden.
Deswegen ist es wichtig, dass wir auf die Wirtschaft und
auf die Arbeitsplätze schauen, aber auch auf den Men-
schen, der diesbezüglich Einfluss nehmen kann. Da bin
ich bei der Stadt, die im Rahmen des Umweltschutzes
viele Möglichkeiten hat, Einfluss zu nehmen. Wenn man
die Umwelt gesamthaft betrachtet, dann sieht man, dass
es nicht nur darum geht, das Klima zu schützen, sondern
auch darum, darauf zu achten, wie unsere Umwelt aus-
schaut.

In diesem Zusammenhang haben wir zum Beispiel ein
wesentliches Thema, nämlich das Otto-Wagner-Spital bei
uns im 14. Bezirk. Dabei geht es immer wieder darum,
sich zu fragen, warum es da plötzlich sozusagen wunder-
bare Baumaßnahmen gibt. Erst kürzlich hat man, ohne die
Bezirksvertretung einzubinden, verkündet, dass es dort
jetzt in der ehemaligen Wäscherei neue Wohneinheiten
geben wird. Wir haben deshalb einen Antrag auf Schutz
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dieses wichtigen Kulturgutes gestellt und beantragt, dass
man dafür sorgt, dass das zum Weltkulturerbe erklärt wird.
Trotz der Beteuerungen der SPÖ und der NEOS, dass
man alles dafür tut, dass dort nichts passiert, erfährt man
dann nämlich über einen Twitter-X-Account der SPÖ-
Wien, dass dort 22 leistbare Wohneinheiten mit unbefris-
teten Mietverträgen, und so weiter, und so fort entstehen
sollen. - Wenn das die politische Information der Bevölke-
rung ist, dann ist das etwas zu wenig, und deswegen un-
ser Antrag.

Beim zweiten Antrag geht um die Frage Klimaschutz.
Im Bereich Auhof, also bei der Westeinfahrt, soll ein gro-
ßes Logistikzentrum errichtet werden. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Es gibt keine öffentliche Anbin-
dung für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
dort hinfahren sollen. Die Westeinfahrt ist bereits massiv
überlastet und verträgt keinen zusätzlichen Verkehr. Und
die Kaltluftschneise ist zwar wesentlich für den Nasch-
markt, offensichtlich aber nicht an ihrem Ursprung, näm-
lich in Auhof. Deswegen bringen wir hier einen Antrag ein.
Nachdem wir gehört haben, dass hinsichtlich der Kaltluft-
schneise beim Naschmarkt ein entsprechendes Umden-
ken stattgefunden hat, ersuchen wir, das ganze Thema
noch einmal aufzurollen.

Weiters zum U-Bahn-Ausbau, was wiederum ein gro-
ßes Thema für unsere Stadt ist: U3 nach Kaiserebersdorf,
U4 nach Auhof, U6 in die SCS. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Für die Fahrt in die Außenbezirke wer-
den teilweise nur zu 50 Prozent hochklassige öffentliche
Verkehrsverbindungen angeboten. Wir brauchen mehr
Angebote für den Umstieg anstatt des Zwangs. Deswe-
gen gibt es einen entsprechenden Antrag, dringend die
Planungen zu beginnen und auch die U4 nach Auhof end-
lich zu verlängern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ein weiterer
Antrag betrifft die Wientalbegrünung. Wir von der ÖVP
waren diejenigen, die bereits 2000 den Wiental-Highway
gefordert haben. Das ist nun entsprechend umgesetzt
worden, obwohl man immer wieder davor gewarnt und ge-
sagt hat, dass alles nicht geht. Wir haben das jetzt ent-
sprechend gemacht. Es gibt da draußen in der Zwischen-
zeit einen Park bis Hütteldorf. Der Rest ist Betonwüste,
und es wäre gut, das jetzt endlich anzugehen und mit dem
Ausbau des Wientalwegs zumindest bis zur Kennedybrü-
cke oder weiter stadteinwärts ein Naherholungsgebiet zur
Verfügung zu stellen.

Ich ersuche um Zustimmung betreffend diese gemein-
samen Anstrengungen. - Danke schön. (Beifall bei der
ÖVP.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort
gemeldet ist Frau GRin Anderle. Selbstgewählte Redezeit
sieben Minuten. Ich erteile ihr das Wort. Bitte schön.

GRin Patricia Anderle (SPÖ): Sehr geehrte Frau Vor-
sitzende! Lieber Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und
Herren!

Wenn ich mir die verzweifelten Versuche der ÖVP,
von der Untätigkeit dieser Bundesregierung abzulenken,
hier so anhöre, dann möchte ich feststellen: Dieses Land
leidet unter der höchsten Inflationsrate in Westeuropa und
wartet seit über 1.000 Tagen auf ein Klimaschutzgesetz

und ein Erneuerbare-Wärme-Gesetz. Und ich kann nur
sagen: Werte Kolleginnen und Kollegen von der Neuen
Volkspartei! Durch Ihre Politik zeigen Sie den Wienerin-
nen und Wienern tagtäglich erneut, dass es von Vorteil ist,
dass Sie nur auf der ZuschauerInnentribüne sitzen. (Bei-
fall bei der SPÖ.)

Wir in Wien setzen auf jeden Fall auf eine soziale Po-
litik. Das haben wir immer getan, und zwar seit über 100
Jahren mit großem Erfolg. Wir packen es an, jeden Tag!
So macht es zum Beispiel auch die MA 62. Sie trägt viel-
seitige Verantwortung für die organisatorische Abwicklung
von Wahlen, Volksbegehren, Volksabstimmungen und
Volksbefragungen bis hin zu Melde- und Passangelegen-
heiten. Im nächsten Jahr stehen große Herausforderun-
gen an, nämlich die Europa-Wahl und die Nationalrats-
wahl. Und wie die Kollegin von den NEOS schon erwähnt
hat, müssen ab 2024 alle Wahllokale barrierefrei erreich-
bar sein. Daran arbeitet die MA 62 mit Hochdruck und wird
das natürlich großartig stemmen.

Die MA 36 verfolgt wichtige Entwicklungen im Veran-
staltungsbereich, darunter die Novellierung der Wiener
Veranstaltungsgesetze, eine neue Straßenkunstverord-
nung und die Verbesserung der Online-Formulare für Ver-
anstaltungsanmeldungen. Zusammen mit der MA 59 wird
die Marktordnung geändert, und auch die aktive Beteili-
gung an der Novelle des Wiener Feuerpolizeigesetzes
und der Chemikalieninspektion stehen an.

Das Herzstück unserer Bemühungen betrifft aber die
Menschen, die in unserer Stadt und insbesondere in den
Grätzln leben. Ihre aktive Beteiligung ist ein Gewinn für
uns alle. Die Lokale Agenda ist längst mehr als nur ein
Konzept. Sie ist zu einer Plattform geworden, die das Mit-
machen und die Beteiligung unserer BewohnerInnen in
den Grätzln fördert, und das seit mehr als 25 Jahren. In
diesem Zusammenhang werden Ideen geboren, es ent-
stehen nachhaltige Projekte, und das Stadtbild wird aktiv
mitgestaltet.

Wie schon erwähnt: Die Gestaltung der Grätzloasen
zeigt, wie BürgerInnenwünsche umgesetzt werden kön-
nen. Und das ist mehr als nur eine Verschönerung unserer
Straßen: Es ist ein Ausdruck dessen, wie unsere Stadt
von ihren BewohnerInnen geformt wird. Die anstehende
Neuerstellung und die Weiterentwicklung der Lokalen
Agenda im Jahr 2024 und die Einführung des neuen Mo-
dells im Jahr 2025 markieren wichtige Schritte auf einem
Weg zu einer noch stärkeren partizipativen und nachhalti-
gen Stadtentwicklung. Die BewohnerInnen unserer Stadt
sind eben nicht nur EmpfängerInnen von Entscheidungen,
sondern wertvolle PartnerInnen auf dem Weg zu einer
noch lebenswerteren Stadt.

In den Jahren 2024 und 2025 werden wir in Wien hun-
derttausende Quadratmeter an neuen Parkflächen für die
Klimaregulation und für noch mehr Raum für Erholung und
Freizeitnutzung schaffen. Projekte, die auch schon öfter
erwähnt wurden wie der Nordbahnhof - Freie Mitte, der
Walter-Kuhn-Park, der Kempelenpark, das Gasometer-
Vorfeld, das Gebiet Kendlerstraße oder Albert-Schultz-
Park und andere zeigen die umfangreichen Entwicklun-
gen für mehr Lebensqualität in den kommenden Jahren.
Im Fokus stehen dabei naturnahe Gestaltung, Platz für
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Ballspiele, Wasserspiele, Spielplätze, Klimawälder, Per-
golen und Erholungsbereiche. Besonders erwähnen darf
ich das Gasometer-Vorfeld im 3. und 11. Bezirk als Teil
eines neuen Stadtteils, dessen Umsetzung bis 2028 mit
einer 1. Ausbaustufe von 28.000 m² erfolgt. - Das sind nur
einige Beispiele für die umfangreichen Entwicklungen in
unserer Stadt in den kommenden Jahren. Ich freue mich
auf die Umsetzung dieser visionären Vorhaben!

Für die Bekämpfung von Hitze setzt Wien auf kurzfris-
tige Maßnahmen wie die Errichtung von Trinkbrunnen und
Sprühnebelanlagen mit geringem Wasserverbrauch so-
wie langfristige Projekte im Rahmen des Wiener Klima-
fahrplans, der heute auch schon mehrfach erwähnt wor-
den ist. Ein Beispiel dafür ist das innovative Schwamm-
stadtprinzip, mit welchem die Versickerung von Wasser in
den Boden gefördert wird. Das Gesamtbudget für das Pro-
jekt beträgt 100 Millionen EUR für einen Förderzeitraum
von 2021 bis 2025. Zu den geförderten Projekten zählen
unter anderem der Robert-Hochner-Park, der Paltra-
mplatz und die Vierthalergasse. Diese Projekte beinhalten
die Neubepflanzung von Bäumen, Entsiegelung, künstli-
che Beschattung und Trinkbrunnen beim Radweg in der
Praterstraße oder auch bei der Neugestaltung von Stra-
ßenzügen im Supergrätzl. Außerdem legen die Wiener
Stadtgärten Wert auf E-Mobilität und bilden Lehrlinge im
Gartenbau aus.

Wien gilt weltweit als Vorreiterin für Lebensqualität
und öffentliche Daseinsvorsorge, und zwar nicht zuletzt
auf Grund seines erstklassigen Wassers: Unser Wasser
feiert heuer schon das ganze Jahr seinen 150. Geburts-
tag, und ein Geschenk hat es heuer auch schon gegeben,
nämlich den heute schon öfter erwähnten Jubiläumsbrun-
nen des Künstlerkollektivs Gelatin. Ich halte es für gut,
dass wir oft darüber reden, denn das polarisiert, und das
ist gut so.

Seit 1873 fließt das Wasser dank seines natürlichen
Gefälles ohne Verbrauch von CO2, wodurch das eine kli-
maneutrale Ressource ist. Die Stadt verfügt heute über 31
Wasserbehälter, 1.300 Trinkbrunnen und ein Rohrnetz
von 3.000 km Länge, mit dem 103.000 Anschlüsse in un-
serer wachsenden Stadt versorgt werden. Der durch-
schnittliche Wasserverbrauch pro Person liegt bei etwa
130 l pro Tag. Und angesichts des steigenden Bedarfs auf
Grund des Klimawandels investiert die Stadt jährlich bis
zu 100 Millionen EUR in die Infrastruktur der Wasserver-
sorgung. Geplante Projekte wie die Neurohrverlegung der
Hauptleitung Nord und des Favoritner Asts sowie Maß-
nahmen zum Wasserschutz unterstreichen das Engage-
ment für eine nachhaltige Wasserversorgung. Der Zugang
zu sauberem Wasser und erschwinglichem Wasser ist
weltweit keine Selbstverständlichkeit. Aus diesem Grund
schützt Wien sein Wasser durch eine Verfassungsbestim-
mung und ist damit die einzige Stadt, die diesen Schutz
gewährleistet. (Beifall bei der SPÖ.)

Abschließend möchte ich meinen Dank an die Mitar-
beiterInnen der Stadt aussprechen, die sie sich Tag für
Tag dafür einsetzen, dass unsere Stadt lebenswert und
sicher bleibt und funktioniert, ob im Bereich des Klima-
schutzes, des Straßenverkehrs, der Bildung oder der Ver-
waltung. Dank richte ich natürlich auch an das Büro des

Stadtrats, denn ohne euer Engagement wären die Koor-
dination und Kommunikation auf politischer Eben nicht so
reibungslos möglich.

Wien bleibt eine Stadt, die Lebensqualität und Vorbild-
charakter vereint. Wir setzen uns weiterhin mit voller Kraft
für ein gutes Leben für alle in dieser Stadt ein! - Danke
schön. (Beifall bei SPÖ und NEOS. - GR Mag. Josef Tau-
cher: Bravo!)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort
gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing. Olischar, und ich erteile
es ihr. Selbstgewählte Redezeit neun Minuten. Bitte, Frau
Gemeinderätin.

GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc (ÖVP): Frau
Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte noch kurz auf die Energieraumpläne ein-
gehen, weil mich Kollege Auer-Stüger so freundlich darauf
angesprochen hat, obwohl er mir jetzt nicht zuhört. (Zwi-
schenrufe bei der SPÖ.) Ich wollte kurz auf die Energie-
raumpläne eingehen. (Zwischenruf von GR Mag. Stephan
Auer-Stüger.) Ich meine, es ist schade ist, dass du das so
negativ betont hast, wenngleich wir uns immer um eine
sachliche Auseinandersetzung bemüht haben. Ich habe
gehofft, dass unsere Argumentation zu den Energieraum-
plänen, wie sie in den Ausschüssen immer wieder vorge-
legen sind, die wir von Anfang an hier eingebracht haben
und die sich auf die Energieraumpläne im Generellen be-
zogen hat, insgesamt zur Logik beiträgt. Unsere Kritik an
diesen Plänen betraf auch immer wieder die Rolle der
Fernwärme.

Wir können gern auch jetzt eine Fernwärmedebatte
führen, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von der
SPÖ! Reden wir über das Wie des Anschlusses der Fern-
wärme! Reden wir darüber, dass pro Laufmeter Anschluss
gezahlt wird und dadurch eine etwas abwartende Haltung
auch bei den Hausbesitzern herrscht. Es wird gewartet,
ob sozusagen auch der Nachbar vor mir anschließt, damit
ich letztlich weniger Laufmeter zu zahlen habe.

Reden wir über die Dekarbonisierung der Fernwärme!
Reden wir über die Preisgestaltung der Fernwärme! Re-
den wir über die Transparenz der Fernwärme! Die Arbei-
terkammer hat sogar in der Überschrift ihrer Studie geti-
telt: „Black Box Fernwärme“. - Ich zitiere heute nur AK-
Studien, falls das noch nicht aufgefallen ist. Vielleicht kön-
nen Sie sich daran auch einmal ein Beispiel nehmen!
Auch auf Bundesebene hat die SPÖ den Vorschlag abge-
lehnt, dass die E-Control bei der Fernwärme kontrollie-
rend eingreift. Ich glaube also, es ist durchaus legitim,
über die Rolle der Fernwärme auch im Zusammenhang
mit den Energieraumplänen zu reden, denn die Fokussie-
rung auf die Fernwärme ist bei den Energieraumplänen
einfach ganz stark vorhanden, und die diesbezügliche
Sorge haben wir von Anfang an zum Ausdruck gebracht.
Ich bitte, das zu respektieren! Ich meine, das sind sachli-
che Argumente, und ich freue mich, wenn wir darüber ins
Gespräch kommen. Ich glaube, da gibt es einiges an
Handlungsspielraum gerade für die SPÖ-Wien! (Beifall
bei der ÖVP.)
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Das spannt den Bogen von der Fernwärme zum Hei-
zen auch im Gartenbau beziehungsweise in der Landwirt-
schaft, was Kollegin Otero-Garcia schon angesprochen
hat. Das ist ein sehr umfangreiches Thema, und es gab
auch immer wieder Kritik seitens der Landwirtschaft be-
treffend die Anschlüsse an die Fernwärme beziehungs-
weise auch die Preisgestaltung und die Verträge. Ich bin
froh, dass es 2023 eine Einigung beziehungsweise ein ku-
lantes Entgegenkommen seitens der Wien Energie ge-
genüber dem Gartenbau gegeben hat. Und ich bin bei
Ihnen: Da muss etwas getan werden, um den Gartenbau
entsprechend zu unterstützen, dass auch umgestiegen
werden kann. Das ist nämlich nicht immer so trivial. Land-
wirte berichten uns, dass die Kombination mit Fernwärme
auch im Hinblick auf die Beziehungen zur Stadt in der Ver-
gangenheit eher sehr mühsam war, und daher glaube ich,
dass es höchste Zeit ist, auch dem Gartenbau und der
Landwirtschaft entgegenzukommen.

Das bringt mich auch zu dem Punkt, den wir schon vo-
rige Woche diskutiert haben, und zwar zum Umgang mit
der Landwirtschaft. Ich habe das auch schon erwähnt, als
der AgSTEP hier zur Beschlussfassung vorgelegen ist.
Die Flächensicherung ist das eine, aber der alltägliche
Umgang mit der Landwirtschaft auch in kultureller und at-
mosphärischer Hinsicht ist die zweite Frage, und das ist
die weitaus wichtigere Frage. Es ist nämlich ein Problem,
wenn sich Landwirtinnen und Landwirte aus unterschied-
lichsten Gründen nicht willkommen fühlen, etwa, weil das
Grundstück neben ihrem auf Basis einer neuen Flächen-
widmung so verbaut wird, dass der Sonneneinfall verhin-
dert wird, wodurch im Gartenbau ein Produzieren verun-
möglicht wird. Dadurch hat die Stadt zwar nicht direkt auf
das Grundstück Einfluss genommen, es gab aber Auswir-
kungen durch Tätigkeiten in der Umgebung. Deshalb
würde ich mir wünschen, sehr geehrte Damen und Her-
ren, dass auch dieses gewisse Gespür, was die Landwirt-
schaft braucht und wie sie am besten unterstützt wird, in
Zukunft mehr Platz greift. (Beifall bei der ÖVP.)

Wenn es um Unterstützung und die Frage, ob sich die
Landwirtschaft in Wien wohlfühlt oder nicht, geht, komme
ich auch noch zu einem zweiten Thema, das wir im Zuge
der Fragestunde vorige Woche angerissen haben: Ich
spreche jetzt von der Rolle von „Wiener Gusto“. Das ist
eine Marke, die seitens der Stadt entwickelt wurde, um
Produkte, die die Stadt selber produziert, auf den Markt
zu bringen und zu vermarkten. Ich gebe zu, dass ich diese
Entwicklung beziehungsweise diese Maßnahme von An-
fang an sehr kritisch gesehen habe und ich tue es nach
wie vor. Warum? Ich habe dazu mehrere Anfragen in der
Hinsicht gestellt, was die Idee dahinter ist, wie die Strate-
gie ist, wie der Zugang dazu aussieht, welche Ziele die
Stadt mit dieser Idee verfolgt. - Bei der ersten Anfragebe-
antwortung wurde auch klar definiert, dass die Produkte,
die Wien über „Wiener Gusto“ anbietet, jedenfalls in Qua-
lität und Quantität konkurrenzfähig sein müssen und Sie
sich mit diesem neuen Produkt auf den Lebensmittelmarkt
begeben.

Vorige Woche habe ich den Stadtrat gefragt, was sein
Zugang im Hinblick auf den Vorwurf ist, dass die Stadt da-

mit in Konkurrenz mit heimischen Betrieben und Landwir-
tinnen und Landwirten tritt. Das ist nämlich aus meiner
Sicht sehr wohl eine etwas unfaire Dimension, weil die
Stadt ganz andere Hebel hat als ein familiärer Betrieb in
der Landwirtschaft, der nicht wahnsinnig groß ist und viel-
leicht ein Produkt herstellt. Die große Stadt mit ihren He-
beln steht diesem Produzenten dann nämlich vis-à-vis.
Wir haben auch hinterfragt, wie viel das Werbebudget be-
trägt, denn mir ist aufgefallen, dass es, als die Marke ge-
launcht wurde, fast kein Auskommen gab, ohne irgendwo
über die Werbung für diese Marke zu stolpern. Und ich
habe jetzt auch im Kommunikationsbericht der Stadt für
2022 nachgelesen, dass von Oktober bis Dezember 2022
die Werbekampagne für diese Marke gelaufen ist, und
zwar mit einem Werbebudget von 1,2 Millionen EUR nur
für diesen Zeitraum.

In Anbetracht dessen frage ich Sie jetzt noch einmal:
Sind Sie nach wie vor der Meinung, dass die Konkurrenz-
situation zwischen Stadt und heimischen Produzenten
und Produzentinnen so trivial darstellbar ist, wenn Sie in-
nerhalb von 3 Monaten 1,2 Millionen EUR nur für das Mar-
ketingbudget aufwenden, um ein Produkt auf dem Markt
zu bewerben und um direkt in Konkurrenz mit kleinen hei-
mischen Landwirtinnen und Landwirten zu treten? Ich
kann mir nicht vorstellen, dass das in irgendeiner Art und
Weise die heimische Landwirtschaft unterstützt, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Noch dazu ist ja auch ein kleiner Trick dabei. Aus der
zweiten Anfragebeantwortung, die wir auf unsere Frage
bekommen haben, ob es sich dabei nur um Wiener Pro-
dukte handelt, geht nämlich klar hervor, dass die Produkte
von „Wiener Gusto“ genauso auch in Niederösterreich
produziert werden. Na klar, denn die Stadt Wien hat Flä-
chen in Wien und in Niederösterreich! Das heißt, es gibt
da auch noch einen kleinen Marketing-Gag. Die Produkte
von „Wiener Gusto“ werden zur Hälfte in Niederösterreich
produziert, sehr geehrte Damen und Herren! Ich meine,
das geht sich irgendwie nicht zu 100 Prozent aus! Tut mir
leid, aber ich bin kein Fan dieser Marke und werde es
wahrscheinlich auch nicht werden! Ich verstehe wirklich
nicht, warum es überhaupt die Aufgabe der Stadt sein
muss, in einer solchen Art und Weise in den Markt einzu-
treten und damit den heimischen Betrieben Konkurrenz zu
machen.

Dazu noch ein spannendes Detail am Rande: Ich habe
dann, als ich gerade die Werbebudgets in diesem Bericht
durchgeschaut habe, auch noch einen Vergleich gezo-
gen. Fürs Parkpickerl wurden 960.000 EUR ausgegeben,
und für „Wiener Gusto“ wurde somit mehr Geld ausgege-
ben als für die Kommunikation der flächendeckenden
Ausrollung des Wiener Parkpickerls. Da muss ich mich
schon fragen: Steht das in einem angemessenen Verhält-
nis? Und: Ist das der Landwirtschaft wirklich dienlich? - Ich
glaube es nicht, sehr geehrte Damen und Herren! - Vielen
Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit betrug
zehn Minuten. Die fraktionelle Restredezeit beträgt acht
Minuten. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag.
Spitzer, und ich erteile es ihm. Selbstgewählte Redezeit
zehn Minuten. Bitte, Herr Gemeinderat.
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GR Mag. Gerhard Spitzer (SPÖ): Herr Stadtrat! Frau
Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Kollegin Olischar hat mit Worten des Bedauerns be-
gonnen: Sie habe gehofft, dass ihre Argumente doch ir-
gendwann einmal erhört werden. - Ich kann Kollegin O-
lischar nur recht geben. Ja. Das ist zu unterstreichen. Wir
kennen das! Auch wir hoffen seit vielen Jahren, dass un-
sere Argumente auf fruchtbaren Boden fallen, doch dann
holt uns die Realität immer wieder ein und die Opposition
stimmt doch nicht mit. Aber damit müssen wir halt leben!
Gerade bei Ihrem Lieblingsthema „Wiener Gusto“ hat der
Herr Stadtrat, glaube ich, in unzähligen Sitzungen erklärt,
warum das gut für beide Seiten ist und warum es hier
keine Konkurrenzsituation gibt. Aber auch diesbezüglich
hat uns dann wieder die Realität eingeholt.

Eigentlich wollte ich mich gleich zu Beginn auf die
MA 2 konzentrieren, die in dieser Stadt unter äußerst
schwierigen Bedingungen wirklich eine hervorragende Ar-
beit macht. Ich rede jetzt gar nicht davon, dass sie über
67.000 Bedienstete dieser Stadt sozusagen verwaltet o-
der dass sie für über 96.000 Personen monatlich die Ver-
rechnung macht. Und ich rede auch gar nicht von den zu-
sätzlichen Herausforderungen auf Grund des demogra-
phisch bedingten Generationswechsels, sondern ich er-
wähne ganz konkret Projekte, die jetzt zur Umsetzung an-
stehen. Ich rede vom Projekt Essenszuschuss Neu, vom
Job-Ticket, also von unserer Jahreskarte, von der Evalu-
ierung der Dienstrechts- und Besoldungsreform, die ja
aus 2018 stammt. Weiters rede ich vom elektronischen
Personalakt, von der Umsetzung des LPU oder der Imple-
mentierung der SAP-Software in das Programm Personal-
system Neu. Ebenfalls der MA 2 hoch anzurechnen und
ein großer Schwerpunkt ist die künftige legistische Umset-
zung der - unter Anführungszeichen - Maßnahmen zur
Förderung der Attraktivität im Wiener Gesundheitsver-
bund. Da leisten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
MA 2 wirklich tolle Arbeit! (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Ich komme nun zu einer meiner Lieblingsabteilungen,
nämlich zur MA 49, wo ein nicht minder guter Job geleistet
wird, und zwar auch unter sehr schwierigen Bedingungen.
So werden künftig 350.000 EUR für die Wiener Wälder
eingesetzt, das entspricht ungefähr 20.000 neuen heimi-
schen Bäumen und Sträuchern, die wir in dieser Stadt
pflanzen werden und die zusätzlich zur Verbesserung des
ohnehin sehr guten Klimas in dieser Stadt beitragen wer-
den. Ich darf aber auch erwähnen, dass es für das Projekt
„ObstStadt Wien“ neue Standorte geben wird im Rahmen
des Programms „Essbare Stadt“. Ein weiteres Projekt ist
das „Frühe Grün“ bei der Umsetzung des Masterplans
„GrünRaum Donaufeld“ mit weiteren Erholungsflächen.

Eine weitere große Herausforderung möchte ich an
dieser Stelle auch ansprechen: Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Denken wir zurück an den verheerenden Wald-
brand in Hirschwang an der Rax. Diesbezüglich wird es
auch künftig große Anstrengungen brauchen, um diese
Waldbrandflächen wieder zu stabilisieren.

Andere Projekte im Bereich der MA 49 sind die Um-
setzung der E-Mobilität, also die Errichtung von zusätzli-
chen E-Tankstellen, das erwähnte innovative Projekt
„Wiener Gusto“ sowie die Photovoltaik und im Speziellen

die Agrar-Photovoltaik. In diesem Zusammenhang wer-
den wir ja künftig die Testergebnisse der Anlage am
Schafflerhof evaluieren. Weiters nenne ich die Schaffung
neuer Erholungsgebiete. Ich denke jetzt an die Neue Lo-
bau, Breitenlee oder das Heidjöchl sowie die tollen Stadt-
wildnis-Projekte.

Auch die Kinder- und Jugendstrategie ist ein tolles Bei-
spiel für ein Projekt der MA 49. In diesem Zusammenhang
werden jungen Menschen sehr kinder- und jugendgerecht
die Klimabildung oder überhaupt das Klimabudget näher-
gebracht. Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit 2020 er-
arbeiten wir in Wien ja ein eigenes Klimabudget, und die-
ses wird gemeinsam mit dem Voranschlag veröffentlicht.
Dieses wird natürlich auch für 2024 und 2025 weiterent-
wickelt. Ein weiterer großer Brocken ist das Klimagesetz.
Wir arbeiten derzeit am Wiener Klimagesetz, das die Ziele
und Grundlagen der Klimaneutralität 2040 regeln soll, und
hierfür ist für 2024 bereits die Begutachtung vorgesehen.

Ich habe noch viele Punkte, die jetzt auf Grund der
Kürze der Redezeit nur mehr in Schlagworten vorkommen
sollen, wie die Klimapionierstadt Wien, das Umsetzungs-
programm der Elektromobilität, der Klimarat, der Hitzeak-
tionsplan, oder die Punkte, die jetzt nicht so groß wirken
und trotzdem sehr, sehr wichtig sind, wie zum Beispiel die
Errichtung der Wärmepumpe am Weingut Cobenzl, um
endlich die Gasheizungen zu ersetzen, oder, für alle
Weintrinkerinnen und Weintrinker unter uns eine erfreuli-
che Botschaft, wir müssen das Expedit am Weingut
Cobenzl erweitern, weil der Verkauf des Flaschenweines
so hervorragend funktioniert. Und auch auf das kann man
stolz sein. (Beifall bei der SPÖ.)

Überleiten darf ich zur MA 58, auch hier sind die Ag-
rarbudgetmittel zu erwähnen. Zur Aufgabe der MA 58 ge-
hört ja auch die Förderung der Land- und Forstwirtschaft.
Hier werden wir in den nächsten beiden Jahren jeweils
rund 3,3 Millionen EUR einsetzen. Der große Brocken da-
von, rund 2,5 Millionen EUR, wird für die Finanzierung ei-
ner Vielzahl von tollen Projekten dieser Stadt eingesetzt -
Gartenbau, Weinbau, Ackerbau, Obstbau, und so weiter -
, und die restlichen 800.000 EUR, wie es ja bei uns auch
Usus ist, laufen in die Förderung der Landwirtschaftskam-
mer.

Lassen Sie mich jetzt zu einem sehr wichtigen Aufga-
bengebiet kommen, nämlich den Arbeitsschwerpunkten
der Stelle der Gleichbehandlungsbeauftragten. In den
nächsten Jahren wird hier ein klarer Fokus auf das Thema
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie beziehungsweise
auch der Pflege von Angehörigen gelegt. Konkrete Pro-
jekte: Gleichstellungsprogramm 2024 bis 26, die Präven-
tion der Diskriminierung auf Grund Schwangerschaft oder
Elternschaft, das Thema Rechte stärken - also eine große
Informationsoffensive für alle Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, die interne Kampagne zum Aufbrechen von alten,
traditionellen Rollenbildern - zahlreiche Schulungsmaß-
nahmen -, und last but not least, und das ist, glaube ich,
ein sehr, sehr wichtiges, wenn nicht überhaupt das wich-
tigste Thema, die Erhöhung des Frauenanteils in den Füh-
rungspositionen. All das hat sich die MA 58 vorgenom-
men.
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Lassen Sie mich abschließend generell ein großes
Danke an alle tollen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sa-
gen, die in diesen Bereichen täglich arbeiten und hervor-
ragende Arbeit leisten. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ
sowie von GR Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara und GR Markus
Ornig, MBA.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort
gemeldet ist Frau GRin Klika, ich erteile es ihr. Selbstge-
wählte Redezeit sind sechs Minuten, fraktionelle Restre-
dezeit sind acht Minuten. Ich werde die acht Minuten ein-
stellen. Bitte.

GRin Julia Klika, BEd (ÖVP): Vielen Dank, so lange
werde ich nicht brauchen. Sehr geehrte Frau Vorsitzende!
Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und
Herren!

Wien zählt zu den lebenswertesten Städten der Welt,
und in vielen Bereichen, haben wir auch schon gehört, gibt
es auf jeden Fall noch Nachholbedarf. Ich möchte trotz-
dem zu einem ganz anderen Thema kommen, von dem
wir noch ein bisschen zu wenig gehört haben, und zwar
zum Tierschutz. Und eines möchte ich schon sagen, da
leistet die Stadt Wien wirklich eine tolle Arbeit und da pas-
siert auch wirklich viel. Und dafür möchte ich mich schon
bedanken. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.)

Aber dennoch möchte ich auch auf ein besonderes
Thema aufmerksam machen, das sowohl das Wohlerge-
hen unserer geliebten Vierbeiner als auch die Sicherheit
unserer Gemeinschaft betrifft. Wien ist eine Stadt der Viel-
falt und des Fortschritts. Doch in dieser Vielfalt liegt auch
eine drängende Herausforderung, der wir uns gemeinsam
stellen müssen, und zwar das Bewusstsein über die Ver-
antwortung, die wir für ein respektvolles Miteinander tra-
gen. Vielleicht ist Ihnen schon das eine oder andere Mal -
ich glaube, es ist nicht ganz so oft der Fall - ein Hund mit
einer gelben Schleife an der Leine oder dem Geschirr be-
gegnet. Die gelbe Schleife ist ein international anerkann-
tes Symbol, das darauf hinweist, dass ein Hund beson-
dere Bedürfnisse hat, sei es auf Grund von Angst, Aggres-
sion, gesundheitlichen Problemen oder anderen Ursa-
chen. Und es ist ein Hilfsmittel, das dazu dient, Begegnun-
gen zwischen diesem Hund und anderen Menschen, aber
auch anderen Tieren zu steuern und zu schützen. Heut-
zutage sind wir in der Öffentlichkeit ja auch tagtäglich mit
einer Vielzahl von Zeichen konfrontiert und es ist wichtig,
dass andere Menschen diese Zeichen auch richtig deuten
und sinngemäß verstehen. Leider herrscht in unserer
Stadt aber oft Unwissen über die Bedeutung dieser gelben
Schleife bei Hunden. Viele Menschen sind sich nicht be-
wusst, was sie symbolisiert oder wie sie angemessen re-
agieren sollen. Und dies führt leider auch zu ungewollten
Situationen und potenziell gefährlichen Begegnungen, die
einfach nicht passieren dürfen.

Ich appelliere an Sie, dass wir als Stadt einfach mehr
tun müssen, um das Bewusstsein für die gelbe Schleife
zu fördern. Wir benötigen eine umfassende und zugängli-
che Kampagne, die nicht nur die Bedeutung dieser Mar-
kierung erklärt, sondern auch Ressourcen und Anleitun-
gen bereitstellt, wie man in Anwesenheit von solchen Hun-
den angemessen reagiert, denn viel zu oft kam es in der
Vergangenheit zu tragischen Vorfällen mit Hunden. Und

diese Kampagne sollte nicht nur auf das Verhalten der
Menschen abzielen, sondern auch die Hundebesitzer er-
mutigen, ihre Tiere dementsprechend zu kennzeichnen
und Informationen über ihre Bedürfnisse bereitzustellen.
Eine bessere Sensibilisierung und Bildung können dazu
beitragen, diese potenziell gefährlichen Situationen zu mi-
nimieren und das Zusammenleben von Hunden und Bür-
gern unserer Stadt sicherer zu gestalten. Es ist an der
Zeit, dass wir uns gemeinsam für das Wohlergehen aller
Einwohner einsetzen, einschließlich unserer geliebten
Haustiere. Lassen Sie uns gemeinsam diese Gelegenheit
nutzen, eine Stadt zu schaffen, in der Verständnis, Rück-
sichtnahme und Sicherheit für alle Lebewesen und natür-
lich auch alle Menschen oberste Priorität haben. Daher
bringen wir auch einen dementsprechenden Beschluss-
antrag dazu ein und hoffen natürlich auf Zustimmung. -
Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächste zu Wort
gemeldet ist Frau GRin Mag. Abrahamczik. Selbstge-
wählte Redezeit sind 10 Minuten, die fraktionelle Restre-
dezeit wären noch 18 Minuten, ich stelle einmal die 10 ein.
Bitte schön.

GRin Mag. Nina Abrahamczik (SPÖ): Frau Vorsit-
zende! Sehr geehrter Stadtrat! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen und diejenigen, die uns möglicherweise noch im Li-
vestream zuschauen!

Vielen Dank für die bisherige Debatte. Man hat schon
gemerkt, wir sind eine sehr große und vielfältige Ge-
schäftsgruppe, sie heißt Klima, Umwelt, Demokratie und
Personal, und es befinden sich sehr viele Dienststellen
und Unternehmungen darin. Dennoch muss ich kurz da-
rauf hinweisen, dass einige RednerInnen trotz der Breite
unserer Geschäftsgruppe dann leider doch wieder nicht
zu unseren Geschäftsgruppe gesprochen haben, aber
viele haben auch schon wichtige Bereiche erwähnt, die
bei uns hineinfallen. Nachdem ich trotzdem in der Zeit,
selbst wenn ich die 18 Minuten nutzen würde, selbst wenn
ich noch 2 Stunden hätte, niemals in der Vielfalt darstellen
könnte, was hier alles an wichtigen Vorhaben passiert,
was jeden Tag in dieser Stadt getan wird, beschränke ich
mich auf einige Bereiche, wo es manche Neuerungen
gibt - teilweise Ergänzungen, vieles hat ja schon lange
Tradition, manches wird verstärkt. Der Kollege Mantl hat
ja auch die Bewusstseinsbildung erwähnt, die sehr wichtig
ist, die ist auch mir sehr wichtig, wie Sie wissen, deswe-
gen möchte ich gerade aus diesem Bereich ein paar Bei-
spiele bringen.

Wir haben ja letzte Woche im Landtag den Bericht der
Wiener Umweltanwaltschaft beschlossen, der ich auch
noch einmal zum 30-jährigen Bestehen gratulieren
möchte. Danke auch an alle KollegInnen der unterschied-
lichen Fraktionen, die dabei waren, als wir Obstbäume ge-
pflanzt haben. Wir haben 30 Obstbäume gepflanzt. Und
warum erwähne ich es heute noch einmal, denn das ist
schon passiert, aber natürlich wissen wir - war heute auch
schon Thema -, dass gerade Jungbäume oft Stress aus-
gesetzt sind, dass es hier wichtig ist, sich darum zu küm-
mern. Dementsprechend ist auch ein Budget vorgesehen,
wo es einerseits zu den notwendigen Pflegeschnitten
kommen wird, wo aber auch gemeinsam mit dem Verein
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Obststadt Wien PatInnen gesucht werden, um auch die
Menschen vor Ort einzubinden, sich um diese Obstbäume
zu kümmern, und diese auch mit Workshops zu sensibili-
sieren.

Wir haben letzte Woche gemeinsam den Umwelt- und
Naturschutzbeirat gehabt. Da waren auch sehr span-
nende Themen, eines davon war das Thema, wie geht
man mit Tieren um, die an und in Gebäuden leben oder
brüten, und wie ist es dann bei Umbauarbeiten. Wir wis-
sen, in einer Stadt, wo es auch viel Sanierung geben
muss, thermische Sanierung wichtig ist, aber auch teil-
weise Dachgeschoße ausgebaut werden, ist das ein Be-
reich, wo man natürlich auch auf die tierischen Bewohne-
rinnen und Bewohner schauen muss. Was mich sehr ge-
freut hat, ist, wir haben das auch an dem Beispiel der Fle-
dermäuse gesehen - was Sie vielleicht nicht wissen -, von
28 Fledermausarten, die in Österreich vorkommen, gibt es
22 in Wien. Wir sind sozusagen auch Fledermaushaupt-
stadt, das spricht auch sehr für die Lebensqualität in un-
serer Stadt. Also es freut mich, dass die sich hier sehr
wohlfühlen. (Beifall bei der SPÖ und von GR Dipl.-Ing. Dr.
Stefan Gara.) Als sehr wesentlicher Partner und beispiel-
gebend wurde von den zuständigen Experten auch Wie-
ner Wohnen hervorgehoben, weil gerade die bei den Um-
bauten ganz bewusst darauf schauen, dass auch die Fle-
dermäuse geschützt sind, aber auch andere Tierarten, die
dort wohnen. Die Wiener Umweltanwaltschaft bietet bei-
spielsweise auch Fledermaus-Workshops an, die ich wirk-
lich nur empfehlen kann, bei denen werden nämlich auch
Fledermausquartiere selbst gebaut und angebracht - also
wenn Sie einmal dabei sein wollen, sind Sie herzlich will-
kommen.

Zum Thema Artenschutz an Gebäuden ist auch die
MA 22, unsere Abteilung für Umweltschutz, sehr aktiv. Da
gibt es das Wiener Arten- und Lebensraumschutzpro-
gramm Netzwerk Natur, wo nicht nur auf Fledermäuse ge-
schaut wird, sondern beispielsweise auch auf die Mehl-
schwalben oder Dohlen, für die das auch ein großes
Thema ist. Und was wir auch letzte Woche im Beirat ge-
hört haben - und das finde ich auch sehr schön -, wenn
Sie an die Freie Mitte im Nordbahnviertel denken, wo ge-
rade viele Wohnungen entstehen, wo wir sehr viele schüt-
zenwerte Arten haben, gibt es ein sehr konkretes Liegen-
schaftsmanagement, wie man mit diesen geschützten Ar-
ten umgeht, um deren Lebensräume zu erhalten. Wir re-
den beispielsweise über die Wechselkröte oder die Zau-
neidechse, wo noch einmal eigene Habitate angelegt wer-
den und es klare Schutzräume gibt.

Ein weiterer Bereich der Umweltschutzabteilung, den
ich erwähnen möchte, ist natürlich die Gebäudebegrü-
nung und Entsiegelung, wo es auch 2024 bis 2026 neue
Schwerpunkte geben wird. Wir haben ja schon sehr gute
Förderungen im Bereich Innenhofbegrünung, aber auch
Dachbegrünung oder Fassadenbegrünungen. Hier wer-
den nicht nur die Fördersummen erhöht, sondern, was
erstmals neu dabei sein wird - und das wird vielleicht den
Herrn Kollegen Kieslich freuen -, ist, dass wir auch eine
Entsiegelungsförderung neu einführen. Das heißt, das
würde genau in den Bereich hineinfallen, den Sie vorher

angesprochen haben, wie wichtig es ist, weniger Boden-
verbrauch im Stadtgebiet zu haben und auch auf die Bio-
diversität zu schauen.

Ich möchte jetzt einen Schwenk machen, denn die
MA 22 ist für so viele Bereiche zuständig. Ein Bereich,
dem sie sich derzeit auch verstärkt widmet, ist das Thema
Ernährung, nämlich im schulischen Bereich. School-
Food4Change wird von der EU mitfinanziert, und es geht
darum, bei jungen Menschen möglichst früh für ein gutes
Bewusstsein zu sorgen, was nachhaltige, gesunde und
klimafreundliche Ernährung betrifft. Hier werden Work-
shops angeboten, es werden Köchinnen und Köche aus-
gebildet, es gibt einen Food Trailer, für Schülerinnen und
Schüler werden Exkursionen zu den Produzentinnen und
Produzenten angeboten, um zu sehen, wie entstehen Le-
bensmittel, worauf ist da zu achten, wie kann ich es dann
aber auch weiter verwerten, wie kann ich es kochen und
sozusagen schmackhaft machen. Es werden die City
Farm im Augarten, aber auch das Welttellerfeld im 22. Be-
zirk unterstützt, zwei Projekte, die wir ja gut kennen.

Und wenn es um Ernährung geht, ist ein großer Be-
reich natürlich auch immer die Herkunft der Lebensmittel
- insbesondere der tierischen Lebensmittel. Jetzt wissen
wir, dass wir in Wien da weniger Thema haben, weil wir
eher die Konsumentinnen und Konsumenten sind, aber
wer hier auch immer wieder für Bewusstseinsbildung
sorgt, ist die Tierschutzombudsstelle Wien. Da darf ich
eine kurze Werbeeinschaltung machen, wie ich es eigent-
lich jedes Jahr um diese Zeit mache: Nächste Woche ist
der Tier- und Rechttag der Ombudsstelle, wo es konkret
um Tierhaltung und die Herkunft tierischer Lebensmittel
geht. Wir sind alle herzlich eingeladen, vielleicht sehe ich
ja die eine oder den anderen dort? Was die Tierschutzom-
budsstelle auch sehr gut macht, sind Einkaufratgeber,
also beispielsweise bei Milch oder Geflügel oder Schwei-
nefleisch wird hier gemeinsam auch mit NGOs geprüft,
welche Marken in welchen Kriterien sich da auch selbst
Auflagen geben und worauf Konsumentinnen und Konsu-
menten schauen können. 2024 wird es hier den Bereich
Fisch und Gastro geben, einen neuen Einkaufsratgeber,
auch den kann ich Ihnen dann allen ans Herz legen.

Hauptaufgabe der Tierschutzombudsstelle ist natür-
lich auch der präventive Tierschutz. Die Kollegin Klika hat
jetzt schon ein bisschen in die Richtung gesprochen, wie
wichtig der Tierschutz ist, da geht es ganz stark darum,
Bewusstsein zu schaffen und zu sensibilisieren. Wer hier
ebenfalls tätig ist, ist natürlich die MA 60, das Veteri-
näramt und die Abteilung für Tierschutz, und da möchte
ich noch auf einen Bereich eingehen, der aus meiner Sicht
sehr wichtig ist. Ich bin selbst mit Tieren aufgewachsen
und weiß, das Schlimmste, was passieren kann, ist, dass
ein Tier verloren geht. Das kann passieren, wenn man mit
dem Hund spazieren geht und der erschreckt sich und
rennt weg, es kann aber auch sein, dass eine Katze viel-
leicht nicht zurückkommt oder versehentlich aus der Woh-
nung schlüpft. Meine Katzen beispielsweise sind gechipt,
obwohl sie Wohnungskatzen sind, weil ich das vermeiden
möchte und möchte, dass sie, wenn sie verloren gehen,
möglichst schnell den Weg zu mir zurückfinden können.
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Bei Katzen ist es nicht verpflichtend, bei Hunden wiede-
rum gesetzlich vorgeschrieben.

Wir haben hier insofern ein Problem, dass viele Hunde
gechipt sind, aber sie müssten auch registriert sein. Nur,
das sind sie leider oft nicht und das sehen wir an wirklich
großen Zahlen auch im TierQuarTier. Die Tiere, die dort
landen, sind oft gechipt, aber es sind keine Daten hinter-
legt. Das heißt, hier wird die Stadt auch 2024 eine Gratis-
registrierungsaktion machen, wo wir die Menschen dabei
unterstützen, auch selbst darauf zu schauen, ob auf dem
Chip überhaupt Daten drauf sind, ob da die richtige Infor-
mation hinterlegt ist. Das halte ich für sehr wichtig, sowohl
im Sinne des Tierwohls, aber auch, um sicherzustellen,
dass Tiere nicht einfach ausgesetzt werden von Men-
schen, die sie vielleicht nicht mehr haben möchten. Ich bin
immer wieder erschüttert, wo Tiere gefunden werden, teil-
weise im Müll, teilweise irgendwo angebunden, teilweise
in zugeklebten Kartons. Hier halte ich es für wichtig, dass
auch nachvollziehbar ist, woher die Tiere kommen und ge-
gebenenfalls auch Strafen ausgesprochen werden.

Die Kollegin Klika hat das konfliktfreie Miteinander an-
gesprochen, und ich darf darauf verweisen, ich kenne die
gelbe Schleife. Die Idee ist vor ein paar Jahren aus
Schweden in Richtung deutschsprachigen Raum gekom-
men. Wir haben das eigentlich schon umgesetzt, indem
es beim Sachkundenachweis Inhalt ist. Ich habe den ja
selbst gemacht, als wir ihn beschlossen haben, einfach,
um auch zu schauen, was lernen die Wienerinnen und
Wiener, die einen Hund nehmen möchten, dabei, und da
ist das explizit Inhalt. Die Idee, das breiter anzulegen,
kann ich verstehen, ich möchte nur trotzdem darauf hin-
weisen, es kann kein Freischein sein, nur, weil ein Hund
keine gelbe Schleife trägt, dass dann möglicherweise
Leute glauben, den kann ich einfach angreifen. Das sollte
ich nie bei einem fremden Tier machen und das ist natür-
lich dann nochmal ein bisschen mehr die Gefahr, die ich
sehe, dass die Leute sich denken, das passiert eh nur bei
der gelben Schleife, eine Gefahr, die ich gerade bei Kin-
dern sehe. Aber die Wiener Hundeteams werden insge-
samt mehr unterwegs sein, auch ab kommendem Jahr -
die haben wir neu eingerichtet -, und werden alle Fragen
beantworten, werden in Hundezonen unterwegs sein, in
Parks, um hier auch auf verschiedene Pflichten hinzuwei-
sen, die es gibt, und auch beim Tierwohl beraten - da üb-
rigens auch unterstützt vom Stadtservice Wien.

Es gäbe noch ganz viele Bereiche, die spannend wä-
ren, zu denen ich jetzt leider nicht komme mit Blick auf die
Zeit. Aber abschließend ist mir wichtig, auch noch danke
zu sagen. Wir haben - wie man jetzt auch in der Debatte
mitbekommen hat - keine einfachen Themen, wir haben
sehr große, herausfordernde Themen, wir haben nicht im-
mer die gleiche Meinung, wir sind in unterschiedlichen
Parteien, wir haben unterschiedliche Positionen, aber was
ich sehr schätze, ist - über die Fraktionsgrenzen hinweg -
das kollegiale Miteinander, dass wir eigentlich immer eine
gute Gesprächsbasis haben. Ich weiß, das ist nicht immer
selbstverständlich. Gerade als Ausschussvorsitzende ist
es mir ein großes Anliegen, da auch danke zu sagen an

alle Mitglieder in dem Ausschuss, wo wir gemeinsam ar-
beiten: Herzlichen Dank an Sie alle. (Beifall bei SPÖ,
NEOS, ÖVP und GRÜNEN.)

Auch ich möchte mich dem Dank anschließend, der
schon ausgesprochen wurde, an das Büro unseres Stadt-
rates, weil es gerade als Ausschussvorsitzende immer
ganz wichtig ist, dass die Sachen so wunderbar vor- und
aufbereitet sind, großes Danke auch hier von meiner
Seite. Und ich möchte abschließend den Dank an alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter aussprechen. Bei unserer
Geschäftsgruppe funktioniert im besten Fall alles so wun-
derbar, dass vieles gar nicht auffällt. Vieles fällt mir dann
erst wieder auf, wenn ich irgendwo im Ausland oder in ei-
ner anderen Stadt bin, wo man bei uns gar nicht nach-
denkt, da man weiß, Wien ist sauber, die MA 48, die auch
jetzt gerade den Tourismuspreis der Wirtschaftskammer
erhalten hat, arbeitet wunderbar, ist bei allen Großveran-
staltungen dabei, ob es der Citymarathon ist, ob es die
Vienna Pride ist, man kann sich immer darauf verlassen,
dass die da sind.

Ich möchte aber ganz speziell auch mit Blick auf un-
sere Ausschussreise, die wir heuer hatten, wo wir im
Quellenschutzgebiet unterwegs waren, heute die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der MA 31 und MA 49 erwäh-
nen, die nicht innerhalb der Stadtgrenzen arbeiten, son-
dern im Quellenschutzgebiet, und dort auch wichtige Ar-
beit machen, sehr harte Arbeit. Wir alle durften das miter-
leben, wir haben sehr viele Informationen gekriegt - gro-
ßes Danke an alle, die unsere Ausschussreise organisiert
haben. Es ist beeindruckend, zu sehen, was dort jeden
Tag geleistet wird. Ich kann stellvertretend Manfred Arrer
von der MA 49 nennen, den Förster, der uns wunderbar
begleitet hat und mit einer Leidenschaft bei seinem Job
ist, der um zehn am Abend noch weggeht, als wir beisam-
mengesessen sind, um einem Kollegen zu helfen, damit
der irgendwie einen Hirsch vom Berg runterbringt. Wenn
man mit dem dort unterwegs ist, kann der zu jedem Baum,
der dort steht - und es sind unzählige - irgendeine Ge-
schichte erzählen.

Ich glaube, das zeigt, was für großartige Menschen für
die Stadt arbeiten. Mir war es wichtig, heute auch diese
Beispiele zu nennen, denn das sind die, die wir gar nicht
sehen, weil sie eben nicht hier im Stadtgebiet sind, aber
unglaublich wichtige Arbeit für uns leisten. Dafür ein gro-
ßes Dankeschön stellvertretend für alle Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter der Stadt. (Beifall bei SPÖ, NEOS, ÖVP
und GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Als Nächster ist der
Herr Amtsf. StR Mag. Czernohorszky zu Wort gemeldet.
Ich erteile es ihm und darf bemerken, dass die Redezeit
mit 15 Minuten begrenzt ist. Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf. StR Mag. Jürgen Czernohorszky: Sehr ge-
ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Budgetdebatte läutet für uns ja immer das politi-
sche Jahresende ein. Ein paar Tage sind es noch, inten-
sive Tage, aber es ist jedenfalls schon die Gelegenheit da,
auf ein Jahr zurückzuschauen, ein Jahr, das, wie uns Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftler sagen, so heiß
war wie seit 125.000 Jahren kein Jahr. Auch im Oktober
war es überdurchschnittlich warm. Warum sage ich das?
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Es ist ein Beispiel dafür, dass die Klimakrise spürbar ge-
worden ist, nicht nur im globalen Süden, nicht anderswo,
sondern auch bei uns. Sie beeinflusst unser Leben und
damit auch unsere Politik, denn wir müssen alles tun, da-
mit in Zukunft ein gutes Leben auch in unserer Stadt mög-
lich ist. Denn mit großer Wahrscheinlichkeit war dieser
Sommer trotz aller Temperaturrekorde der kühlste der
kommenden 100 Jahre. Und damit bekommt Klimaschutz
zugleich zwei Bedeutungen: Ein Mal die Notwendigkeit ei-
ner klaren, mutigen und entschlossenen Politik, CO2 zu
senken, rauszukommen aus diesem fossilen Zeitalter,
aber zum anderen auch die Bevölkerung zu schützen vor
dem Klima oder, besser gesagt, vor den Auswirkungen
des Klimas. Und da geht es uns ganz besonders in Wien
um jene, die nicht einfach davonlaufen können.

Damit ist eine zentrale Frage für uns zugleich einmal
geklärt: Klimaschutz ist immer Sozialpolitik, Klimaschutz
ist immer soziale Politik. Das geht in Wien auf, dafür sind
wir bekannt und daran richten wir alle unsere Maßnahmen
aus. Denn im Kern geht es um gute Lebensqualität für die
Wienerinnen und Wiener, die soll in 20 Jahren auch noch
so sein. Das bedeutet für uns nichts anderes, als dass wir
so ziemlich alles umdrehen, neu denken, neu machen
müssen, und da sind wir mittendrin. Wir sind mittendrin im
Umbau, weil Feuer am Dach ist. Das kann man so sagen,
zugleich muss man aber sagen, dass es niemandem et-
was hilft, wenn man diesem Feuer am Dach mit Alarmis-
mus begegnet. Niemandem. Es hilft genauso niemandem,
wenn man dieser Dringlichkeit mit Ignoranz begegnet.
Man braucht einen klaren, einen adäquaten, unaufgereg-
ten politischen Zugang, der auf der einen Seite bedeutet,
wir gehen große Schritte, richtig große Schritte, und auf
der anderen Seite aber auch bedeutet, dass wir nie den
Optimismus verlieren, denn es geht darum, dass wir mit
diesen großen Schritten am Schluss einen positiven Bei-
trag für die Lebensqualität der Wienerinnen und Wiener
leisten. - Also Endzeitszenarien bringen nichts, leugnen
auch nichts.

Ich bin der Überzeugung, dass uns sehr, sehr viel ge-
lungen ist, genau in diesem Zusammenhang, Dinge wei-
terzubringen, und wir sind mitten in diesem Umbau. Viele
Rednerinnen und Redner haben ja schon gezeigt, was al-
les auf Hochtouren lauft, von der Energiewende zum Gas-
ausstieg, ob die Sonnenstromoffensive oder Grünraumof-
fensive genannt worden ist, man hat es in dieser Debatte
schon gesehen. Aber das Budget geht ja um Vorblicke o-
der Ausblicke, nicht um Rückblicke, also vielleicht ein paar
Sätze noch von mir dazu, was in den nächsten Jahren ge-
plant ist.

Zuerst einmal ist es mir sehr wichtig, dass wir zu den
zwei schon erwähnten Ks, also Klimaschutz und Klimaan-
passung, das dritte K mit der gleich großen Relevanz da-
zustellen, das ist die Kreislaufwirtschaft. Keine Stadt der
Welt hat, meiner Meinung nach, dazu bessere Rahmen-
bedingungen, denn Wien ist eine Millionenstadt, die sich
zu 100 Prozent selber um den Mist kümmert. Nennen Sie
mir eine andere Millionenstadt, es wird Ihnen keine einfal-
len. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Das hat etwas mit der Arbeit der MA 48 zu tun, es hat
etwas mit effizienter Abfallwirtschaft zu tun, und das wie-
derum ist ein direkter Beitrag zur Lebensqualität, weil sie
Sauberkeit, Hygiene, Umweltschutz, Lebensqualität über-
haupt erst ermöglicht. Aber natürlich geht es nicht nur da-
rum, Müll zu verhindern, gut Müll zu verwerten, sondern
es geht ganz besonders auch um Ressourcen, und daher
ist Reparieren ein riesengroßes Thema. Wir haben den
Reparaturbon in Wien wieder aufgelegt, ein sehr, sehr er-
folgreiches Modell, und wir werden das in den nächsten
Jahren weitertragen. Wir haben gerade erst die Orange
Week ausprobiert als Gegenmodell zum Überkonsum-
wahnsinn rund um den Black Friday. Es war so erfolg-
reich, dass ich jetzt schon sagen kann, die ist gekommen,
um zu bleiben, das werden wir ab jetzt jährlich machen. In
ein paar Wochen wird das Reparaturfestival starten, also
alles ein Grund dafür, dass wir sagen können, wir denken
Kreislaufwirtschaft nicht nur in Zusammenhängen mit Ab-
fallwirtschaft, sondern generell ganzheitlich im Zusam-
menhang damit, dass wir in Wien keine Ressource ver-
geuden wollen. Dazu gehört natürlich auch, dass wir den
Mist, den es dann noch gibt, nutzen, um Energie zu ge-
winnen.

Apropos Energiewende, vieles ist schon gesagt wor-
den, vom Kollegen Auer-Stüger und vom Kollegen Gara
zur Sonnenstromoffensive, vielleicht nur noch die Budget-
zahlen dazu. Wir fördern den Ausbau erneuerbarer Ener-
gieträger mit knapp 30 Millionen EUR aus dem Wiener
Ökostromfonds und bauen damit massiv den Sonnen-
strom aus. Es ist das Dashboard schon erwähnt worden,
man kann Monat für Monat nachschauen, wie wir „on
track“ sind auf unserem Ziel, mit dem 800 Megawatt Peak
die Leistung von Beginn dieser Legislaturperiode zu ver-
sechzehnfachen. Ich sage nur noch einmal: versechzehn-
fachen. Das ist eine wirklich große Kiste, es wird am
Schluss den Strombedarf von 400.000 Haushalten, das
sind 800.000 Wienerinnen und Wiener decken und zeigt
große Räder, große Schritte. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Auch beim Grünraumausbau geht es rapide voran.
Das ist uns deshalb wichtig, weil es eben darum geht,
dass Parks, dass grüne Flächen, Bäume, Wiesen einen
ganz, ganz großen Beitrag zur Lebensqualität leisten,
ganz besonders, wenn es im Sommer heiß ist. Sie bieten
Schutz vor Hitze und wir haben uns eben vorgenommen,
in dieser Regierungsperiode 400.000 m² neu- und umzu-
gestalten. Ich kann jetzt sagen, dass wir bereits deutlich
über der Hälfte sind, dass wir 155.900 m² alleine in neuen
Parkprojekten geschafft haben, und dazu kommen viele,
viele andere weitere umgestaltete 71.700 m² neues Stra-
ßengrün. Und ich spreche jetzt nicht vom bereits erwähn-
ten Fördertopf Lebenswerte Musterstadt, das hat die Kol-
legin Pipal-Leixner schon gemacht, mit einer sehr beein-
druckenden Bilanz: 64 Prozent sind ausgeschöpft, der
Rest wird in den nächsten Wochen und Monaten und Jah-
ren intensiv ausgeschöpft werden. Und das immer in en-
ger Zusammenarbeit mit den Bewohnerinnen und Bewoh-
nern im Grätzl, weil wir der Überzeugung sind, dort ist das
Wissen darüber, was es braucht, am allergrößten.

Und damit bin ich schon beim nächsten Thema, der
Demokratie. Wir haben im kommenden Jahr zwei große
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Wahlen und ich möchte das zum Anlass nehmen, um jetzt
schon meinen großen Respekt und meinen großen Dank
an die Kolleginnen und Kollegen im Maschinenraum der
Demokratie, der MA 62 zu richten. Aber da kommen ganz,
ganz viele nahezu in allen Magistratsabteilungen dazu,
zum Beispiel die MA 54, die dafür sorgt, dass 1.500 barri-
erefreie Wahllokale ausgestattet werden. Aber in einer
Stadt, in der wir wissen, dass bei diesen Wahlen rund ein
Drittel der wahlfähigen Wienerinnen und Wiener gar nicht
mitbestimmen kann, Stichwort respektives, um nicht zu
sagen, reaktionäres Staatsbürgerschaftsrecht, in so einer
Stadt sind wir natürlich auch gut beraten - und wir tun das
auch, wenn wir draufschauen, was wir tun können -, durch
viele, viele Maßnahmen - Demokratieinnovationen, Er-
mächtigung der Wienerinnen und Wiener dafür - einen
Beitrag zu leisten, dass die Leisen laut werden, dass jene
eine Stimme bekommen, die vielleicht nicht überall plaka-
tiert ist, sondern die man schon einbinden muss, fragen
muss, mit ihnen die Stadt gestalten muss.

Ein Beispiel dafür sind die Klimateams. Ich freue mich,
dass ich heute sagen kann, dass auch die gekommen
sind, um zu bleiben, um ein fester Bestandteil der Wiener
Beteiligungskultur zu werden. Es sind mehr als 2.500
Ideen gesammelt worden, in 2 Durchgängen. Das wird
eine Institution, ich freue mich auch auf die vielen, vielen
Projekte, die mit den Bürgerinnen und Bürgern umgesetzt
werden. Im Regierungsprogramm gibt es ein paar, oder
eigentlich nicht mehr ein paar, sondern nur mehr wenige
große Meilensteine im Zusammenhang mit Demokratie
und Ermächtigung, das wird im nächsten Jahr umgesetzt
werden: Die Demokratiewerkstatt, ein Hub für Beteiligung,
die Lokale Agenda, die neu und erweitert durchstartet, auf
das freue ich mich schon sehr.

Das alles ist ein Beispiel dafür, dass wir sagen, Klima-
schutz mit den Menschen, aber auch Klimaschutz für die
Menschen. Und dafür bietet Infrastruktur, und zwar eine
klare, eine starke, eine gut ausgebaute und instandge-
setzte städtische Infrastruktur einen Anlass, noch ein paar
Worte zu sagen. Wir haben mit 150 Jahre Wiener Wasser,
glaube ich, heuer ganz gut gezeigt, was die Wasserinfra-
struktur für die Wienerinnen und Wiener bedeutet, was
aber auch die Sicherheit der Wasserinfrastruktur für die
nächsten 10, 20, 30, 40 Jahre an Arbeit bedeutet. Und wir
investieren hier ungefähr 100 Millionen EUR in Speicher-
infrastruktur, in neue Transportleitungen, und vieles mehr.
Und wenn der Kollege Guggenbichler über Wasser kein
anderes Wort verliert als seine halblustigen Schmähs
über den Brunnen, kann ich dazu nur sagen, okay, man
muss als Mitglied des Klimaausschusses kein Verständ-
nis von Kunst haben. Aber dass man anlässlich dieser Inf-
rastrukturmaßnahmen in die Wasserversorgung über-
haupt nichts anderes zu sagen hat, das ist schon wirklich
ein starkes Stück. (Beifall bei SPÖ und NEOS sowie von
GR Georg Prack, BA.)

Stichwort Wasser und Jubiläen: Eine kleine Vorankün-
digung, nächstes Jahr feiert Wien Kanal 100 Jahre. Das
wird uns sicherlich viel Anlass bieten, auch ein bisschen
drauf zu schauen, was unter der Erde dafür getan wird,
dass uns das Wasser nicht bis zum Hals steht, dafür, dass
bei starkem Regen und durch den Klimawandel bedingt

natürlich auch noch mehr in die Infrastruktur zu investie-
ren ist. Das machen wir mit der Verlängerung des Wien-
talkanals vom Rüdigerhof bis nach Auhof. Das sind 9 km
Gewässerschutz. 60 Millionen Liter Speichervolumen
kommen durch dieses Großprojekt dazu, 270 Millionen
EUR nehmen wir dafür in die Hand.

Wenn ich von Infrastruktur rede, dann rede ich natür-
lich gerne auch über Wärmeinfrastruktur. Das Thema
Fernwärme ist ja von der Frau Kollegin Olischar schon er-
wähnt worden, ist aber nicht die einzige Möglichkeit, um
raus aus Gas zu kommen. Wir nutzen alle Gelegenheiten.
Es ist außerdem alternativlos. Es ist alternativlos fürs
Klima, aber auch für die Lebensqualität, weil hausge-
machte Energie einfach besser fürs Geldbörsel ist. Und
ja, ein offenes Wort, das EWGtscherl wird uns dabei deut-
lich weniger helfen als ein ja im Grunde genommen mit
allen Landesräten - ich war einer davon - bereits ausver-
handeltes starkes EWG, weil es eine klare Regelung für
einen Gebäudebestand gebraucht hätte, und ich möchte
in diesem Zusammenhang auch sagen: Weiter braucht!
Wir können das nicht akzeptieren, dass wir hier auf Bun-
desebene die notwendigen Rahmenbedingungen nicht
haben. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Wir werden weiterhin wohnrechtliche Rahmenbedin-
gungen brauchen, ob das jetzt im Wohnungseigentums-
gesetz, beim Mietrechtsgesetz ist, im Genossenschafts-
recht, ob das beim Gaswirtschaftsgesetz ist. Also, wir blei-
ben hier weiterhin in der Forderung, denn es ist das ge-
meinsame Ziel, raus aus Gas zu kommen - also ich habe
zumindest noch keinen gehört, der dagegen ist. Also, was
machen wir in Wien? Weiterhin intensiv daran arbeiten,
dass man erkennen kann, wie es geht. Die 100 Projekte
zeigen im Übrigen, liebe Elisabeth, es ist nicht immer nur
Fernwärme, es geht auch mit unglaublich viel Innovation
in Projekten, die wir bis 2025 - und zwar 100 davon - zei-
gen werden. Wir haben mit der neuen Bauordnung einen
klaren großen Wurf vorgelegt, wir werden es mit starken
Wiener Förderungen machen. Also, ich sage im Hinblick
auf das, was noch zu tun ist, in Richtung Bundesregie-
rung, da besonders in (zu den GRÜNEN blickend) eure
Richtung, vielleicht frei nach Marty McFly aus „Zurück in
die Zukunft“: Geben Sie sich einen Ruck. Ihr seid vielleicht
noch nicht soweit, aber eure Kinder werden es lieben.

Damit bin ich beim notwendigen Schluss jeder Rede
eines jeden Verantwortlichen hier, aber ganz besonders
als Personalstadtrat. Ich möchte mich an die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in unserer Stadt wenden. Es sind
nämlich diejenigen, die alle Maßnahmen, die heute hier
diskutiert worden sind, am Ende des Tages umsetzen,
tagtäglich dafür arbeiten mit großem Engagement. Ihr
seid ein einziges großes Klimateam, aber natürlich auch
für alle anderen Bereiche. Und in diesem Zusammenhang
möchte ich ein großes Dankeschön für die starke Sozial-
partnerschaft sagen, die wir in Wien leben. Eine Sozial-
partnerschaft, die gerade in den letzten Wochen viel vor-
gelegt hat, ein 150 Millionen Paket für die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter im Gesundheitsbereich, das Job-Ticket,
das es ab nächstem Jahr für alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter geben wird, nicht zu sprechen von dem großen
wichtigen Gehaltsabschluss. Also dafür auch ein großes
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Dankeschön an die Sozialpartnerschaft, aber ganz beson-
ders an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. (Beifall bei
SPÖ und NEOS.)

Ich habe noch 1 Minute 36, also nehme ich mir die
Zeit, um jene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besonders
hervorzustreichen, die mir besonders lieb und wert sind,
es sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Perso-
nalservice, in der Energieplanung, beim Umweltschutz,
bei Wiener Wasser, in der MA 36, von den Wiener Stadt-
gärten, in der MA 48, in der MA 49, im Zentralen Einkauf
und Logistik, in der MA 58, die MitarbeiterInnen im Veteri-
näramt, bei der MA 62, im TierQuarTier Wien, in der Tier-
schutzombudsstelle, bei Wien Kanal, in der WKU, in der
Wiener Umweltanwaltschaft, bei der ebs, in der Stelle der
Gleichbehandlungsbeauftragten, beim Unabhängigen Be-
dienstetenschutzbeauftragten, bei der Bereichsleitung
Klima und in der MD-PR. Also Sie sehen, es gäbe genug
Stellen, 22 an der Zahl, über die man in dieser Geschäfts-
gruppe diskutieren kann.

Bei allen, die das auch gemacht haben, also um Dinge
gemeinsam gerungen haben, die uns auch in der Ge-
schäftsgruppe betreffen, möchte ich mich besonders be-
danken. Es war eine wunderbare Debatte, eine span-
nende Debatte. Sie zeigt auch, wie viel Kooperation, wie
viel Engagement auch in unserem Gemeinderatsaus-
schuss steckt. Daher das nächste Dankeschön an alle
Mitglieder meines Ausschusses und besonders an das
Ausschussvorsitzendenteam und natürlich auch an die
Mitglieder des Petitionsausschusses. Die Klubs, die uns
heute so gut betreut haben, ich glaube, ich kann einfach
an alle Klubs dieses Dankeschön richten. Und last but not
least, mein wunderbares Team. - Danke schön, und jetzt
schon einen schönen Jahresausklang. (Beifall bei SPÖ
und NEOS.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Zur Geschäfts-
gruppe Klima, Umwelt, Demokratie und Personal und zum
Wirtschaftsplan der Unternehmung Wien Kanal liegt keine
Wortmeldung mehr vor. - Ich darf fürs Protokoll bekannt
gegeben, dass Frau GRin Mag. Hungerlänger ab sofort
bis zum Ende der Sitzung entschuldigt ist.

Wir kommen nur zur Beratung der Geschäftsgruppe
für Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung und Frauen.

Ich schlage vor, die Debatte zu dieser Geschäfts-
gruppe mit Postnummer 7, das ist der Wirtschaftsplan der
Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen für das Jahr
2024, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über
die Voranschläge der Bundeshauptstadt für die Jahre
2024 und 2025 sowie über den Wirtschaftsplan Stadt
Wien - Wiener Wohnen jedoch getrennt vorzunehmen.
Wird dagegen ein Einwand erhoben? Das ist nicht der
Fall. Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderates
ersuchen, so vorzugehen.

Ich darf die Frau Vizebürgermeisterin recht herzlich
begrüßen und sie ersuchen, vorne Platz zu nehmen.

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe
für Wohnen, Wohnbau, Stadterneuerung und Frauen. Zu
Wort gemeldet ist Herr GR Mag. Kowarik. Ich erteile es
ihm, seine selbstgewählte Redezeit sind zehn Minuten.
Bitte, Herr Gemeinderat.

GR Mag. Dietbert Kowarik (FPÖ): Sehr geehrte Frau
Vorsitzende! Liebe Frau Stadträtin!

Mir wurde gerade von der Frau Stadträtin eingesagt,
dass ich fünf Minuten Redezeit habe. Vielleicht wird es ein
bisschen länger werden, schauen wir einmal.

Nächste Geschäftsgruppe in der Budgetdebatte, wir
verhandeln ja in Wirklichkeit zwei Jahre Budget, und man
könnte fast sagen: Im Osten nix Neues! Natürlich bleibt
unterm Strich, glaube ich, 4,3 Milliarden Neuverschuldung
über. Das ist die bittere Zahl, die am Ende dieses Riesen-
rechenwerkes steht. Wir werden sehen oder wir werden
uns jetzt in der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau,
Stadterneuerung und Frauen damit auseinandersetzen,
ob diese Neuverschuldung gerechtfertigt ist, ob der Mitte-
leinsatz, der in diesem Budget dargestellt ist, sinnvoll ist,
aus unserer Sicht nicht ganz so sinnvoll ist oder anders
gewichtet werden kann. Eines möchte ich schon auch vo-
rausschicken, denn das wird immer so gerne vergessen:
Wir reden über Geld, das die Kommune in den allermeis-
ten Fällen nicht selbst erwirtschaftet, sondern das wir vom
Steuerzahler und von der Steuerzahlerin bekommen. Und
mit diesem Geld wirtschaften wir, das heißt, wir sollten
sehr sensibel sein.

Und es ist schon bezeichnet, um noch auf die vorige
Geschäftsgruppe ganz kurz einzugehen, wo die Erstred-
nerin der GRÜNEN, glaube ich, auf unseren Erstredner,
auf die Frage oder die Diskussion, wer das alles finanziert
und wie die Klimawandelanpassung beziehungsweise
das „Raus aus Gas“ alles finanziert wird, gesagt hat: Die
Freiheitlichen können nur Angst machen! - Wir sind in der
Budgetdebatte, ich weise darauf hin. Also, es ist durchaus
gerechtfertigt, einmal zu hinterfragen, woher das Geld
kommt, das wir da einsetzen. - Und sich dann auch dazu
hinreißen hat lassen, zu sagen, was wir eigentlich wollen:
Da gibt es eh eine Förderung, das wird zu 75 Prozent ge-
fördert und zu 100 Prozent für Leute, die es sich nicht leis-
ten können! - Ja, das ist die sozialistische Denkweise, das
Geld kommt eh irgendwo her. Ich weiß, woher es kommt,
ich glaube, nicht wirklich von Ihnen, es kommt vom Steu-
erzahler. Und das Geld, das wir da hier einsetzen und
über das wir beschließen, ist nicht unseres, sondern das
verwalten wir treuhändig. Das sei Ihnen ins Stammbuch
geschrieben, wenn Sie da Milliarden und Millionen verge-
ben und glauben, das kommt eh irgendwo her, vom Ban-
komat oder sonst irgendwo her. Irgendwer wird dann für
unsere Verschuldung, die wir Jahr für Jahr eingehen, ein-
mal leiden müssen, und das sind unsere Kinder und Kin-
deskinder.

Die ÖVP hat sich ja im Vorfeld dieser Budgetdiskus-
sion auch öffentlich gemeldet und zu Recht bekrittelt, dass
wir wieder weiter Schulden machen und weiter Schulden
machen. Liebe ÖVP, wenn man sich den Bund anschaut
in dieser Frage, also ihr habt das Geld auch abgeschafft
auf Bundesebene. Diese Neuverschuldung, die wir im
Bund eingehen, die ist atemberaubend, also die ÖVP
kann es auch ordentlich, jede Budgetdisziplin ist über
Bord geworfen. Ich weiß schon, als Oppositionspolitiker
tut man sich leicht, aber ich bitte, das auch gerade in die-
ser Diskussion nicht ganz aus dem Auge zu verlieren.
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Kommen wir zu unserer Geschäftsgruppe, sonst habe
ich ja meine fünf Minuten schon absolviert, ohne dass ich
über unsere Geschäftsgruppe im Konkreten gesprochen
habe, das geht natürlich nicht, meine Damen und Herren.
Was beschäftigt uns im großen Maße? Natürlich der sozi-
ale Wohnbau, auch nichts Neues. Der soziale Wohnbau
betrifft unsere Stadtverwaltung, und wir sind grundsätz-
lich - und das wurde auch schon oft hier betont - da nicht
so schlecht aufgestellt, nicht durch die Errungenschaften
der aktuellen Stadtregierung, sondern durch kluge Ent-
scheidungen in den 1920er, 1930er Jahren in dieser
Stadt. Das kann man durchaus so sagen. Wir haben aller-
dings ein Problem, und auch das wurde im Zuge der
Budgetdebatte schon öfters gesagt, Tatsache ist, auch
das wurde schon nicht nur in dieser Budgetdebatte, son-
dern auch oft angeführt: Wir wachsen. Wir haben jetzt
zwei Millionen, sind stolz darauf, und die Tendenz zeigt
steil nach oben. Wir müssen allerdings feststellen, dass
das eine riesen Herausforderung, wenn nicht ein riesen
Problem ist. Wir müssen für diese zwei Millionen Men-
schen und mehr Infrastruktur schaffen. Infrastruktur in je-
der Hinsicht, das betrifft nicht nur das Wohnbauressort,
sondern jede Geschäftsgruppe in Wirklichkeit, insbeson-
dere natürlich, was den Wohnraum betrifft. Hier hat die
Kommune natürlich eine besondere Verantwortung, dafür
zu sorgen, dass sozialer Wohnbau nicht nur vor sich her-
getragen, sondern auch tatsächlich umgesetzt wird.

Es fehlen, um es konkret zu sagen, Wohnungen und
es fehlt Wohnbauneubauleistung. Und wir kennen ja die
Diktion der SPÖ dazu. Wir haben mit Freude feststellen
dürfen, nachdem das eine uralte freiheitliche Forderung
war, im Jahr 2015, glaube ich, war das, wo der Herr Bgm
Häupl uns mitgeteilt hat, ja, wir bauen wieder Gemeinde-
bauten. Damals hat der Herr Bgm Häupl gemeinsam mit
dem Wohnbaustadtrat und jetzigen Bürgermeister mitge-
teilt, er wolle bis 2020 2.000 neue Gemeindebauwohnun-
gen übergeben. - Ich erzähle Ihnen nichts Neues, Sie wer-
den es alle wissen, das ist sich natürlich nicht ausgegan-
gen, und zwar bei Weitem nicht. 2016 war dann bereits
von 4.000 neuen Gemeindebauwohnungen die Rede. Da
haben wir das Ziel dann schon ein bisschen verwässert
und das berühmtberüchtigte „auf den Weg bringen“ war
dann die neue Diktion. Das heißt in Wirklichkeit alles und
nichts, auf den Weg bringen tut man bald einmal was.
Wenn ich es aufschreibe, dann beginne ich mit der Pla-
nung und damit bringe ich es schon auf den Weg. SPÖ
und NEOS haben dann noch eins draufgesetzt, in ihrem
Koalitionsabkommen steht drinnen, dass bis 2025 zu den
4.000 dann noch 1.500 weitere dazukommen, also sind
wir schon bei 5.500. Tatsache ist, die gibt es natürlich
nicht und die werden auch bis 2025 nicht stehen und nicht
übergeben werden. Wir bringen sie auf den Weg oder
auch nicht, was auch immer das heißt.

Ich bin im Vorfeld dieser Diskussion auf einen Artikel
auf „wien.orf.at“ gestoßen, wo sich der ORF mit der Frage
auseinandergesetzt hat, was eigentlich in diesem Zusam-
menhang zusammengebracht wurde. Nicht viel, die Über-
schrift lautet: „Neue Gemeindewohnungen erst ein Fünftel
fertig.“ Das war von September dieses Jahres, wird also
noch halbwegs aktuell sein, sage ich einmal, und da wird

festgestellt, 1.033 neue Gemeindewohnungen sind bisher
fertiggestellt und übergeben worden. Also Wohnbauleis-
tung des Gemeindebaus Neu sind knapp über 1.000 Woh-
nungen. - Das ist ein bisschen wenig. Es ist schon klar, es
gibt natürlich neben den Gemeindebauten auch noch an-
dere soziale Wohnbauformen, no na ned, wissen wir, Ge-
nossenschaftsbereich, und so weiter, und so fort, aber
das, was großspurig angekündigt wurde und auch not-
wendig wäre, meine Damen und Herren, das ist bei Wei-
tem nicht eingehalten. Der „orf.at“ schreibt dann von
neuen Gemeindebauten, rund 600 werden gerade ge-
baut, 2.900 befinden sich in vertiefter Planung, wurde das
Büro der Frau Stadträtin zitiert. - Also, das geht sich hinten
und vorne nicht aus und das wird ein Problem sein, meine
Damen und Herren. Wir brauchen diese Wohnungen und
wir brauchen sie relativ rasch, um eben dem Druck am
Wohnungsmarkt zu begegnen und dementsprechend
kostensenkend und mietsenkend zu wirken.

Was auch ein Problem ist in dem Zusammenhang,
und das sehen wir auch nicht dargestellt, wir verhandeln
ja auch Wiener Wohnen und das Budget von Wiener Woh-
nen, ist der Sanierungsplan für Wiener Wohnen. Auch da -
wir kennen alle den Rechnungshofbericht, den, ich betone
es auch immer wieder, der Rechnungshof auf Grund einer
Initiative der Freiheitlichen veröffentlicht hat -, den enorme
Rückstau werden wir so nicht wegbekommen. Es ist auch
in den Budgetmitteln von Wiener Wohnen einfach zu we-
nig vorgesehen, das wird sich nicht ausgehen. Da müssen
wir die Mittel klug einsetzen und vielleicht Schwerpunkte
setzen auf solche Sachen, und andere Sachen, die nicht
so wichtig sind oder die politisch in Wirklichkeit sehr frag-
würdig sind, hintanhalten.

Wenn wir schon bei Wiener Wohnen sind, wir haben
jetzt mit einer gewissen Befriedigung festgestellt, dass be-
kannt gegeben worden ist, dass die Mieten in den Jahren
2024 bis 25 eingefroren werden. Das ist natürlich zu spät,
meine Damen und Herren, weil wir hoffen und sehen,
dass sich die Inflation - noch immer auf sehr hohem Ni-
veau aber - ein bisschen abschwächt. Da, wo es wirklich
wichtig gewesen wäre, nämlich in diesem Jahr, wo es ja
steil bergauf gegangen ist mit den Wohnkosten, haben wir
es vermisst. Da hat es dann den Wohnbonus gegeben.
Das war, ja, eine gewisse Hilfe, aber war nicht das, was
eigentlich von der SPÖ schon 2022 - ich brauche Ihnen
jetzt nicht die Chronik vorlesen - vom Bund gefordert
wurde, wo der Bund auch nichts zusammengebracht hat.
Ich erinnere mich noch an die skurrilen Diskussionen hier,
wo die eine und die andere Seite sich gegenseitig Vor-
würfe gemacht haben. Also, jetzt haben wir das, bei Kate-
gorie- und Richtwertmietzins in Gemeindebauten, die un-
gefähr 80 Prozent unserer Gemeindebauten umfassen,
werden eben die Mietzinse bis zum Jahr 2025 eingefro-
ren. Überraschenderweise ist da auch ein Wahljahr. Soll
so sein, Zufälle gibt es. Ich darf aber trotzdem betonen,
das hätten wir uns schon dieses Jahr gewünscht und wäre
auch notwendig gewesen. Jetzt ist es fast schon zu spät,
aber besser spät als gar nicht.

Ja, meine Damen und Herren, es gäbe noch viele The-
men, ich möchte nur noch eins anmerken: Bei der Vermie-
tung funktioniert nicht viel. Wo es in unserem Ressort bei
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der Vermietung gar nicht funktioniert, ist die Vermietung
an politische Parteien. Sie kennen alle den Stadtrech-
nungshofbericht. Zeit ist jetzt nicht genug da, um Ihnen
das auszuführen, wir haben es schon einmal diskutiert
und wir werden es noch weiterhin diskutieren. Also, so
patschert - ist freundlich ausgedrückt -, wie sich Wiener
Wohnen bei der Vermietung von Objekten an politische
Parteien anstellt, das ist schon atemberaubend. Da gibt
es dringenden Nachholbedarf, gerade für die SPÖ. Wir
kennen das, ich empfehle jedem, der den entsprechenden
Stadtrechnungshofbericht noch nicht gelesen hat, der im
Übrigen, auch das darf ich hier betonen, auf Initiative der
Freiheitlichen veröffentlicht wurde, ihn zu lesen, um nach-
zulesen, dass es Mieter und Mieter gibt in dieser Stadt,
was eigentlich nicht sein sollte.

Ein letztes Thema - damit die Frau Kollegin Nittmann
von uns dann auch noch ein bisschen Zeit hat, auf den
Frauenbereich einzugehen -, ich möchte noch ganz kurz
auf einen Rechnungshofbericht eingehen, einen Bericht
des Bundesrechnungshofes zu Flächenwidmungsverfah-
ren der Stadt Wien. Das ist jetzt nicht die falsche Ge-
schäftsgruppe, da werden auch Liegenschaftsveräuße-
rungen der Stadt Wien kritisiert. Da geht es um eine kon-
krete Veräußerung, wo eine Sache ganz interessant ist.
Da wurde eben was viel zu billig veräußert an den Wohn-
fonds, der hat es dann viel zu billig weiterveräußert, und
überraschenderweise gab es dann dort ein Bauvorhaben,
das die ursprünglich gedachte und begutachtete Grund-
annahme natürlich weit überholt hat - und da darf ich noch
einmal auf die Diskussion zur Bauordnung letzter Woche
zurückkommen. Da schreibt die Stadt Wien zum Vorwurf
des Rechnungshofes, dass die MA 69 bei solchen Veräu-
ßerungen die MA 21 nicht miteinbezieht und sagt: Du,
pass auf, was wird denn dort gewidmet in Zukunft, das
müssen wir entweder gleich einpreisen oder dann noch in
einer Nachzahlungsvereinbarung festhalten - und das ist
die eigentliche Aufforderung des Rechnungshofes. Und
da schreibt die Stadt Wien einen interessanten Satz: In
den Prozess der Verwertung konkreter Liegenschaften
habe die MA 69 die MA 21A und die MA 21B bisher nicht
einbezogen, damit solle der Vorwurf einer unzulässigen
Vermischung hoheitlicher und privatrechtlicher Aufgaben
vermieden werden. Stellungnahme - ich nehme an - der
MA 69 der Stadt Wien.

Gut, das lasse ich mal so dastehen, ich komme zurück
auf die Diskussion letzter Woche, wo wir unsere städte-
baulichen Verträge haben und wo genau das vermischt
wird, hoheitliche Aufgabe, nämlich Flächenwidmung, und
privatrechtliche Aufgabe, Verträge abzuschließen. Also,
was hier gilt, sollte dort auch gelten, und was möchte ich
damit sagen: Es gibt noch viele, viele, viele Baustellen in
unserem Wohnbauressort, wir können dem Budget leider
nicht zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ und
von GR Wolfgang Kieslich.)

Vorsitzende GRin Gabriele Mörk: Die Redezeit waren
13 Minuten, die fraktionelle Restredezeit sind 9 Minuten. -
Ich darf für das Protokoll bekannt geben, dass Frau GR
Klika ab sofort bis zum Ende der Sitzung entschuldigt ist.
- Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl.-Ing.

Arapović. Ich darf es ihr erteilen, selbstgewählte Redezeit
sind 13 Minuten. Bitte, Frau Gemeinderätin.

GRin Dipl.-Ing. Selma Arapović (NEOS): Frau Vorsit-
zende! Werte Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau
Stadträtin.

Herr Kowarik hat irgendwie mit vielen Baustellen auf-
gehört. Ich finde das immer schade, dass diese Baustel-
len negativ konnotiert sind, für mich bedeuten Baustellen,
es wird etwas gemacht, es entsteht etwas Neues. Das ist
wirklich für mich immer so nach der Planung, wenn etwas
losgeht und das Bauen beginnt, dann weiß ich, okay, wir
sind auf der Zielgeraden. Nur für das Verständnis.

Heute hatte ich das Vergnügen, unsere Debatte mit
der Stadtplanung zu beginnen, und in dieser nächsten De-
batte, wo ich reden darf, geht es in der Geschäftsgruppe
Wohnen, Frauen auch zum Teil um die Vertiefung dieser
Debatte um den Städtebau und die Stadtentwicklung. Es
geht jetzt nicht genau darum, wo wir bauen, denn das
macht tatsächlich die Stadtplanung, sondern es geht viel-
mehr darum, wie wir bauen beziehungsweise wie wir le-
ben wollen, auch in dem, was wir hier diskutieren bezie-
hungsweise auch bei den Projekten, die wir beschließen.
Und es geht auch sehr stark um die Qualität des Lebens-
raumes und darüber, auch zu entscheiden, wie wir unsere
Umgebung gestalten wollen. Für uns als Fortschrittskoali-
tion ist es klar, die Zukunft Wiens ist klimafit und klima-
neutral. (Beifall bei den NEOS und von GR Georg Nieder-
mühlbichler.)

Wir nutzen tatsächlich alle uns zur Verfügung stehen-
den Instrumente, um dieses Ziel zu erreichen. Wir schaf-
fen rechtliche Rahmenbedingungen, wir schaffen und
bauen Anreize aus und wir erhöhen auch Förderungen.
Wir setzen auf Information, Beratung und Aufklärung. Und
da möchte ich schon ganz gerne - weil es mir auch ein
großes Anliegen ist - mit den geschaffenen, gesetzlichen
Rahmenbedingungen beginnen, zuallererst mit der Bau-
ordnung, die auch heute schon so oft in vielen anderen
Geschäftsgruppen als positives Beispiel für klimafit, klima-
neutral genannt wurde. Damit möchte ich beginnen und
betonen, dass wir mit dieser Gesetzesnovelle schon vor
einem Jahr, im November 2022, mit einer Fachenquete
begonnen und wir die Bauordnungsnovelle letzte Woche
auch im Landtag beschlossen haben. (Beifall bei den
NEOS und von GR Georg Niedermühlbichler.)

Auch wenn die Bauordnung sehr sperrig, sehr tech-
nisch und irgendwie jetzt nicht emotional in den Debatten
geführt wird, ist sie wirklich wichtig. Wir haben das auf
Grund der zahlreichen Stellungnahmen gesehen, wie
wichtig eigentlich dieser Gesetzesentwurf auch für viele
Wienerinnen und Wiener ist, denn wir haben über 160
Stellungnahmen (GRin. Mag. Bettina Emmerling, MSc:
163!) 163, genau, ich bin korrigiert worden - zu diesem
Gesetzesentwurf gehabt. Das ist wirklich beachtlich. Uns
ist es gelungen, auch die Themen in der Bauordnung zu
behandeln, wo es um Klimaschutz, Klimawandelanpas-
sung geht, wo es aber auch um die Schaffung von leist-
barem Wohnraum geht, und wir haben uns auch wirklich
sehr intensiv damit auseinandergesetzt, wie gehen wir mit
der grauen Energie, mit dem Bestand in der Stadt um. Um
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nur ein Beispiel zu nennen, die Einführung des Gebäude-
pickerls in dieser Bauordnung ist wirklich nicht Innovation,
aber eine massive Erweiterung von diesem Instrument,
das es eigentlich schon in der letzten Bauordnung gege-
ben hat. Ein weiterer Schwerpunkt bei der Bauordnungs-
novelle - und da sieht man auch, wie weit die Geschäfts-
gruppe Wohnen auch in die Stadtplanung hineingreift - ist
die Stellplatzverpflichtung, die wir jetzt auf den Kopf ge-
stellt haben, indem wir eben zum ersten Mal auch ein Zo-
nenmodell für ganz Wien eingeführt haben.

Dann geht es aber auch um die Schaffung - die Kolle-
gin Olischar ist gerade gekommen, das freut mich wirklich
sehr, weil ich sie vorher kurz vermisst habe - der rechtli-
chen Rahmenbedingungen für die Energieraumpläne, die
wir tatsächlich sehr gerne auch auf den Bestand erweitern
wollen. Aber - jetzt wird es technisch, aber dadurch wird
es auch verständlich, weil es nicht polemisch oder poli-
tisch ist - was brauchen wir dafür? Wir brauchen wirklich
eine gute Datenbank von allen Gasanschlüssen in der
Stadt, es geht jetzt nicht um Warmwasserversorgung, es
geht da auch um die Wärmeerzeugung, aber auch um
Kochgas. Mit diesen Daten können wir weiterarbeiten und
auch den Ausbau des Netzes planen. Durch das be-
schlossene Wärmeenergiegesetz wurde uns da aber
schon ein Bein gestellt - muss ich schon sagen, wir müs-
sen wirklich bei diesem Thema alle gemeinsam arbeiten -
, dahin gehend, weil wir durch das Wegfallen dieser Ver-
pflichtung für den Umstieg einfach nicht mit verlässlichen
Zahlen rechnen können. Wir können nicht sagen, wie viele
Abnehmerinnen und Abnehmer werden wir in irgendei-
nem Gebiet haben, wenn wir die Fernwärme ausbauen.
Das brauchen wir, um die Kapazitäten zu berechnen. Des
Weiteren müssen wir auch wissen, welche notwendigen
Infrastrukturen wir für dieses Netz bauen, daher müssen
wir auch auf die Straßenräume und die Gegebenheiten
vor Ort reagieren. Deshalb ist es auch nicht nur wichtig,
dass das Erneuerbare-Energie-Gesetz ein bisschen mehr
hergeben soll, es geht auch um Wohnungseigentumsge-
setz, Mietrechtsgesetz, und so weiter. Wir müssen wirklich
bei diesem Thema zusammenarbeiten, und das ist das
Ziel und die einzige Lösung. (Beifall bei den NEOS und
von GR Georg Niedermühlbichler.) Und hoffentlich ist
auch ein bisschen verständlicher geworden, warum das
auch keine politische Debatte ist.

Des Weiteren geht es eigentlich um die Sanierungs-
und Dekarbonisierungsverordnung 2024, die gerade in
der öffentlichen Auflage gewesen ist. Diese neu aufge-
setzte Verordnung zeigt auch, wo unsere Schwerpunkte
in Zukunft liegen werden. Es geht jetzt nicht nur um die
Sanierung, das heißt, um Energieverbrauch oder um die
Reduktion von Energieverbrauch, sondern es geht tat-
sächlich um viele Dekarbonisierungsmaßnahmen, die ge-
fördert werden, und da ist diese Dekarbonisierung auch
zum Schwerpunkt gesetzt worden. Sanierung und Dekar-
bonisierung, das ist etwas, was man für den Bestand ein-
fach immer verknüpft denken muss. Und da komme ich
wieder zum Herrn Kowarik, weil es irgendwie um die Sa-
nierungsquote gegangen ist und warum es schwierig ist,
das so umzusetzen: Es ist tatsächlich deswegen auch so
schwierig umzusetzen, weil ich diese beiden Elemente

mitdenken muss. Ich kann nicht nur sanieren, ohne zu de-
karbonisieren. Für die Dekarbonisierung brauche ich ja
gescheite Gesetze, die mir die Rahmenbedingungen da-
für schaffen. Also es wirklich ein bisschen ein Teufels-
kreis. Wir werden es schon schaffen, da rauszukommen,
aber es ist wirklich wichtig, ich möchte es noch einmal be-
tonen, dass wir hier auf der Bundesebene und auf der
Landesebene gemeinsam arbeiten. (Beifall bei den
NEOS.)

Ja, Gebäudesanierung ist ganz wichtig, aber was ich
noch hervorheben möchte, was uns in der Geschäfts-
gruppe auch beschäftigt, ist die Sanierung von den gan-
zen Vierteln. Dieses Projekt, das wir jetzt im 2. Bezirk im
Alliierten- und Volkertviertel haben, WieNeu+, liegt mir ei-
gentlich ganz besonders am Herzen, weil es darum geht,
dass man auch das Verständnis der Bevölkerung in den
Grätzln schafft, warum die Sanierungen, warum die Auf-
wertungen von Gebieten wichtig sind, andererseits geht
es auch darum, dass man aus der Bevölkerung auch die
Ideen bekommt, die man dann auch implementiert, mit ei-
nem guten Budget.

Ich kann auch ganz kurz ankündigen, dass man sich
bis übermorgen bei der Gebietsbetreuung melden kann,
wenn man im Grätzlbeirat sitzen möchte und über die Pro-
jekte bestimmen möchte, die eingereicht wurden und
dann aber auch implementiert werden und in Umsetzung
kommen, um diese Anrainerinnen und Anrainer, die dort
vor Ort sind, auch mitzunehmen.

Zum Schluss möchte ich noch betonen, es sind wirk-
lich nur einige kleine Projekte, die wir in der Geschäfts-
gruppe umgesetzt haben. Die Geschäftsgruppe hat irrsin-
nig viele gute Gesetzesvorschläge und -vorlagen im letz-
ten Jahr geliefert. Wir haben einige davon beschlossen,
einige kommen noch auf uns zu. Ich finde sie alle sehr,
sehr notwendig und sehr, sehr wichtig und möchte mich
an dieser Stelle bei der Frau Stadträtin für die wirklich gute
und konstruktive Zusammenarbeit bedanken und beim
Büro der Frau Stadträtin vor allem für das Liefern von In-
formationen, dafür, dass unsere Anfragen immer rechtzei-
tig und für uns gut verständlich beantwortet werden. Ich
möchte mich aber vor allem auch für das gute Klima, das
wir bei unseren gemeinsamen Besprechungen haben, be-
danken und auch bei den Kolleginnen und Kollegen aus
dem Ausschuss, vom Koalitionspartner, und natürlich bei
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Abteilungen,
denn ohne ihr Know-how, ohne ihre Leistung wäre das al-
les nicht auf so guten Beinen aufgestellt. Ich möchte mich
auch bei meinem kleinen feinen Team für die tolle Unter-
stützung bedanken. Ich freue mich wirklich auf das
nächste Jahr. - Danke schön. (Beifall bei NEOS und
SPÖ.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war 10 Minuten. Als Nächster
zu Wort gemeldet ist GR Prack mit einer selbstgewählten
Redezeit von 13 Minuten. Sie sind am Wort.

GR Georg Prack, BA (GRÜNE): Sehr geehrte Frau
Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!
Sehr geehrte Damen und Herren!
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Ich werde nicht so intensiv wie die VorrednerInnen auf
die Bauordnungsnovelle eingehen, das haben wir ja ver-
gangene Woche sehr intensiv getan. Ich werde mich eher
auf das Budget fokussieren und da auf die Dinge, bei de-
nen aus meiner Sicht sozusagen Zukunftsinvestitionen
notwendig wären und ein Stück weit versäumt werden.

Eine fortschrittliche Wohnungspolitik muss in den
nächsten Jahrzehnten zwei zentrale Ziele verfolgen, den
Klimaschutz und die soziale Gerechtigkeit. Klimaschutz
und soziale Gerechtigkeit, das bedeutet, wir müssen die
Wienerinnen und Wiener aus der Abhängigkeit von teu-
rem Öl und Gas befreien. Klimaschutz und soziale Ge-
rechtigkeit, das bedeutet, wir müssen günstige Altbauten
vor der Abrissbirne bewahren und auf Klimaschutzstan-
dards sanieren. Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit,
das bedeutet, wir müssen den Bodenverbrauch eindäm-
men, Spekulation mit Wohnungsleerstand besteuern und
wo es Neubau braucht, auf nachhaltigen, auf sozialen
Wohnbau setzen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Das vorliegende Budget kann man mit Goethe folgen-
dermaßen einordnen: „Der Worte sind genug gewechselt,
lasst mich auch endlich Taten sehen! Indes ihr Kompli-
mente drechselt, kann etwas Nützliches geschehen.“ (GR
Dipl.-Ing. Dr. Stefan Gara: Wunderbar!) Auf dem Parteitag
in Linz hat die SPÖ sehr viele schöne Worte gefunden.
Wenn wir uns dieses Budget ansehen, bleibt davon in der
Tat nicht so viel übrig. Scheinbar fortschrittlich ist die Ver-
packung, die der Herr Stadtrat präsentiert hat, der Inhalt
ist es nicht, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei
den GRÜNEN. - GR Dr. Kurt Stürzenbecher: Das glaubst
ja selber nicht!)

„Es ist nicht genug, zu wissen, man muss es auch an-
wenden. Es ist nicht genug, zu wollen, man muss es auch
tun!“, sagt noch einmal Goethe. Klimaschutz und soziale
Gerechtigkeit dulden keinen Aufschub, das bedeutet, wir
müssen die Wienerinnen und Wiener aus der Abhängig-
keit von teurem Öl und Gas befreien, und es gibt keinen
Ort, sehr geehrte Damen und Herren, wo wir damit einfa-
cher anfangen können als in den 220.000 Wohnungen,
die der Stadt gehören. Mehr als ein Viertel der Gemeinde-
wohnungen liegt in Anlagen, die länger als 30 Jahre nicht
oder noch nie saniert wurden. Insgesamt drei Viertel der
Wohnungen liegen in Anlagen, die bis 2040 saniert wer-
den müssen. Wir haben also ein massives Problem mit
der Energieeffizienz der Gemeindebauten, sehr geehrte
Damen und Herren. Das schlägt mit hohen Energiekosten
auf die Geldbörse der Mieterinnen und Mieter durch. Um
die Klimaziele zu erreichen, müssen wir bis 2040 zirka 85
Wohnhausanlagen oder zirka 10.000 Wohnungen sanie-
ren. Wir sollten das rasch tun, denn nur so können wir die
MieterInnen von Wiener Wohnen von teuren Energiekos-
ten befreien, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei
den GRÜNEN.)

Im Klimafahrplan wird viel über die Herausforderungen
bei Gebäuden gesprochen. Knapp 30 Prozent der Treib-
hausgasemissionen in Wien entfallen auf den Gebäude-
sektor. Sie wissen demnach in der Theorie, wo die Prob-
leme liegen und was zu tun wäre. Die rot-pinke Realität,
die rot-pinke Wirklichkeit ist eine andere. Mit den geplan-

ten Investitionen in die Sanierung des Gemeindebaus ho-
len wir keinen Rückstand auf, sehr geehrte Damen und
Herren, mit den geplanten Investitionen erreichen wir
nicht einmal die geplante Sanierungsrate von 7.000 Woh-
nungen. Mit dem vorliegenden Budget reißen wir vielmehr
einen zusätzlichen Sanierungsrückstand auf. Das ist es,
was wir meinen, wenn wir sagen, die Wirklichkeit muss
endlich den formulierten Ansprüchen gerecht werden,
sehr geehrte Damen und Herren. Den schönen Worten
müssen endlich gute Taten folgen! (Beifall bei den GRÜ-
NEN.)

Ja, Wiener Wohnen hat angekündigt, die Sanierungs-
rate zu erhöhen, und ich verstehe das Argument, dass
eine beabsichtigte Steigerung der Sanierungen nicht von
einem Jahr auf das andere im Investitionsvolumen sicht-
bar wird, aber es geht einfach nicht schnell genug. Wir
diskutieren ja nicht erst seit gestern über den Sanierungs-
rückstand im Gemeindebau. Der Rechnungshof hat zu-
letzt 2021 auf den hohen Sanierungsbedarf bei Wiener
Wohnen hingewiesen. 3 Jahre danach legen Sie ein In-
vestitionsbudget vor, das bei sehr viel gutem Willen ge-
rade einmal für eine Sanierungsrate von 5.000 Wohnun-
gen reicht. Das bedeutet, der Rückstand steigt durch die-
ses Budget um mindestens 2.000 Wohnungen allein im
nächsten Jahr. Brauchen würden wir überhaupt eine dop-
pelt so hohe Sanierungsrate, wenn wir den Rückstand bis
2040 aufholen wollen. Es liegt aber noch nicht einmal ein
Plan vor, wie wir den Sanierungsrückstand langfristig auf-
holen werden. Seit Jahren wird uns erzählt, dass an dem
Plan gearbeitet wird. Das war so ungefähr das Erste, das
ich im Ausschuss diskutiert habe, als ich quasi frisch in
den Landtag und in den Gemeinderat eingezogen bin.
Vorgelegt ist bis heute nichts worden, stattdessen war im
Ausschuss zum ersten Mal von einer angestrebten Sanie-
rungsrate von 40 statt bisher 30 Jahren die Rede. Wenn
man die Ziele nicht erreicht, einfach die Ziele zu verän-
dern - sehr geehrte Damen und Herren, das kann es nicht
sein, so kommen wir nicht weiter. Den schönen Worten
müssen endlich Taten folgen! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit, das bedeutet,
wir müssen die günstige, die grüne Energie in den Ge-
meindebau bringen. Und wenn ich sage, wir müssen sie
dort hinbringen, dann impliziere ich, die günstige, die
grüne Energie ist noch nicht im Gemeindebau. Ich wäre
froh, wenn das populistische Übertreibung wäre, aber
acht PV-Anlagen, je nach Anfragebeantwortung, 0 bis 3
Solarthermieanlagen und die Ankündigung einer Wärme-
pumpe für 1.670 Wohnhausanlagen - das ist ein Armuts-
zeugnis, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei den
GRÜNEN.)

Die MieterInnen mit den niedrigsten Mieten werden mit
den hohen Energiekosten alleine gelassen. Da können
Sie noch so viele Solaroffensiven ankündigen. Wenn die
Solaroffensive auf den Dächern der Gemeindebauten
nicht ankommt, dann ist sie das Papier nicht wert, auf dem
sie beworben wird. Wenn wir nur die Hälfte der städti-
schen Wohnhausanlagen bis 2040 mit günstiger grüner
Solarenergie versorgen wollen, dann brauchen wir ab jetzt
jede Woche eine neue PV-Anlage. Wenn wir die Gemein-
debauten, bei denen die Fernwärme zumindest nicht vor
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der Türe liegt, mit günstiger grüner Geothermie versorgen
wollen, dann brauchen wir ab jetzt jeden Monat eine Wär-
mepumpe. Im Wirtschaftsplan von Wiener Wohnen - also
dort, wo die schönen Worte mit Geld unterlegt werden
müssen - findet sich dazu leider nichts, sehr geehrte Da-
men und Herren. Den schönen Worten müssen endlich
Taten folgen! Lassen Sie die GemeindebaumieterInnen
mit den teuren Energiekosten nicht alleine! (Beifall bei den
GRÜNEN.)

Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit, das bedeutet,
wir müssen den Bodenverbrauch eindämmen, das bedeu-
tet, wir müssen den Wohnraub bekämpfen. In den Bud-
gets für 2024 und 2025 sind aber auch wieder keine Er-
träge aus einer Leerstandsabgabe zu erwarten, obwohl
Tirol, obwohl Salzburg und obwohl die Steiermark Leer-
standsabgaben bereits umgesetzt haben. Obwohl wir
Ihnen ein verfassungskonformes Modell für Wien vorge-
schlagen haben und obwohl der SPÖ-Bundesparteivorsit-
zende Maßnahmen gegen Spekulation bei jeder Gelegen-
heit beschwört, passiert nichts. Viele schöne Worte vom
Bundesparteivorsitzenden der SPÖ, keine Taten der rot-
pinken Regierung in Wien - das ist nicht genug, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, das reicht nicht. (Beifall bei den
GRÜNEN.)

Während zehntausende Wohnungen in Wien leerste-
hen oder als Tourismusappartements zweckentfremdet
werden, werden wertvolle Ackerböden durch Wohnungs-
neubau zerstört. Verstehen Sie mich nicht falsch, ich ge-
höre nicht zu jenen, die sagen, es darf keinen Wohnungs-
neubau am Stadtrand geben, das wäre naiv, wenn das
Stadtwachstum so anhält, aber gleichzeitig muss unser
Bodenverbrauch so sparsam wie irgend möglich sein, und
dazu gehört zu allererst die Mobilisierung nichtgenutzter
Wohnungen. Dazu braucht es endlich eine Wiener Leer-
standsabgabe, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall
bei den GRÜNEN.)

Aber außer Bekenntnisse kommt hier nichts, stattdes-
sen haben Sie eine Zweitwohnsitzabgabe für Nicht-Wie-
nerInnen angekündigt. Der für Ende Oktober angekün-
digte Begutachtungsentwurf liegt übrigens immer noch
nicht vor, das Prinzip ist aber zumindest laut Presse-
aussendung folgendermaßen zu beschreiben: Der SPÖ-
Bezirksvorsteher mit Zweitwohnsitz im Kleingarten zahlt
nichts, die Wochenpendlerin aus dem Burgenland zahlt
voll. Das muss das sein, was die SPÖ bei Parteitagen als
soziale Gerechtigkeit beschworen hat, das muss das sein,
was Andi Babler mit „unsere Leute“ meint. - Schöne
Worte, keine Taten, sehr geehrte Damen und Herren, das
reicht nicht! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit, das bedeutet,
wir müssen dort, wo neue Wohnungen errichtet werden,
auf nachhaltigen sozialen Wohnbau setzen. Nachhaltig
sozial, das heißt gemeinnütziger Wohnbau und das heißt
Gemeindebau. Aber auch da fehlen die notwendigen In-
vestitionen. 5.500 neue Gemeindewohnungen waren an-
gekündigt, die Bilanz bisher: 1.000 fertiggestellt, 2.000 in
irgendeinem Planungs- oder Umsetzungsstadium, für
2.500 fehlt noch jeder Plan. Im vorliegenden Wirtschafts-
plan fehlt mir jeder Ansatz dafür, dass sich das ändert.
Lassen Sie es mich auf einen Punkt bringen: Es ist kein

Fortschritt, wenn 5.500 Gemeindewohnungen angekün-
digt werden, es wäre ein Fortschritt, wenn diese 5.500 Ge-
meindewohnungen geplant und gebaut werden, sehr ge-
ehrte Damen und Herren. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wir müssen die Bauleistung von Wiener Wohnen
deutlich steigern, sehr geehrte Damen und Herren, wir
brauchen mehr kommunalen Wohnbau. Die Wartelisten
für den Wiener Gemeindebau sind so lange wie noch nie,
die Stadt wächst, der Anteil der Gemeindewohnungen
sinkt. Wir bräuchten aus unserer Sicht 5.000 fertigge-
stellte Gemeindewohnungen pro Jahr (GR Mag. Dietbert
Kowarik: Wo stellen wir die hin?) und nicht 5.000 ange-
kündigte Gemeindewohnungen. Es ist klar, dass man die
Neubauleistung im Gemeindebau nicht von 0 auf 100 stei-
gern kann, nachdem alles eingestellt wurde, was es dafür
braucht, aber es wird Zeit, nicht nur die Neubauankündi-
gungen zu steigern, sondern auch die Neubauleistung.
Den schönen Worten müssen endlich Taten folgen, sehr
geehrte Damen und Herren! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Das ist, wie gesagt, in diesem Budget nicht abgebildet.

Klimaschutz und soziale Gerechtigkeit, das bedeutet,
wir müssen die günstigen Altbauten vor der Abrissbirne
retten und diese wertvollen Gebäude auf Klimaschutz-
standards sanieren. Die Dekarbonisierung des Gebäude-
sektors ist sicher eine große Herausforderung, aber wir
leben in der Stadt, die das Wohnungselend durch den Ge-
meindebau beendet hat. Wir leben in der Stadt, die den
Substandard durch ein Sockelsanierungsprogramm be-
seitigt hat, und jetzt stehen wir eben vor der nächsten gro-
ßen Herausforderung: Wir müssen all unsere Gebäude
auf Klimaschutzstandard bringen. Auch dafür braucht es
mehr als schöne Worte. Wir brauchen eine Klimaschutz-
förderung, die bis zu 100 Prozent der Investitionskosten
abdeckt und mit den Förderbedingungen günstige Mieten
sicherstellt. Das ist nicht neu, das ist das ursprüngliche
Modell der Sockelsanierung, wie es schon vor Jahrzehn-
ten angewendet wurde. Klimaschutzsanierungen, die
günstige grüne Wohnungen sicherstellen, das ist die Her-
ausforderung und gleichzeitig die Chance für die nächsten
50 Jahre, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei
den GRÜNEN.)

Auch die Abrissspekulationen können wir nicht nur
durch die Worte des Gesetzes, die wir mitbeschlossen ha-
ben, bekämpfen, wir brauchen auch einen Altstadterhal-
tungsfonds, der wirtschaftliche Deckungsfehlbeträge
übernimmt und auch übernehmen kann. Die aktuelle Do-
tierung lässt das nicht zu, sehr geehrte Damen und Her-
ren. Wir brauchen einen Kreislaufwirtschaftsfonds, der
auch dann wirtschaftliche Deckungsfehlbeträge überneh-
men kann, wenn einem Abriss wegen der Wirkung auf das
Stadtbild nichts entgegensteht, denn der Großteil der
Treibhausgasemissionen im Gebäudesektor entsteht
beim Neubau. Der Abriss von Gebäuden, sehr geehrte
Damen und Herren, muss zur Ausnahme werden. Das ist
eine klima- und sozialpolitische Notwendigkeit. Die schö-
nen Worte gegen Abrissspekulation reichen nicht, wir
brauchen auch das Budget dafür! (Beifall bei den GRÜ-
NEN.)

Zum Abschluss: Eine fortschrittliche Wohnungspolitik
ist eine klimasoziale Wohnungspolitik, und das ist unser
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Anspruch an Politik, unser Anspruch an dieses Budget.
Dieses Budget ist aber kein fortschrittliches Budget, die-
ses Budget ist kein klimasoziales Budget. Performative
Akte sind zu wenig, um günstiges und grünes Wohnen
herzustellen. Wir brauchen nicht nur schöne Worte, wir
brauchen gute Taten! - An diesem Anspruch scheitert das
Budget, deswegen werden wir auch nicht zustimmen,
sehr geehrte Damen und Herren. - Danke für die Aufmerk-
samkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist GR Dr. Sittler.
Selbstgewählte Redezeit zwölf Minuten. Sie sind am
Wort.

GR Dr. Peter Sittler (ÖVP): Sehr geehrte Frau Vorsit-
zende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Ich möchte zuerst auf Kollegin Arapović eingehen, die
ja recht viel über die Bauordnung gesprochen hat. Wir ha-
ben auch schon letzte Woche im Landtag der Bauordnung
nicht zugestimmt, weil sie das Bauen nicht wirklich billiger
macht. Es ist spannend, dass man jetzt bei der Budgetde-
batte beim Voranschlag über die Bauordnung spricht.
Vom Voranschlag habe ich wenig gehört, aber ich gehe
dann noch darauf ein. Sie haben auch Zahlen angespro-
chen, und ja, da könnte man sich natürlich schon freuen,
wenn Sie von den NEOS vielleicht ein bisschen auf den
Koalitionspartner einwirken würden, wenn es um das Ge-
bäude- und Wohnungsregister geht, denn ich glaube,
Wien ist das einzige Bundesland, das der Statistik Austria
nicht die gewünschten oder geforderten Werte liefert. Da
kann man also noch einiges machen, damit diese den Da-
tenstand bekommt, den sie gerne hätte.

Es geht um den Voranschlag - das ist auch schon ge-
sagt worden - 2024/2025: Welche Geldmittel werden ein-
gesetzt und was wird gemacht? - Die Gesellschaft lebt
von Menschen, die anpacken und unser Wohlstand wird
begründet von Menschen, die anpacken. Das sind die Ar-
beiterinnen und Arbeiter am Bau, die dort hackeln, die dort
das Wohnen auch schaffen. Was aber passiert in Wien?
Hier versickern Budgetmittel, wenn man sich die großen -
auch das ist im Laufe der Diskussion schon angesprochen
worden - angekündigten Projekte anschaut: Multifunkti-
onsarena - findet nicht statt, Busterminal - na ja, irgendwo
wird es schon einmal sein, aber derweil noch nicht - also
groß angekündigte Dinge, die nicht passieren, wie so vie-
les in der Stadt. Es wird viel angekündigt, aber es passiert
nichts.

Oder es gibt zahlreiche Skandale: Im Moment ist ja
gerade so ein Skandal in den Medien beziehungsweise
wird verhandelt. Gegen ehemalige Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter von Wiener Wohnen wird ermittelt. Ihnen wird
vorgeworfen - das ist ein Vorwurf, der jetzt einmal vor Ge-
richt geklärt wird -, Scheinrechnungen in einem System
von Gutscheinen ausgestellt zu haben, um sich dort ein
Körberlgeld zu verdienen. Das klärt das Gericht, man wird
sehen.

Spannend ist aber auch, dass Wiener Wohnen es an-
scheinend nicht schafft, korrekt zu verrechnen. Wir haben
einen Antrag dazu gestellt, weil es rechtswidrig eingeho-
bene Umsatzsteuer im Wiener Gemeindebau gibt. Aus ei-
nem Zeitungsartikel der „Krone“ ist erkennbar, dass nach

einem Abrechnungszeitraum die Miete in die Höhe ge-
setzt wurde - soweit gesetzlich okay, aber die Vorschrei-
bungen waren dann zu hoch und wegen schlampig formu-
lierter Mietverträge ist die Umsatzsteuer irgendwie falsch
berechnet worden. Von der Schlichtungsstelle bis hin zum
Obersten Gerichtshof sind Urteile ergangen, dass es da
zu überhöhten Zahlungen gekommen ist, aber anschei-
nend werden diese nicht zurückgezahlt. Es geht um 30 bis
50 MieterInnen, die Anspruch auf Rückzahlung hätten. Da
sagen wir: Schauen Sie sich das bitte an und zahlen Sie
das zurück, meine Damen und Herren! (Beifall bei der
ÖVP.)

Wir haben im Wohnbereich - und darum geht es in die-
ser Geschäftsgruppe, neben den Frauen natürlich, aber
dazu kommt dann die Kollegin noch später - große Her-
ausforderungen - das ist auch schon genannt worden -:
Die Zinsen sind gestiegen, das gibt Schwierigkeiten bei
der Finanzierung, die Inflation ist hoch, das erhöht die
Preise, die Kreditvergaberegeln für die Privaten haben
sich verschärft, und die Grundstückspreise, die Energie-
und Baustoffpreise sind rapid am Steigen. Ja, das sind
Herausforderungen.

Herausforderungen dürfte auch ein Wiener Parteikol-
lege von Ihnen haben, der ehemalige Bundesvorsitzende
Gusenbauer ist heute im „Kurier“ nicht unbedingt positiv
weggekommen. Bei anderen hat man sich gefragt: Wo
war meine Leistung? Wenn ich den Dokumenten in
„News“ Glauben schenken darf, dann hat es innerhalb von
14 Monaten eine Honorarnote von 3 Millionen EUR gege-
ben plus USt. Das ist privat, es steht ihm zu, das könnte
er machen, nur ist halt schon die Frage, wie das dann die
kleinen Leute bei einem Monatssatz von 214.000 EUR,
bei Tagessätzen von 950 EUR sehen. Ist das die be-
rühmte Daseinsvorsorge der SPÖ, meine Damen und
Herren? Ich glaube nicht. (Beifall bei der ÖVP.)

Wir verhandeln, diskutieren, wie gesagt, den Voran-
schlag. Ich bin noch nicht so lange dabei, aber vor zwei
Jahren war es genau dasselbe. Wir schauen uns die Zah-
len an, die einen diskutieren in die eine Richtung, die an-
deren in die andere Richtung. Heuer ist es aber aus mei-
ner Sicht noch schlimmer, weil das, was angekündigt
wurde, nämlich das Einfrieren der Mieten, in dem Budget
noch gar nicht drinnen ist. Was drinnen ist, ist die Rück-
zahlung - und zu den Zahlen beim Budget komme ich
dann noch.

Bisher war es so, dass die Budgets, die Voranschläge
meist nicht ausgenutzt wurden und wir dann im Aus-
schuss immer darüber diskutierten, dass man das Geld
für Neubau oder Wohnungssanierung in irgendwelche an-
dere Budgetpositionen hineinfließen lässt - für geringwer-
tige Wirtschaftsgüter, für Personalkosten, für Nachbeset-
zung von Dienstposten, für Energiebezüge, all diese
Dinge. Das Geld fließt dann aber nicht ins Wohnen, wir
lassen es woanders hinfließen, weil es dort gerade ge-
braucht wird. Schauen wir uns die Zahlen tatsächlich an,
insbesondere bei der Wohnbauförderung und bei der För-
derung für die Wohnhaussanierung: Die Wohnbauförde-
rung im Voranschlag 2022, also letztes Jahr, waren 546
Millionen EUR, gebraucht worden sind dann 464 Millionen
EUR, in der Wohnbauförderung für 2023 waren es 230
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Millionen EUR, für 2024 sind es 233 Millionen EUR, für
2025 230 Millionen EUR. Das ist genau das, was Kollege
Prack von den GRÜNEN auch schon gesagt hat: In der
Wohnbauförderung findet das Geld nicht mehr den Weg
zu jenen, die es brauchen, die die Wohnbauförderung nut-
zen wollen. 230 Millionen EUR auf die nächsten Jahre ist
keine Erhöhung, sondern ein Gleichstand, da tut sich ein-
fach nichts.

Die Förderungen für die Wohnhaussanierung: 2022
waren es 146 Millionen EUR, tatsächlich ausgenutzt oder
gebraucht wurden 102 Millionen EUR, diese 146 Millionen
EUR werden mit 147 Millionen EUR, 148 Millionen EUR,
165 Millionen EUR bis 2025 einfach fortgeschrieben. Ja,
es gibt am Ende eine Erhöhung, wenn man sich das Ge-
samtbudget anschaut: 2023 war der Voranschlag knappe
800 Millionen EUR, für 2024 und 2025 sind es 960 Millio-
nen EUR beziehungsweise eine knappe Milliarde Euro,
die kommen aber hauptsächlich daher, dass das Geld im
Gemeindebau zurückerstattet wurde. Dort, wo es ge-
braucht wird, im Neubau, in der Wohnhaussanierung, da
gibt es keine Erhöhungen, meine Damen und Herren, und
so können wir auch den Wohnbau weiterhin nicht schaf-
fen.

Die Wohnbauträger schlagen auch schon Alarm: Eine
Presseaussendung vom November dieses Jahres: Auf
eine Wohnung kommen mittlerweile 50 Wohnungssu-
chende, sagt die Initiative „Mehr leistbaren Wohnraum
schaffen“. Sie sagen, es wird zukünftig schwierig, selbst
als gemeinnütziger Bauträger - das sind diese sechs gro-
ßen, die da dabei sind -, Wohnraum zur Verfügung zu stel-
len. Sie sagen immer, es ist der gemeinnützige Wohnbau,
der den leistbaren Wohnraum schafft, aber die selber sa-
gen, sie können es nicht mehr schaffen, weil es ihnen
nicht mehr möglich ist, weil es preislich nicht schaffbar ist.
Ich sage Ihnen, der gemeinnützige Wohnbau stellt nur ein
Viertel jener dar, die in Wien tatsächlich Wohnungen
bauen, drei Viertel sind nämlich die gewerblichen Bauträ-
ger, die tatsächlich Wohnungen bauen und auch den
Wohnraum schaffen, der von Ihnen nur angekündigt wird,
meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)

Schaut man sich die Fertigstellungen an, dann sind
2023 laut einem Beratungsunternehmen zirka 19.000
Wohnungen in Wien fertiggeplant beziehungsweise wer-
den sie fertiggestellt, 2024: 17.500, da geht es schon run-
ter, und ab 2025 jährlich nur noch 10.000 Wohnungen.
Wenn ich da runterrechne, dass ein Viertel die Gemein-
nützigen bauen, Gemeindebauwohnungen haben wir ja
nicht mehr, weil 5.500 - das haben wir schon gehört und
ich gehe auch noch darauf ein - angekündigt sind, aber
auf den Weg gebracht sind es tatsächlich nur 1.000, die
bisher gebaut worden sind. Von den zukünftig 10.000 ab
2025 sind ein Viertel 2.500 - das schaut ein bisschen dürf-
tig aus, was da tatsächlich dann von den Gemeinnützigen
kommen wird, meine Damen und Herren.

Anscheinend ist es so, dass auch bei der Ausnutzbar-
keit der Förderungen an den Schrauben gedreht werden
muss, denn anscheinend ist es schwierig und zu bürokra-
tisch, die Förderung in Anspruch zu nehmen. Wie kann es
sonst sein, dass Förderung und Fördermittel, die da sind,
nicht in Anspruch genommen werden? Wenn es Geld gibt,

dann ist es normalerweise so, dass das auch wirklich in
Anspruch genommen wird. Hier ist es nicht so, also würde
ich mich an Ihrer Stelle schon fragen, warum das nicht be-
ansprucht und nicht genutzt wird.

Ich komme zu unseren anderen Anträgen - vieles da-
von ist auch schon gesagt worden. Ich sage es eigentlich
sehr, sehr oft in meinen Reden, weil es so ein wichtiges
Thema ist, das die Stadt anscheinend noch nicht berück-
sichtigt: Diese 5.500 auf den Weg gebrachten Gemeinde-
wohnungen - auf den Weg gebracht, das ist heute schon
gefallen, heißt ja nicht, gebaut, heißt wahrscheinlich auch
noch nicht einmal, geplant. Wir wissen noch nicht, ob die
5.500 tatsächlich bis 2025 auf den Weg gebracht werden,
man hat es einmal angekündigt. Bei der Ankündigungspo-
litik war ich heute schon, es müsste da wirklich etwas pas-
sieren. Es ist ein Tropfen auf den heißen Stein, bei
220.000 Gemeindewohnungen 5.500 auf den Weg zu
bringen oder bauen zu wollen. Es ist ein minimaler Pro-
zentsatz, aber selbst da muss man sagen, das ist leistba-
res Wohnen. Ja, dann baut es aber bitte auch, damit das
leistbare Wohnen von der Stadt auch zur Verfügung ge-
stellt wird, meine Damen und Herren. (Beifall bei der
ÖVP.)

Angesprochen worden ist auch die Erhöhung der Sa-
nierungsquote, diese 30 Jahre. Als ich mir letztens den
Rechnungshofbericht angeschaut habe, habe ich mir das
noch einmal auf der Zunge zergehen lassen. Diese noch
nicht vorhandene - derzeit beträgt die Sanierungsquote
67 Jahre, wie der Rechnungshof festgestellt hat -, diese
angestrebte 30-jährige Sanierungsquote - das heißt, nach
30 Jahren wird das Haus wieder komplett durchsaniert
sein - hat sich nicht der Rechnungshof ausgedacht. Der
Rechnungshof hat nicht gesagt: Ja bitte, ihr müsst 30
Jahre machen! Das hat sich auch nicht die Opposition
ausgedacht und gesagt: Ihr müsst 30 Jahre machen! -
Diese 30 Jahre habt ihr euch selber, die haben Sie sich,
Frau Vizebürgermeisterin, bei Wiener Wohnen selber als
Latte gelegt. Jetzt wird es so, dass diese 30 Jahre eh
schon auf 40 Jahre verwässert werden. Und wenn man
sich da die Finanzmittel anschaut - und das ist heute auch
schon gefallen -, dann wird es wirklich schwierig, diese 40
Jahre einzuhalten, dass also eine Sanierungsquote von
40 Jahren möglich ist. Und länger wird ja noch teurer - da
muss man noch einmal anfangen, noch einmal anfangen.

Wo sind die Mittel in diesen Voranschlägen für 2024
für 2025, damit diese Sanierungen stattfinden, damit die
Gemeindebauten durchgängig saniert werden? Ich sehe
es nicht, meine Damen und Herren, und deshalb stimmen
wir diesem Voranschlag auch nicht zu. - Danke schön.
(Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Als Nächster zu Wort gemeldet ist GR Niedermühlbichler
mit einer selbstgewählten Redezeit von elf Minuten. - Be-
vor ich Ihnen das Wort erteile, gebe ich zu Protokoll, dass
sich GRin Otero Garcia ab sofort entschuldigt hat. - Sie
sind am Wort, Herr Gemeinderat.

GR Georg Niedermühlbichler (SPÖ): Frau Vorsit-
zende! Frau Vizebürgermeisterin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren!
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Ich habe ja vorgehabt, weniger zu reden, jetzt muss
ich doch auf die Vorredner eingehen - kann sein, dass es
ein bisschen dauert. Ich möchte gerne bei Kollegen Sittler
anfangen: Diese Geschichte mit den 30, 50 Mietern mag
sein. Bei 220.000 Gemeindewohnungen kann es schon
sein, dass das eine oder andere nicht passt. Das wird die
Schlichtungsstelle, das Gericht klären und wenn es so ist
(GR Dr. Peter Sittler: Hat schon geklärt, das ist ein OGH-
Entscheid!), dann gehe ich davon aus, dass das dann
auch so passieren wird. Was das in einer Budgetdebatte
jetzt zu tun hat, weiß ich nicht genau. Es waren aber auch
andere Punkte, zu denen man Themenverfehlung sagen
kann. Ich weiß nicht, welchen Auftrag du von deiner Frak-
tion gehabt hast, dass du den Busterminal, die Arena oder
dann noch zum Drüberstreuen Dr. Gusenbauer in die
Wohndebatte hineingebracht hast, aber wahrscheinlich
hat es einfach sein müssen, dass man etwas sagt.

Die Maßnahmen der Gemeinnützigen, also diese
Presseaussendung, die du angesprochen hast, ist schon
schwierig, aber das war schon auch ein bisschen im Zu-
sammenhang damit zu sehen, dass die Bundesregierung
mit ihrem sogenannten Mietpreisdeckel den Gemeinnützi-
gen durch die Senkung des Erhaltungs- und Verbesse-
rungsbeitrags einiges an Geldmitteln wegnimmt. Das war
auch ein Grund dafür, dass sie gesagt haben, die Situa-
tion wird derzeit ohnehin schwieriger und da ist es wirklich
zu überlegen, ob es sinnvoll ist, mit dieser Maßnahme den
Gemeinnützigen, die anderen eh schon einen günstigen
Wohnraum zur Verfügung stellen, hier noch Prügel vor die
Füße zu werfen. Wir als Stadt Wien fördern natürlich wei-
terhin den geförderten Wohnbau massiv, was beispiels-
weise Niederösterreich nicht mehr tut, aber das brauche
ich dir nicht zu erklären, das weißt du ja selber.

Warum werden Fördermittel nicht abgeholt? - Na ja,
ganz einfach: Wenn wir als Stadt Wien Fördermittel her-
geben - Geld der Steuerzahler -, dann wollen wir natür-
lich, dass Regeln eingehalten werden. Wir geben nicht
einfach das Geld her und sagen: Hier ist noch etwas übrig,
holt euch das ab und macht damit, was ihr wollt, sondern
wir müssen und wollen darauf schauen, dass das qualita-
tiv hochwertige Maßnahmen zur Sanierung sind, und da
gehört natürlich auch Dekarbonisierung dazu. Deswegen
bleibt manchmal Geld liegen, weil Fördernehmer einfach
diese Voraussetzungen nicht erfüllen beziehungsweise
nicht nachweisen können, dass sie mit den Fördermitteln
auch gut umgehen. Das ist, glaube ich, ganz normal, und
so sollte man auch mit öffentlichen Geldern umgehen.
(Beifall bei der SPÖ und von GRin Mag. Bettina Emmer-
ling, MSc.)

Zum Kollegen Kowarik - es ist zwar schon ein biss-
chen länger her, aber ich habe mir das aufgeschrieben -:
Er hat gesagt, 4,3 Milliarden EUR Neuverschuldung ist
das, was übrig bleibt, wenn wir heute am Abend hinaus-
gehen und das Budget beschlossen haben. Ich habe das
gestern schon in meiner Rede bei der Finanz gesagt:
Ganz wichtig ist, dass wir eben nicht eine Fremdmittelauf-
nahme für den laufenden Betrieb machen, sondern aus-
schließlich für ganz wichtige Investitionen. Daher bleibt
aus meiner Sicht übrig, dass die Stadt Wien die nächsten

zwei Jahre einfach hohe Investitionen tätigt, die notwen-
dig sind, die notwendig sind für die Zukunft der Stadt und
die notwendig sind für die Menschen in der Stadt. Deswe-
gen glaube ich, dass man mit diesem Budget wirklich gut
leben kann und dieses Budget auch guten Gewissens zur
Beschlussfassung empfehlen kann. (Beifall bei der SPÖ.)

Dann gibt es die alte Geschichte mit Gemeindebau
Neu, dass wir de facto nichts bauen, wir hätten das ange-
kündigt, und es passiert nichts. Ihr habt euch jetzt schon
selber in euren Reden widersprochen, denn natürlich sind
Gemeindebauwohnungen Neu schon errichtet. Die Zahl
1.000 stimmt ungefähr. Diese sind schon fertig und bezo-
gen. Es sind Gemeindebauten Neu in Bau und es sind
auch welche auf den Weg gebracht, in Schlussplanung.
(GR Mag. Dietbert Kowarik: Was jetzt? Bauen oder auf
den Weg bringen?) Wir werden diese 5.500 Gemeinde-
wohnungen Neu bis 2025 schaffen. Das ist das Ziel, das
wir uns gegeben haben. (GR Stefan Berger: Früher habt’s
1.000 Wohnungen pro Jahr gebaut!)

Da möchte ich aber schon sagen - ihr wisst das ja eh
alle -, dass das auf den Weg Bringen nicht bedeutet: Wir
machen einen Beschluss, jetzt werden Gemeindewoh-
nungen neu gebaut und dann haben wir es in zwei, drei
Jahren! - Ihr wisst ja, dass man zuerst einmal Grundstü-
cke besorgen muss, man muss hergehen und Ausschrei-
bungen machen. Es ist alles nicht einfach, man muss den
Bau beginnen, aber es ist so. Das haben die Frau Stadt-
rätin und die Frau Vizebürgermeister auch gesagt, dass
wir das vorhaben und dass vieles in dem Bereich auch
schon passiert ist. Es ist nicht so, wie ihr als Opposition
das sagt, dass das einfach nur eine Geschichte ist, die wir
uns ausgedacht haben. Viele, viele Menschen leben
schon in diesen Gemeindewohnungen Neu, und zwar
sehr, sehr gerne und sehr gut. Das ist auch das, was wir
als Stadt Wien weiterhin forcieren wollen, neben dem ge-
förderten Wohnbau, wo wir natürlich auch viele Wohnun-
gen haben, die super gefördert sind, die den Menschen
auch zu kostengünstigen Preisen zur Verfügung gestellt
werden können. Das ist ja genau unser Ziel.

Wiener Wohnen wird bis 2025 ein Investitionsvolumen
von fast 1 Milliarde EUR haben - das ist ja nicht nix in den
nächsten 2 Jahren. Wir werden als Stadt Wien und bei
Wiener Wohnen massiv investieren. Wir haben eine Sa-
nierungsoffensive, die ganz wichtig und entscheidend ist,
weil wir eben auch dazu beitragen wollen, dass dekarbo-
nisiert wird. Die Neufassung der Sanierungs- und Dekar-
bonisierungsverordnung 2024 bedeutet mehr Fördergel-
der für Sanierungen - das soll leistbaren Wohnraum in
Wien langfristig sichern und auch umfassende Maßnah-
men zum Klimaschutz. Das ist ganz wichtig, dafür werden
ungefähr 112 Millionen EUR ausgegeben.

Ihr sagt halt immer nur, dass nichts passiert. Wir ha-
ben die Zahlen, mit denen wir nachweisen können, dass
sehr wohl etwas passiert und in den nächsten Jahren
auch etwas passieren wird. Man kann natürlich ungedul-
dig sein und sagen, dass das alles zu wenig ist. Man kann
natürlich auch sagen, Solarinitiative am Gemeindebau ist
zu wenig, aber wichtig ist aus meiner Sicht, dass wir jetzt
damit beginnen und dass wir jetzt die Maßnahmen setzen,
die dazu führen, dass erneuerbare Energie auch gefördert
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werden kann, und das tun wir. Zehn Jahre waren wir mit
euch in einer Koalition, aber da habe ich das nicht gehört,
dass wir keine Photovoltaikanlagen auf Gemeindewoh-
nungen machen. Jetzt fangen wir also damit an, und das
ist wichtig und das sollte man, glaube ich, auch wertschät-
zen.

Der BezieherInnenkreis wird ebenfalls erweitert. Ganz
wichtig ist auch, dass wir als Stadt Wien eben nicht nur
auf die eigenen Gemeindewohnungen schauen, denn wir
wollen ja auch, dass die Privaten sanieren. Deswegen gibt
es seit 2020 kostenlose Beratungen für alle, die ihre Häu-
ser sanieren wollen, in der sogenannten „Hauskunft“, die
sehr, sehr gut angenommen wird. Seit dem Start haben
wir 6.300 Beratungen durchgeführt.

Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind al-
les Maßnahmen, die wichtig sind für die Stadt Wien, für
die Menschen in der Stadt Wien, für die Bewohnerinnen
und Bewohner. Wir konzentrieren uns natürlich auch auf
den Gemeindebau, weil wir wissen, dass das leistbares
und günstiges Wohnen und vor allem sicheres Wohnen
ist. Aber eben nicht nur, sondern wir müssen auch
schauen, dass die privaten Hauseigentümer, dass die Pri-
vaten ebenfalls ihre Häuser, ihre Wohnungen sanieren,
weil es sonst einfach zu wenig wäre. Das unterstützen wir
als Stadt Wien, und das zeigt sich hier auch in diesem
Budget. Daher bitte ich im Gegensatz zu meinen Vorred-
nern der Opposition, diesem Budget zuzustimmen. (Bei-
fall bei der SPÖ und von GRin Mag. Bettina Emmer-
ling, MSc.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war neun Minuten. Als nächste
Rednerin zu Wort gemeldet ist GRin Mag. Nittmann. Sie
haben eine fraktionelle Restredezeit von neun Minuten.
Die stelle ich Ihnen gleich ein. So, Sie sind am Wort.

GRin Mag. Ulrike Nittmann (FPÖ): Danke, sehr ge-
ehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürger-
meisterin!

Ich darf jetzt den Reigen zum Thema Frauen einleiten,
denn wir sind in der Geschäftsgruppe ja nicht nur bei Woh-
nen, sondern wir haben ein wesentliches Thema, nämlich
das Thema der Frauen, das uns alle angeht, nicht nur uns
Frauen, sondern Männer gleichermaßen wie Frauen. Das
ist ein wichtiges Thema, wir haben letzte Woche auch
schon darüber diskutiert. Es geht einerseits um die Gleich-
stellung der Frauen, aber natürlich auch um die Gewalt -
gar nicht um die Gewalt im Allgemeinen, sondern um die
Gewalt, der Frauen ausgesetzt sind. Diese nimmt in die-
ser Stadt leider Gottes immer mehr überhand.

Das Thema Gleichstellung haben wir, wie gesagt,
letzte Woche ausführlich diskutiert. Es war ein langer
Weg, wir sind noch weit davon entfernt, dass wir sagen
können, die Gleichstellung der Frau mit dem Mann in un-
serer Gesellschaft wäre uns irgendwie gelungen. Wir von
der FPÖ haben uns an und für sich immer für die Rechte
der Frauen stark gemacht, nämlich auch in dem Sinn,
dass Frauen die Entscheidungsfreiheit haben, ihr Leben
so zu leben, wie sie es leben möchten. (Zwischenruf von
GRin Viktoria Spielmann, BA.) Na, das ist ein wesentli-
cher Punkt, Frau Kollegin. Ich weiß, wenn Sie herauskom-
men, ist alles sachlich, aber wenn wir herauskommen, ist

plötzlich alles die große Katastrophe. Der große Unter-
schied ist: Wir wollen die Entscheidungsfreiheit einer
Frau, so zu leben, wie sie es möchte, und das vor allem
im privatesten Bereich innerhalb der Familie. Es kann
nicht sein, dass Sie von den GRÜNEN uns ein Weltbild,
Familienbild, Frauenbild aufs Auge drücken, und das ist
das Gelbe vom Ei und so müssen wir leben. Wir leben in
einer Demokratie. Wir von den Freiheitlichen, und das ist
der Unterschied, stehen für die Entscheidungsfreiheit der
Frauen in ihrem Leben. Das verstehen wir auch unter ei-
nem selbstbestimmten Leben, dass wir selbst die Ent-
scheidungsfreiheit haben, dass wir unser Privatleben so
gestalten, wie wir es möchten. (Beifall bei FPÖ und ÖVP
sowie von GR Wolfgang Kieslich.)

Aber wie gesagt, ist das bei Weitem keine Selbstver-
ständlichkeit, es war ein langer, harter Weg für die Gleich-
stellung der Frau - wie gesagt, noch nicht erreicht. Ich er-
innere noch einmal daran, seit wann wir überhaupt erst
das Wahlrecht der Frauen haben, seit wann Frauen einen
Dienstvertrag alleine unterschreiben können. (GRin Mar-
tina Ludwig-Faymann: Und wie, glauben Sie, haben sie
das erreicht?) Na ja, natürlich, ich sage ja immer, wir brau-
chen die Männer mit auf dem Weg, ohne die Männer geht
es nicht. Wir leben ja nicht alleine auf dem Planeten - Gott
sei Dank, kann ich nur sagen. (GRin Martina Ludwig-Fa-
ymann: Frage: Was tun wir?) Es geht natürlich auch da-
rum, Männer davon zu überzeugen, dass es der richtige
Weg ist, und ja, selber dafür einzustehen und selber dafür
zu kämpfen. (Neuerlicher Zwischenruf von GRin Martina
Ludwig-Faymann.) Natürlich sind die Frauen auf die
Straße gegangen. Na, das machen wir ja auch. Ich stehe
ja auch hier und sage, dass ich für die Gleichberechtigung
der Frauen bin. Ich stehe ja nicht da und sage, ich bin ge-
gen die Gleichberechtigung der Frau. Natürlich sind wir für
die Gleichberechtigung der Frau. Das ist ein harter Weg,
wir wissen es, deshalb stehen wir hier. Ich gehe davon
aus, dass alle 100 Mandatare, sofern sie da sitzen, das
auch so sehen, aber wir alleine machen es ja nicht aus,
wir müssen entsprechende Überzeugungsarbeit leisten.
(GRin Martina Ludwig-Faymann: Sie sind eh arm, Sie sind
eh ganz allein!)

Ich bin ganz bei Ihnen, es ist nicht hinnehmbar, dass
Frauen für die gleiche Arbeit weniger verdienen. Das ist
selbstverständlich gar nicht hinnehmbar, da bin ich zu 100
Prozent Ihrer Meinung. Das habe ich auch schon letzte
Woche gesagt. Das ist ungerecht und widerspricht natür-
lich unseren Grundwerten von Fairness und Leistungsge-
rechtigkeit - Werte, für die wir von der FPÖ einstehen, weil
wir uns für Chancengleichheit, für Lohngerechtigkeit und
für eine Gesellschaft, in der Frauen und Männer gleicher-
maßen respektiert werden, einsetzen. (Beifall bei der FPÖ
und von GR Wolfgang Kieslich. - GRin Martina Ludwig-
Faymann: Was machen wir?)

Wir stehen vor dem Problem, dass das, was wir bisher
erreicht haben, was bei Weitem nicht genug ist, in Gefahr
ist. (GRin Viktoria Spielmann, BA: … 12-Stunden-Tag!)
Es ist in Gefahr und ich sage, es ist die Pflicht von uns
allen, die wir hier sitzen, jeden Rückschritt, den es in der
Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau gibt, ent-
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schieden abzulehnen und zu bekämpfen. (GRin Mag. Bet-
tina Emmerling MSc: Sagen Sie das einmal Ihrer Partei!)
Dafür stehen auch wir. Ob Sie es glauben oder nicht, hier
stehe ich. Hier! Hier und da! Deshalb müssen wir genau
das tun, was ich auch letzte Woche schon gesagt habe.
(Zwischenruf von GRin Martina Ludwig-Faymann.) Ich
verstehe gar nicht, warum Sie mit einer solchen Vehe-
menz Ihre Augen davor verschließen, was tagtäglich pas-
siert. Sie importieren - und jetzt komme ich natürlich zum
wesentlichen Punkt, auch wenn Sie sagen, wir können
nichts anderes machen, als das auf diesen Punkt zu re-
duzieren. Nur ist das ein wesentlicher Punkt, aber Sie
blenden ihn konsequent aus und deshalb muss ich kon-
sequent jedes Mal darauf hinweisen: Wir müssen gegen
diese Kulturen aufstehen, die Frauenrechte nicht respek-
tieren (Beifall bei der FPÖ sowie von GRin Mag. Laura
Sachslehner, BA und GR Wolfgang Kieslich.), die Frauen
unters Kopftuch zwingen und Frauen in die Zwangsehen
verheiraten. Genau gegen diese Kulturen müssen wir auf-
stehen, und wir sind der einzige Garant dafür, denn ihr
macht die Grenzen auf, ihr holt alle herein, ihr unterstützt
Vereine, die genau nicht dort ansetzen. Wir sind der ein-
zige Garant dafür, weil (GRin Martina Ludwig-Faymann:
Das haben wir eh gesehen, wie Sie das Innenministerium
gehabt haben!) wir dagegen ankämpfen. Es geht genau
nicht darum, dass man … (Neuerlicher Zwischenruf von
GRin Martina Ludwig-Faymann.) Was? (GRin Martina
Ludwig-Faymann: Na, es waren ja plötzlich alle Grenzen
dann ganz zu, bei Ihrem Innenminister, nicht?!) Na ja, da
hat es einmal zumindest Rückführungszentren gegeben.
Dass das nicht in der Sekunde passiert … (Zwischenrufe
bei SPÖ und GRÜNEN.) Leider Gottes hat die Regierung
nicht lange genug gehalten. Wir täten ganz woanders ste-
hen, wären wir noch Innenminister - das steht fest. (Beifall
bei der FPÖ und von GR Wolfgang Kieslich. - Anhaltende
Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) Ja, wären wir! Na-
türlich wir, die wir da stehen von den Freiheitlichen.

Eines ist klar: Wir stehen für eine Nulltoleranzpolitik
gegenüber jeglicher Form von Frauenverachtung und Dis-
kriminierung. Das Problem sind die Unterdrücker und
nicht die Unterdrückten. Sie müssen genau bei jenen an-
setzen, die das Problem sind. Es ist nicht alleine ausrei-
chend, am Papier für Gleichstellung zu kämpfen und da
herauszugehen und zu sagen, wie böse und wie schlimm
wir alle sind, sondern Sie müssen es im täglichen Leben
umsetzen. Es geht genau … (GRin Viktoria Spiel-
mann, BA: Das ist rechtsextrem!) Ach, das ist rechtsext-
rem? Ach, das ist auch rechtsextrem? Wenn ich für die
Gleichstellung der Frauen eintrete, ist das rechtsextrem?
Sie sind ja schon, ich weiß nicht, völlig gebrainwashed.
Das ist ja völlig irre! (Beifall bei der FPÖ und von GR Wolf-
gang Kieslich.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc
(unterbrechend): Ich muss Sie kurz unterbrechen. Ich darf
jetzt kurz unterbrechen und versuchen … Ich weiß, es ist
ein emotionales Thema - offensichtlich. (GR Ing. Udo
Guggenbichler, MSc: Ein Ordnungsruf für „rechtsextrem“
wäre nicht schlecht, oder! - GR Wolfgang Seidl: Ord-
nungsruf!)

Vielleicht schaffen wir es, uns jetzt wieder ein bisschen
zu beruhigen und die letzten zwei Minuten, die die Frau
Gemeinderätin zur Verfügung hat, noch der Debatte zu
schenken. - Bitte, Sie sind am Wort.

GRin Mag. Ulrike Nittmann (fortsetzend): Also eines
ist klar: Wir stehen für die Bedeutung von kulturellen Wer-
ten und Traditionen, und ich glaube, das ist ein wesentli-
cher Punkt. Es geht darum: Wenn wir für die Gleichstel-
lung der Frauen kämpfen, ist es natürlich eine Frage der
Integration. Wie kommen wir vor allem bei kulturfremden
jungen Männern an, die das nicht so sehen - und darüber,
glaube ich, sind wir uns einig -, die Frauen, wie gesagt,
unters Kopftuch zwingen, die Frauen in die Zwangsehen
zwingen? Wie kommen wir bei denen an? Wie kommen
wir genau bei den jungen Männern an? (GRin Martina
Ludwig-Faymann: Bei den alten auch!) Es sind ja nicht die
Frauen, es geht um die Männer, die mit einem archai-
schen Frauenbild in unser Land importiert und hereinge-
holt werden. Bei denen müssen wir ansetzen! Da helfen
uns auch nicht die Förderungen an Frauenvereine, wo die
armen unterdrückten Frauen, die unter einem Kopftuch
sitzen, stricken lernen und ich weiß nicht, was machen.
(GRin Martina Ludwig-Faymann: Deutsch lernen, nicht
stricken!) Wir müssen bei den Männern ansetzen und da
ein klares Zeichen setzen und fordern - fordern, ja, nicht
nur fördern, sondern fordern. Wir müssen Respekt einfor-
dern, wir müssen von diesen Leuten Gleichstellungswerte
einfordern, und wenn sie das nicht wollen, dann - ganz
ehrlich -: One-Way-Ticket raus! Anders funktioniert das
nicht. (Beifall bei der FPÖ und von GR Wolfgang Kies-
lich. - GRin Martina Ludwig-Faymann: Wer sagt Ihnen
das?)

Faktum ist, es ist fünf nach zwölf, es ist Zeit für eine
Politik, die nicht nur fördert, sondern die fordert, und dafür
stehen wir ein. Die Gleichstellung der Frauen hat oberste
Priorität in jeder Kultur, in jedem Verein und in jeder Poli-
tik. (Beifall bei der FPÖ und von GR Wolfgang Kieslich. -
GRin Martina Ludwig-Faymann: Das sieht man an Ihrer
Partei, wie viele Frauen hier sitzen, das ist das beste Bei-
spiel!)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist GRin Mag.
Bakos. Sie haben zwölf Minuten Restredezeit. Soll ich sie
Ihnen gleich einstellen? Sieben Minuten. Bescheiden. Sie
sind am Wort.

GRin Mag. Dolores Bakos, BA (NEOS): Danke viel-
mals, Frau Vorsitzende! Werte Frau Vizebürgermeisterin!
Werte Kolleginnen und Kollegen! Werte Zuseherinnen
und Zuseher!

Ja, ich bin jeden Tag dankbar, dass die FPÖ nicht in
der Regierung ist, denn wenn die FPÖ (Zwischenrufe bei
der FPÖ.) in der Regierung ist - und das sehen wir in Salz-
burg, das sehen wir in vielen anderen Bundesländern und
haben es auch in der Vergangenheit in diesen Bundeslän-
dern gesehen, wo sie in der Regierung waren -, dann ist
Herdprämie auf der Tagesordnung, dann ist für die Frauen
zu Hause Bleiben an der Tagesordnung und damit vor al-
len Dingen eines, nämlich Rückschritte in der Frauenpoli-
tik, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei NEOS
und SPÖ sowie von GR Ömer Öztas.) Wir haben es heute
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schon gehört: Worte sind das eine und Taten das andere.
Ich darf die Zuseherinnen und Zuseher bitten, sich viel-
leicht ein Bild von den Taten hier zu machen und nicht nur
von den Worten.

Ich möchte aber wieder zur Sachlichkeit zurückkom-
men, denn, ja, Frauenpolitik und hoffentlich auch Fort-
schritte (GR Maximilian Krauss, MA: Seid ihr in Salzburg
nicht gerade aus dem Landtag geflogen, weil ihr so fort-
schrittlich seid?) sind grundsätzlich etwas, das uns in die-
sem Haus hoffentlich auch ein großes Anliegen ist. (GR
Maximilian Krauss, MA: Sind Sie in Niederösterreich
auch …) Und ja, wie sieht es mit der Gleichstellung und
mit der Gleichstellungspolitik in dieser Stadt aus? Dazu
liefern mehrere Dokumente Antworten, mitunter zum Bei-
spiel der Gleichstellungsmonitor, der den Ist-Zustand und
die Entwicklungen der Gleichstellung von Frauen in Wien
durch Zahlen und Fakten untermauert. Und Zahlen und
Fakten sind auch das, was immer herhalten sollte, wenn
wir über Fortschritte oder Rückschritte sprechen, vor allen
Dingen auch in der Frauenpolitik. (Beifall bei den NEOS.)

Das ist aber nicht das einzige Dokument, das Auskunft
darüber liefert, wie es ausschaut, denn es gab erst vor
Kurzem eine große Frauenbefragung (Zwischenrufe bei
der FPÖ. - GRin Mag. Bettina Emmerling, MSc: Es geht
über Frauen und Männer reden nur weiter!), bei der über
77.000 Antworten von über 15.000 Frauen geliefert wur-
den, die ihre Anliegen, ihre Ideen, ihre Wünsche, wie sie
diese Stadt verbessert sehen wollen, mitgegeben haben.
(Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc
(unterbrechend): Darf ich Sie ganz kurz unterbrechen?
Entschuldigung. Können wir uns jetzt irgendwie wieder
beruhigen? Die Frau Gemeinderätin ist jetzt am Wort und
die Debatten zwischen den Bankreihen, vor allem jetzt bei
der FPÖ: Könnt es ihr jetzt bitte einstellen und zuhören?
(GR Mag. Josef Taucher - in Richtung FPÖ: Tut’s nicht
immer tratschen!) Bitte? (Ruf bei den GRÜNEN: Jetzt
sind’s ruhig! - Allgemeine Heiterkeit.) Ich bitte alle Frakti-
onen, sich jetzt wieder ein bisschen zu beruhigen. Ich
weiß, letzte Geschäftsgruppe, die Zeit ist schon ein biss-
chen fortgeschritten.

Frau GRin Bakos ist jetzt am Wort, und ich bitte sie,
ihre Wortmeldung fortzuführen.

GRin Mag. Dolores Bakos, BA (fortsetzend): Danke,
Frau Vorsitzende. Ja, über 77.000 Antworten sind gekom-
men mit ganz vielen Hinweisen darauf, wie sie diese Stadt
gestaltet sehen wollen. Das ist auch ganz wichtig, weil es
einfach die Grundlage für die politischen Handlungen, für
politische Maßnahmen vorsieht, und da sind einige bereits
passiert. Ich möchte ein paar aufzählen. Es ist die Mäd-
chenzone in Favoriten im Jugendzentrum: vor allen Din-
gen als Rückzugsort, aber auch für jene Beratungen und
ja, jene Angebote, die man in einem geschützteren Raum
haben möchte. Es ist der Töchtertag Kids, also für Volks-
schülerinnen, was ganz wichtig ist, weil es wichtig ist,
schon früh Stereotype, Geschlechterrollen aufzubrechen
und man so früh wie möglich damit anfangen muss. Es ist
aber auch die Rote Box, die erst vor Kurzem gestartet hat,
weil Periodenarmut leider auch in einer Stadt wie Wien ein
Thema ist und nicht alle, die Periodenprodukte brauchen,

sich diese auch leisten können. Ich bin sehr, sehr froh,
dass nach diesem erfolgreichen Pilotprojekt im 20. Bezirk
die Rote Box auf ganz Wien ausgerollt wurde und wird,
damit all jene Frauen und Mädchen, die sich Periodenpro-
dukte nicht leisten können, mittels eines Gutscheinheftes,
das man in Sozialmärkten, in Jugendzentren, in den
FEMs, in den Frauengesundheitszentren, bekommt, in
den Bipa-Filialen - und da möchte ich auch ein großes
Dankeschön aussprechen - ihre Periodenprodukte gratis
bekommen. Das ist ein riesengroßer Fortschritt, der sich
zeigen lassen kann, sehr geehrte Damen und Herren.
(Beifall bei den NEOS und von GR Ömer Öztas.)

Oder aber das ganz neu eröffnete - man hat sozusa-
gen immer noch irgendwie den Geruch der Farbe in der
Nase - Frauengesundheitszentrum in Favoriten am
Reumannplatz, wo wir ganz genau darauf schauen wol-
len, dass Frauen die beste medizinische Beratung bekom-
men, nämlich auch, wenn es darum geht, wie man zum
Beispiel einen Befund verstehen kann, wenn man sozu-
sagen nur spanisch versteht, weil man den ganzen Kau-
derwelsch überhaupt nicht nachvollziehen kann, der da
vor einem liegt, oder wenn es darum geht, Therapieanwei-
sungen zu verstehen, bei einer chronischen Krankheit Be-
ratung zu bekommen, wenn es darum geht, Gesundheits-
prävention zu betreiben, und vieles, vieles mehr - also
sich im Gesundheitssystem im Großen und Ganzen zu-
rechtzufinden.

Das ist etwas, wo wir unterstützen wollen, und es freut
mich ganz besonders, dass da eine richtige Clearing-
Scheibe ist, eine Drehscheibe für all die medizinischen
Fragen, ganz niederschwellig in einem multidisziplinären
Team, mehrsprachig, und das ganz bewusst auch an ei-
nem Ort, wo wir mitunter eben auch auf Frauen treffen -
am Reumannplatz in Favoriten -, die vielleicht sonst nicht
zu solchen Angeboten kämen, die vielleicht sonst kaum
Zugang zu diesen wichtigen Gesundheitsinformationen
hätten. Das zeigt wieder, wie fortschrittlich diese Stadt ist,
sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei NEOS und
SPÖ.)

Ja, neben der Gesundheit möchte ich auch noch auf
ein anderes Thema zu sprechen kommen, das heute auch
schon gefallen ist, nämlich die große Gehaltsschere zwi-
schen Frauen und Männern. Der Wiener Equal Pay Day
2023 ist auf den 21. November gefallen, war also erst vor
Kurzem, und seitdem arbeiten Frauen bis Jahresende
gratis. Wien ist mit 11 Prozent in dieser Gehaltsschere das
Bundesland, das am besten dasteht, aber das ist nichts,
worauf man sich ausruhen kann oder ausruhen darf. Eine
der Maßnahmen zum Beispiel, abgesehen des Töchterta-
ges, den ich schon erwähnt habe, ist etwa die Erhöhung
des Frauenanteils in technischen Berufen, zum Beispiel
über WAFF-Stipendien. Bis zum Jahr 2025 werden näm-
lich 300 zusätzliche Studienplätze an den Wiener FHs für
berufstätige Frauen ergänzend finanziert. Da liegt der Fo-
kus eben auf berufsbegleitenden FH-Studiengängen in
den Bereichen Technik, in den Bereichen Nachhaltigkeit
und Digitalisierung, gerade dort, wo der Frauenanteil un-
ter 50 Prozent liegt und wir unbedingt auch zeigen wollen:
Frauen können das genauso, sehr geehrte Damen und
Herren! (Beifall bei NEOS und SPÖ.)
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Ich möchte aber auch auf den Gewaltschutz zu spre-
chen kommen - auch etwas, das jetzt heute schon gefal-
len ist -, der aus einem dichten Gewaltschutznetz be-
steht - etwas, worauf wir in dieser Stadt sehr stolz sein
können. Dies etwa in Form des 24-Stunden-Frauennot-
rufs, der alleine im letzten Jahr, und das muss man sich
vor Augen führen, tagtäglich im Durchschnitt 34 Beratun-
gen hatte. Dort wird Frauen wieder mehrsprachig, ob nun
telefonisch, ob online, ob persönlich, ob durch Chat, wie
auch immer, die Unterstützung geboten, die sie so drin-
gend benötigen.

Es kann aber auch in Form von Gewaltschutzkampag-
nen sein - Sie wissen, die „16 Tage gegen Gewalt an
Frauen“ laufen gerade und damit auch eine groß ausge-
rollte Informations- und Sensibilisierungskampagne - die-
ses Jahr zum Thema Cybergewalt. Wo sind denn die
Grenzen im digitalen Netz? Wo sind denn die „Red
Flags“? Wo ist vielleicht jemand noch fürsorglich, aber wo
fängt eigentlich schon die Übergriffigkeit, die Gewalt an? -
Gerade dort an, wo diese Schwelle auch eine sehr, sehr
dünne ist.

Es kann aber auch in Form der großartigen Arbeit der
Wiener Frauenhäuser sein, wobei das 5. Frauenhaus mit
50 zusätzlichen Plätzen erst vor Kurzem eröffnet wurde.
Oder aber es kann sein in Form des Frauenhauses, das
umgestaltet wurde, nämlich für die Zielgruppe Mädchen
und junge Frauen. Da kann man auch wirklich sehr stolz
darauf sein, dass wir die Istanbul-Konvention übererfüllen.
Jene Konvention, die in manchen Ländern sträflich ver-
nachlässigt wird, wird in Wien übererfüllt, und das ist et-
was, worauf man wirklich, wirklich sehr stolz sein kann.
(Beifall bei den NEOS.)

Das Gewaltschutznetz besteht noch aus vielem, vie-
lem mehr, dem Rettungsanker, und so weiter. Ich sehe,
meine Redezeit ist eigentlich schon aus. Ich darf mich bei
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, die
diese Stadt auch zu einer Stadt der Frauen machen. Das
ist, wenn man es sich im internationalen Vergleich an-
schaut, keine Selbstverständlichkeit. Deshalb möchte ich
ein großes Dankeschön all jenen aussprechen, die diese
Stadt auch zu einer Stadt der Frauen machen und sich
hier engagieren, in welcher Form auch immer. - Vielen
Dank. (Beifall bei NEOS und SPÖ sowie von GRin Viktoria
Spielmann, BA.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war 9 Minuten. Als nächste
Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau GRin Spielmann.
Selbstgewählte Redezeit 13 Minuten. Sie sind am Wort.

GRin Viktoria Spielmann, BA (GRÜNE): Sehr geehrte
Frau Vorsitzende! Liebe Frau Stadträtin! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Liebe ZuseherInnen via Livestream!

Es ist eigentlich jedes Mal das Gleiche: Wenn wir zu
diesem Thema sprechen, dann ist es so, dass der Großteil
hier in diesem Haus wirklich eine sehr sachliche Debatte
in Angriff nimmt, nur leider bei der FPÖ ist das regelmäßig
nicht so. Jetzt ist Frau Nittmann auch nicht da, aber ich
kann Ihnen nur sagen, wir müssen auf jeden Fall … (Ge-
meinderäte der FPÖ zeigen auf GRin Mag. Ulrike Nitt-
mann, die auf ihrem Platz sitzt.) - Ah, sorry, ja, ist okay.

Es ist gut, dass wir eine Sache hier jedes Mal wieder klar-
stellen können, nämlich dass es nicht um den kulturellen
Background geht, sondern wenn es überhaupt in irgend-
einer Form um Kultur geht, dann geht es um das weltweite
Patriarchat, und das müssen wir überall bekämpfen, so-
wohl hier in Österreich als auch überall - das ist der Punkt.
(Beifall bei den GRÜNEN sowie von GRin Martina Ludwig-
Faymann und GRin Mag. Dolores Bakos, BA.)

Ja, gleich vorweg: Ich habe mir gestern die General-
debatte und die Ausführungen von Herrn Finanzstadtrat
Hanke angehört und war sehr aufmerksam. Ich weiß gar
nicht, ob es Ihnen überhaupt aufgefallen ist, StR Peter
Kraus hat es in seiner Rede dann eh kurz erwähnt, aber
in der Grundsatzrede sind Frauen beziehungsweise die
Auswirkungen des Budgets auf Frauen nicht einmal vor-
gekommen, und auch das Gender Budgeting nicht. Das
ärgert mich einfach sehr, zum einen, weil ich mir tatsäch-
lich von einem sozialdemokratischen Politiker mehr er-
warte als das, was da gestern gesagt wurde oder eben
nicht gesagt wurde, und zum anderen, weil es eigentlich
immer wieder die gleiche Sache ist, nämlich wenn wir über
Finanz- und Budgetpolitik sprechen, dann ist es oft so, als
würde das in geschlechtsneutraler Manier abgewickelt.
Das ist sehr, sehr schlecht, weil es nämlich sehr, sehr
wichtig ist, dass wir uns anschauen, wie sich das Budget
auf über die Hälfte der Wiener Bevölkerung auswirkt. Die
Frauen gehören in die Mitte der Budgetpolitik gestellt und
nicht an den Rand, liebe Kolleginnen und Kollegen. (Bei-
fall bei den NEOS.)

Am Anfang möchte ich gleich etwas zum Budget der
MA 57 sagen und fange gleich mit einem Lob an: Das
Budget der MA 57 wird erhöht, das ist gut und wichtig,
nämlich von 12,6 Millionen EUR auf 13,6 Millionen EUR
im Jahr 2024 und im Jahr 2025 dann auf 14,5 Millionen
EUR. Darunter gibt es auch eine Erhöhung bei den Frau-
enhäusern, nämlich von 7,4 Millionen EUR auf 8,2 Millio-
nen EUR im Jahr 2024 und 2025 noch einmal auf 8,6 Mil-
lionen EUR. Auch die Mädchen- und Frauenvereine krie-
gen mehr Geld. Das ist sehr wichtig, weil diese natürlich
unmittelbar mit den Frauen zusammenarbeiten.

Ja, das ist gut und richtig, was mir allerdings in dem
Budget fehlt, liebe Kolleginnen und Kollegen, sind Investi-
tionen erstens in Prävention, zweitens in den Ausbau von
opferschutzorientierter Täterarbeit und drittens in innova-
tive Lösungen. Im Übrigen finde ich es leider immer noch
sehr enttäuschend, dass wieder kein Budget für „Stadt-
teile ohne Partnergewalt“ vorgesehen ist. Es ist wirklich
ein sehr, sehr sinnvolles, mutgebendes Projekt, das sich
vor allen Dingen auch viele Wiener Bezirke wünschen,
wohlgemerkt überparteilich, einige haben es in ihren Be-
zirksparlamenten beschlossen. Deswegen ist es für mich
leider immer noch nicht so ganz nachvollziehbar, warum
wir dieses wichtige Projekt nicht auch mit einem Stadt-
budget ausfinanzieren können. Das Sozialministerium fi-
nanziert den Großteil dieses wichtigen Projekts. Auch da
sind wir sehr dankbar, dass es dank dem Sozialministe-
rium jetzt in 28 Standorten in ganz Österreich möglich ist,
dass es diese wichtige Arbeit von „Stadtteil ohne Partner-
gewalt“ geben kann, liebe Kolleginnen und Kollegen. (Bei-
fall bei den GRÜNEN.)
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Zum zweiten Punkt, nämlich Gender Budgeting noch
einmal im Detail: Gender Budgeting sollte meiner Mei-
nung nach folgende Fragen beantworten: Erstens: Wel-
che Auswirkungen haben budgetpolitische Maßnahmen
auf die Gleichstellung der Geschlechter? Und zweitens:
Reduzieren sie die Geschlechterungleichheiten, vergrö-
ßern sie sie oder lassen sie sie unverändert? Diese Fra-
gen werden meiner Meinung nach im Anhang vom Budget
nicht ausreichend beantwortet. Es fehlen bei manchen
Maßnahmen zum Beispiel Indikatoren und Werte. Bei
manchen Maßnahmen ist der Genderbezug teilweise
noch schwer ersichtlich. Es fehlen zum Teil auch klare
Verbindlichkeiten, und vor allem ist unklar, was passiert,
wenn diese Ziele eben nicht eingehalten werden.

Ich kann Ihnen aus Erfahrung vom AMS sagen: Ich
habe dort das Gender Budgeting controllt und weiß daher,
wie wichtig Gender Budgeting ist. (GR Maximilian Krauss,
MA: Deshalb gibt es so viele Arbeitslose!) Es geht beim
Gender Budgeting nicht nur um die Quantität und die Zah-
len, sondern es geht vor allen Dingen auch um die Qualität
der Maßnahmen. Ich habe jetzt ein Beispiel mitgenom-
men, die einzige dienststellenspezifische Maßnahme oder
das Ziel, das zum Beispiel bei der Geschäftsgruppe Bil-
dung, Jugend, Integration und Transparenz hervorge-
bracht wird, ist: MA 35 - Einwanderung und Staatsbürger-
schaft: qualifiziertes gendergerechtes Warteraumma-
nagement. Da ist jetzt sozusagen die Erläuterung: Es wer-
den Stillräume und Wickelräume eingeräumt. Das kann
man ja an sich noch argumentieren, dass das genderrele-
vant ist, wobei das ja hoffentlich nicht nur die Frauen in
Anspruch nehmen sollten, sondern auch die Väter. Dann
steht da: Garderobehaken, Schirmständer und Abstell-
möglichkeiten für Taschen. Das ist die einzige Maß-
nahme, die hier genannt wird. Da sage ich Ihnen ganz ehr-
lich, wir müssen an der Qualitätsverbesserung von Gen-
der Budgeting in dieser Stadt arbeiten, liebe Kolleginnen
und Kollegen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Punkt 3, auf den ich eingehen möchte: Weil ja gerade
die „16 Tage gegen die Gewalt an Frauen“ sind, möchte
ich den Fokus vor allen Dingen auf Gewaltschutz und Prä-
vention legen. Ja, wir haben es eh letzte Woche schon
gehört: Jede 3. Frau ab dem 15. Lebensjahr ist von Ge-
walt betroffen, von körperlicher und sexualisierter Gewalt.
Jede 4. Frau erlebt sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz,
und bereits 26 Frauen sind ermordet worden. Das heißt,
jede zweite Woche wird eine Frau von einem ihr naheste-
henden Mann oder Bekannten ermordet. Diese Gewalt
geht uns alle an, denn eines muss klar sein: Wir alle hier
herinnen und wir alle da draußen kennen zumindest eine
Frau, die das betrifft. Die häufigste Form von dieser Ge-
walt ist die Gewalt, die vor allen Dingen im privaten Be-
reich und in den Beziehungen stattfindet. Sie passiert
zwar im Privaten, aber sie ist natürlich nicht Privatsache,
sondern eine der gröbsten Menschenrechtsverletzungen.

Männergewalt gegen Frauen beginnt nicht bei den
Schlägen, sondern bei Worten wie zum Beispiel: Du ge-
hörst nur mir. Die Gründe für diese Gewalt ... Es ist mir
auch wichtig, das noch einmal zu betonen, denn wir ver-
schließen die Augen nicht vor gewissen Problemstellun-
gen. (GR Ing. Udo Guggenbichler, MSc: Aber das ist

schon eher kulturell!) Es ist so, dass wir es eigentlich leid
sind, dass es immer diese eindimensionale Sichtweise
gibt, denn das Problem ist - zum 100. Mal -, bei dieser Ge-
walt gibt es einen gemeinsamen Nenner: nicht die Her-
kunft, sondern das Geschlecht. Die Täter sind Männer, die
Frauen schlagen, erniedrigen, vergewaltigen und ermor-
den. Diese Gewalt ist ein Männlichkeitsproblem. Das
Problem ist ein Unvermögen der Männer, die Konflikte ge-
waltfrei zu lösen, und da müssen wir ganz, ganz dringend
ansetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen. (Beifall bei
GRÜNEN, SPÖ und NEOS.)

Was können wir jetzt dagegen tun, beziehungsweise
was waren Maßnahmen, die gesetzt wurden? Es kommt
jetzt natürlich so ein bisschen in der Aufzählung darauf an.
Vieles ist im Bund passiert, vieles passiert aber auch in
Wien, und alle Maßnahmen, die im Bund beschlossen
werden, wirken sich natürlich auch unmittelbar auf die
Wienerinnen aus. Ganz, ganz wichtig sind zum Beispiel
Prävention, Investitionen in Gewaltschutzeinrichtungen,
opferschutzorientierte Täterarbeit, das Aufbrechen von
Geschlechterstereotypen und konsequente Gleichstel-
lungspolitik.

In Wien - das haben wir eh schon gehört - gibt es ein
breites und gut ausgebautes Gewaltschutznetz. Es wurde
das fünfte Frauenhaus eröffnet. Das freut uns natürlich
auch, das ist nämlich noch unter der rot-grünen Regierung
beschlossen worden. Es gibt ein zusätzliches Angebot für
Mädchen und junge Frauen im Alter von 16 bis 25 Jahren.
Es wurde aber auch das BAKHTI Zentrum gegen Gewalt
an Mädchen und jungen Frauen eröffnet, das zum Groß-
teil von dem Bundesministerium für Soziales und Gesund-
heit finanziert wird. Es gibt einen Ausbau von Not- und
Übergangswohnungen für von Gewalt betroffene Frauen.
Auch hier in Wien wurden auf Grund der Mittel vom So-
zialministerium weitere Wohnungen ausgebaut.

Am 24.11. wurde der Ni-Una-Menos-Platz feierlich er-
öffnet. Das freut mich wirklich ganz besonders, auch wenn
es natürlich nicht den Gemeinderat unmittelbar betrifft,
aber ich finde, das war wirklich ein schönes überparteili-
ches Zeichen gegen Gewalt an Frauen. Ni una menos
heißt, nicht eine weniger. Ni una menos hat das ganz stark
eingebracht. Wir GRÜNEN am Alsergrund haben das
auch sehr unterstützt und freuen uns, dass es jetzt endlich
den ersten Ni-Una-Menos-Platz in Wien gibt, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Was ist noch passiert? Dank unserer Bundesfrauen-
sprecherin Meri Disoski wird zum fünften Mal - das muss
man wirklich in aller Klarheit sagen -, zum fünften Mal in
Folge das Frauenbudget erhöht. Von 2020, nach
schwarz-blauen Kürzungen, von 10 Millionen EUR auf
mittlerweile satte 33,6 Millionen EUR 2024. Das gab es
wirklich noch nie. Auch diese Mittel werden Institutionen
in Wien zu Gute kommen. Wir GRÜNE haben verspro-
chen, hier nicht locker zu lassen, und wir haben unser Ver-
sprechen gehalten. Dafür danke vielmals. (Beifall bei den
GRÜNEN.)

„Stadtteile ohne Partnergewalt“ habe ich schon er-
wähnt. Mittlerweile wird es dank der Finanzierung von So-
zialmminister Rauch in neun Bezirken umgesetzt. Deswe-
gen haben wir diesen Antrag wieder eingebracht, weil es
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leider immer noch keine budgetäre Mittel für „Stadtteile
ohne Partnergewalt“ in Wien gibt, obwohl es, wie gesagt,
ein sehr, sehr wichtiges innovatives sozialarbeiterisches
Projekt ist. Man geht wirklich zu der NachbarInnenschaft,
man spricht mit den Menschen unmittelbar vor Ort, was
man bei dieser Gewalt tun kann. Deswegen wollen wir
wieder den Antrag einbringen, dieses wichtige Projekt
auch zu unterstützen.

Zum Schluss möchte ich noch sagen, dass ich es ei-
gentlich sehr, sehr wichtig finden würde - ich glaube, da-
rauf zielt auch der Antrag von Kollegin Keri hin -, dass wir
uns zum Thema Femizide wirklich auch in Wien zusam-
mensetzen, gerne auch überparteilich, um zum Beispiel in
Form von einem Gewaltschutzgipfel zu überlegen, was
wir noch mehr tun können, um diese Femizide zu verhin-
dern, denn jeder Frauenmord ist einer zu viel.

Zum Abschluss möchte ich auch noch danke sagen,
danke an die MitarbeiterInnen der MA 57 für eure ausge-
zeichnete feministische Arbeit, an die MitarbeiterInnen im
Frauenzentrum der Stadt Wien, die MitarbeiterInnen in
der Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt an Frauen
und in der Familie und die MitarbeiterInnen der Frauen-
und Mädchenberatungsstellen. Danke an alle, die sich
hier wirklich jeden Tag mit vollem Herzblut für Frauen ein-
setzen, dass Frauen es ermöglicht wird, aus dieser Ge-
waltspirale auszusteigen. Denn wir müssen dafür kämp-
fen, dass keine Frauen mehr jemals von Gewalt betroffen
sind. Danke vielmals. (Beifall bei GRÜNEN, SPÖ und
NEOS.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist GRin Keri. Die
selbstgewählte Redezeit ist zehn Minuten. Bitte.

GRin Sabine Keri (ÖVP): Sehr geehrte Frau Stadträ-
tin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Bevor ich mit meinem Debattenbeitrag anfange, habe
ich noch eine Bitte, besonders an meine Kollegin Frau
Bakos von den NEOS. Ich denke, dass wir in der Frauen-
debatte besonders vorsichtig sein müssen, welche Worte
wir wählen. Wenn Sie rauskommen und sagen, mit der
und der Partei sollen die Frauen immer nur zu Hause blei-
ben, kriege ich so ein bisschen ein Schaudern. (GRin
Mag. Dolores Bakos, BA: Das habe ich so nicht gesagt!)
Lassen Sie mich gerne einmal aussprechen. Denn es ist
per se nichts Schlechtes daran, wenn man sich als Frau
bewusst dafür entscheidet, bei den Kindern zu Hause zu
bleiben. Da ist nichts Schlechtes daran. Und die Mehrheit
der Frauen möchte zumindest bis zum 2. Lebensjahr der
Kinder zu Hause sein. (Beifall bei ÖVP und FPÖ sowie
von GR Wolfgang Kieslich. - GR Dr. Kurt Stürzenbecher:
Nur die Männer haben geklatscht!) Die Mehrheit der
Frauen will dann in die Teilzeit, und wir müssen in der Po-
litik aufklären, was für Konsequenzen das mit der Alters-
armut hat. Wir dürfen es aber nicht verurteilen und beur-
teilen, sondern wir müssen es in der Politik schaffen, ein
Netz zu schaffen, wir müssen ein Angebot schaffen, damit
Frauen auf Grund ihrer freien Entscheidung nicht in die
Altersarmut fallen.

So, jetzt zu meiner Rede: Wir haben die Sache - das
haben wir heute jetzt schon ein paar Mal gehört -, dass wir

in Wien zur Zeit besonders stark immer wieder die De-
batte haben, wenn es um Sicherheit der Frauen und um
Respekt Frauen gegenüber geht. Ich möchte auch heute
sehr vertiefend darauf eingehen. Wir haben auch in der
Frauenbefragung, die dankenswerterweise gemacht wor-
den ist, gelesen, dass das ein Thema ist, das Frauen be-
schäftigt. Wenn wir über Sicherheit von Frauen sprechen,
dann geht es natürlich um Sicherheit im privaten Bereich,
aber auch um Sicherheit im öffentlichen Raum. Der Status
quo ist leider, dass wir mittlerweile nicht mehr sagen, jede
fünfte Frau ist von Gewalt betroffen, sondern es ist mitt-
lerweile jede dritte Frau von Gewalt betroffen. Bricht man
die Zahl jetzt auf Wien herunter, bedeutet das, dass jede
zweite Minute eine Frau in Wien von Gewalt betroffen ist,
und der gesellschaftspolitische Konsens, den wir bis jetzt
hatten, dass Gewalt gegen Frauen ein No-go ist, bricht -
ich habe das Gefühl - ein bissel auf - jetzt nicht hier im
Haus, aber in der Gesellschaft draußen. Da müssen wir
genau hinschauen.

Wenn wir uns jetzt Studien und Zahlen wie zum Bei-
spiel den UN-Bericht anschauen, der im Juni 23 erschie-
nen ist, wo drinnen zu lesen ist, dass 25 Prozent der Welt-
bevölkerung es in Ordnung finden, dass Frauen geschla-
gen werden, dann müssen wir uns die Arbeit machen und
sagen: Warum ist das so? Wo müssen wir anpacken? Ich
bin ein ganz großer Fan der Präventionsarbeit.

Wir müssen uns aber auch - und das sage ich auch
ganz, ganz bewusst - den Täter und die Täter genau an-
schauen, denn die haben ganz viele Gesichter, und es ist
nicht nur der Partner, es ist nicht nur der Ex-Partner, es ist
nicht nur der Vater. Was ganz wichtig ist - und ich weiß,
dass ich da nicht eure Zustimmung habe - und was wir
ganz lange nicht gemacht haben: Wir haben uns nicht die
Herkunft der Täter angeschaut. Das müssen wir aber.
(GRin Martina Ludwig-Faymann: Das haben wir immer
gemacht!) Das müssen wir, wir müssen die benennen, wir
müssen sagen: Ja, es ist der Ex-Partner. Aber woher
kommt der, was hat der für Wurzeln? (GRin Martina Lud-
wig-Faymann: Das machen wir immer!) Also auf der
Homepage von den österreichischen Frauenhäusern ist ja
sogar der Täter schon auch von der Herkunft her benannt,
und ich glaube, dass wir uns das ganz genau anschauen
müssen. Der Segregationsbericht 23 hat ja auch gesagt -
das sind ja keine Zahlen, die wir uns einfallen lassen -,
dass fast die Hälfte der Zugewanderten mit junger Migra-
tionsgeschichte den Lebensstil der österreichischen
Frauen zu freizügig findet. Das sind Dinge, denen wir uns
stellen müssen, und das betrifft die Syrer, die Afghanen
und die Türken. Das sind Zahlen, die uns vorliegen. Die
müssen wir uns herannehmen, die müssen wir sachlich
anschauen und dann müssen wir auch mit der Präventi-
onsarbeit dort ansetzen und dort die Jugendlichen und die
Männer abholen und ganz klar sagen, Gewalt gegen
Frauen hat keinen Platz in Wien. (Beifall bei ÖVP und
FPÖ sowie von GR Wolfgang Kieslich.)

Ui, ich habe nur mehr fünf Minuten! Ich möchte auch
noch einmal darüber sprechen: Sie haben am 22. Novem-
ber, liebe Kollegin Ludwig-Faymann, gesagt, es fehlt
Ihnen der nationale Aufschrei bezüglich der Femizide,
dass es da keinen nationalen Aufschrei gibt. Ich habe
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mich - wir haben schon einmal darüber geredet - extrem
geärgert, denn ich weiß nicht, ob Sie sich erinnern kön-
nen, im September 23, als das Mädchen in der Brigittenau
von selbsternannten „Sittenwächtern“ verprügelt worden
ist, weil sie kein Kopftuch getragen hat. Der Aufschrei war
nicht zu hören (GRin Martina Ludwig-Faymann: Ja, eh!),
auch nicht von der SPÖ und von den NEOS in dieser
Stadt. (GRin Martina Ludwig-Faymann: Ich bin da nicht
so!) - Ja eh, und das weiß ich. Da war kein Aufschrei von
euch. In der Verhältnismäßigkeit, wenn es darum geht,
eine Straße nach Amini zu benennen, da wart ihr ja ganz
laut. In der relativen Verhältnismäßigkeit - ganz ehrlich,
Sie wissen, was ich meine. Warum sind wir so leise - nicht
wir, sondern ihr -, wenn es vor unserer Haustüre passiert,
aber ganz laut, wenn es weit weg ist? (GRin Martina Lud-
wig-Faymann: Wir alle!) Nein, nicht wir alle, sorry, nein,
nicht wir alle, wir nicht. Na, wir nicht, stimmt nicht, wir
nicht, wir sind ganz laut gewesen. Wir haben gesagt, das
geht nicht, wir haben gesagt, das und das muss passie-
ren. Wir haben sofort gesagt, was unserer Meinung nach
passieren muss. (GRin Martina Ludwig-Faymann: Habe
ich nicht gehört!) Sonst haben wir recht wenig gehört. Das
ist halt etwas, wo ich sage, da müssen wir wirklich den
Mut haben, da auch laut mitzureden. Ja, wir brauchen
eine offensive Täterarbeit, ja, wir müssen die Täter an-
schauen, da sind wir alle d'accord, das müssen wir uns
anschauen.

Die Stadt Wien fordert und fördert immens viele Pro-
jekte, und da gibt es ganz viel Geld. Das ist ja auch gut
so, aber - und jetzt ist das große Aber - wir müssen uns
jetzt einmal anschauen: Ist diese Präventionsarbeit, die
ganz verschiedenen Vereine anbieten, wirklich wirksam,
ist sie zeitgemäß? Deswegen fordern wir auch eine Eva-
luierung, dass wir uns diese Vereine genau anschauen.
(GRin Martina Ludwig-Faymann: Es wird immer evaluiert!)
Ich bin immer noch ein Fan der Präventionsarbeit, ge-
meinsam mit der Polizei an den Wiener Schulen, denn die
sind geschult, die können erkennen, was es in weiterer
Folge braucht, mit welchem Verein in weiterer Folge ge-
arbeitet werden muss oder ob es gröbere Sachen gibt. Da
bin ich ein ganz großer Fan davon, aber das wissen Sie,
das wird in der Bildungsdebatte immer wieder gefordert.

Ich möchte jetzt - zwei Minuten habe ich noch - einen
Sidestep machen, denn eigentlich stehen wir immer hier
und sagen, dass wir eine sehr gute überfraktionelle Zu-
sammenarbeit haben und ich möchte die eigentlich nicht
verlieren. Mir ist aber jetzt in den letzten Wochen/Monaten
aufgefallen, dass da so ein bisserl die Ellbogentaktik jetzt
auch schon hier stattfindet. Ich möchte darüber reden,
denn wir sehen, wir haben das Phänomen, dass sich
junge Frauen nicht mehr so gerne in der Politik engagie-
ren, weil das Parkett extrem glatt ist und weil die Arbeit
extrem hart ist. Gerade in der Frauenpolitik, bin ich der
Meinung, sollten wir wertschätzend miteinander umge-
hen. Wir haben einmal darüber geredet: Kollegin Aslan
von den GRÜNEN hat das Thema iranischer Frauen hier
in das Haus gebracht, uns dafür sensibilisiert, und man
hat Sie außen vor gelassen, als es um die Alleebenen-
nung ging. Das finde ich nicht okay, denn zumindest an-
rufen kann man vorhaben.

Es war lustig, am WC hängen jetzt überall diese Tür-
hänger mit den Notrufnummern - großartige Idee. Es wa-
ren aber davor 18 Anträge von der ÖVP in den Bezirken,
wir haben hier im Gemeinderat darüber geredet. Ich
möchte nur die Antwort Czernohorszky‘s zitieren, die er
darauf monatelang gegeben hat, und zwar hat er gesagt:
Auf Grund von Reinigungsarbeiten stellen die WC-Anla-
gen keine geeigneten Flächen dar oder auch auf Grund
von Reinigungsmaßnahmen zur Gewährleistung der Hy-
giene oder auf Grund der Entfernung der Information stel-
len die WC-Anlagen keine geeigneten Flächen dar. Das
haben wir 20 Mal zu lesen bekommen, und dann lese ich
in den Medien am 23. November: Anlässlich des Interna-
tionalen Tages gegen Gewalt an Frauen hat sich die Stadt
Wien etwas Besonderes ausgedacht. WC-Anhänger sol-
len Opfer vor Gewalt niederschwellige Hilfe anbieten. Ich
bin gesessen und habe mir gedacht: Okay, fair? - Nein,
kein Fairplay, und anrufen hätte man vielleicht können. Ich
gehe nicht davon aus, dass man sagt, he, das ist eine su-
per Idee vom politischen Mitbewerber - ich meine, da bin
ich zu lange in der Politik -, aber es wäre irgendwie schon
nett gewesen, vorher zu erfahren, dass das eigentlich ge-
plant ist, weil ich mir denke, das ist eigentlich fair. Nein, es
hat mir keiner gesagt. Wir haben uns nur sehr darüber ge-
wundert, weil ich mir denke, eine Idee zu klauen - ja, soll
uns recht sein. Die Frage ist nur, ob wir in Zukunft dann
einfach Zuweisungen an den Ausschuss zustimmen wer-
den oder einfach beinhart alles von euch ablehnen lassen.

Um gleich einmal die Geschichte richtigzustellen: Das
fünfte Frauenhaus war schon eine Forderung der ÖVP,
Feldmann hat das gefordert. (GRin Martina Ludwig-Fa-
ymann: Ja, ich weiß es!) Doch, haben wir sogar einen An-
trag. Ich habe sogar, weil ich wusste, dass du das
machst ... Du hast bei einer Debatte einmal reingerufen,
wir brauchen es gerade nicht, und jetzt haben wir es.
(GRin Martina Ludwig-Faymann: Damals haben wir es
nicht gebraucht! Ja!) Das ist vielleicht dann ein bisschen
vorausschauend arbeiten. (GRin Martina Ludwig-Fa-
ymann: Ihr seid der Zeit voraus!) Wir haben keine Zeit für
vorausschauende Sachen, und das sind schon so Dinge,
wo ich mir denke, es wäre nett, wenn wir zumindest in der
Frauenpolitik wieder einmal partnerschaftlich arbeiten
würden. Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war zwölf Minuten. Als nächste
Rednerin zu Wort gemeldet ist GRin Martina Ludwig-Fa-
ymann, selbstgewählte Redezeit sind elf Minuten. Bitte.

GRin Martina Ludwig-Faymann (SPÖ): Ich habe ge-
glaubt, ich werde heute ganz kurz reden, muss leider mei-
nen KollegInnen sagen, ganz kurz wird es nicht werden.
Ich fange aber ganz zu Beginn mit einer Forderung an. Ich
weiß nicht, ob ich mich durchsetzen werde, aber vielleicht
finde ich viele MitstreiterInnen, nachdem alle gemeint ha-
ben, am letzten Tag, ganz zum Schluss, es ist so emotio-
nal und wäre eigentlich so wichtig, stelle ich die Forderung
auf, dass das Frauenressort das nächste Mal an erster
Stelle der Debatte beim Budget steht. (Beifall bei SPÖ,
NEOS, ÖVP und GRÜNEN.) Ich denke mir, das werden
wir irgendwie schaffen, oder, und nicht nur ein Mal, son-
dern vielleicht durchgehend. Es sind auch an letzter Stelle
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dann wieder mehr herinnen, weil davor das Mittagessen
ist, und so weiter. Ich will mich jetzt nicht damit aufhalten,
aber ich denke, das wäre eine Forderung.

So, kurz zu den WC-Anhängern: Wo ist sie denn jetzt?
Ah, da! Ehrlich gesagt, ich habe keine Ahnung, wer wann
wie die WC-Anhänger ... Ich glaube, wir haben gesagt,
dass wir uns grundsätzlich vorstellen können, dass wir an
WCs etwas machen, weil auch wir das gut finden. Mir tut
es total leid, und das meine ich ehrlich. Wir hätten von mir
aus da auch gemeinsame Fotos machen können. Ich weiß
gar nicht, wo das erschienen ist. Ehrlich gesagt: Ja, das
nächste Mal werden wir uns darum kümmern, dass das
auch ordentlich abläuft und dass alle, die irgendwie damit
zu tun hatten, auch dabei sind.

Zu Kollegin Feldmann, denn ich kann mich noch so gut
erinnern: Wir haben immer wieder darüber geredet, aber
ein Frauenhaus ist keine Sache, die man einfach so
macht, na, bauen wir halt ein Frauenhaus, denn das ist
auch eine sehr teure Angelegenheit. Da gab es viele
Jahre, da habe ich immer wieder mit allen Expertinnen ge-
sprochen: Braucht es ein weiteres? Die haben oft gesagt:
Nein, wir brauchen Überganswohnungen. Dann haben wir
54 Übergangswohnungen in dieser Stadt geschaffen, wo-
rauf wir sehr, sehr stolz sind und wo andere sich etwas
abschauen können. Dann kam die Zeit, wo sie gesagt ha-
ben: So, jetzt sollten wir rechtzeitig an die Planung gehen,
um auch diese Richtlinie wieder zu erfüllen, weil Wien ge-
wachsen ist. Da haben wir das fünfte Frauenhaus geplant.
Mittlerweile ist es offen, und wir erfüllen wieder die Richt-
linie, und es ist auch gut, dass wir es jetzt haben und dar-
über hinaus auch ein Haus für junge Mädchen und
Frauen, was auch in dieser Stadt, wie wir jetzt gerade
merken, sehr gebraucht wird. (Beifall bei SPÖ und NEOS
sowie von GRin Viktoria Spielmann, BA.)

Zu Kollegin Spielmann, zum Projekt „StoP“: Vielleicht
hat es sich nicht ganz herumgesprochen, aber ich komme
dann noch zum Thema Querschnittspolitik. Das Projekt
„StoP“ wird sehr wohl aus Mitteln der Stadt Wien finan-
ziert, nämlich aus Mitteln vom Wiener Gesundheitsfonds.
Insgesamt 240.000 EUR in 3 Jahren bekommt das Projekt
„StoP“. (GRin Viktoria Spielmann, BA: Wir wollen es ja für
ganz Wien!) Ja, dann muss man auch dort verhandeln,
aber es ist nicht so, dass das Projekt „StoP“ nicht aus Mit-
teln der Stadt Wien gefördert wird. Das wird immer wieder
behauptet, und es werden auch Anträge gestellt. Das ist
nicht so, es ist nicht im Frauenbudget, es ist woanders.
Aber ehrlich gesagt, das freut mich sehr, dass sich andere
Ressorts zuständig fühlen und es deshalb auch von dort
finanzieren.

Zur Täterarbeit wollte ich noch sagen, auch das ist
nicht im Frauenbudget. Da habe ich mich jahrelang sehr
dagegen gewehrt, dass Täterarbeit aus Mitteln des Frau-
enbudgets finanziert wird, sondern das gehört woanders
hin. Dann hat man sich endlich darauf geeinigt, dass die
Finanz dafür Mittel aufbringen wird. Dort ist die Täterarbeit
auch, und wir haben es geschafft, die Mittel in den letzten
zwei Jahren zu verdreifachen. Die Männerberatung be-
kommt heute drei Mal mehr als noch vor zwei Jahren. Das
freut uns sehr und - ehrlich gesagt, ich habe es eh schon

oft gesagt - damit werde auch ich mich nicht zufrieden ge-
ben, sondern ich glaube, die brauchen noch mehr, aber
es ist dort, wo es hingehört, und sicher nicht im Frauen-
budget. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Zu Kollegin Nittmann: Ich nehme es Ihnen ja auch ab
und ich glaube auch wirklich, dass Sie das glauben. Ich
kann Ihnen nur sagen, das beste Mittel gegen Gewalt ist
echte Gleichstellungspolitik. Ich bin jetzt seit über 30 Jah-
ren in diesem Thema sehr, sehr aktiv unterwegs, beschäf-
tige mich inhaltlich damit und spreche vor allem mit ganz
vielen Frauen, die draußen an der Front, sage ich immer,
vor Ort mit diesen Frauen, mit diesen Opfern arbeiten. Ich
selbst beobachte schon seit fast 40 Jahren dieses Thema
und diese Situation in Wien und in Österreich und ich
muss Ihnen anvertrauen: Es war schon immer so. Es ist
nicht erst so, seitdem auch junge Männer aus anderen
Kulturen zu uns kommen. Ja, das ist ein eigenes Thema,
da kann man auch darüber reden. Ich sage nicht, da gibt
es gar kein Problem, das wäre natürlich ein Blödsinn, aber
zu glauben, dass die Ursache von Gewalt daran liegt,
dass junge Männer aus anderen Kulturen zu uns kom-
men, stimmt einfach nicht. Die Ursache liegt in patriarcha-
len Strukturen (Beifall bei SPÖ, NEOS und GRÜNEN.),
denn das Thema hat unsere Großmütter, Urgroßmütter
und davor schon intensivst beschäftigt. (Zwischenruf von
GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM.) Bitte horchen Sie
sich einmal bei Ihnen um! Sie werden ja auch ältere Men-
schen in Ihrer Umgebung haben. (GR Stefan Berger:
Wahlfreiheit und Patriarchat?) Was? Wahlfreiheit? Das ist
jetzt das falsche Thema! Ich rede von Gewalt! Ich rede
von Gewalt und dass Gewalt importiert wird. Nein, denn
ich muss Ihnen leider mitteilen: Vor 30 Jahren war es auch
schon so und vor 40 Jahren war es so und vor 50 Jahren,
vor 60 Jahren, habe ich mir erzählen lassen, war es auch
schon so. Es war nicht so, es war ärger. Wissen Sie, wie
es war? - Es war so, dass es überhaupt in der Tabuzone
war, niemand hat darüber geredet, es haben sich alle ge-
niert. Das ist niemanden etwas angegangen, das war Pri-
vatsache, ob daheim der Ehemann die Ehefrau geschla-
gen hat, das war alles daheim, versteckt. Ich schaue Sie
an, Sie wissen es: Es ist nicht importiert, es war leider im-
mer schon so, weil es leider immer schon so war, dass
Macht ungleich zwischen Frauen und Männern verteilt ist
und es eben nicht Gleichstellung gibt. Wir arbeiten nicht
auf Augenhöhe, es gibt nicht gleichen Lohn, es gibt nicht
dieselben Karrierechancen, es gibt nicht die Möglichkeit
für Frauen, genauso Beruf und Familie zu vereinbaren wie
für Männer, und, und, und, und, und. Deshalb findet Ge-
walt statt.

Ehrlich gesagt, reden wir einmal! Ich glaube nicht,
dass Sie dem nicht zugängig sind, denn ich nehme Ihnen
persönlich sogar ab, dass Sie für Gleichstellung von
Frauen sind. Ich kann es Ihnen leider nicht ersparen, denn
es ist nicht lustig, es ist traurig, wenn Sie hier rauskommen
und sagen, wir sind für die Gleichstellung für Frauen, und
dann schaue ich in Ihre Reihen, und Sie sind die Einzige,
dann kann ich Ihnen das nicht abnehmen. (Beifall bei
SPÖ, NEOS und GRÜNEN.)

Ich habe jetzt leider nur mehr vier Minuten, vielleicht
schenkt mir ein Kollege ein, zwei Minuten. Ich lasse jetzt



Gemeinderat, 21. WP 28. November 2023 45. Sitzung / 85

vieles aus, und es ist auch schon viel gesagt worden. Ich
möchte nur ein Projekt hervorheben, weil ich weiß, dass
es auch ein Herzensprojekt der Vizebürgermeisterin ist.
Das ist das Projekt „Respekt“, nämlich genau das, was
heute viele hier gefordert haben, bereits ganz in der
Schule, bei den Jüngsten anzufangen. Wie geht man mit-
einander um, wie löst man Konflikte, was bedeutet, Res-
pekt voreinander zu haben? Da hat die Frau Vizebürger-
meisterin ja vor ein paar Jahren ein Projekt gestartet. We-
gen Corona hat das Ganze leider ein bisschen eine Pause
eingelegt, jetzt hat es wieder begonnen. An zehn Wiener
Schulen wird es durchgeführt, aber wir wollen natürlich
mehr, wir wollen, dass dieses Projekt, wenn es erfolgreich
ist, auf ganz Wien ausgedehnt wird. Das werden wir ja
hoffentlich auch irgendwie hinkriegen, denn es ist ganz,
ganz wichtig und es ist ganz, ganz toll und setzt dort an,
wo viele gefordert haben, dass man ansetzen muss, näm-
lich in der Prävention.

Wenn ich zuerst davon gesprochen habe, dass viele
Themen nicht im Frauenbudget sind, dass nicht heute dar-
über geredet wird, habe ich ein bisschen auch über den
Lautsprecher beobachtet, dass es mittlerweile ganz viele
Kolleginnen und Kollegen gibt, die in den anderen Ge-
schäftsgruppen das Thema Frauen ansprechen. Getreu
dem Motto, Frauenpolitik ist Querschnittspolitik, kann ich
mich noch erinnern, hat man das vor über mehr als zwei
Jahrzenten hier heraußen immer so gesagt und hat sich
gedacht: Na ja, schauen wie einmal. Heute ist es tatsäch-
lich so. Es ist noch nicht ganz so, wie man es sich viel-
leicht auch wünschen würde, aber es findet statt.

Kollege Spitzer - ich weiß nicht, ob er jetzt hier ist - hat
zum Beispiel in der letzten Geschäftsgruppe hier herau-
ßen auch über das Thema Frauen in seiner Geschäfts-
gruppe gesprochen. Das finde ich toll, darüber freue ich
mich. Da haben wir viel erreicht. Man muss sich auch
manchmal in der Frauenpolitik ein bisschen freuen kön-
nen, und das tue ich.

Wien hat viel getan. Die MA 57 ist die Frauenabtei-
lung, der möchte ich gratulieren. Die hat nämlich dieses
Jahr ein Gütesiegel, nämlich das CAF-Gütesiegel vom
Bund verliehen bekommen. Darauf kann die MA 57, das
Frauenbüro sehr, sehr stolz sein. Es ist nämlich ein Güte-
siegel für Effizienz und gutes Arbeiten. Deshalb auch von
dieser Stelle aus eine Gratulation an das Frauenbüro der
Stadt Wien. (Beifall bei SPÖ, NEOS, ÖVP und GRÜNEN.)

Ich möchte an Kolleginnen, vor allem Kollegin Keri, an-
schließen, die heute hier schon gesagt haben, machen wir
doch wieder mehr gemeinsam. Ja, eh, machen wir wieder
mehr gemeinsam. Frauenpolitik heißt für mich aber auch,
da muss man schon auch laut sein und fordern. Da kann
man nicht nur sagen, na ja, es ist eh, die Frauen sollen es
sich aussuchen. Ja eh, sie sollen es sich aussuchen, aber
dann müssen sie was zum Aussuchen haben. (Beifall bei
SPÖ und NEOS sowie von GRin Viktoria Spielmann, BA.)
Denn wenn ich nichts aussuchen kann, dann kann ich mir
nicht aussuchen, bleibe ich jetzt bei in meinem Fall meiner
Tochter. Wobei, ich habe es mir aussuchen können.
Bleibe ich in Vorarlberg bei meinem Kind bis zum 2. Le-
bensjahr daheim und gehe dann arbeiten oder möchte ich

gleich nach einem Jahr arbeiten? Da wird man sich in Vor-
arlberg und in anderen Bundesländern sehr, sehr schwer
tun, denn da gibt es keine Kinderbetreuungseinrichtun-
gen, die das bieten. Ja, manche, glaube ich, in Niederös-
terreich sperren auch noch zu Mittag zu. Die sperren dann
vielleicht wieder auf, aber wenn man solche Rahmenbe-
dingungen hat, dann ist das mit dem Aussuchen und mit
der Wahlfreiheit nicht weit her.

Ich möchte eine große Philosophin und Schriftstellerin
zitieren, Simone de Beauvoir, die gesagt hat: „Frauen, die
nichts fordern, werden beim Wort genommen. Sie bekom-
men nichts.“ Deshalb ist es so wichtig, Kollegin Nittmann,
und zwar überall, hier, jede in ihrer eigenen Partei. Ich tue
nicht so, als wäre bei uns Halbe-Halbe die natürlichste Sa-
che der Welt in der SPÖ. Ich stehe nicht an, zu sagen,
auch da gibt es wahrscheinlich noch einiges zu tun. Daran
sollten wir aber halten. Wir sollten weiter gemeinsam laut
sein. Wir müssen auch lästig sein. Wir müssen einfach ge-
meinsam aufzeigen, was uns wichtig ist, was wir wollen.

Wir haben in Wien viel, viel, viel erreicht, aber auch wir
können natürlich noch viel mehr gemeinsam tun. Und
glauben Sie mir, Kollegin Nittmann, wenn Sie darauf war-
ten, dass die Männer - mit denen müssen wir es ja auch
gemeinsam tun, das stimmt, die brauchen wir dann letzt-
endlich. Aber ohne Druck wird es nicht gehen. Wenn Sie
darauf warten, dass Männer freiwillig etwas von ihrer
Macht abgeben, dann können Sie lange warten, und wenn
ich mir Ihre Partei im Besonderen anschaue, besonders
lang warten, wenn Sie glauben, dass man mit der Me-
thode zu mehr Macht kommt. Nein! Da müssen wir schon
ein bisschen mehr laut sein und mehr fordern und das je
mehr und desto besser und gemeinsam. Deshalb bin ich
gerne bereit, mich auch wirklich einmal an den Tisch zu
setzen. Reden wir einmal über Frauenpolitik und wie man
zu etwas kommt, nämlich als Frauen in der Partei, im Ge-
meinderat, im Nationalrat, in der Bundesregierung und in
der Gesellschaft und darüber hinaus. In diesem Sinne
freue ich mich, dass die Frauen in Wien, die bei der Frau-
enbefragung gesagt haben, uns ist Stabilität, Sicherheit
wichtig, bei der Frau Vizebürgermeisterin, bei der Frauen-
stadträtin und vor allem mit dem Budget 2024/2025 diese
Stabilität und Sicherheit haben. Dafür danke ich auch dem
Koalitionspartner, da danke ich allen in den Magistratsab-
teilungen, die daran ihren Anteil haben, und freue mich,
dass wir die nächsten zwei Jahre wieder im Sinne der
Frauen hier in dieser Stadt arbeiten können. Danke schön.
(Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit ist 13 Minuten gewesen. Als
nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag.
Sachslehner. Sie haben eine fraktionelle Restredezeit von
8 Minuten.

GRin Mag. Laura Sachslehner, BA (ÖVP): Frau Vor-
sitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen!

Mein Beitrag richtet sich eigentlich nicht an frauenpo-
litische Themen. Ich möchte aber trotzdem, bevor ich da-
rauf zu sprechen komme, einen Satz zu dem sagen, was
gerade die Vorrednerinnen diskutiert haben, obwohl



Gemeinderat, 21. WP 28. November 2023 45. Sitzung / 86

meine Kollegin Sabine Keri schon ausführlich darauf Be-
zug genommen hat. Eine Sache ist mir aber doch wirklich
ein Anliegen, weil Frau Kollegin Spielmann das gesagt hat
und auch die Kollegin von der SPÖ das angesprochen
hat: Nein, es sind natürlich nicht nur kulturelle Hinter-
gründe, die wichtig sind, aber kulturelle Hintergründe sind
eben auch ein entscheidendes Thema. Natürlich gibt es
eine importierte Frauenfeindlichkeit, die man sich an-
schauen muss, denn dass wir einen Anstieg von Fällen
von Genitalverstümmelungen haben, ist nicht Teil unserer
europäischen Kultur. Dass wir einen Anstieg bei
Zwangsehen haben, ist auch nichts, was mit der europäi-
schen oder österreichischen Kultur zu tun hat. Und dass
Sie das nicht ordentlich benennen können, ist leider ein
Teil des Problems. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)

Jetzt zu dem Thema, über das ich eigentlich sprechen
möchte. Ich habe es in der Vergangenheit hier schon sehr,
sehr oft angesprochen, und es wird uns aktuell ja auf tra-
gische Art und Weise vor Augen geführt. Es sind natürlich
auch im Budget keine Mittel für entsprechende Maßnah-
men vorgesehen, obwohl wir doch sehen, dass es sehr,
sehr dringend wäre. Ich darf drei Schlagzeilen der letzten
vier Wochen zitieren: Letzte Woche wurde in Hernals ein
Haus mit antiisraelischen Parolen beschmiert. Vor ein
paar Wochen wurde ein Radweg mit antisemitischen Sa-
chen beschmiert, und Ende Oktober ist auch die Uni in
Wien mit antiisraelischen Parolen beschmiert worden.
Jetzt sind das natürlich alles erschütternde Meldungen,
aber es sind Meldungen, von denen wir wissen, die ihren
Weg in die Zeitung finden. Wenn sie ihren Weg in die Zei-
tung finden, werden sie natürlich auch seitens der Stadt
von den Zuständigen schnell wieder entfernt. Es ändert
aber nichts an der Tatsache, dass es eine Reihe von Fäl-
len gibt, die eben nicht ihren Weg in die Zeitung finden,
und das vor allem in den vergangenen Jahren, wo das
Thema vielleicht leider nicht auf tragische Art und Weise
so aktuell war. Das heißt, wir wissen schon seit Jahren,
dass wir hier ein extremes Problem haben, und es ist in
der Vergangenheit nichts passiert.

Ich weiß ganz genau, was jetzt wieder kommen wird.
Jedes Mal, wenn ich das Thema anspreche, stellt sich
dann von der SPÖ ein Redner hier her und erklärt mir,
seitens der Stadt Wien wird innerhalb von 24 Stunden
jede antisemitische Beschmierung entfernt. Wissen Sie,
was das ist? - Eine Lüge, eine freche Lüge! Es stimmt
nämlich einfach nicht. Ich weiß nicht, ob mein Nachredner
Kollege Schober schon vorhatte, das zu sagen. (GR Dr.
Kurt Stürzenbecher: Lüge ist ein Ordnungsruf!) Es ist ein-
fach nicht der Fall. Bitte gehen Sie mit offenen Augen
durch die Stadt und schauen Sie sich an, wie viele antise-
mitische Beschmierungen Sie finden und beobachten Sie
einmal, wie lange die dort sind, bis sie entfernt werden.
Sie werden nicht entfernt, und das ist ein Skandal. (Beifall
der ÖVP. - GR Jörg Neumayer, MA: Das ist die Unwahr-
heit!)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc
(unterbrechend): Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ich
darf Sie bitten, das Wort „Lüge“ und die Bezichtigung der
Lüge sorgfältig zu verwenden, sonst muss ich einen Ord-
nungsruf geben. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

GRin Mag. Laura Sachslehner, BA (fortsetzend): Ich
komme noch zu einem zweiten Antrag, den wir heute ein-
bringen. Da geht es um das Thema Sanierung von Ge-
meindebauten. Das ist natürlich ein wesentlich größeres
Thema, über das auch schon gesprochen wurde. Es gibt
aber einen Gemeindebau, der gerade für die jüdische Be-
völkerung in dieser Stadt von großer Bedeutung ist, und
das ist der Theodor-Herzl-Hof. Wir haben dazu in der Ver-
gangenheit auch schon Anträge eingebracht, weil wir uns
wünschen würden, dass dieser Gemeindebau in einem
Zustand ist, dass er seiner historischen Bedeutung auch
für jüdische Bürger gerecht wird. Das ist aktuell nicht der
Fall. In diesem Zusammenhang darf ich Sie bitten, Frau
Stadträtin, sich dem Thema anzunehmen und das zu pri-
orisieren. Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Die tatsächliche Redezeit war vier Minuten. Als nächster
Redner zu Wort gemeldet ist GR Mag Schober mit einer
selbstgewählten Redezeit von elf Minuten.

GR Mag. Marcus Schober (SPÖ): Sehr geehrte Frau
Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!
Sehr geehrte Damen und Herren!

Letzter Redner nach zwei Tagen Budgetdebatte zu
sein, ist natürlich spannend. Ich möchte das auch hier sa-
gen, weil Martina Faymann-Ludwig gesagt hat, ob sie
zwei, drei Minuten mehr haben kann: Du hättest meine
ganze Redezeit haben können. Vielen Dank für deine
Rede, denn das ist das, was Politik ausmacht, wenn man
es mit einer solchen Leidenschaft macht und auch mit der
Expertise, dass man es umsetzen kann. Da hätte ich
meine ganze Redezeit heute dafür hergegeben. Vielen,
vielen Dank. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Ich möchte nur kurz auf Kollegen Kowarik eingehen,
denn als wir vorhin geredet haben, hat er mich gefragt, ob
ich rede. Ich habe gesagt, ja, ich rede, denn ein Thema
hat mich beschäftigt, weil Sie darauf eingegangen sind,
die wachsende Stadt. Ich bin froh, dass Wien eine wach-
sende Stadt ist, denn ich bin 1980 geboren und bis 1989
war Wien eine schrumpfende Stadt. Von 1,4 Millionen
Menschen wäre es noch bergab gegangen. Sie haben
auch noch angesprochen, was das alles an Kosten, an
Infrastruktur und vielen anderen Dingen mit sich bringt. Ich
bin froh, dass wir seit 1989 so viel Infrastruktur bauen ha-
ben können, denn Wien würde jetzt nicht so ausschauen,
wie es aktuell aussieht. Wir hätten nicht annähernd so
eine lebenswerte Stadt, wären wir nicht gewachsen und
hätten wir nicht all diese Pläne, die hier herinnen be-
schlossen wurden, so umgesetzt und könnten auch dem-
entsprechend die Stadt so genießen.

Das ist natürlich auch im Wohnbau so, und im Wohn-
bau hätte ich mir jetzt sehr viel vorgenommen, was wir be-
reden könnten, aber ich habe es jetzt bei den Reden ge-
merkt, dass wir vieles schon besprochen haben. Ich
möchte es jetzt vielleicht nur anhand eines Beispiels ab-
schließen, weil mir im Juni so richtig auch wieder einmal
bewusst geworden ist, welche besondere Stadt wir haben.
Ich durfte durch die Frau Vizebürgermeisterin acht Stun-
den von der „heute-show“ begleitet werden, und jeder, der
Fabian Köster kennt, weiß, dass er Politiker ziemlich
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durch den Kakao ziehen kann. (GR Dr. Kurt Stürzenbe-
cher: Was ist das?) Die „heute-show“ ist eine Satire-Show
auf ZDF. Da ist es um das Thema Wohnbau gegangen,
und ich glaube, die sind schon mit der Intention nach Wien
gekommen, dass man auch den nächsten Politiker durch
den Kakao ziehen kann. Aber ehrlich gesagt, hat das
ganze Team nach einer kurzen Zeit bemerkt, dass wir in
Wien wirklich etwas Besonderes haben.

Das merke ich ja auch bei den Reden, die wir hier füh-
ren. Kollege Kowarik hat ja gesagt, natürlich ist es eine
Leistung gewesen, 65.000 Wohnbauten in der Ersten Re-
publik zu bauen, und wir haben jetzt, wenn man es zu-
sammenzählt, mit Gemeindebauten und Genossen-
schaftswohnungen knapp 420.000 Wohnungen und 60
Prozent der Wiener und Wienerinnen, die im geförderten
Wohnbau leben. Das ist schon eine beachtliche Zahl, und
wir haben uns vorgenommen, weitere Tausende Wohn-
bauten zu bauen. Jetzt wissen wir, es sind 1.000 gebaut,
und wir werden bald einmal die 2.000. Wohnung überge-
ben können. (GR Mag. Dietbert Kowarik: Wann denn?)
Wir haben uns das als Ziel gesetzt, diese Wohnungen zu
bauen. Allein das Ziel, allein, die politische Entscheidung
zu treffen, diesen Mut erkenne ich in wenigen Städten.
Das ist schon etwas, was eine gemeinsame Aufgabe von
uns ist.

Ich merke bei dem Thema auch die Leidenschaft,
denn ich glaube, es ist nicht typisch, dass eine Stadt sich
für sozialen Wohnbau einsetzt, dass man sagt, wir wollen
noch mehr sozialen Wohnbau und wir wollen bei dieser
Quote von 60 Prozent noch mehr dementsprechend in-
vestieren, und dieses Budget zeigt das. Wir könnten es an
vielen Beispielen zeigen, wo wir innovativ sind.

Das ist zum Beispiel allein die Online-Vergabe, wenn
man sich anschaut, wie das früher funktioniert und wie das
jetzt funktioniert. Kollege Prack ist richtigerweise auf das
ganze Klimathema eingegangen. Da tut sich extrem viel.
Wir werden im Alliiertenviertel sehen, dass wir ein ganzes
Gebiet raus aus Gas bringen werden. Wir haben Bei-
spiele, die wirklich zukunftsweisend sind. Kollege Nieder-
mühlbichler ist auf die „Hauskunft“ eingegangen. Es geht
also nicht nur um Mieter und Mieterinnen, es geht auch
um jene, die Eigentum haben, vom Schrebergarten bis
zum Zinshaus oder zu anderen Anlagen, die sich wirklich
in tausendfacher Anzahl darüber informieren lassen, was
man verändern kann. Ich glaube, dass wir in diesem
Budget abbilden, was wir in diesem Bereich machen wol-
len.

Ich möchte mich auch bei den vielen, vielen einzelnen
Teilen bedanken, die dieses Ressort ausmachen, bei der
Gebietsbetreuung, bei den Wohnbauten, bei Wiener Woh-
nen und den vielen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen. Ich
glaube, da ist ein gutes Budget gelungen, und ich würde
Sie ersuchen, dem zuzustimmen. (Beifall bei SPÖ und
NEOS.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Zu Wort gemeldet ist Frau VBgm.in Gaál mit einer maxi-
malen Redezeit von 15 Minuten. Bitte.

VBgm.in Kathrin Gaál: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Seit mehr als 100 Jahren sorgt Wien mit ihrer fairen
und sozialen Wohnpolitik dafür, dass Menschen gerne in
unserer Stadt leben und gut in unserer Stadt leben, und
wir schauen auch darauf, dass das so bleibt. Wir schauen
darauf, dass die Infrastruktur für alle verfügbar ist, ideal-
erweise auch noch im näheren Wohnumfeld, und nicht
umsonst gibt es in vielen Gemeindebauten beispielsweise
Kindergärten oder Arztpraxen. Dass dem so ist, hat aber
schon einer enormen Anstrengung gebraucht. Denken wir
100 Jahre zurück, denken wir an die damalige Situation
zurück, an die überfüllten Mietskasernen, an die Bettge-
her, an die Krisen, an die Krankheiten, die dort herrschten,
und welche unglaubliche Leistung es war, innerhalb kür-
zester Zeit so viele gut ausgestattete Sozialwohnungen
entstehen zu lassen. Das ist schon eine unglaubliche
Leistung, auf die wir alle mit Stolz zurückblicken können.

Natürlich nicht ganz so extrem, aber auch jetzt befin-
den wir uns in einer wirklich herausfordernden Zeit und in
herausfordernden Lebenssituationen für viele Menschen
in unserem Land und auch in unserer Stadt. Krieg, Pan-
demie, Klimakrise, hohe Inflation drücken nicht nur aufs
Gemüt, sondern vor allem auch auf die Geldbörsel in die-
ser Stadt. Wir als Stadt Wien nehmen unsere Verantwor-
tung wahr, nehmen unsere Verantwortung ernst, wollen
hier nicht einfach nur zusehen, sondern wir übernehmen
die Verantwortung, wir handeln sozial und wir schaffen
Perspektiven für die Wienerinnen und Wiener. (Beifall bei
SPÖ und NEOS.)

So hat unser Herr Bürgermeister jetzt klargestellt,
dass wir die Richtwert- und Kategoriemieten im Gemein-
debau 2024 und 25 einfrieren, also keine Erhöhungen, die
Sicherheit dafür und auch keinen Nachholeffekt. Auch das
ist sicher, und davon profitieren hunderttausende Men-
schen in unserer Stadt. Natürlich gibt es jetzt Menschen,
die sagen, das ist nicht fair, ich wohne im privaten Woh-
nungsmarkt, ich profitiere davon nicht. Ja, das ist in der
Tat ungerecht, aber bitte, liebe Bundesregierung, dann
mach endlich was! (Beifall bei SPÖ und NEOS.) Wir ma-
chen auch hier etwas, wir weiten die Wohnbeihilfe aus.
Das haben wir letzte Woche intensiv diskutiert und auch
einstimmig hier beschlossen, dass es mehr Geld für Men-
schen gibt, egal, ob sie im geförderten, im privaten Wohn-
bereich, im Gemeindebau, im Altbau, im Neubau wohnen.
90 Millionen mehr ist uns diese Entlastung wert, und das
ist nicht nichts.

So ein sozialer Zugang, gepaart mit Innovation, ge-
paart mit Weitsichtigkeit, ist überhaupt typisch für den
Wiener Wohnbau und für das Wiener Wohnbaumodell.
Das beweisen wir nicht nur im Gemeindebau, sondern
auch in einem anderen wesentlichen Element des Wiener
Wohnbaumodells, nämlich im geförderten Wohnbau. Na-
türlich haben wir auch da reagiert, und auch das wissen
die Bauträger zu schätzen, nämlich mit unserer Novelle
der Neubauverordnung, wo wir sehr wohl darauf einge-
gangen sind, dass Bauträger vor großen Herausforderun-
gen stehen, um noch kostendeckend bauen zu können
und ihre Baulücken schließen zu können. Auch dafür stel-
len wir viel Geld, nämlich 115 Millionen mehr zur Verfü-
gung, um leistbaren Wohnraum zu schaffen und um Ar-
beitsplätze zu sichern.
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Ich freue mich aber sehr, dass heute hier in dieser De-
batte von wirklich allen Parteien das große Bekenntnis
zum Gemeindebau, das große Bekenntnis zum geförder-
ten Wohnbau gekommen ist, denn jetzt bin ich mir sicher,
dass wir alle schwierigen Situationen, nämlich Flächen-
widmungen oder auch Nachverdichtungen gemeinsam
schaffen können, denn es geht uns ja allen um den geför-
derten Wohnbau in dieser Stadt. (Beifall bei SPÖ und
NEOS.)

Vor allem geht es uns aber auch darum, dass die Men-
schen leistbar leben können. Dafür steht natürlich der Ge-
meindebau, dafür steht natürlich der geförderte Wohnbau,
aber auch in den Altbauten reden wir von leistbarem Le-
ben, und deshalb war uns in der Bauordnungsnovelle der
Altbauschutz so, so wesentlich, um auch dort wirklich
leistbare Mieten garantieren zu können. Auch da haben
wir auf das Thema reagiert und haben auch auf das
Thema der wirtschaftlichen Zumutbarkeit ein besonderes
Augenmerk gelegt. Ich glaube, das war auch ganz, ganz
wesentlich, dass die GRÜNEN zugestimmt haben, und es
war gut und richtig so, denn die Baupolizei hat bis jetzt
schon die Gutachten, wenn es um die wirtschaftliche Ab-
bruchreife gegangen ist, die ja hier verfassungsrechtlich
auch so vorgesehen ist, auf Punkt und Beistrich kontrol-
liert, aber jetzt gibt in Zukunft auch die Behörde die Gut-
achten selbst in Auftrag, um hier wirklich absolute Trans-
parenz und Unabhängigkeit zu schaffen. Wir haben schon
mit unserer Offensive Altbauschutz gestartet, und auch
die war sehr erfolgreich. Die Service-Hotline und die
Schwerpunktaktionen sind sehr gut angekommen, und die
Erfahrungen, die wir hier gemacht haben, nehmen wir in
unserer Offensive weiter mit.

Was es aber dringend brauchen würde, hat uns diese
Novelle der Bauordnung wieder gezeigt, und wir haben es
von dieser Stelle aus mehrmals schon gesagt, und ich
sage es jetzt wieder: Wir brauchen ganz, ganz dringend
ein neues, ein faires, ein universelles Mietrecht, um auch
diese Lücke zu schließen und leistbares Wohnen auch im
Altbau in dieser Stadt zu ermöglichen.

Natürlich wird beim Wohnen selbst, beim Neubau so-
wieso, aber auch bei der Sanierung die Frage des Klima-
schutzes immer, immer wichtiger. Wir haben auch da in
der Bauordnung Antworten gefunden, zum Beispiel zum
Thema neue versiegelte Flächen zu minimieren. Aber
auch das Thema erneuerbare Energie und Photovoltaik
ist ganz oben auf unserer Tagesordnung, und auch hier
versuchen wir, alle zu unterstützen, die Unterstützung
wollen und brauchen, denn wir nehmen Sanierung, wir
nehmen Dekarbonisierung wirklich sehr, sehr ernst. Ich
bin mir aber ehrlicherweise nicht sicher, ob die Bundesre-
gierung es auch so ernst mit diesem Thema meint, denn
wir würden ganz dringend die rechtlichen Grundlagen
brauchen, um auch hier noch weiter vorzugehen.

Weil Kollege Sittler so süffisant von Ankündigungspo-
litik von Seiten der Wiener Stadtregierung gesprochen
hat, mag ich nur ein paar Stichworte bringen, was die An-
kündigungspolitik der Bundesregierung betrifft: Stichwort
EWG, Stichwort Leerstandsabgabe, Stichwort neues
Mietrecht, Stichwort Gewaltschutzambulanzen. All das
steht im Regierungsabkommen drinnen. Ich bin gespannt,

wie sich das jetzt noch innerhalb eines Jahres ausgehen
wird. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Wir haben natürlich auch Geld in die Hand genom-
men. Wir haben das Geld für die thermische Sanierung
verdoppelt, es wird eine Sanierungs- und Dekarbonisie-
rungsverordnung folgen, und wir versuchen auch, die
Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer zu servi-
cieren. Die „Hauskunft“, eine wirkliche Erfolgsgeschichte,
wurde schon von meinen Vorrednern angesprochen.

„Raus aus Gas“ ist natürlich auch im Gemeindebau ein
ganz großes Thema, auch eine große Herausforderung,
da stehe ich nicht an, das zuzugeben. Wir versuchen es
mit all unseren Möglichkeiten und versuchen, auch an-
dere Beispiele zu bringen, wie in der Penzinger Deutsch-
ordenstraße, wo wir mit Tiefenbohrungen die Dekarboni-
sierung vornehmen.

Bei Wiener Wohnen tut sich aber noch viel, viel mehr.
Die Zeit ermöglicht mir nicht, hier jetzt auf alles einzuge-
hen, Sie kennen es aber: Natürlich der Gemeindebau
Neu, der weiter voranschreitet, Kulturlabor Gemeindebau,
die Grätzlzentren der Wohnpartner, die von den Mieterin-
nen und Mietern sehr gut angenommen werden, die So-
zial- und Energieberatung, die es dort auch für die gibt,
die Unterstützung brauchen, und das Case Management,
das sowieso für alle Mieterinnen und Mieter da ist, die
wirklich Spitz auf Knopf die Unterstützung brauchen, um
nicht die Wohnung zu verlieren. Was man daraus sieht,
ist, dass eines ganz klar ist: Für uns Sozialdemokratinnen
und Sozialdemokraten, aber auch für uns in der Fort-
schrittskoalition ist Wohnen wirklich viel, viel, viel mehr als
nur ein Dach über dem Kopf. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Es geht uns nämlich da auch ganz stark ums Miteinan-
der, ums respektvolle Miteinander, und zwar in den Ge-
meindebauten, in den Grätzln in dieser Stadt, aber auch -
und jetzt probiere ich, ein bisschen den Bogen zum zwei-
ten Ressort zu schaffen - um das Miteinander in den
Schulen. Da ist es mir als Frauenstadträtin natürlich be-
sonders wichtig, die Mädchen in unserer Stadt zu stärken,
dass sie sich frei entfalten können, dass sie das tun kön-
nen, was sie möchten, und dass sie angstfrei leben kön-
nen. Wir haben aus unserer großen Frauenbefragung er-
fahren, dass gerade in der Corona-Pandemie die jungen
Mädels in unserer Stadt mit ihrer psychischen Gesundheit
ein großes Problem hatten, die unter diesen schwierigen
Jahren der Pandemie sehr gelitten haben, und dass das
dort ein großes Thema ist. Für mich ist es aber sehr wich-
tig - und ich glaube, das eint uns auch alle hier -: Junge
Menschen sollen Freude erleben, sie sollen Spaß haben,
sie sollen ausprobieren und sie sollen sich sicher fühlen.

Hier setzt auch das Projekt „Respekt: Gemeinsam
stärker“ an. Das ist mir wirklich ein Herzensprojekt, weil
ich glaube, dass es mehr als passend ist und mehr als
unterstützend ist, sowohl für die Schülerinnen und Schüler
als auch für die Lehrerinnen und Lehrer. Ich freue mich
sehr, dass wir jetzt beim Auftakt in die zweite Runde auch
mit Virginia Ernst und Faris Rahoma zwei Vorbilder mit an
Bord holen konnten, die mit ihren Lebensgeschichten, mit
ihren persönlichen Erfahrungen nicht nur großartige Vor-
bilder sind, sondern auch wirklich berührt haben. Chris-
toph Wiederkehr und ich waren bei dem Termin dabei,
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und es war schön, mitanzusehen, wie sie von den jungen
Menschen aufgenommen wurden und wie sehr die an ih-
ren Lippen gehangen sind und sich auch in ihren Erzäh-
lungen geöffnet haben. Auch das ist nicht einfach, wenn
junge Leute sich so öffnen. Es war wirklich ein sehr schö-
ner Termin und hat einfach nur bestätigt, dass dieses Pro-
jekt absolut richtig und wichtig ist. (Beifall bei SPÖ, NEOS
und GRÜNEN.)

Aber es ist natürlich nicht das einzige Projekt, das wir
im Frauenressort machen, um unsere Empowermentof-
fensive für die Mädchen in dieser Stadt zu machen. Es
gibt natürlich den Wiener Töchtertag, der erfolgreich ist.
Seit letztem Jahr haben wir den Töchtertag KIDS mit den
Volksschülerinnen, wir haben die Mädchenzone in Favo-
riten - auch sie wurde heute schon erwähnt. In dieser
Mädchenzone, wie in allen anderen Jugendzentren in die-
ser Stadt und in den Sozialmärkten, gibt es ja seit Oktober
das Gutscheinheft für die Rote Box. Es ist unglaublich,
welche positive Resonanz ich auch auf dieses Projekt be-
kommen habe. Die Botschaft hinter diesem Projekt ist ehr-
licherweise simpel und logisch: Periodenprodukte dürfen
absolut keine Geldfrage sein. (Beifall bei SPÖ, NEOS und
GRÜNEN.)

Ich freue mich auch sehr, dass wir hier von Seiten Bipa
große Unterstützung haben, genauso wie wir von Seiten
der Firma Spar Unterstützung haben. Gerade jetzt ganz
aktuell ist wieder die Aktion der Notrufnummern auf dem
Kassabon, um auch niederschwellig wieder darauf auf-
merksam zu machen, dass es in dieser Stadt Hilfe gibt,
wenn man sie braucht. Wir haben auch ganz aktuell ge-
rade eine Kampagne laufen, was Cybergewalt betrifft. Wir
alle bewegen uns immer mehr im digitalen Raum, und
auch dort lauert große Gefahr. Wir wollen sensibilisieren
und aufmerksam machen, denn Digitalisierung bedeutet
nicht immer nur Fortschritt, sondern kann mitunter auch
ganz schön grauslich sein. Da rede ich von Herabwürdi-
gungen und von abgrundtiefen Beleidigungen, und das
dürfen wir so nicht zulassen. (Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Aber wir alle wissen - Martina Ludwig-Faymann hat es
auch wirklich sehr gut hier formuliert: Gleichberechtigung
ist der beste Gewaltschutz, und vor allem die ökonomi-
sche Abhängigkeit hindert Frauen leider sehr oft daran,
wegzugehen und zu flüchten und ein neues Leben zu star-
ten. Deshalb brauchen wir Feministinnen und Feministen,
wir brauchen mutige Feministinnen und Feministen, die
dafür kämpfen, und zwar solidarisch und gemeinsam. Wir
hier, liebe Kolleginnen und Kollegen, sollten mit gutem
Beispiel vorangehen, vor allem für unsere Töchter, aber
auch für unsere Söhne. (Beifall bei SPÖ, NEOS, ÖVP und
GRÜNEN.)

Die Stadt Wien steht natürlich parat, wenn es Unter-
stützung braucht, was den Gewaltschutz betrifft: 24-Stun-
den-Notruf, die Frauenhäuser. Wir haben jetzt das fünfte
Frauenhaus schon seit einem Jahr in Betrieb, wir haben
ein Frauenhaus für junge Mädchen, für Bedürfnisse von
jungen Mädchen. Auch das ist einzigartig. Wir werden
auch weiter an unserem Gewaltschutznetz arbeiten. Wir
haben seit mehr als 20 Jahren - Martina, korrigiere mich -
auch ein Gewaltschutz Jour fixe mit den wesentlichen Ver-

einen in dieser Stadt, mit der Polizei, um hier wirklich eng-
maschig gemeinsam immer am neuesten Stand zu sein,
uns auszutauschen und uns gegenseitig zu unterstützen.
Das ist ganz, ganz, ganz wichtig, und ich weiß das sehr
zu schätzen, dass wir hier wirklich so viele engagierte Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter haben, die in diesem Be-
reich arbeiten.

Was mir auch wichtig ist - das möchte ich nur mit ei-
nem Satz erwähnen, weil Peter Hacker auch hier ist -: Ich
freue mich sehr, dass wir das Frauengesundheitszentrum
auf den Weg gebracht haben. Auch das war eine Antwort,
die wir in der Frauenbefragung bekommen haben: nieder-
schwellige Angebote im Gesundheitsbereich. Ich freue
mich sehr, dass wir das fast gemeinsam eröffnen konnten.
Ich war ja leider krank, aber es ist wurscht, es geht um die
Sache, es ist wichtig, dass es startet und dass es für die
Frauen in dieser Stadt da ist. Auch da haben wir uns mit
diesem Angebot als Stadt Wien wieder einmal als Pionie-
rin gezeigt.

Überhaupt suchen wir laufend Verbesserungen, das
ist selbstverständlich, sowohl im Wohnbereich als auch im
Frauenbereich. An dieser Stelle möchte ich mich wirklich
bei allen bedanken, die mich auf diesem Weg bestärken,
die mich auf diesem Weg unterstützen und an meiner
Seite sind, bewusst bei allen Fraktionen, denn ich kann
auch mit konstruktiver Kritik ganz gut umgehen, ganz be-
sonders natürlich bei meiner Fraktion, die mich im Frauen-
und Wohnbauausschuss sehr unterstützt, allen voran,
liebe Waltraud, liebe Martina, vielen, vielen Dank für eure
Unterstützung. Danke an euch beide, Selma und Dolores.
Es ist schön, mit euch zusammenzuarbeiten. Ein weiteres
Dankeschön, und zwar von ganzem Herzen, an die vielen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in meinem doch großen
Ressort, meiner großen Geschäftsgruppe. Die Herausfor-
derungen in den letzten Monaten waren enorm. Ich würde
gerne sagen, dass es ab jetzt einfach ist. Das kann ich
nicht wirklich, aber umso größer ist mein Dankeschön und
meine Wertschätzung für euren Einsatz und für euer En-
gagement. Last but not least danke an mein großartiges
Büro, das mich tagtäglich zu 1.000 Prozent unterstützt.
Auf euch kann ich mich immer verlassen, und das ist et-
was ganz Besonderes. Es macht große Freude, meine
sehr geehrten Damen und Herren, mit Ihnen allen zusam-
menzuarbeiten. Vielen lieben Dank dafür. (Beifall bei
SPÖ, NEOS, ÖVP und GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau, Stadterneue-
rung und Frauen und zum Wirtschaftsplan der Unterneh-
mung Stadt Wien - Wiener Wohnen liegt keine Wortmel-
dung mehr vor.

Ich erkläre die Debatte zu den Voranschlagsentwürfen
für die Jahre 2024 und 2025 sowieso zum Gebührenprü-
fungsantrag, das sind die Postnummern 1, 2 und 3 der
Tagesordnung, für geschlossen. Der Herr Berichterstat-
ter, Herr Amtsf. StR KommR Peter Hanke, hat das
Schlusswort.

Berichterstatter Amtsf. StR KommR Peter Hanke:
Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen! Einen schönen guten Abend auch von mei-
ner Seite!



Gemeinderat, 21. WP 28. November 2023 45. Sitzung / 90

Ich danke euch für eine ambitionierte Diskussion, die
in den letzten zwei Tagen hier stattgefunden hat. Ich
möchte es aber wie auch immer dann auch kurz halten,
denn ich glaube, die Möglichkeit, euch in irgendeiner Form
in eurem Meinungsbild noch umzustimmen, wird mir kaum
gelingen, wenn ich so in die Runde schaue. Also möchte
ich es auch dabei belassen. Ich sage euch aber noch ein-
mal ganz klar: Mit diesem Doppelbudget kommen Stabili-
tät, Lebensqualität und Sicherheit in diese Stadt, und ich
danke allen, die diesen Weg in den nächsten zwei Jahren
gemeinsam mit uns gehen werden. Es gibt diese offene
Türe, und ich lade sie alle herzlichst ein. (Beifall bei SPÖ
und NEOS.)

Formal darf ich noch zwei Sätze hinzufügen, das tue
ich auch noch sehr gerne. Ich möchte im Sinne der Stadt-
verfassung zunächst darauf hinweisen, dass gemäß § 86
der Verfassung der Bundeshauptstadt Wien die Voran-
schlagsentwürfe für die Finanzjahre 2024 und 2025 seit
25. Oktober 2023 im Internet veröffentlicht sind. Zu diesen
Voranschlagsentwürfen konnten von 25. Oktober bis 22.
November 2023 Stellungnahmen abgegeben werden. Es
langten jedoch keine Stellungnahmen ein. Ich stelle hier-
mit den formellen Antrag auf Zustimmung zu den Anträ-
gen auf den Seiten XXV bis XXXII im Voranschlagsent-
wurf 2024 und zu den Anträgen auf den Seiten XXV bis
XXX im Voranschlagsentwurf 2025. - Ich danke Ihnen.
(Beifall bei SPÖ und NEOS.)

Vorsitzende GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc:
Danke vielmals. Es ist jetzt kurz nach 19 Uhr. Ich unter-
breche die Sitzung bis 19.20 Uhr. Dann sehen wir uns zur
Abstimmung. Die Sitzung ist unterbrochen.

(Unterbrechung von 19.01 bis 19.22 Uhr.)
Vorsitzender GR Mag. Thomas Reindl: Wir nehmen

die unterbrochene Sitzung wieder auf. Wir haben heute
aus Sicherheitsgründen eine Verdoppelung bei den
Schriftführern, aber das wird schon gut funktionieren (er-
heitert) - nicht aus persönlicher Sicherheit, sondern zur
Erfassung der Abstimmungsergebnisse, damit sie richtig
und gut ist. (Heiterkeit bei Amtsf. StR KommR Peter
Hanke. - GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Wer passt
auf wen auf?) Kommen wir aber jetzt einmal zu Post 1.

Ich möchte noch fürs Protokoll, für alle im Saal und
auch für die Schriftführer sagen: Wenn ich sage, die FPÖ
stimmt zu oder die FPÖ ist dagegen, dann ist auch immer
der klubunabhängige Mandatar inkludiert. Das haben wir
so vereinbart. Das haben wir, glaube ich, auch das letzte
Mal schon so gemacht, außer der Kollege verhält sich an-
ders als die FPÖ. Wenn mir das auffallen würde, würde
ich das natürlich anmerken. (Allgemeine Heiterkeit. - GR
Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: Wenn er auffällig wird!)

Wir kommen nun zur Abstimmung, und zwar zuerst
über die Postnummer 1 der Tagesordnung. Das ist der
Entwurf des Voranschlages der Bundeshauptstadt Wien
für das Jahr 2024. Ich bitte also jene Damen und Herren
des Gemeinderates, die dem auf den Seiten XXV bis
XXXII des Voranschlagentwurfes abgedruckten Antrag
zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Die Zustimmung
erfolgt durch SPÖ und NEOS gegen ÖVP, GRÜNE und
FPÖ und ist damit mehrstimmig angenommen.

Wir kommen nun zu den Anträgen. Da werden wir
heute ein bisschen langsamer sein, weil wir das richtig er-
fassen wollen.

Antrag 1 hat die DigiPol-Nummer 1 und betrifft die Ab-
schaffung des „Sportgroschens“. Die sofortige Abstim-
mung wird beantragt. Wer stimmt dem Antrag zu? - Zu-
stimmung bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN gegen SPÖ
und NEOS. Das ist nicht die Mehrheit und daher abge-
lehnt.

Antrag 2, Verlagerung des ruhenden Verkehrs. Die so-
fortige Abstimmung wird beantragt. Wer dem beitritt, den
bitte ich um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ
gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Das ist nicht die erfor-
derliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 4, eingebracht von der Volkspartei, jährliche
Fortschrittsberichte zum Vorhaben „Raus aus Gas“. Die
sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer dem beitritt, den
bitte ich um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ
gegen SPÖ, GRÜNE und NEOS. Das ist nicht die erfor-
derliche Mehrheit.

Antrag der ÖVP, Nummer 5, Wahlfreiheit und finanzi-
elle Gerechtigkeit bei Nachmittagsbetreuung an Wiener
Schulen. Wer dem beitritt, den bitte ich um ein Zeichen
der Zustimmung. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den
GRÜNEN gegen NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erfor-
derliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag der ÖVP, Nummer 6, Wertschätzungspaket in-
klusive Wiener Linien-Jahreskarte für alle Wiener Pflicht-
schullehrer. Sofortige Abstimmung wird verlangt. Bitte um
ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN
gegen SPÖ und NEOS. Das ist nicht die erforderliche
Mehrheit.

Antrag der ÖVP, Nummer 7, Bekenntnis zu Nahver-
sorgung und Regionalität. Ich bitte um ein Zeichen. - Zu-
stimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen SPÖ und
NEOS. Das hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist da-
her abgelehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 8, keine Erweiterung der öster-
reichischen Staatsbürgerschaft … (GR Mag. Manfred Ju-
raczka: Entwertung!) - Entwertung, entschuldige bitte:
Keine Entwertung der österreichischen Staatsbürger-
schaft. Ich bitte um ein Zeichen, wer dem beitritt. - Zustim-
mung bei ÖVP und FPÖ gegen SPÖ, NEOS und GRÜNE.
Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und daher abge-
lehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 9, Stufenplan zur Verbesserung
des Fachkraft-Kind-Schlüssels in Wiens Kindergärten. Ich
bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und
GRÜNEN gegen SPÖ und NEOS. Das ist nicht die erfor-
derliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag Nummer 10, von der ÖVP, wurde zurückgezo-
gen. Der betrifft die Überprüfung von Fördernehmern der
Stadt Wien hinsichtlich der Verbreitung extremistischer In-
halte.

Antrag der ÖVP, Nummer 11, Neuverdichtung und
Wohnraumschaffung in der Stadt. Ich bitte um ein Zei-
chen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ, dem Klubunabhängi-
gen und den GRÜNEN gegen SPÖ und NEOS. Das ist
nicht die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt. (GR
Wolfgang Irschik: Den GRÜNEN? - GR Dr. Markus
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Wölbitsch-Milan, MIM - in Richtung GRÜNE: Habt ihr zu-
gestimmt?) Ja? (GR Felix Stadler, BSc, MA: Ja!)

Antrag ÖVP, Nummer 12, regelmäßiger Unteraus-
schuss „Gewalt gegen Frauen“. Hier wird die Zuweisung
an den Frauenausschuss gewünscht. Wer der Zuweisung
beitritt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Die
Zuweisung wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt gegen
FPÖ, NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche
Mehrheit.

Antrag der ÖVP, Nummer 13, Förderung des Life-Sci-
ence-Sektors. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen SPÖ und NEOS. Das ist
nicht die erforderliche Mehrheit, daher abgelehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 14, Beiräte und Jurys auf Basis
Ehrenamt. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP und FPÖ gegen SPÖ, NEOS und GRÜNE. Das ist
nicht die erforderliche Mehrheit, daher abgelehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 15, Ausbau an Fördermaßnah-
men für Musikbegeisterte. Ich bitte um ein Zeichen. - Zu-
stimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen SPÖ und
NEOS. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und daher
abgelehnt.

Antrag der ÖVP, Nummer 16, Entwicklung Wien
West/Aufhof. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen SPÖ und NEOS. Das hat
nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 17, Nutzung von Kabinen und
Kästchen für Tagesgäste im Wiener Stadionbad erlauben.
Da wird sofort abgestimmt. Wer dem beitritt, den bitte ich
um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜ-
NEN gegen SPÖ und NEOS. Das hat nicht die erforderli-
che Mehrheit.

Antrag 18, ÖVP, Kostentransparenz bei Finanzierung
von städtischen Kindergartenplätzen. Ich bitte um ein Zei-
chen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen
SPÖ und NEOS. Das hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag der ÖVP, Nummer 19, Deutschförderungen an
Wiens Kindergärten intensivieren. Ich bitte um ein Zei-
chen, wer zustimmt. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ ge-
gen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Das hat nicht die erforder-
liche Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 20, Evaluierung aller Vereine
mit Schwerpunkt Gewaltschutz und Prävention für Mäd-
chen und Frauen. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung
bei ÖVP und FPÖ gegen SPÖ, NEOS und GRÜNE. Das
hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher abge-
lehnt.

Antrag 21, ÖVP, antisemitische Beschmierungen im
Gemeindebau und im öffentlichen Raum. Ich bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN ge-
gen SPÖ und NEOS. Das hat nicht die erforderliche Mehr-
heit.

Antrag ÖVP, Nummer 22, U-Bahn-Ausbau bis an die
Stadtgrenze. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP und FPÖ gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Das hat
nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 23, linken Antisemitismus als
dringendes Problem anerkennen und Gegenmaßnahmen
setzen. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP

und FPÖ gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Das hat nicht
die erforderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag 24, ÖVP, Wiener Planungspraxis. Ich bitte um
ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN
gegen NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche
Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 25, ÖVP, Abschaffung der Dienstgeberab-
gabe, U-Bahn-Steuer, der Gemeinde Wien. Ich bitte um
ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ gegen
NEOS, SPÖ und GRÜNE. Das hat nicht die erforderliche
Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag 26, ÖVP, Tourismuszonen für Wien. Ich bitte
um ein Zeichen. - Die Zustimmung ist bei den Antragstel-
lern, also der ÖVP, alleine gegen alle anderen Parteien.
Das ist daher nicht die Mehrheit und abgelehnt.

Antrag der ÖVP, Nummer 27, Abschaffung des Valo-
risierungsgesetzes. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustim-
mung bei ÖVP und FPÖ gegen SPÖ, NEOS und GRÜNE.
Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und daher abge-
lehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 28, Förder-Call Digitalisierung
des Wiener Gesundheitswesens. Ich bitte um ein Zeichen.
- Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS
und SPÖ. Das hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist
abgelehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 29, Entlastung der Wiener Wirt-
schaft. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP,
FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS und SPÖ. Das hat nicht
die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Antrag der ÖVP, Nummer 30, Schutz und Erhalt des
Otto-Wagner-Areals. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustim-
mung bei ÖVP und FPÖ gegen SPÖ, NEOS und GRÜNE.
Das hat nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag ÖVP, Nummer 31, Umsetzung Programm
HerzMobil im Wiener Raum. Ich bitte um ein Zeichen. -
Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS
und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und da-
her abgelehnt.

Der Antrag der ÖVP mit der Nummer 33 ist zurückge-
zogen. (GR Dr. Markus Wölbitsch-Milan, MIM: 32!) - 33.
(GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar, BSc: 32 wurde nicht
abgestimmt!) - Bitte? (GRin Dipl.-Ing. Elisabeth Olischar,
BSc: 32 wurde nicht abgestimmt!) - Es gibt keine 32. Die
wird wahrscheinlich auf einem anderen Tagesordnungs-
punkt … (GRin Martina Ludwig-Faymann: Den Titel! - GR
Erich Valentin: Den Titel sagen!) Möglicherweise wurde
der Antrag noch vor Redaktionsschluss bereits zurückge-
zogen. Daher gibt es die Nummer 32 nicht. (Zwischenrufe
bei SPÖ und ÖVP.)

Ich sage jetzt noch einmal: Nummer 33, von der ÖVP,
wurde zurückgezogen. Jetzt kommen wir zu Nummer 34.
(GR Felix Stadler, BSc, MA: 32 kommt hinten noch ein-
mal!) - Ja, Nummer 33 wurde zurückgezogen und wurde
noch einmal eingebracht, aber als schriftlicher Antrag,
weil es halt eine Änderung im Antrag gegeben hat. Daher
ist es eine 500er Nummer, wie ich annehme. (GR Dr. Mar-
kus Wölbitsch-Milan, MIM: Sehe schon! Alles klar!) - Wir
kommen jetzt wieder zur Abstimmung.
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Antrag 34, von der ÖVP, Etablierung eines professio-
nellen Systems von Schulassistenz an Wiens Pflichtschu-
len. Ich bitte um ein Zeichen, wer zustimmt. - Die Zustim-
mung erfolgt durch ÖVP, FPÖ und GRÜNE gegen NEOS
und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit und da-
her abgelehnt.

Antrag 35, ÖVP, Wiental-Begrünung. Ich bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN ge-
gen SPÖ und NEOS. Das ist nicht die erforderliche Mehr-
heit und daher abgelehnt.

Antrag ÖVP, Nummer 36, mehr Förderprogramme für
Wissenschaft. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen SPÖ und NEOS. Das ist
nicht die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 37, ÖVP, Neustart für das Wiener Volkstheater
- Runder Tisch. Ich bitte um ein Zeichen, wer zustimmt. -
Zustimmung bei ÖVP und FPÖ gegen SPÖ, NEOS und
GRÜNE. Das hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist
daher abgelehnt.

Antrag 39, ÖVP, Sicherstellung von Bildung und Zu-
gang zu Kunst und Kultur in Kindergärten und Schulen.
Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und
dem Klubunabhängigen gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE.
Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag 40, ÖVP, Förderung von Schwimmkursen im
Kindergarten. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS und SPÖ. Das ist
nicht die Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 41, ÖVP, einheitliches Qualitätsniveau für Sa-
nitätspersonal im Rettungsdienst. Ich bitte um ein Zei-
chen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen
SPÖ und NEOS. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit
und daher abgelehnt.

Antrag 42, ÖVP, Kinderschutz in elementaren Bil-
dungseinrichtungen ganzheitlich fördern. Ich bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN ge-
gen NEOS und SPÖ. Er hat nicht die erforderliche Mehr-
heit.

Der Antrag Nummer 43, der ÖVP, Sensibilisierung von
Eltern zum Kinder- und Jugendschutz im Internet, wurde
zurückgezogen.

Antrag 44, ÖVP, Evaluierung aller Kulturförderungen.
Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und
GRÜNEN gegen SPÖ und NEOS. Das ist nicht die erfor-
derliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 46, ÖVP, Einführung eines Wien-Kodex. Dafür
wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer dem beitritt,
den bitte ich um ein Zeichen. - Zustimmung bei der ÖVP
gegen alle anderen. Daher ist der Antragsteller in der Min-
derheit. Der Antrag findet nicht die Mehrheit und ist abge-
lehnt.

Antrag 47, ÖVP, Begleitung und zusätzliche Unterstüt-
zung von KPJ-Studenten und Turnusärzten. Ich bitte um
ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN
gegen NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche
Mehrheit.

Antrag 48, ÖVP, Ausweitung polizeilicher Befugnisse
im Bereich der digitalen Kommunikationsüberwachung.
Ich bitte um ein Zeichen. - Die Zustimmung erfolgt durch

die Antragsteller, die ÖVP, alleine gegen alle anderen
Parteien. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag Nummer 50, NEOS und SPÖ, Einführung eines
verpflichtenden Ethikunterrichts mit Schwerpunkt politi-
sche Bildung. Ich bitte um ein Zeichen. - Die Zustimmung
erfolgt durch SPÖ, NEOS und GRÜNE gegen ÖVP und
FPÖ. Das ist die Mehrheit. Daher ist der Antrag angenom-
men.

Antrag 51, von SPÖ und NEOS eingebracht, Maßnah-
men zum Fachkräftemangel in der Sozialpädagogik und
in der sozialen Arbeit. Ich bitte um ein Zeichen, wer zu-
stimmt. - Zustimmung bei NEOS, SPÖ und GRÜNEN ge-
gen ÖVP und FPÖ, daher mehrheitlich angenommen.

Nummer 52, GRÜNE, Jugend-Sozialraumanalyse für
Wien. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei der ÖVP
und bei den GRÜNEN gegen FPÖ, NEOS und SPÖ. Das
ist nicht die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 53, von den GRÜNEN, Ausweitung der Awa-
reness-Teams auf die Wientalterrasse. Ich bitte um ein
Zeichen. - Die Zustimmung erfolgt durch die GRÜNEN,
die Antragsteller, alleine und gegen alle anderen Parteien.
Er hat daher nicht die erforderliche Mehrheit.

Antrag 54, der GRÜNEN, Aufstockung des Lehrstel-
lenangebots der Stadt Wien. Ich bitte um ein Zeichen, wer
dem beitritt. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den GRÜ-
NEN gegen SPÖ und NEOS. Das ist nicht die erforderli-
che Mehrheit. Daher ist der Antrag abgelehnt.

Antrag 55, der GRÜNEN, Ausbildungs- und Beschäf-
tigungsstrategie gegen den Lehrstellenmangel in Wien.
Wer dem beitritt, den bitte ich um ein Zeichen. - Zustim-
mung bei ÖVP und GRÜNEN gegen die Stimmen von
FPÖ, NEOS und SPÖ. Er hat nicht die erforderliche Mehr-
heit und ist abgelehnt.

Antrag 56, der GRÜNEN, Finanzierung der Awaren-
ess-Teams sicherstellen. Ich bitte um ein Zeichen, wer
dem zustimmt. - Die Zustimmung erfolgt durch die An-
tragssteller, die GRÜNEN, alleine gegen alle anderen
Parteien. Der Antrag ist daher abgelehnt.

Antrag 57, GRÜNE, VBgm Wiederkehr seit 1.098 Ta-
gen tatenlos. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung er-
folgt durch die GRÜNEN alleine gegen alle anderen Par-
teien. Er hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher
abgelehnt.

Antrag 58, der GRÜNEN, Leitfaden für Kinder- und Ju-
gendparlamente in den Bezirken schaffen. Ich bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und GRÜNEN gegen
FPÖ, NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche
Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 59, GRÜNE, keine Förderung an antidemokra-
tische Organisationen. Ich bitte um ein Zeichen. - Die Zu-
stimmung erfolgt durch die Antragsteller, die GRÜNEN,
alleine gegen alle anderen Parteien. Das ist nicht die
Mehrheit. Daher ist der Antrag abgelehnt.

Antrag 60, der GRÜNEN, Förderung der Medienkom-
petenz von Kindern und Jugendlichen. Ich bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und GRÜNEN gegen
FPÖ, NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche
Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 61, der GRÜNEN, mehr konsumfreie öffentli-
che Orte für Wiens Jugend. Ich bitte um ein Zeichen. - Die
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Zustimmung erfolgt durch die GRÜNEN alleine gegen alle
anderen Fraktionen. Er hat nicht die Mehrheit und ist da-
her abgelehnt.

Antrag 62, GRÜNE, Wiener Jugendrat - jetzt. Ich bitte
um ein Zeichen. - Zustimmung durch die Antragsteller, die
GRÜNEN, alleine gegen alle anderen Parteien. Er hat
nicht die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Antrag 63, GRÜNE, Erleichterung im Staatsbürger-
schaftsverfahren und maximale Ausschöpfung des Er-
messensspielraumes. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustim-
mung durch die Antragsteller, die GRÜNEN, alleine gegen
alle anderen Fraktionen. Er hat nicht die erforderliche
Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag 64, der GRÜNEN, Aufnahme und medizinische
Versorgung von Kleinkindern und Säuglingen aus dem
Gazastreifen. Wer dem beitritt, den bitte ich um ein Zei-
chen. - Die Zustimmung erfolgt durch NEOS, SPÖ und
GRÜNE gegen ÖVP und FPÖ. Das ist die Mehrheit, daher
ist der Antrag angenommen.

Antrag 65, GRÜNE, Ausweitung des Projektes „Com-
munity Nurses“. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung
bei ÖVP und den GRÜNEN gegen FPÖ, NEOS und SPÖ.
Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist da-
her abgelehnt.

Antrag 66, von den GRÜNEN, posthume Aberken-
nung von Ehrenzeichen. Ich bitte um ein Zeichen. - Zu-
stimmung bei ÖVP und GRÜNEN gegen FPÖ, NEOS und
SPÖ. Er hat nicht die erforderliche Mehrheit und ist abge-
lehnt.

Antrag 67, eingebracht von NEOS und SPÖ, Einfüh-
rung des österreichischen Chancenindex bei der Zutei-
lung von LehrerInnenplanstellen. Ich bitte um ein Zeichen
der Zustimmung. - Zustimmung bei NEOS, SPÖ und
GRÜNEN gegen ÖVP und FPÖ. Das ist die Mehrheit und
daher angenommen.

Antrag 68, GRÜNE, Winterdienst. Ich bitte um ein Zei-
chen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen
NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit
und daher abgelehnt.

Antrag 69, GRÜNE, Verdoppelung des Wissen-
schaftsbudgets sowie Implementierung der Forschungs-
schwerpunkte. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP und GRÜNEN gegen FPÖ, NEOS und SPÖ. Er hat
nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag 70, GRÜNE, Klimafit-Kriterien. Ich bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei den GRÜNEN, dem Antrag-
steller, alleine gegen alle anderen Fraktionen. Das ist
nicht die Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 71, GRÜNE, Verpflichtung zur Trennung,
Sammlung, Aufbereitung und Wiedernutzung von Grau-
wasser. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung der An-
tragsteller, der GRÜNEN, alleine gegen alle anderen
Fraktionen. Das ist nicht die Mehrheit und ist daher abge-
lehnt.

Antrag 72, GRÜNE, Querung vom Marlene-Haus-
hofer-Weg zum Gewerbepark Stadlau errichten. Ich bitte
um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜ-
NEN gegen NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderli-
che Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag 73, GRÜNE, Einführung einer Leerstandsab-
gabe. Ich bitte um ein Zeichen, wer zustimmt. - Zustim-
mung bei den Antragstellern, den GRÜNEN, alleine ge-
gen alle anderen Fraktionen. Das ist nicht die Mehrheit
und wird daher abgelehnt.

Antrag 74, GRÜNE, viel Autonomie - wenig Bürokratie,
wurde zurückgezogen.

Antrag 75, GRÜNE, Aufstockung Altstadterhaltungs-
fonds und Schaffung eines Kreislaufwirtschaftsfonds. Ich
bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und GRÜ-
NEN gegen FPÖ, NEOS und SPÖ. Das ist nicht die Mehr-
heit und daher abgelehnt.

Antrag 76, GRÜNE, Einrichtung eines Wiener Kinder-
gesundheitsbeirates. Ich bitte um ein Zeichen, wer dem
beitritt. - Zustimmung bei ÖVP und GRÜNEN gegen FPÖ,
NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit
und daher abgelehnt. Ich wiederhole das für die Schrift-
führer: Antrag 76 haben die ÖVP und die GRÜNEN zuge-
stimmt.

Antrag 77, GRÜNE, Fachenquete zu einheitlichen
Länderstellungnahmen. Ich bitte um ein Zeichen. - Zu-
stimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS und
SPÖ. Das ist nicht die Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 78, GRÜNE, Gratis-Öffis für SchülerInnen auf
Ausflügen und bei Schulveranstaltungen in Wien. Ich bitte
um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜ-
NEN gegen NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderli-
che Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 79, GRÜNE, Klimalehrlinge für Wien. Ich bitte
um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und GRÜNEN ge-
gen FPÖ, NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche
Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 80, GRÜNE, Aufstockung der inklusiven Lehr-
stellen in Wien. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung
bei ÖVP und GRÜNEN gegen die Stimmen von FPÖ,
NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit
und daher abgelehnt.

Antrag 81, GRÜNE, Maßnahmen zur Abfederung des
LehrerInnenmangels in Wiens Pflichtschulen. Ich bitte um
ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN
gegen NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche
Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 82, GRÜNE, Wien braucht eine Elementarbil-
dungsrevolution: NEOS müssen ihre Versprechen für die
Elementarbildung endlich umsetzen. Ich bitte um ein Zei-
chen. - Zustimmung bei ÖVP und GRÜNEN gegen FPÖ,
NEOS und SPÖ. Das ist nicht die Mehrheit und wird daher
abgelehnt.

Antrag 83, GRÜNE, Verlängerung des FSW-Winterpa-
kets für Wohnungslose. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustim-
mung bei ÖVP und GRÜNEN, Ablehnung durch FPÖ,
NEOS und SPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit
und daher abgelehnt.

Jetzt kommen wir zu einem Antrag, dessen Nummer
es auf Grund eines Systemfehlers zwei Mal gibt. Die erste
Nummer 84 ist also ein Antrag von SPÖ und NEOS, seit
über einem Monat auf der Suche nach einem Lebens-
zeichnen der StVO- Novelle. Wer dem beitritt, den bitte ich
um ein Zeichen. - Die Zustimmung erfolgt durch ÖVP,
NEOS und SPÖ gegen FPÖ und GRÜNE. Er ist daher
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mehrheitlich angenommen. (GR Mag. Josef Taucher - in
Richtung ÖVP: Wirklich? Gibt es ja gar nicht!)

Zweiter Antrag mit der Nummer 84, eingebracht von
FPÖ und Klubunabhängigem, Sicherheit im Radverkehr.
Ich bitte um ein Zeichen, wer dem zustimmt. - Zustimmung
bei ÖVP und FPÖ gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Das
ist nicht die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 85, eingebracht von FPÖ und dem Klubunab-
hängigen, keine Verlängerung der Straßenbahnlinie 18.
Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ
gegen SPÖ, NEOS und GRÜNE. Er hat nicht die erforder-
liche Mehrheit.

Antrag 86, eingebracht von FPÖ und dem Klubunab-
hängigen, Veröffentlichung der Verkehrsstudien. Wer
dem beitritt, den bitte ich um ein Zeichen. - Zustimmung
bei ÖVP und FPÖ gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Er hat
nicht die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Antrag 87, eingebracht von FPÖ und dem Klubunab-
hängigen, Zweckbindung der Gebühren aus der flächen-
deckenden Parkraumbewirtschaftung. Ich bitte um ein
Zeichen, wer dem beitritt. - Zustimmung durch die Antrag-
steller, die FPÖ und den Klubunabhängigen, gegen alle
anderen Fraktionen. Das ist nicht die Mehrheit und daher
abgelehnt.

Antrag 88, der FPÖ, Unterstützung für junge Familien.
Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung erfolgt durch die
FPÖ und den Klubunabhängigen alleine gegen alle ande-
ren Fraktionen. Das ist nicht die Mehrheit und daher ab-
gelehnt.

Antrag 89, FPÖ, Medikamentenmangel. Ich bitte um
ein Zeichen. - Zustimmung durch die Antragsteller und
den Klubunabhängigen alleine gegen alle anderen Frakti-
onen. Das ist nicht die Mehrheit und wird daher abgelehnt.

Antrag 90, FPÖ, Reform des Insolvenzrechts. Ich bitte
um ein Zeichen, wer dem zustimmt. - Zustimmung bei der
FPÖ und dem Klubunabhängigen gegen alle anderen
Fraktionen. Das ist nicht die Mehrheit und daher abge-
lehnt.

Antrag 91, FPÖ, Schutz der Bürger vor weiteren EU-
Steuern. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei der
FPÖ und dem Klubunabhängigen. Das ist nicht die Mehr-
heit, weil alle anderen Parteien dagegen sind. Deswegen
ist der Antrag abgelehnt.

Antrag 92, FPÖ, Lockerung der Kreditvergaberichtli-
nien. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei der FPÖ
und dem Klubunabhängigen. Alle anderen Fraktionen
sind dagegen. Das ist nicht die Mehrheit und daher abge-
lehnt.

Antrag 93, FPÖ, keine weiteren EU-Gelder für die Uk-
raine. Ich bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei der FPÖ
und dem Klubunabhängigen gegen alle anderen Fraktio-
nen. Alle anderen Fraktionen sind dagegen, daher hat er
keine Mehrheit und ist abgelehnt.

Antrag 94, FPÖ, kein EU-Beitritt der Ukraine. Ich bitte
um ein Zeichen. - Zustimmung bei der FPÖ und dem Klub-
unabhängigen. Alle anderen Fraktionen sind dagegen.
Daher ist der Antrag abgelehnt.

Der Antrag 95, der FPÖ, betreffend Gebührentranspa-
renz wurde zurückgezogen.

Antrag 96, GRÜNE, Ausfinanzierung des Projekts
„Stadtteil ohne Partnergewalt - StoP“. Bitte um ein Zei-
chen. - Zustimmung bei ÖVP und GRÜNEN gegen FPÖ,
NEOS und SPÖ. Hat nicht die erforderliche Mehrheit, ist
daher abgelehnt.

Antrag 97, GRÜNE, keine Valorisierung des TOP-Ju-
gend-Tickets für 2024 und 2025. Bitte um ein Zeichen. -
Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS
und SPÖ. Hat nicht die Mehrheit, ist daher abgelehnt.

Antrag 98, GRÜNE, Ausbau von legalen Graffitiflä-
chen in Wien. Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP und GRÜNEN gegen FPÖ, NEOS und SPÖ. Ist nicht
die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 99, GRÜNE, Öffi-Jugend-Ticket für alle U26.
Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ und GRÜ-
NEN gegen ÖVP, NEOS und SPÖ. Hat nicht die erforder-
liche Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag 100, FPÖ, Kopftuchverbot für Lehrerinnen.
Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ und klubun-
abhängigem GR Kieslich gegen alle anderen Fraktionen.
Hat keine Mehrheit, und der Antrag ist abgelehnt.

Antrag 101, FPÖ, Beibehaltung des Notensystems so-
wie der Matura. Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP und FPÖ gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Ist nicht
die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 102, FPÖ, Lehreroffensive in Wien. Bitte um
ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ, dagegen
NEOS, SPÖ und GRÜNE. Hat nicht die erforderliche
Mehrheit und ist abgelehnt.

Antrag 103, FPÖ, Toilettenanlagen für Buben und
Mädchen. Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP
und FPÖ gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Ist nicht die
erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 104, FPÖ, Zuwanderung aus Gaza. Bitte um
ein Zeichen. - Die Zustimmung erfolgt durch die FPÖ und
den klubunabhängigen GR Kieslich, gegen den Antrag
sind alle anderen Fraktionen. Daher hat er nicht die erfor-
derliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Antrag 105, FPÖ, Klassenschülerhöchstzahl. Bitte um
ein Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ und dem klubunab-
hängigen GR Kieslich, dagegen alle anderen Fraktionen.
Das ist nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag ist da-
her abgelehnt.

Antrag 106, FPÖ, Haus der Geschichte. Bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ und dem klubunabhängi-
gen GR Kieslich gegen alle anderen Fraktionen. Das ist
nicht die Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 107, FPÖ, Altstadterhaltungsfonds. Bitte um
ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ, dagegen
NEOS, SPÖ und GRÜNE. Das ist keine Mehrheit, daher
ist der Antrag abgelehnt.

Antrag 108, FPÖ, Verurteilung Anti-Israel-Einstellung
und schlummernden Antisemitismus. Bitte um ein Zei-
chen. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ. NEOS, SPÖ und
GRÜNE sind gegen den Antrag. Daher hat er nicht die er-
forderliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Antrag 109, FPÖ, Syrien als sicherer Herkunftsstaat. -
Zustimmung bei FPÖ und dem klubunabhängigen GR
Kieslich gegen alle anderen Fraktionen. Daher keine
Mehrheit, der Antrag ist abgelehnt.
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Antrag 110, FPÖ, Ja zu Push-backs bei illegaler Ein-
wanderung. Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ
und dem klubunabhängigen GR Kieslich, alle anderen
Fraktionen sind gegen den Antrag. Hat nicht die Mehrheit,
ist daher abgelehnt.

Antrag 111, FPÖ, freiwillige Sozialleistungen des Lan-
des für Dschihadisten, Rückkehrer, Gefährder und Is-
lamisten. Auch hier wird die sofortige Abstimmung bean-
tragt. - Zustimmung bei FPÖ und dem klubunabhängigen
GR Kieslich, dagegen alle anderen Fraktionen. Hat nicht
die erforderliche Mehrheit und ist abgelehnt.

Antrag 112, FPÖ, Förderstopp für islamistische Ver-
eine und Organisationen des politischen Islams. Bitte um
ein Zeichen. - Dafür FPÖ, der klubunabhängige GR Kies-
lich, dagegen alle anderen Fraktionen. Ist nicht die Mehr-
heit, daher abgelehnt.

Antrag 113, FPÖ, Einhaltung Schengener Abkom-
mens. Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und
FPÖ gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE, hat nicht die Mehr-
heit. Ist daher abgelehnt.

Antrag 114, FPÖ, Etablierung eines Sicherheitsbeira-
tes in Wien und Vorlage eines Islamisierungsberichtes.
Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ und klubun-
abhängigem GR Kieslich. Dagegen sind alle anderen
Fraktionen. Ist nicht die Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 115, FPÖ, Asylpolitik verschärfen. Bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ und klubunabhängigem
GR Kieslich, dagegen alle anderen Fraktionen. Ist nicht
die Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 116, FPÖ, Herabsetzung der Strafmündigkeit.
- Zustimmung bei FPÖ und klubunabhängigem GR Kies-
lich, dagegen alle andere Fraktionen. Ist nicht die Mehr-
heit, daher abgelehnt.

Antrag 117, FPÖ, Abschiebehauptstadt statt Zuwan-
derungshauptstadt. Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung
bei FPÖ und klubunabhängigem GR Kieslich gegen alle
anderen Fraktionen. Das ist nicht die Mehrheit, daher ab-
gelehnt.

Antrag 118, FPÖ, Gewalt in der Schule. Bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ und klubunabhängigem
GR Kieslich, dagegen alle anderen Fraktionen. Hat nicht
die Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag 119, FPÖ, Verhinderung einer Einbürgerungs-
offensive in Wien. Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP und FPÖ gegen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Ist nicht
die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Bei den nächsten beiden Anträgen wurden leider
durch das System wieder die Zahlen doppelt vergeben.
Das ist Nummer 120. Der erste Antrag Nummer 120 ist
von der FPÖ, Förderstopp für Türkis Rosa Lila Villa. Bitte
um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ, dage-
gen die Stimmen von NEOS, SPÖ und GRÜNEN. Ist nicht
die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Der zweite Antrag 120 ist von NEOS und SPÖ, not-
wendige Novellierung Mineralrohstoff-Gesetzes MinroG.
Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei FPÖ, NEOS, SPÖ
und GRÜNEN gegen die Stimmen der ÖVP. Das ist die
Mehrheit, daher ist der Antrag angenommen.

Antrag 121, FPÖ, Abschaffung Valorisierungsgesetz.
Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP und FPÖ ge-
gen NEOS, SPÖ und GRÜNE. Ist nicht die Mehrheit, da-
her ist der Antrag abgelehnt.

122, Antrag von NEOS, SPÖ und GRÜNEN, Vertrags-
reform der Europäischen Union. Bitte um ein Zeichen. -
Dafür sind NEOS, SPÖ und GRÜNE, dagegen ÖVP und
FPÖ. Der Antrag ist daher mehrheitlich angenommen.

123, Antrag von NEOS und SPÖ, die Ausweitung von
Werte- und Orientierungskursen des Österreichischen In-
tegrationsfonds. Bitte um ein Zeichen. - Dieser Antrag ist
einstimmig angenommen.

Antrag 3. Kurzer Moment, das System speichert. (All-
gemeine Heiterkeit. - Anhaltende Zwischenrufe.) Ja, wir
sind eh schon fast fertig, ich habe jetzt mit den Schriftfüh-
rern vereinbart, wir werde dem System eine Pause geben
und das dann nachtragen, und das wird jetzt handschrift-
lich mitgeschrieben. (Zwischenrufe.) Bitte um Konzentra-
tion.

Antrag Nummer 3, von ÖVP und GRÜNEN, leerste-
hende Geschäftslokale für Kunst und Kultur. Bitte um ein
Zeichen, wer dem zustimmt. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ
und GRÜNEN gegen NEOS und SPÖ. Ist nicht die erfor-
derliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag Nummer 4, ÖVP, Wiener Antisemitismusstra-
tegie mit Schwerpunkt bei Kulturvereinen und Institutio-
nen. Hier wird Zuweisung an den Ausschuss … (Zwi-
schenruf bei der ÖVP: Kultur!) - Kultur? - Okay, bitte das
auch so dazuschreiben, es steht nur „obiger Ausschuss“.
Gut, an den Kulturausschuss. Wer der Zuweisung an den
Kulturausschuss beitritt, bitte um ein Zeichen. - Die Zuwei-
sung erfolgt einstimmig. (Zwischenruf bei der ÖVP.) - Ich
lese nur die Beschlussformel und da steht: „Zuweisung an
den oben genannten Gemeinderatsausschuss.“ Jetzt
muss ich lesen, um welchen es da geht. Daher bitte um
Verständnis.

Antrag Nummer 5, eingebracht von ÖVP und GRÜ-
NEN, Attraktivierung von Kunst- und Kulturveranstaltun-
gen für Kinder und Jugendliche. Das ist klar, wo es hinge-
hört. Hier ist aber die sofortige Abstimmung beantragt. -
Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS
und SPÖ. Ist nicht die Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 500 … (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Das sind
die Anträge, die nicht elektronisch eingebracht wurden. Ti-
bet nicht vergessen - Unterstützung für die Rechte des ti-
betischen Volkes. Wer dem beitritt, bitte um ein Zeichen.
- Dieser Antrag wird einstimmig angenommen.

Antrag 501, ÖVP, Überprüfung von Fördernehmern
der Stadt Wien hinsichtlich der Verbreitung extremisti-
scher Inhalte. Hier wird die Zuweisung Geschäftsgruppen
Finanzen und Jugend, Integration und Kultur verlangt.
Wer diesen drei Zuweisungen beitritt, bitte um ein Zei-
chen. - Die Zuweisung erfolgt mit den Stimmen der ÖVP,
FPÖ, NEOS und SPÖ gegen die Stimmen der … (GR
Mag. Bettina Emmerling, MSc: Die GRÜNEN haben zu-
gestimmt!) Bitte? Habt ihr zugestimmt, GRÜNE? - Nein,
also die GRÜNEN sind nicht für die Zuweisung. Daher
mehrheitlich zugewiesen.



Gemeinderat, 21. WP 28. November 2023 45. Sitzung / 96

502, Ausbau von Abteilungen für Akutgeriatrie und Re-
mobilisation, eingebracht von der ÖVP. Es wird die Zuwei-
sung an den Gesundheitsausschuss verlangt. Wer dem
beitritt, bitte um ein Zeichen. - Die Zuweisung erfolgt ein-
stimmig.

504, GRÜNE, viel Autonomie - wenig Bürokratie. Es
wird die Zuweisung an den Bildungs-, Jugend- und Integ-
rationsausschuss beantragt. Wer dem beitritt, bitte um ein
Zeichen. - Die Zuweisung erfolgt einstimmig.

505, FPÖ, Gebührentransparenz. Es wird die Zuwei-
sung an den Finanzausschuss beantragt. Wer die Zuwei-
sung unterstützt, bitte ich um ein Zeichen. - Die Zuwei-
sung erfolgt durch ÖVP, FPÖ, NEOS und SPÖ, gegen die
Zuweisung sind die GRÜNEN. Ist daher mehrheitlich zu-
gewiesen.

506, betreffend Bewusstseinsbildung und Aufklärung
zum Thema gelbe Schleife bei Hunden, von der ÖVP ein-
gebracht. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Bitte
um ein Zeichen. - Zustimmung der ÖVP, FPÖ und GRÜ-
NEN gegen NEOS und SPÖ. Hat nicht die Mehrheit und
ist daher abgelehnt.

Ist jemandem aufgefallen, dass wir einen Antrag über-
sehen haben? - Ich frage zur Sicherheit. (GR David Ellen-
sohn: Nein! - VBgm.in Kathrin Gaál: Gehen wir es sicher-
heitshalber noch einmal durch! - GR Dr. Markus
Wölbitsch-Milan, MIM: Noch einmal von vorne! - Allge-
meine Heiterkeit.) Alle schütteln den Kopf. Soll schon vor-
gekommen sein!

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnum-
mer 2, sie betrifft den Entwurf des Voranschlages der Bun-
deshauptstadt Wien für das Jahr 2025. Ich bitte jene Da-
men und Herren des Gemeinderates, die dem auf den
Seiten XXV bis XXX des Vorschlagentwurfes abgedruck-
ten Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Die
Zustimmung erfolgt mit SPÖ und NEOS gegen ÖVP,
GRÜNE, FPÖ und ist daher mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Post 3, das
ist die Überprüfung der öffentlich-rechtlichen Geldleistun-
gen und tarifmäßigen Entgelte durch den Gemeinderat.
Wer Post 3 zustimmt, bitte um ein Zeichen. - Die Zustim-
mung erfolgt durch SPÖ, NEOS und GRÜNE, dagegen
sind ÖVP und FPÖ, daher mehrheitlich angenommen.

Postnummer 4 der Tagesordnung ist die Feststellung
der Wertgrenzen für das Jahr 2024. Ich bitte um Zustim-
mung. - Zustimmung bei SPÖ, NEOS und GRÜNEN ge-
gen ÖVP und FPÖ, daher mehrheitlich angenommen.

Post 5 sind die Wertgrenzen für das Finanzjahr 2025.
Bitte um ein Zeichen, wer dafür ist. - SPÖ, NEOS und
GRÜNE sind für die Postnummer 5, ÖVP und FPÖ dage-
gen, daher mehrstimmig angenommen.

Post 6 der Tagesordnung betrifft den Wirtschaftsplan
der Unternehmung Wiener Gesundheitsverbund für das
Jahr 2024, Mehrjahresplanung 2024 bis 2028 der Unter-
nehmung Wiener Gesundheitsverbund sowie definierte
strategische Ziele des Wiener Gemeinderates für die Un-
ternehmung Wiener Gesundheitsverbund 2024 bis 2028.
Die Debatte hat schon stattgefunden. Wer dem betritt,
bitte ein Zeichen. - Die Zustimmung erfolgt durch SPÖ und
NEOS gegen ÖVP, GRÜNE und FPÖ und ist daher mehr-
stimmig angenommen.

Zu Post 6 haben wir Anträge vorliegen.
Der Antrag 6.1 wurde von der ÖVP gestellt, transpa-

rente und nachvollziehbare OP-Wartezeiten im Wiener
Gesundheitsverbund. Dieser Antrag wurde zurückgezo-
gen.

6.2, ÖVP, Einsatz von Pool-Diensten in den Kliniken
des Wiener Gesundheitsverbundes. Wer dem beitritt, bitte
um ein Zeichen. - Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜ-
NEN, dagegen sind NEOS und SPÖ. Das ist nicht die er-
forderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt.

Antrag 6.3, ÖVP, Erinnerungsnachricht bei Terminen
im Wiener Gesundheitsverbund. Bitte um ein Zeichen. -
Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS
und SPÖ. Ist nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher
abgelehnt.

Und nun, mit der Nummer 503, der Antrag betreffend
transparente und nachvollziehbare OP-Wartezeiten im
Wiener Gesundheitsverbund, nun mit einer Zuweisung an
den Gesundheitsausschuss. Wer die Zuweisung unter-
stützt, bitte ich um ein Zeichen. - Die Zuweisung erfolgt
einstimmig.

Damit sind wir mit Post 6 und den Anträgen fertig.
Wir kommen nun zu Post 7, das ist der Wirtschaftsplan

der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen für das
Jahr 2024. Wer dem beitritt, bitte um ein Zeichen. - Zu-
stimmung bei SPÖ und NEOS gegen die Stimmen von
ÖVP, GRÜNEN und FPÖ. Ist damit mehrstimmig ange-
nommen.

Dazu liegen auch Anträge vor.
Und zwar Antrag 7.1, eingebracht von der ÖVP, Erhö-

hung der Sanierungsquote durch Wiener Wohnen. Bitte
um ein Zeichen, wer dem beitritt. - Zustimmung von ÖVP,
FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS und SPÖ. Ist nicht die
erforderliche Mehrheit und ist daher abgelehnt.

7.2, ÖVP, rechtswidrig eingehobene Umsatzsteuer im
Wiener Gemeindebau. Bitte um ein Zeichen. - Zustim-
mung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS und
SPÖ. Ist nicht die erforderliche Mehrheit und ist daher ab-
gelehnt.

Antrag 7.3, ÖVP, Überprüfung des Mietverhältnisses
mit dem Verein Dar-al-Janub durch Wiener Wohnen. Bitte
um ein Zeichen, wer dem beitritt. - Zustimmung erfolgt bei
ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS und SPÖ. Ist nicht
die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

Antrag 7.4, ÖVP, Sanierung des Gemeindebaus The-
odor-Herzl-Hof. Bitte um ein Zeichen. - Zustimmung bei
ÖVP, FPÖ und GRÜNEN gegen NEOS und SPÖ. Ist nicht
die erforderliche Mehrheit und daher abgelehnt.

7.5, GRÜNE, Wiener Gemeindebau: Sanierungsquote
steigern, Gemeindebau Neu intensivieren. Bitte um ein
Zeichen. - Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN, da-
gegen sind NEOS und SPÖ. Ist nicht die erforderliche
Mehrheit, daher ist der Antrag abgelehnt.

Antrag 7.6, FPÖ, Einfrieren der Mieten im sozialen
Wohnbau. Bitte um ein Zeichen, wer dem zustimmt. - Zu-
stimmung bei FPÖ und Klubunabhängig, dagegen alle an-
deren Fraktionen. Ist nicht die Mehrheit, daher ist der An-
trag abgelehnt.

Antrag 7.7, FPÖ, Dar-al-Janub, Verein für antirassisti-
sche und friedenspolitische Initiative. Wer dem beitritt,
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bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Die Zustimmung er-
folgt bei FPÖ und Klubunabhängig gegen alle anderen
Fraktionen. Ist nicht die Mehrheit und daher abgelehnt.
(Zwischenrufe. - Heiterkeit bei VBgm.in Kathrin Gaál und
Amtsf. StR KommR Peter Hanke.) Wir sind noch nicht fer-
tig, bitte.

Gut. Postnummer 8 der Tagesordnung ist der Wirt-
schaftsplan der Unternehmung Wien Kanal für das Jahr
2024. Wer Postnummer 8 zustimmt, bitte um ein Zeichen
mit der Hand. - Zustimmung bei SPÖ und NEOS gegen

ÖVP, GRÜNE und FPÖ. Damit ist Postnummer 8 mehr-
stimmig angenommen.

Damit sind wir mit der Tagesordnung und den Anträ-
gen für heute fertig. Ich … (Anhaltende Zwischenrufe.) Die
Sitzung läuft noch! (GR Mag. Dietbert Kowarik: Mach wei-
ter!) Ich danke für die bis jetzt andauernde Sitzungsdiszip-
lin, wünsche einen schönen Abend, und wir sehen uns
morgen um 9 Uhr. Kommt gut heim! Gute Nacht.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 20.25 Uhr.)


